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Antrag A001: Sicherheitspolitisches Papier

Antragsteller*in: Bezirksvorstand SPD Hessen-Siid
Status: Empfehlung der Redaktionskonferenz liegt vor
Empfehlung der Annahme in geanderter Fassung

Redaktionskonferenz:

Sachgebiet: A - AuBenpolitik, Friedenspolitik, Sicherheitspolitik, Europa

Der Parteitag moge beschliefRen:

o uu &~ W N =

~

19
20
21
22
23
24

25
26
27
28
29
30
31

32

Der brutale volkerrechtswidrige Krieg Putins gegen die Ukraine hat die schon langer
briichige Weltfriedensordnung erschiittert. Mit Recht kann dieser Krieg als
JZeitenwende” bezeichnet werden, es ist ein Weckruf an alle demokratischen Lander,
diesem Angriff auf die Weltfriedensordnung der UNO und die europaische
Sicherheitsordnung, die in der OSZE in der Schlussakte von Helsinki von 1975 und in
der Charta von Paris verankert sind, abzuwehren. Diese Werteordnung griindet auf den
Prinzipien Verzicht auf Gewaltanwendung oder Gewaltandrohung, Achtung der
territorialen Integritat und der Unverletzlichkeit von Grenzen, sowie dem Prinzip der
Nichteinmischung in die inneren Angelegenheiten der Staaten. Sie verpflichten zur
friedlichen Streitbeilegung von Konflikten. Dazu wurden zahlreiche Instrumente im
Rahmen der UNO, der OSZE, der EU und der NATO geschaffen. Die Diplomatie und alle
anderen Versuche der Konfliktbeilegung sind in dem Konflikt Putins mit der Ukraine
gescheitert.

Die SPD Hessen-Siid unterstiitzt die Bundesregierung in ihrem Vorgehen bei den
Sanktionen und ermutigt sie, diese Sanktionen so streng wie moglich auszugestalten,
um ihre Wirksamkeit zu gewahrleisten. Die SPD Hessen-Siid ermutigt die
Bundesregierung, der Ukraine hochstmogliche humanitare, finanzielle und militarische
Unterstiitzung zu leisten.

Waffenlieferungen

Volkerrechtlich ist es nach Art.51 UNO-Charta legitim, der angegriffenen Ukraine zur
Hilfe zu kommen, bis der Sicherheitsrat eine Entscheidung fallt. Das russische Veto
verhindert eine Entscheidung des Sicherheitsrates. Folglich miissen die USA, die
europaischen Staaten und die NATO auch aus Eigeninteresse Putins Expansionsgeliiste
stoppen.

Die SPD Hessen Siid unterstiitzt deshalb die Entscheidung, der Ukraine Waffen fiir ihre
Verteidigung zu schicken. Diese Waffenlieferungen miissen sehr schnell erfolgen, eine
Unterscheidung nach offensiven und defensiven Waffen ist unsinnig angesichts der
Kriegssituation vor Ort. Angesichts der schweren Kriegsverbrechen und des vermuteten
Genozids ist es in unserem eigenen Interesse, schnell alles, was erforderlich ist, um
Putin keinen Sieg in der Ukraine zu ermoglichen, zu schicken. Wenn Putin nicht in der
Ukraine gestoppt wird, wird es weitere Eroberungsgeliiste geben.

Funktionsfahigkeit der UNO verbessern
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Schon von Anfang ihrer Existenz ist die Funktionsfahigkeit der UNO durch das Veto der
flinf Vetomachte beeintrachtigt. Seit Jahrzehnten gibt es Reformvorschlage, die
regelmaRig scheitern. Die Mitgliedsstaaten haben in vielfaltiger Weise gegen die
Charta der UNO verstoBen und Sicherheitsratsbeschliisse ignoriert. Es ist dringend
notig, auf der Respektierung der regelbasierte Ordnung zu bestehen.

Der russische Uberfall auf die Ukraine hat sichtbar gemacht, dass die
Funktionsfahigkeit dieser wichtigen Weltorganisation in Gefahr ist und die vielfach
beschworene ,Weltunordnung” die Sicherheit aller Lander gefahrdet. Sonst machen
riicksichtslos alle Staaten, was ihnen gefallt. Kurzfristig ist es deshalb no6tig, mit
den Mitteln, die zur Verfiigung der Mitgliedsstaaten stehen, zu arbeiten.

Die SPD Hessen-Siid fordert deshalb die Bundesregierung auf:

1. Sich in Gesprachen mit allen Mitgliedsstaaten darum zu bemiihen, die
Generalversammlung in strittigen Fallen, wenn der Sicherheitsrat blockiert ist,
durch den ,Uniting for Peace” Mechanismus zu befassen und eine Empfehlung der
Generalversammlung zu ermoglichen. Auch wenn diese keine rechtliche
Verbindlichkeit hat, hat ein solches Vorgehen politisches Gewicht.

2. in Gesprachen die fast 40 Lander, die sich in der Generalversammlung am 2.3.22
bei der Resolution zur Verurteilung des Angriffs auf die Ukraine enthalten
haben, zu einer anderen Haltung zu bewegen

3. den Internationalen Gerichtshof (IGH) zu starken und die Respektierung seiner
Urteile zu fordern

4, den Internationalen Strafgerichtshof (IStGH) bei der Aufklarung der
Kriegsverbrechen in der Ukraine zu unterstiitzen und zu starken, sowie alle
Staaten, die sich bisher nicht dessen Gerichtsbarkeit unterworfen haben, zur
Anerkennung zu bewegen, unter anderem die USA

5. diejenigen Nicht-Regierungsorganisationen zu unterstiitzen, die unter
schwierigsten Umstanden in der Ukraine die Beweise fiir Kriegsverbrechen sammeln.

6. langfristig sich fiir eine Reform des UN-Sicherheitsrates einsetzen, um eine
gerechtere Vertretung der Staaten der Welt bei den permanenten Sitzen zu
ermoglichen

Die OSZE funktionsfahig erhalten und starken

Die OSZE, die im Kalten Krieg durch einen langen, miihsamen Diskussionsprozess aus der
Konferenz fiir Sicherheit und Zusammenarbeit (KSZE) entstanden ist, hat auf den Werten
der UNO basierend ein funktionierendes Sicherheitssystem fiir Europa hervorgebracht.
Ein besonderes Verdienst bestand in den Bereichen konventioneller Abriistung,
Vertrauensbildung und TransparenzmaBnahmen. Dariiber hinaus waren die Wahrung der
Menschenrechte, der Schutz von Minderheiten und die friedliche Streitbeilegung
erfolgreiche Aufgabenfelder. Alle Abriistungsabkommen, die in Europa fiir groRe

Schritte bei der konventionellen Abriistung gesorgt haben, sind heute nicht mehr in
Kraft. Die Werte Demokratie, Gleichberechtigung, Rechtsstaatlichkeit und
Menschenrechte geraten gefahrlich ins Wanken. Da die OSZE aber als Organisation mit
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57 Staaten, die Europa, Nordamerika und alle Staaten der ehemaligen Sowjetunion
umfasst, ein wichtiges Kommunikationsorgan ist und bleiben soll, gilt es, die
Organisation zu schiitzen und zu stabilisieren. Viele der Mitgliedsstaaten haben

eigene wichtige Interessen an der Tatigkeit der OSZE. Daran muss festgehalten werden,
um langfristig wieder volle Funktionsfahigkeit entfalten zu konnen. Dies wird einen
langen Atem und auch Reformen brauchen. Wichtig ist, an den Grundwerten festzuhalten.
Dies kann nach der Putin-Ara zum Aufbau einer neuen Sicherheitsarchitektur fiihren.

Die Bundesregierung muss sich fiir die Freilassung der gefangenen Mitglieder
einsetzen, und sicherstellen, dass Mitglieder von OSZE-Missionen besonderen Schutz
verdienen. Nur so konnen die wertvollen Dienste, die solche Missionen leisten, auch
kiinftig gewahrleistet werden.;

Neue Bedrohungsanalyse erstellen

Nachdem sichtbar wird, dass die alte Sicherheitsordnung zerbrochen ist, dass
Angriffskriege und territoriale Expansionsanspriiche moglich sind, miissen USA, NATO,

EU und die nationalen Staaten eine neue Bedrohungsanalyse erarbeiten, die der Lage
angemessen ist. Alte existierende Bedrohungen, wie Nuklearwaffen, konventionelle

Waffen und ihr Aufwuchs miissen bewertet werden, ebenso neue Risiken wie

Cyberangriffe, hybride Kriegsfiihrung, neue innovative Technologien und

Weltraumrisiken. In vielen Bereichen wird man als Konsequenz neue Manahmen einfiihren
miissen und neue Strategien entwickeln. Bei allen MaRnahmen muss aber darauf geachtet
werden, dass kein Riistungswettlauf provoziert wird und bei Innovationen
Technikfolgeabschatzungen stattfinden, um gefahrliche Fehlentwicklungen zu vermeiden.
Vor allem diirfen noch bestehende Verbotsabkommen, Abriistungsvertrage und Konventionen

nicht gefahrdet werden.

Die SPD Hessen-Siid fordert die Bundesregierung auf, in diesem Zusammenhang immer
darauf zu beharren, dass das Ziel einer atomwaffenfreien Welt nicht aufgegeben wird.

Auch die Cybersicherheitspolitik braucht nach der #Zeitenwende einen frischen Blick.
Gepragt von einer insgesamt stark marktgetriebenen Entwicklung des Internets ist die
gesellschaftliche Analyse und Gestaltung dieses wichtigen Feldes gepragt von einer
chronischen Unterentwicklung trotz groRen Hype-Faktor in Schlagzeilen und politischem
Buzzording.

Innerhalb von Europa (EU, NATO u.a.) gibt es zahlreiche Ansdtze maoglicher
Zusammenarbeit im Bereich der Cybersicherheitspolitik. Aber die nationalen Behorden,
Organisation und Netzwerke stellen weiterhin groRe Silos dar, die nicht ausreichend

gut kommunizieren und zusammenarbeiten. Diese fehlende Zusammenarbeit ist einerseits
interessengeleitet, aber auch der fehlenden politischen Schwerpunktsetzung

geschuldet.

Ebenso ist die Dominanz von IT-Konzernen und anderen privatwirtschaftlichen
Stakeholdern in gemeinsamen Bemuihungen der Cyberabwehr zu thematisieren. Bedingt
durch die Dominanz dieser Konzerne in der meist rein marktwirtschaftlichen
Ausgestaltung der globalen Internet-Strukturen in den letzten Jahrzehnten ist dies
einerseits nachvollziehbar, andererseits aber auch fiir sich genommen ein
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Missverhaltnis in der politisch-gesellschaftlichen, sprich demokratischen Kontrolle
und Gestaltung dieses Felds. Das Primat der Politik im Feld der
Cybersicherheitspolitik ist sicherzustellen.

Die SPD Hessen-Siid fordert die Bundesregierung auf, in diesem Bereich durch geeignete
MaRnahmen sowohl eine parteiinterne Kompetenz aufzubauen als auch Vergleichbares in
ihren politischen Forderungskatalog aufzunehmen. Neben den Bereichen des Cyber
Warfare ist auch das praventiv wirkende Feld der Informationssicherheit sowie

groRerer Souveranitat, Kompetenz und Resilienz in der Informationsgesellschaft als
wichtiger Bereich der hybriden Kriegsfiihrung auszugestalten.

Aufbau und Reform der Bundeswehr

Die SPD Hessen-Siid unterstiitzt die Bemiihungen der Bundesregierung, die Bundeswehr zu
sanieren und zu reformieren. Sie muss fiir neue Herausforderungen geriistet sein. Die

SPD Hessen-Siid unterstiitzt deshalb das Vorhaben von Olaf Scholz, ein Sondervermogen
von 100 Milliarden Euro zu diesem Zweck einzurichten, um die Ausriistungsdefizite der
Bundeswehr zu beheben und notwendige neue Waffensysteme zu beschaffen, die zur
Erfillung ihrer Aufgaben bei der Landes- und Biindnisverteidigung benotigt werden.

Die SPD Hessen-Siid fordert die Bundesregierung auf, dabei folgendes zu beachten:

1. Alle Investitionen und Anschaffungen, die nicht nur Ausriistungsdefizite fiir die
Soldaten betreffen, miissen auf einer sorgfaltigen Bedrohungsanalyse beruhen das
Fahigkeitsprofil muss entsprechend weiterentwickelt werden

2. Eine Analyse, welche Aufgaben die Bundeswehr in Zukunft wahrnehmen soll, muss
Grundlage der Beschaffungsentscheidungen sein (Landes- und Biindnisverteidigung,
Aufgaben im Rahmen der GSVP/EU, Blauhelmeinsatze der UNO, Auslandeinsatze?)

3. Adaquate Ausriistung der Soldaten fiir diese Aufgaben: Bekleidung, Waffen,
Schutzausriistung, Nachtsichtgerate und Kommunikation

4, Waffen und Gerat, die fiir die identifizierten Aufgaben gebraucht werden,
(Panzer, gepanzerte Fahrzeuge, Helikopter, Drohnen, Transport- und
Kampfhubschrauber u.a.)

5. Bedarf sorgfaltig ermitteln, mit dem Bundestag abstimmen, transparent
kommunizieren.

6. Beschaffung abgestimmt mit der NATO und der EU, um Synergien zu nutzen,
Typenvielfalt zu reduzieren, Kompatibilitdat und Interoperabilitat zu
gewahrleisten und Kosten zu sparen

NATO starken, Staaten schiitzen

Im Juni 2022 wird die NATO einen Gipfel in Lissabon abhalten und ihr Strategisches
Konzept liberarbeiten. Das letzte Strategische Konzept stammt aus dem Jahr 2010.
Seitdem hat sich das Sicherheitsumfeld dramatisch verandert. Vorarbeiten zur
Anpassung fanden in einem intensiven Beratungsprozess seit 2019 statt. Seit November
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2020 liegt das Konzept ,,NATO 2030 vor. Im November 2021 gab der NATO-Gipfel in
Briissel schon eine Vorausschau der zu erwartenden Veranderungen des Strategischen
Konzepts. Aber die sich liberstiirzenden Ereignisse seit dem volkerrechtswidrigen
Uberfall Russlands werden zweifellos weitere Uberlegungen nach sich ziehen. Die neuen
Bedrohungen hybrider Kriegsfiihrung, Cyberwar, Weltraumrisiken werden genauso
berlicksichtigt werden, wie neue innovative Technologien.

Die geplanten verstarkten Vorkehrungen gegen Aggressionen, der Aufbau notwendiger
Verteidigungssysteme und notwendiger Infrastruktur muss mit allen NATO-Mitgliedern
sorgfaltig abgestimmt werden und mit den Vorhaben der europdischen Sicherheits-und
Verteidigungspolitik kompatibel sein. Doppelstrukturen miissen vermieden werden. Die
Verstarkung der NATO ist angesichts der zunehmenden Bedrohung notwendig. Die SPD wird
aber darauf achten, dass durch Entscheidungen der NATO keine unnotigen
Konfrontationen aufgebaut werden. Die Bedrohung der osteuropdischen NATO-Staaten
flihrt schon jetzt zu einer verstarkten Dislozierung von NATO-Truppen in diesen
Landern.

Die SPD Hessen-Siid bittet die Bundesregierung, bei Entscheidungen iiber zusatzliche
Stationierung von NATO-Truppen und neue Basen in den osteuropadischen Landern, dies
wie bisher nicht als standige Stationierung vorzusehen, sondern auf rotierender

Basis. Ebenso soll sich die SPD der Stationierung von Nuklearwaffen in diesen Landern
widersetzen. Die NATO wiirde mit solchen MaBnahmen von sich aus die NATO-Russland
Grundakte verletzen. Auch wenn Russland unendlich viele Vertrage verletzt hat, muss
sich die NATO nicht ihrerseits ins Unrecht setzen. Einhaltung von Vertragen ist ein
wichtiger Bestandteil der wertebasierten Sicherheitsordnung, die erhalten werden
muss. Bei geanderten Rahmenbedingungen nach Putin waren wichtige Grundlagen zur
Kommunikation mit Russland nicht zerstort.

Im Jahr 2010 bemiihte sich die Bundesregierung (damals CDU/CSU-FDP) um die Entfernung
der US-Nuklearwaffen aus Europa und aus Deutschland. Die SPD und Biindnis 90/die
Griinen unterstiitzten diese Anliegen. Damals wurde es, trotz ahnlicher Forderungen in
anderen europadischen Landern, aufgrund des Protestes vor allem der osteuropaischen
NATO-Lander verworfen. Die neue Bundesregierung unter Olaf Scholz hat dieses Anliegen
nicht weiterverfolgt und der Beschaffung eines neuen Tragersystems als Ersatz fiir den
Tornado zugestimmt. Angesichts des Ukrainekrieges kann die Forderung nach der
Entfernung der US-Nuklearwaffen aus Deutschland nur langfristig umgesetzt werden. Die
SPD halt aber an ihrem Ziel einer Welt frei von Nuklearwaffen fest.

Nukleare Abriistung

Die unverhohlenen Drohungen Putins mit Nuklearwaffen im Ukraine-Krieg bringt die Welt
an den Abgrund einer nuklearen Katastrophe. 77 Jahre nach Hiroshima und Nagasaki
droht ein nuklearer Schlagabtausch die Menschheit ins Verderben zu stiirzen.

Politiker und Wissenschaftler vermuten, Putin konne taktische Nuklearwaffen

einsetzen, weil er diesen Krieg um jeden Preis gewinnen will. Vor dem Angriff auf die
Ukraine warnte Putin westliche Lander, sich aus dem Konflikt herauszuhalten: Jedes
Land, das sich einmische, habe Konsequenzen zu erwarten, ,die noch nie in der
Geschichte dagewesen sind.” Kurz darauf versetzte er seine Nuklearwaffen in erhohte
Bereitschaft. Bisher haben Nachrichtendienste allerdings keine praktischen
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Vorbereitungen Russlands beobachten konnen, aber der stellvertretende Vorsitzend des
Sicherheitsrates Russlands, Medwedew, legte kraftig mit Drohungen nach, indem er eine
ganze Reihe von Rechtfertigungen zum Einsatz nuklearer Waffen vortrug. Tatsachlich
hat Russland im Jahr 2000, zur Zeit des Tschetschenienkrieges, seine Nukleardoktrin
dahin verandert, dass bei einem militarischen Konflikt, in dem Russland zu

unterliegen drohe, es mit einem limitierten nuklearen Schlag antworten werde - das
Ganze nannte sich ,Deeskalation”! Im Jahr 2010 anderte Russland nochmals seine
Nuklearstrategie dahin, dass die Anwendung nuklearer Waffen im Falle eine Bedrohung
der Existenz Russlands erfolgen werde. Im Marz 2022 warnte Medwedew, sollte die Welt
mit ihrer Verschworung zur Zerstorung von Russland fortfahren, werde dies auf eine
atomare Katastrophe fiir die Welt zusteuern. Er baut den Mythos auf, seit dem Ende des
Kalten Krieges habe sich die USA verschworen, Russland zu zerstoren. Sollten die USA
ihr Ziel erreichen (Russland ,gedemiitigt, eingeschrankt, zerschmettert, geteilt und
zerstort“), dann werde der Welt eine ,dystopische Krise* bevorstehen, die in einer
groBen atomaren Explosion enden werde.

Vor einem Jahr, Anfang Februar 2021, nach dem Amtsantritt Prasident Bidens hatte es

ganz anders ausgesehen. Prasident Biden, der sich schon in seinem Wahlkampf fiir
nukleare Abriistung und die Einfiihrung eines No-First-Use in der neuen

Nuklearstrategie der USA ausgesprochen hatte, verlangerte das NEW START-Abkommen mit
Prasident Putin kurz vor seinem Auslaufen um zunachst 5 Jahre bis 2026. Damit bleibt
zunachst das letzte noch giiltige Abkommen lber die Begrenzung nuklearer Arsenale
bestehen, nachdem Prasident Trump das fiir Europa so wichtige Mittelstreckenabkommen
(Intermediate Range Nuclear Forces Treaty(INF)) zur vollstandigen Eliminierung von
Nuklearwaffen von einer Reichweite zwischen 500 bis 5500 km aufgekiindigt hatte.

Am 16. Juni 2021 trafen sich Prasident Biden und Prasident Putin in Genf zu
Abriistungsgesprachen. Dort wiederholten die beiden Prasidenten den beriihmten Satz
ihrer Vorganger Reagan und Gorbatschow anlasslich der Unterzeichnung des INF-
Vertrages in Reykjavik 1987: ,Ein Nuklearkrieg kann nicht gewonnen werden und darf
nie ausgefochten werden.” Noch im Dezember verkiindeten die fiinf offiziellen
Nuklearmachte USA, Russland, China, GroRbritannien und Frankreich (genannt P5) in
einer gemeinsamen Erklarung, dass ,keine ihrer Nuklearwaffen auf einander noch auf
irgendeinen anderen Staat gerichtet sei.”

Am 27. Juli 2021 nahmen die Delegationen der USA und Russlands Verhandlungen zur
LStrategischen Stabilitat” auf. Eine Fortsetzung dieser Gesprache hat es nicht
gegeben. Stattdessen droht Putin jedem, der sich ihm in den Weg stellt, mit einem
Nuklearschlag.

Nach dem Uberfall Putins auf die Ukraine, den Kriegsverbrechen und den unverhohlenen
Drohungen mit einem Nuklearschlag ist die Zukunft des Nichtverbreitungsvertrages noch
unsicherer geworden. Die letzte erfolgreiche Uberpriifungskonferenz war im Jahr 2010,

wo man sich zum letzten Mal auf ein Abschlussdokument einigen konnte, das im Prinzip
den 2000 gefundenen Konsens ausbuchstabierte. Umgesetzt wurde allerdings nichts. 2015
gab es keine Einigung. Die fiir 2020 fallige Uberpriifungskonferenz wurde wegen Corona
verschoben und soll jetzt im August 2022 stattfinden.
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245  Es steht zu befiirchten, dass auch 2022 kein Fortschritt erreicht werden wird. Es ist
246 aber besonders wichtig, eine klare Linie aufrecht zu erhalten.

247 Die Bundesregierung und die EU sollten folgende dringende Forderungen einbringen:

248 1. Ratifizierung des CTBT und bis zur und bis zum endgiiltigen Inkrafttreten
249 Einhaltung des Testmoratoriums und Verzicht auf subkritische Tests.

250 2. Aufnahme von Verhandlungen liber ein Verbot von waffenfahigem Nuklearmaterial auf
251 der Grundlage des Shannon-Mandates.

252 3. Verzicht auf Modernisierung von Nuklearwaffen, auch der taktischen Atomwaffen,
253 die in Europa stationiert sind.

254 4. Forderung auf Fortsetzung von Nuklearverhandlungen, um fiir die Zeit nach 2026,
255 wenn NEW START auslauft, nicht ohne neue Begrenzungsvereinbarung dazustehen.
256 Versuch, China miteinzubeziehen.

257 5. Forderung, dass alle Nuklearwaffenstaaten sich verpflichten, ihre Arsenale nicht
258 aufzustocken.

259 6. Verstarkte TransparenzmalBnahmen, was die Nuklearwaffenarsenale der
260 Nuklearwaffenstaaten betrifft.

261 7. De-alerting von Nuklearwaffen, d.h. keine hohe Alarmbereitschaft mehr, sondern
262 Aufbewahrung der Sprengkopfe separat von den Tragersystemen zur Erhohung der
263 Vorwarnzeit.

264 8. Aufnahme von Verhandlungen liber Doktrinen und Strategien, um die Rolle von
265 Nuklearwaffen abzusenken. Aufforderung an alle Nuklearwaffenstaaten, einen
266 Verzicht auf den Ersteinsatz zu erklaren (NO-FIRST-USE).

267 9. Aufforderung an alle Staaten, sich dem Atomwaffenverbotsvertrag (Treaty on the
268 Prohibition of Nuclear Weapons (TPNW)) anzuschlieBen, der Anfang des Jahres in
269 Kraft trat und von mehr als 80 Staaten ratifiziert wurde.

270 10. Vorschlag, liber einen neuen Vertrag zur Begrenzung von Raketenabwehr zu
27 verhandeln.

272 Gerade die eskalierende Situation des Ukrainekrieges zeigt, wie wichtig es ist, einen

273 nuklearen Krieg zu verhindern. Nuklearwaffen sind inhumane Vernichtungswaffen, sie
274 treffen ohne Unterschied Kombattanten und Zivilbevolkerung. Sie miissten als

275 Kriegsverbrechen gedachtet werden. Der Internationale Gerichtshof hat im Jahr 1997 ein
276 Gutachten abgegeben, das eigentlich eine solche Schlussfolgerung notig macht. Die SPD
277 muss sich gerade in dieser Situation dafiir einsetzen, dass Nuklearwaffen niemals mehr
278 eingesetzt werden. Die humanitaren Folgen eines auch nur begrenzten Nukleareinsatzes
279 waren verheerend. Eine einzige Nuklearwaffe auf eine GroRstadt abgeworfen wiirde fast
280 alle ihre Einwohner toten und verheerende Folgen fiir das Klima, die Welternahrung,

281 die Gesundheitssysteme haben. Die sozialen und 6konomischen Kosten waren

282 unlibersehbar.

283 Die SPD sollte sich deshalb fiir einen Verzicht auf den Ersteinsatz, also einen No-
284 First-Use, einsetzen. Auch ein einseitig von der NATO erklarter No-First-Use wiirde
285 die Hemmschwelle fiir den Einsatz von Nuklearwaffen senken.
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286
287 Konventionelle Abriistung

288 Alle nach dem Kalten Krieg beschlossenen konventionellen Abriistungsvertrage sind

289 nicht mehr in Kraft. Der besonders wichtige ,Vertrag iiber konventionelle Streitkrafte
290 in Europa“(KSE), der 1990 von 22 Regierungschefs der NATO und des Warschauer Paktes
291 unterzeichnet wurde und zu Abriistung von iiber 50.000 offensiven Waffensystemen

292 gefiihrt hat, ist von Russland in der Umsetzung ausgesetzt und 2015 faktisch verlassen
293 worden. Grund war die Nichtratifizierung des 1999 geanderten angepassten

294 Nachfolgevertrages (AKSE) durch die NATO Staaten.

295 Esistillusorisch, zum jetzigen Zeitpunkt auf neue Verhandlungen zur konventionellen
296 Abriistung zu hoffen. Die Bundesregierung sollte aber deutlich ihre Bereitschaft

297 signalisieren, nach Beendigung des Krieges zu neuen Verhandlungen bereit zu sein. Es
298 muss deutlich werden, dass es neue Friedensregelungen geben muss, die Abriistung,
299 Vertrauensbildende MaBnahmen, Transparenz und Kooperation beinhalten. Die Strukturen
300 sind vorhanden. Modelle konnen die in der OSZE entwickelten Instrumente sein: Das

301 ,Forum fiir Sicherheitskooperation“ und das ,Wiener Dokument*, Alle diese Instrumente
302 existieren noch, werden aber nicht mehr ausreichend genutzt. Das ,Wiener Dokument*”
303 regelt alle MaBnahmen zur Vertrauensbildung, z.B. Manoverbeobachtung und

304 -vorankiindigungen, Informationsaustausch zu Verteidigungsplanung und Bewaffnung,
305 militarische Kontakte und Mechanismen zur Minderung von Risiken sowie

306 Verifikationsmoglichkeiten. Damit kann Transparenz geschaffen und Vertrauen aufgebaut
307 werden. Es ist wichtig, diese Institutionen zu erhalten, um die Méglichkeit zu

308 behalten, sie neu zu beleben und zu reformieren.

309 Die Bundesregierung soll sich im Rahmen der OSZE bemiihen, immer wieder VorstoRe zu
310 Reformen und zur Weiterentwicklung des ,Forums fiir ,Forums fiir
311 Sicherheitskooperation“ und des ,Wiener Dokumentes” zu versuchen.

312 Nicht-militarische Elemente der Sicherheitspolitik bewahren

313 Seit den 90er Jahren des letzten Jahrhunderts sind in der UNOQ, in der OSZE, in der EU

314 und auch national wichtige Elemente fiir die Krisenpravention und das Krisenmanagement
315 aufgebaut worden. Beruhend auf den Grundsatzen der Charta der Vereinten Nationen, die
316 eine Streitbeilegung durch friedliche Mittel vorsieht, hat Generalsekretar Butros

317 Butros Ghali eine ,Agenda for Peace” vorgelegt, die zahlreiche Instrumente zur

318 friedlichen Konfliktbeilegung beschreibt. Ebenso hat die OSZE viele notwendige

319 Einrichtungen geschaffen, die in Konfliktfallen zur Befriedung helfen konnen.

320 Deutschland hat ein umfangreiches Konzept ,Zivile Krisenpravention, Konfliktlosung

321 und Friedenskonsolidierung” erarbeitet und setzt es mit zahlreichen Projekten um. An

322 dieser Politik darf es keine Abstriche geben. Frieden ist ohne Entwicklung nicht

323 moglich, sagte schon Willy Brandt. Die SPD hat schon 2005 das Konzept

324, Krisenpravention, Konfliktbearbeitung und Friedensforderung in der Deutschen

325 Entwicklungszusammenarbeit” entwickelt. Der Bericht zur Entwicklungspolitik 2017

326 tragt den Titel: Entwicklungspolitik als Zukunfts- und Friedenspolitik®, und weist

327 mit diesem programmatischen Titel auf die Notwendigkeit hin, in der

328 Entwicklungspolitik fiir soziale Gerechtigkeit und Interessensausgleich zu sorgen.
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Dies muss auch fiir die Handelsvertrage gelten, die in der Verantwortung der EU
liegen.

Die im Jahr 2015 von der Staatenwelt angenommene Agenda 2030 ,Transforming our world:
the 2030 Agenda for Sustainable Development Goals” ist in diesem Zusammenhang eines
der wichtigsten Friedens- und Sicherheitsdokumente:

Die SPD Hessen Siid fordert die Bundesregierung auf, die Umsetzung der Verpflichtungen
aus diesem Dokument mit Vordringlichkeit zu betreiben

Die Klimaveranderungen sind heute schon eine Ursache fiir Konflikte, Kriege und fiir
Fluchtbewegungen. Diirre, Uberschwemmungen, Stiirme und steigende Ozeane bedrohen
vielfaltig die menschliche Sicherheit, die Gesundheit und die Ernahrungschancen

vieler Lander. Die schnelle Umsetzung aller Klimaverpflichtungen weltweit ist ein
dringendes Problem, auch um neue Konflikte zu vermeiden.

Die SPD Hessen-Siid fordert die Bundesregierung auf, konsequent alle notwendigen
MaBnahmen zum Klimaschutz umzusetzen.

Anhang
Exkurs zur NATO-Russland Grundakte:

Dieser Vertrag von 1997 regelt die Kooperation der NATO mit Russland. Die NATO hat
sich darin verpflichtet, keine Nuklearwaffen in den neuen NATO-Landern zu
stationieren und sieht eine Begrenzung bei der Stationierung von NATO-Truppen vor.
Erganzungen der Kontingente sind voriibergehend moglich. Seither lasst die NATO Teile
ihrer Truppen rotieren.

Exkurs Strategische Stabilitat:

Strategische Stabilitat bedeutet, dass ein ungefahres Gleichgewicht zwischen den
Parteien/Staaten besteht in Bezug auf ihre Riistungen und Arsenale bzw. Fahigkeiten,
dass Unverwundbarkeit nicht auf Kosten der anderen gesucht wird. Bei weitgehend
fehlenden Riistungskontrollvereinbarungen und bei zunehmender Tendenz, Schutz vor
Angriffen durch Raketenabwehrsysteme zu erlangen, bei anhaltendem Riistungswettlauf
durch neue Technologien, Modernisierung von Nuklearwaffen und neuen Waffendesigns ist
es ein unbedingtes Erfordernis, Eskalation zu vermeiden. Verscharfend wirken fehlende
Transparenz und Vertrauensbildende MaBnahmen. Verabredungen liber
Riistungsbegrenzungen

oder gemeinsame Abriistungsschritte waren dringend erforderlich, sind aber in der
augenblicklichen Situation nicht zu erwarten.

Seit Jahrzehnten befindet sich die Abriistungspolitik in einer Krise. Der nukleare
Nichtverbreitungsvertrag, auch Atomwaffensperrvertrag genannt (Nonproliferation

Treaty - NPT) von 1970, verpflichtet die Nuklearmachte (USA, Russland, China,
GroBbritannien und Frankreich), die Vertragspartner sind, zur Abriistung ihrer
Nuklearwaffen bis zum Ziel einer nuklearwaffenfreien Welt (Indien, Pakistan, Israel

und Nord-Korea sind keine Vertragspartner). Dieser Verpflichtung sind die
Nuklearwaffenstaaten noch nie im erforderlichen MaRe nachgekommen. Der Vertrag sollte
zunachst auf 25 Jahre gelten und wurde im Jahr 1995 unbefristet verlangert. Bei den

25 /319



370
3N
372
373

374
375
376
377
378
379
380

381
382
383
384
385
386
387
388
389

390
391
392
393
394
395
396

397

398
399
400
407
402
403
404
405
406
407
408
409
10
411

412

Bezirksparteitag der SPD Hessen-Siid 2022

turnusgemaRen Uberpriifungskonferenzen, die alle 5 Jahre stattfinden, wird der
jeweilige Fortschritt festgestellt und weitere Schritte festgelegt. Im Jahr 2000

wurden 13 Schritte zur vollstandigen atomaren Abriistung beschlossen, was als grolRer
Erfolg galt.

Von diesen 13 Schritten wurden viele bis heute nicht umgesetzt, einige in ihr
Gegenteil verkehrt. Bis heute ist das Verbot von Nukleartests (Comprehensive Nuclear
Test Ban Treaty (CTBT)) von 1996 nicht in Kraft getreten, obwohl eine voll
funktionsfahige Organisation zur Uberwachung der Einhaltung existiert und auch
arbeitet. Die Vertragsstaaten haben sich auf ein Moratorium des Testens verpflichtet,
bis der Vertrag in Kraft treten kann. Es fehlen noch wichtige Staaten, die nicht
ratifiziert haben, unter anderem die USA.

Es gibt bis heute keinen fertig ausgehandelten Vertrag zum Verzicht auf die

Herstellung waffenfahigen Nuklearmaterials (Fissile Material Cut-Off Treaty (FMCT)),
obwohl ein fast fertig ausgehandelter Entwurf (sog Shannon-Mandat von 1995) in der UN
Conference on Disarmament (CD=Genfer Abriistungskonferenz) vorliegt. Seit Jahrzehnten
ist die CD fast arbeitsunfahig, oft konnen sich die Teilnehmerstaaten nicht einmal

auf ein Arbeitsprogramm einigen.

Der Vertrag zur Begrenzung von Raketenabwehrsystemen (Anti-Ballistic-Missile Treaty
(ABM)) wurde nicht gestarkt, sondern von Prasident Bush 2002 gekiindigt. Dadurch wurde
ein Wettriisten bei Raketen und bei Raketenabwehr ausgelost.

TransparenzmalRnahmen wurden nicht ausgebaut, substrategische Nuklearwaffen nicht
abgebaut. US substrategische (oder taktische) Nuklearwaffen sind heute noch in Europa
stationiert, und sie werden modernisiert. Der operationale Status von Nuklearwaffen
wurde nicht gesenkt (sog. De-alerting), sie sind nach wie vor im Alarmzustand und
kurzfristig abfeuerbar, was die Vorwarnzeit verkiirzt. Die Rolle von Nuklearwaffen in
Doktrinen und Strategien hat eher zugenommen.

Alle Nuklearmachte riisten ihre Nukleararsenale auf und modernisieren sie.

Exkurs Modernisierung, neue Nuklearwaffen und neue Technologien:

Alle Nuklearwaffenstaaten modernisieren ihre Atomwaffen. In den USA wird eine neue
Nuklearstrategie erstellt, um die es starke Auseinandersetzungen gibt. So wollen die
Befilirworter neue Interkontinentalraketen entwickeln und die gesamte nukleare Triade
(Heer, Luftwaffe, Marine) erneuern. Seit Jahren wird an der Minimalisierung von
Atomwaffen und ihrer Prazisierung gearbeitet. Kleinere, mit weniger Sprengkraft
versehene Sprengkopfe und zielgenauere Waffen bergen die Gefahr, sie als
Kriegsfiihrungswaffen einsetzen zu konnen. Die in Europa stationierten Nuklearwaffen
sind soeben modernisiert worden und werden demnachst stationiert, die alten Bomben
werden ausgetauscht. Russland modernisiert seit Jahren seine Arsenale und hat neue
Systeme entwickelt, die nach der Kiindigung des INF-Vertrages auch stationiert worden
sind. Es gibt zwar insgesamt weniger nukleare Sprengkopfe in der Welt als im Kalten
Krieg, aber alle Staaten riisten auf. Die vorhandenen Riistungskontrollabkommen
zwischen den USA und Russland, die zusammen 90% der Atomwaffen, sind bis auf NEW
START nicht mehr in Kraft. GroBbritannien hat beschlossen, modernisierte Trident-
Sprengkopfe auf seine U-Boote zu beschaffen und die Anzahl der Sprengkopfe zu
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erhohen. Frankreich hat modernisiert, aber keine zusatzliche Aufriistung beschlossen.
China, das keinem Abriistungsabkommen angehort, baut seit Jahrzehnten langsam und
systematisch seine Raketenkapazitaten aus. In letzter Zeit wurden Vorbereitungen fiir
zahlreiche neue Raketenstandorte beobachtet. Indien und Pakistan testen bestandig
neue Raketen, ebenso Nord-Korea. Sie alle erweitern ihre Arsenale. Israels
Nuklearwaffen werden nicht bestatigt und nicht benannt.

Exkurs subkritische Tests:

Bei diesen Tests wird keine Kettenreaktion ausgelost und sie sind durch den Vertrag
nicht verboten. Diese Tests sollen der Uberpriifung der Sicherheit vorhandener
Nuklearwaffen dienen, sie dienen aber auch der Modernisierung und unterlaufen somit
den Vertrag. Die USA haben zwischen 2010 bis 2021 neun subkritische Tests
durchgefuhrt.

Exkurs taktische Atomwaffen:

Nuklearwaffen geringerer Reichweite und geringerer Sprengkraft, auch
Gefechtsfeldwaffen genannt. Die in Europa stationierten US-Nuklearwaffen sind
taktische Waffen. Sie werden z.Z. modernisiert, zielgenauer und mit groRRerer
Durchschlagskraft versehen. Die Gefahr ist, dass sie damit als Kriegsfiihrungswaffen
genutzt werden und nicht nur zur Abschreckung dienen sollen. Russland verfiigt liber
eine unbekannte Anzahl von Gefechtsfeldwaffen (=taktische oder substrategische
Waffen), die entweder konventionell oder nuklear sein kdnnen. Sie werden in der
konventionellen Variante in der Ukraine eingesetzt. Wahrscheinlich sind nukleare
Varianten in Kaliningrad stationiert.

Exkurs zu Doktrinen und Strategien:

Nukleardoktrinen haben sich immer wieder verandert. Russland hatte von 1982 bis 1997
eine erklarte No-First-Use Strategie. Dann wurde sie gedandert, so dass Nuklearwaffen
eingesetzt wiirden, wenn die Existenz des Staates gefahrdet ware. Im Jahr 2000 gab es
eine Verscharfung, so dass Nuklearwaffen dann eingesetzt werden konnten, wenn es
sonst kein anderes Mittel gibe, das Uberleben des Staates zu garantieren. Frankreich
geht noch weiter und erklart, Nuklearwaffen auch zur Vorbeugung und letzte Warnung
sowie gegen chemische und biologische Waffen einsetzen zu wollen. Dies unterminiert
die beiden Konventionen gegen Massenvernichtungswaffen -Chemiewaffenkonvention und
Biologische Waffenkonvention. GroBbritannien hat 2020 ebenfalls erklart,
Nuklearwaffen gegen chemische und biologische Waffen einzusetzen. China hat von
Anfang an ein No-First-Use erklart und dies 2005 nochmals bekraftigt. 1984 hat China
einen Vertrag iiber den Verzicht auf Ersteinsatz vorgeschlagen. Deutschland hat 1998

in der NATO den Vorschlag eingebracht, auf einen Ersteinsatz zu verzichten, ist aber
verpriigelt worden!!

Exkurs Raketenabwehrvertrag:

Der sog. ABM-Vertrag (Anti-Ballistic Missile Treaty)wurde 1972 geschlossen und 2002

von den USA gekiindigt. Im Vertrag war eine Begrenzung der Raketenabwehrsysteme auf
jeweils begrenzte Anzahl verabredet. Die sollte eine einseitige Verwundbarkeit einer
Seite verhindern. Der Wegfall des Vertrages hat zu einem Riistungswettlauf in
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455 Abwehrsystemen und abwehriiberwindenden Raketensystemen gefiihrt.

Votum der Redaktionskonferenz

Annahme
Mit Bitte an Antragssteller:in redaktionell zu iiberarbeiten.

Anderungen der Redaktionskonferenz

Uberschrift andern in "Zeitenwende gestalten"
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Antrag A002: Bewaffneten Ukraine-Krieg beenden -
Friedensbemiihungen priorisieren

Antragsteller*in: OV Wiesbaden-Delkenheim
Status: Empfehlung der Redaktionskonferenz liegt vor
Empfehlung der Erledigt durch

Redaktionskonferenz:

Sachgebiet: A - AuBenpolitik, Friedenspolitik, Sicherheitspolitik, Europa

Der Parteitag moge beschliefRen:

24
25
26
27

28

29

30

Der Parteitag des SPD-Bezirk Hessen-Siid moge beschlieBen:

1. Der Ortsverein Delkenheim verurteilt aufs Scharfste den bewaffneten und

verbrecherischen Angriffskrieg Putins auf die Ukraine. Die Verantwortung fiir das
menschliche Leid und die Zerstorung der ukrainischen Infrastruktur liegt bei
Putin. Der Ukrainekrieg ist in aller Form und diplomatischer Scharfe zu
verurteilen. Jede Waffengewalt zwischen Russland und der Ukraine ist zu
verurteilen.

. Der Ortsverein Delkenheim sieht daher auch die zunehmende Kriegsrhetorik mit

grofRer Sorge und mahnt dringend eine Versachlichung der 6ffentlichen Diskussion
an.

. Der Krieg in der Ukraine bedeutet fiir die dort lebenden Menschen unermessliches

Leid. Die Bundesregierung muss alle diplomatischen Anstrengungen unternehmen um
zu verhindern, dass die Kampfhandlungen in die Stadte getragen und die zivile
Bevolkerung noch mehr in Mitleidenschaft gezogen werden. Eine Moglichkeit konnte
darin bestehen, ukrainischen Stadte zu ,offenen Stadten” im Sinne des Art. 59

Abs. 1 des 1. Zusatzprotokolls zu den Rotkreuzabkommen zu erklaren, die vom

Krieg zu verschonen sind.

. Die Kampfe in der Ukraine miissen aufhoren! Weder Deutschland, noch Europa oder

gar die NATO, sind trotz aller berechtigten Eigeninteressen selbst

Kriegsparteien, also Verhandlungspartner. Deutschland muss alles tun, dass dies
so bleibt. Deutschland sollte bei einer Verhandlungslosung einen wichtigen
Beitrag leisten. Zudem muss ein Schwerpunkt der deutschen Unterstiitzung der
Ukraine auf der humanitaren Hilfe fiir die vom Krieg betroffenen Menschen liegen.

. Wir fordern alle offentlichen Institutionen, alle Politiker und alle Parteien

dazu auf eine gesellschaftliche Debatte dariiber anzustoRRen, intensiv zu
unterstiitzen und zum Wohle des deutschen Volkes und dessen nachster und weiterer
Zukunft zu befinden. Fragestellungen konnen und sollen zum Beispiel sein:

Wie wollen wir in Europa in Frieden leben?
Welche Rolle will Deutschland spielen?

Welche Friedensarchitektur dient Europa am besten?
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31 e Ist dauerhafter Frieden ohne Russland denkbar?

32 o Wie konnten gemeinsame und ehrliche Bemiihungen fiir das ,,gemeinsame Haus Europa“
33 aussehen? Muss und soll die Europaische Union enger als ,Vereinigte Staaten von
34 Europa“ planen?

35 e Eine grundsatzliche, ehrliche und vor Allem verniinftige Abwagung ist dringend
36 notig und geboten. Auch die deutsch-russische Volkerverstandigung und
37 Freundschaft kann und muss dabei (wieder) Thema sein.

38 6. Der SPD-Bezirk Hessen-Siid sieht die Erosion der internationalen Institutionen
39 und des internationalen Rechts mit groRer Sorge. Die Welt steht - insbesondere

40 im Bereich des Klimaschutzes - vor umfangreichen Herausforderungen, die nur

1 gemeinsam und kooperativ gelost werden kdnnen. Deswegen brauchen wir sofort eine
42 Riickkehr zur internationalen Kooperation.

Begriindung

Bundespolitik

Die erste und elementarste Aufgabe ist es zum Wohle des deutschen Volkes zu handeln. Dazu
gehort zunachst Besonnenheit und die sachliche Abwagung der Faktenlage. Dazu gehort auch
grundsatzliche Fragen des Volkes im politischen Meinungsbildungsprozess zu erortern, sortieren
und abzuwagen. Angst, Emporung und Kriegsrhetorik sind auszuklammern.

Die Demokratie und unsere wertebasierte Gesellschaft lebt von der offenen Meinungsbildung und
grenzt sich besonders in der Eigenschaft alle -auch andere (falsche)- Positionen zu héren und
zuzulassen von autokratischen Systemen ab. Auch wenn das zum jetzigen Zeitpunkt kaum
vorstellbar ist: Ein friedliches Europa wird langfristig nur mit -nicht gegen- Russland gehen.

Der Klimawandel, wirtschaftliche Interessen und Demokratie und Menschenrechte universell zu
Jleben” sind weitere standige wichtige Themen die nicht warten.

Sozialdemokratische Politik

Im SPD-Zukunftsprogramm 2021 steht: ,Als Friedenspartei bleiben fiir uns Dialog und Diplomatie,
die Wahrung der Menschenrechte, multilaterale Zusammenarbeit, Abriistung und
Krisenpravention die entscheidenden Grundlagen.” Im SPD-Wahlprogramm zur Bundestagswahl
2021 findet sich folgende Festlegung: ,Es geht um eine lebenswerte Zukunft, eine Gesellschaft des
Respekts und um ein souveranes Europa in der Welt.” Das gilt!

Jede Partei steht fiir Ihre Mitglieder und alle Menschen. Und die SPD soll und muss in diesem
Sinne fiir die Zukunftssicherung und den Frieden fiir die Menschen eintreten. Alle Abgeordneten
(insbesondere der SPD) sollten sich in diesen Gewissensfragen zu Riistung frei entscheiden
diirfen. Einen Fraktionszwang darf es nicht geben.

Brandts Entspannungspolitik kann fruchtbare Ideen und Impulse liefern. Das lange erfolgreiche
Konzept ,Wandel durch Handel” ist nicht gescheitert. Mit vielen Landern wird Wandel durch
Handel auch weiterhin praktiziert (Bsp. Katar, zunehmend China, Saudi-Arabien). Dazu zahlte und
zahlt auch LEIDER die Lieferung von Waffen.

Geostrategie
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Wir miissen die gegebene Situation zu Kenntnis nehmen. Die aktuell vorherrschende Weltmacht
ist die USA. Alle Lander verfolgen Interessen. Wirtschaftlich, politisch, Sicherheit. Ein Ausgleich
der Interessen wird iber militdrische und wirtschaftliche Macht hergestellt. Niemals wird ein Staat
seine (selbst definierten) Interessen vernachldssigen.

Internationale Institutionen wie die UNO konnen und missen eine wichtige Rolle beim
Interessenausgleich spielen. Neben USA sind Russland (Kalter Krieg) und zunehmend China
relevant. Weitere Konfrontationen sind absehbar und scheinen fast unvermeidbar.

Friedenspolitik

Deutschland hat eine besondere historische Verantwortung, die sich nicht bereits in Biindnistreue
mit den (westlichen) Siegermachten und einer groRen Unterstiitzung von UNO erschopft. Die
besondere historische Verantwortung besteht auch und besonders mit und zu Russland. Gerade
jetzt. Die NATO Lander haben bereits ein 20-faches Militarbudget, mehr ,Abschreckung” geht
nicht. Das Wettriisten fiihrt in die Sackgasse.

Einen Atomkrieg, das wiirde der dritte Weltkrieg bedeuten, iibersteht weder die Menschheit noch
alles was Menschen je hervorbrachten. Unzahlige Tote und eine apokalyptische nicht vorstellbare
Zerstorung sind grundsatzlich und mit allen Mitteln zu vermeiden. Auch deshalb gab und gibt es
grundsatzlich gute Griinde, um Waffenlieferungen in Krisengebiete zu unterlassen. Dies verkiirzt
Kriege; Waffen verlangern sie.

+Wir brauchen eine abriistungspolitische Offensive und wollen eine fiihrende Rolle bei der
Starkung internationaler Abriistungsinitiativen und Nichtverbreitungsregimes

einnehmen” (Koalitionsvertrag Ampel, 2021). Alle Menschen (ganz gleich ob in Deutschland,
Europa oder wo auch immer in der Welt) haben ein Recht auf Frieden und eine Pflicht alles dafiir
zu tun! Dazu gehort die Herausforderung ,vom Ende her” zu denken.

Medien / Offentliche Meinung

Unsere Gesellschaft ist zutiefst verunsichert und emport. Die Angst darf nicht dazu fiihren, dass
wir nicht fiir ein sinnvolles langfristiges Ziel - Frieden - eintreten.

Der Weg dorthin muss besprochen werden. Ohne Vorverurteilung, Verdammung und ohne
Emporungsjournalismus (Bild). Die Aufgabe ist Informationen zur Entscheidungsfindung zu liefern.
Unser Vorschlag fiir einen Fahrplan ist: a) Angst abbauen, b) Alle Informationen und Interessen
neutral zu betrachten, c) Abzuwagen und zu diskutieren und dann d) zum gemeinsamen Konsens
finden.

Schlussklausel

Wir haben uns bemiiht, alle Subjektivitat und Kriegspropaganda bei der Begriindung
auszuklammern. Angesichts der komplexen Probleme konnen wir Fehler nicht ausschlieRen. Sie
sollten jedoch nicht zu Lasten unseres Anliegens gehen.

Votum der Redaktionskonferenz

Durch Annahme von A001 erledigt.
Z.14-17 in A0O1 iibernehmen.
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Antrag A003: THIS IS EUROPE!

Antragsteller*in: Jusos Hessen-Siid (Arbeitsgemeinschaft)
Status: zugelassen
Empfehlung der Noch nicht behandelt

Redaktionskonferenz:

Sachgebiet: A - AuBenpolitik, Friedenspolitik, Sicherheitspolitik, Europa

Der Parteitag moge beschliefRen:

o uu &~ W N =

~

12
13
14
15

Der bestialische und volkerrechtswidrige russische Angriffs- und Vernichtungskrieg
in der Ukraine muss enden. Der Krieg Putins hat die schon langer

briichige Weltfriedensordnung erschiittert. Der Begriff ,Zeitenwende” bezeichnet die
notwendige Reaktion auf diese Erschiitterung: Die Demokratien miissen auf diesen
Angriff gegen die Friedensordnung und den Bruch des Volkerrechts reagieren. Auf
langer Sicht braucht es eine Riickkehr zu einer demokratischen Werteordnung. Auf
kurzer Sicht muss die Ukraine mit vielerlei MaRnahmen weiter unterstiitzt und
gefordert werden, sei es politisch, wirtschaftlich oder militarisch. Wir als

politische Jugend von heute und politische Verantwortungstrager*innen von morgen
miissen malgeblich den Druck auf die Regierungen der freien Welt aufrechterhalten,
damit die Ukraine diesen Uberlebenskampf siegreich bewaltigen kann.

Hierzu sind weitreichende MaRnahmen notwendig, die aus unserer Sicht

die Bundesregierung und vor allem gegeniiber der Europaischen Union unabdinglich
umsetzen muss fiir die Zeitenwende und somit ein friedliches Zusammenleben zwischen
den verschiedenen Staaten.

1. Sanktionen und AuBenpolitische MaBnahmen

1.1: Das Ziel der militarischen Auseinandersetzungen muss in einer

politischen Losung, u.a. einem Waffenstillstand, enden, die gleichberechtigt und ohne
Diktat entstehen. Die bestehenden Sanktionen miissen auch iiber ein potenzielles
Kriegsende und einen moglichen ausverhandelten Friedensvertrag hinaus zeitlich
befristet anhalten. Sie diirfen erst dann zuriickgenommen werden, wenn ein
Vertrauensverhaltnis aufgebaut wurde, dass Putins Regime keinen weiteren
Angriffskrieg vollziehen wird. Langfristig ist es unser Ziel als demokratische
Jugendorganisation, dass wir alle Bemiihungen fordern, so dass das russische Volk
einen demokratischen Wandel durchlebt. Dafiir arbeiten wir mit zivilgesellschaftlichen
und politischen Organisationen in Russland zusammen, mit denen wir gemeinsame
Wertevorstellungen einer demokratischen und gerechten Gesellschaftsordnung teilen.
Der gegenseitige Austausch insbesondere zwischen Jugendorganisationen ist
entsprechend unserer internationalistischen Pragung stets Bestandteil unserer
politischen Arbeit.

1.2: Weitere Sanktionen miissen ergriffen werden. Dazu gehort explizit auch
der Ausschluss Russlands aus dem Sicherheitsrat der Vereinten Nationen. Dafiir sollten
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zu diesem Zweck alle demokratischen Staaten zusammenarbeiten.

1.3: Wir missen die Kriegsverbrechen der russischen Regierung unter Putin

weiter international achten. Verhandlungen mit diesem Regime, diirfen einzig zum
Zwecke der Verhinderung weiterer Kriegsakte, der Beendigung des Krieges und
die Wiederherstellung der Friedensordnung gefiihrt werden.

1.4: Wir setzen uns langfristig weiterhin fiir die Nukleare Abriistung ein.
Darunter zahlt auch die vollumfangliche Abriistung von Russlands Nuklearwaffenarsenal.

2. Europaische Verteidigungspolitik

2.1: Europadische Koordinierung und Vernetzung:

Deutschland kann in diesem Krieg nicht allein agieren. Es braucht die

europaischen Nachbarn, Freunde, Mitgliedsstaaten und Institutionen. Dieser Moment ist
auch ein Beweis dafiir, dass der Riickzug in nationales Denken und Handeln der falsche
Weg ist. Wir unterstiitzen den aktuellen Kurs der Bundesregierung sich mit den
europaischen Verbiindeten und Institutionen abzusprechen, gemeinsam zu entscheiden und
fordern dieses Vorgehen auch in Zukunft bei anderen Konflikten.

2.2: Europas militarische und verteidigende Schlagkraft muss unverziiglich

verbessert werden. Im Zuge einer neuen und notwendigen verbesserten Aufriistung,
sollen alle Anstrengungen gemacht werden, die eine baldige Umsetzung einer foderalen
europaischen Parlamentsarmee ermoglichen. Erganzend gilt die weitgehende
Beschlusslage der Jusos Hessen-Sud von 2019.

2.3: Die Europadische Union muss ihre militarische Beschaffungspolitik unverziiglich
vereinfachen und entbiirokratisieren. Hierzu sollen verbindliche Europaische Vorgaben
geschaffen werden. Der Handel mit Riistungsgiitern und Waffen soll auf Staaten die
demokratisch, sowie rechtsstaatlich sind und die allgemeine Erklarung der
Menschenrechte bedingungslos ausiiben begrenzt werden. Waffenlieferungen an die
Tirkei

beispielsweise lehnen wir aufgrund des volkerrechtswidrigen Vorgehens gegen die
Kurd*innen Norden Syriens und des Iraks ab.

2.4: Sicherung von Handelswegen: Die Europaische Union muss ihre Strategie

zur Beschaffung von Rohstoffen zligig aufstellen und die daraus folgenden Schritte
zum Schutz der Handels- und Transportwege einleiten, u.a. in Asien. Explizit benennen
wir auch die Ostsee in den regelmaRigen Grenziiberschreitungen, auch schon vor

dem Angriffskrieg der Ukraine, von Einheiten der Russischen Foderation gemeldet
werden.

2.5: Europaische und Eurasische Staaten, die durch Russland erkennbar in

ihrer Existenz bedroht werden, oder deren Legitimitat durch Russland angezweifelt
wird, sollen unverziiglich zum Kandidatenpool in die Europaische Union aufgenommen
werden, sofern sie den Europaischen Wertekanon teilen. Allein wirtschaftliche
Erwagungen dirfen hierbei keine Hindernisse darstellen.

2.5 Fiir diese Armee sollen die Beschrankung im Handeln auf Landesverteidigung
und dem Nachkommen von Biindnispflichten gelten. Interventionen sollen

33 /319



75

76

77
78
79
80
81
82

83
84

85
86
87
88
89
90
91
2
93
9%
95

96

97

98

99

100
101
102
103
104

105
106
107
108
109

110
m
112
113
114
115
116

Bezirksparteitag der SPD Hessen-Siid 2022

kein Handlungsgebiet dieser Armee sein.

3. NATO-Biindnispolitik

3.1: Die NATO muss unverziiglich den Beitritt der skandinavischen Lander

priifen, sofern Schweden und Finnland einen solchen Beitritt wiinschen. Die
Stationierung weiterer NATO-Kampftruppen, an strategischen Grenzregionen muss auf
Wunsch dieser Lander sofort erfolgen. Die Bundesregierung wird aufgerufen ihrerseits,
alle moglichen Vorkehrungen zu treffen, um diese Lander schnell in die NATO-
Verteidigungspolitik zu integrieren.

3.2: Die NATO muss Anstrengungen unternehmen, die von Russland bedrohten Lander
in die Blindnisstruktur zu etablieren. Das sollte Mittel- bis Langfristig erfolgen.

3.3 Deutschland als Mitglied des europdischen Pfeilers in der NATO muss sich

darauf konzentrieren, seine Landesverteidigung und Biindnisfahigkeit zusammen mit
den europaischen und transatlantischen Alliierten zu starken und in Zukunft
auszubauen. Das Verteidigungsbiindnis beweist gerade, seine unverzichtbare Bedeutung.
Langfristig setzen wir uns fiir eine verteidigungspolitisch eigenstandige Europaische
Union ein, die in ihrer Verteidigung nicht notwendigerweise auf die NATO angewiesen

ist und dadurch Unabhangigkeit gewinnt. Verteidigungspolitische Entscheidungen
miissen moglichst eng an demokratisch legitimierte auRenpolitische Entscheidungen der
Staaten angebunden werden. Als Europaische Union miissen wir uns aus der
militarischen Abhangigkeit auch von den USA und seiner jeweiligen politischen Fiihrung
befreien, wie die Regierungszeit Trumps gezeigt hat.

4, Deutsche Riistungspolitik

41: Die deutsche Riistungspolitik muss von der Bundesregierung priorisiert werden.
Es ist langst liberfallig, dass die Bundesregierung die notwendigen

und zukunftsorientierten Schliisseltechnologien- und Industrien liberwacht, fordert
und schiitzt. Dabei soll das oberste kurzfristige Ziel eine Integration in

ein europaisches Biindnis und eine entsprechende Angleichung von Strategien,
Ausriistungen und Standards sein. Finanzielle Richtlinien oder Obergrenzen von
Finanzierung ohne konkrete Evaluierung von Bedarf lehnen wir ab.

4.2 Update des Fahigkeitsprofils anhand der Bedrohungslage: Die Fahigkeiten

der Bundeswehr unterstehen einem durchgehenden Prozess, aufgrund der Anderung der
auBen-und geopolitischen Lage. Darum braucht es eine Aktualisierung des
Fahigkeitsprofiles der deutschen Parlamentsarmee und folglich die notwendige
Umsetzung in den verschiedenen Teilstreitkraften der Bundeswehr.

4.3: Der Angriffskrieg auf die Ukraine zeigt: Riistungsexporte in Kriegsgebiete

sind stets kritisch zu sehen, aber zum Teil notwendig, wenn es um unabhangige
demokratische Staaten geht, die sich gegen einen Angriffskrieg verteidigen. Das alles
stellt die deutsche Riistungspolitik unter besondere Herausforderungen. Die
Bundesregierung wird daher aufgefordert neue Gesetze zu schaffen, die sicherstellen,
dass Waffen und Riistungsgiiter nur diejenigen erreichen, die sich gegen
volkerrechtswidrige Angriffskriege verteidigen! Ansonsten gilt Ziffer 2.2.
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117 Eventuelle Ristungsimportanfragen sind stets restriktiv auszulegen.

118 4.4: Wir setzen uns fiir die Verstaatlichung der Riistungsindustrie ein. Markte mit

119 in vielen Bereichen einem Anbieter und einem oder sehr wenigen Abnehmern sind

120 nicht sinnvollerweise privat zu organisieren. Es begiinstigt ein

121 ineffizientes Riistungswesen. Dariiber hinaus lehnen wir es ab, dass Private Gewinn mit
122 Krieg machen. Niemand sollte ein gewinnwirtschaftliches Eigeninteresse an dem

123 Entstehen von Kriegen und gewaltsamen Auseinandersetzungen haben. Die deutsche
124 Geschichte lehrt uns, wie die Riistungsindustrie bestehende Kriegstendenzen verstarken
125 kann. Die Verstaatlichung der Riistungsindustrie leistet damit einen Beitrag zu einer

126 stabilen Friedensordnung.

127 Ferner gilt, dass Steuergelder fiir die Befriedigung von Aktionar*inneninteresse
128 nicht flieBen darf, ebenso diirfen Steuergelder auch nicht fiir wirtschaftliche
129 Verluste der Riistungsindustrie genutzt werden.

Begriindung

Der volkerrechtswidrige Angriffskrieg stellt die Weltordnung vor groRe Herausforderungen.
Zivilist*innen die gefesselt, gefoltert und ermordet wurden zeigen die abscheulichen
systematischen Kriegsverbrechen, mit denen die freie Welt konfrontiert wird. Russlands
Streitkrafte fiihren einen Vernichtungskrieg, in denen sie zivile Einrichtungen, u.a. Kitas,
Krankenhauser und Schulen, sowie Warenhauser gezielt bombardieren. Diese Grausamkeiten
verlangen nach einer geschlossenen Antwort Deutschlands und der europaischen
Wertegemeinschaft. Die Zeitenwende, so traurig sie anmuten mag, ist ein gelungener Start der
Bundesregierung, um uns auf diese neue Weltordnung einzustellen. Jedoch ist die Ausrufung der
Zeitenwende nur der Anfang einer neuen Epoche. Es liegt an uns die Zukunft zu gestalten und
weitere entschlossene

MaBnahmen zu fordern, damit Russlands unmenschlicher Krieg erstickt wird. Neue und

weitere MaBnahmen miissen das Regime in Moskau international achten und der russischen
Bevolkerung die Aussichtslosigkeit des vom Regime beschlossenen volkerrechtswidrigen
Angriffskrieges aufzuzeigen. Denn eines muss allen klar sein, die Zeit in denen Kanonenrohre und
Bombenflugzeuge die Geschicke dieser Welt entscheiden sind vorbei und diirfen nie mehr wieder
kommen. Die Flamme der Freiheit, die die Menschen in der Ukraine 2014 auf dem Euromaidan
geziindet haben, hat aber jedes Recht von russischen Marschbefehlen nicht erstickt zu werden.
THIS IS EUROPE, muss die Message der Zeit sein. Nur gemeinsam und gleichberechtigt, und in
stetigem Bekenntnis zu unseren Werten, konnen wir der Ukraine diejenige Hilfe zukommen lassen,
vor der das Regime in Moskau sich so sehr fiirchtet: geschlossener Solidaritat.

Votum der Redaktionskonferenz

Votum der Redaktionskonferenz wird nachgereicht.
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Antrag A004: Wettrusten stoppen - Spannungen abbauen

Antragsteller*in: ASF Hessen-Siid (Arbeitsgemeinschaft)
Status: zuriickgezogen
Empfehlung der Sonstiges

Redaktionskonferenz:

Sachgebiet: A - AuBenpolitik, Friedenspolitik, Sicherheitspolitik, Europa
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Der Bezirksparteitag der SPD Hessen-Siid stellt fest, dass die gefahrlich sich
zuspitzende Lage auf dem Gebiet der Riistungspolitik sich zu einem Wettriisten
entwickelt und Abriistung nicht mehr stattfindet.

Alle Nuklearmachte modernisieren ihre Atomwaffenarsenale und riisten quantitativ und
qualitativ auf. Das trifft auf die fiinf anerkannten Atommachte USA, Russland, China,
Frankreich und GroBbritannien ebenso zu wie auf Indien, Pakistan, Israel und

Nordkorea. Einige, wie Russland, GroRbritannien und die USA haben in der
Vergangenheit ihre Nukleardoktrinen verscharft, so dass Nuklearwaffen immer mehr zu
Kriegsfiihrungswaffen entwickelt werden. Die sogenannte ,Doomsday Clock”, die von der
Association of Concerned Scientists entwickelte Messung der nuklearen Kriegsgefahr,
steht mittlerweile auf wenige Sekunden vor 12! Die Gefahr eines nuklearen
Schlagabtausches riickt naher.

Fast alle Abkommen zur Reduzierung der Nuklearwaffen zwischen USA und Russland sind
auBer Kraft gesetzt, nur das wichtige New-START-Abkommen wurde in letzter Minute von
Prasident Biden und Prasident Putin verlangert.

Nach den verheerenden Kiindigungen wichtiger Abriistungsabkommen durch Prasident Trump

(INF-Vertrag, OPEN SKIES-Vertrag, Iran-Abkommen), ldsst Prasident Biden zurzeit eine
neue ,Nuclear Posture Review" erarbeiten, die die Rolle von Nuklearwaffen in der
kiinftigen Verteidigungspolitik der USA festlegen soll. Im Wahlkampf hatte Biden
verkiindet, dass er die Rolle von Nuklearwaffen verringern wolle, keine neuen
Atomwaffendesigns fordern und die Modernisierung von Nuklearwaffen stoppen wolle.

Bei der Verlangerung von NEW START haben die beiden Prasidenten in einer gemeinsamen
Erklarung betont, dass ein nuklearer Krieg niemals gewonnen werden konne und deshalb
niemals stattfinden diirfe. Beide Seiten erklarten sich zu weiteren
Abriistungsverhandlungen bereit.

Im US-Kongress haben die Demokraten mittlerweile zwei Gesetzesentwiirfe eingebracht,
um das Wettriisten zu beenden. Der erste fordert, in der Nukleardoktrin auf einen
Erstschlag zu verzichten (NO-FIRST USE). Der zweite fordert ein Moratorium der
Modernisierung nuklearer Waffen (HALT)

1. Die SPD-Bundestagsfraktion wird aufgefordert, sich auf allen Ebenen und in
internationalen und in internationalen Organisationen dem eskalierenden
Wettriisten — konventionell und nuklear - entgegenzustellen.

2. Die Bundestagsfraktion wird aufgefordert, sich auf allen Ebenen fiir eine
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34 Unterstiitzung der Vorhaben zu einem NO-FIRST-USE und fiir ein Moratorium bei der
35 Modernisierung nuklearer Waffen einzusetzen und zu engagieren. Insbesondere im
36 Zusammenhang mit den bevorstehenden Verhandlungen zur (verschobenen)

37 Uberpriifungskonferenz des Nichtverbreitungsvertrages (NPT) fordern wir die

38 Sozialdemokraten in der kiinftigen Regierung auf, sich fiir die Forderung nach

39 einem NO-FIRST-USE stark zu machen und ein Moratorium der Modernisierung bei den
40 Nuklearwaffen einzusetzen.

41 3. Dariiber hinaus fordern wir die Sozialdemokrat*innen in der Bundesregierung auf,
42 bei der Uberpriifungskonferenz zum Nichtverbreitungsvertrag das Papier der

43 Stockholm Initiative (Zusammenschluss von Nicht-Nuklearstaaten zur Férderung

A eines guten Ergebnisses der Uberpriifungskonferenz) vom 11.Mai 2021 in allen

45 seinen Aspekten zu unterstiitzen und zu fordern. Dieses Papier fordert zahlreiche

46 MaRnahmen zur Reduzierung der akuten Gefahren eines nuklearen Krieges und die
47 Erfiillung aller Verpflichtungen aus dem Vertrag.

48 4, Wir fordern die Sozialdemokrat*innen im Deutschen Bundestag auf, die Beschliisse
49 des Deutschen Bundestages von 2010 (Drs. 17/1159) erneut aufzunehmen. Damals

50 haben CDU/CSU; SPD; FDP und GRUNE einstimmig beschlossen, in der NATO auf eine
51 Reduzierung der Rolle von Nuklearwaffen hinzuwirken, die Entfernung von US-

52 Nuklearwaffen von deutschem Boden zu verlangen und sich fiir eine

53 Nuklearwaffenkonvention einzusetzen. Dieser Vertrag ist seit Anfang 2021 in

54 Kraft (Atomwaffenverbotsvertrag, engl.: Treaty on the Prohibition of Nuclear

55 Weapons, TPNW). Die sozialdemokratische Bundestagsfraktion soll sich dafiir

56 einsetzen, dass die Staaten der EU wenigstens diesen Vertrag nicht mehr als

57 unvereinbar mit der NATO-Politik abzulehnen. Dieser Vertrag beschreibt das Ziel,

58 das sich auch die NATO ebenso wie der Nichtverbreitungsvertrag gesetzt haben:

59 Eine Welt frei von Atomwaffen.

Begriindung

wenn gewiinscht miindlich

Weiterleiten an

¢ SPD-Bundestagsfraktion

e Bezirks- und Landesparteitag

Votum der Redaktionskonferenz

Antrag wurde von Antragssteller:in zurlickgezogen.
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Antrag A005: ZEITENWENDE GESTALTEN - eine
jungsozialistische Perspektive auf die Herausforderungen
dieser Zeit

Antragsteller*in: Jusos Hessen-Siid (Arbeitsgemeinschaft)
Status: Empfehlung der Redaktionskonferenz liegt vor
Empfehlung der Uberweisung an

Redaktionskonferenz:
Sachgebiet: A - AuBenpolitik, Friedenspolitik, Sicherheitspolitik, Europa

Der Parteitag moge beschliefRen:

-

Zeitenwende in der AuBen- und Sicherheitspolitik

Der 24.02.2022 bedeutet durch den volkerrechtswidrigen Angriffskrieg auf die

Ukraine eine Zeitenwende fiir die deutsche, europaische und weltweite Politik.

Der menschenverachtende Angriff auf einen souveranen Staat zeigt erneut, wie fragil
die europaische Friedensordnung, aber auch der Frieden weltweit ist. Die
Bundesregierung hat mit beispiellosen MaRnahmen auf diese nicht zu rechtfertigende
Aggression reagiert. Fiir eine bessere Ausstattung der Bundeswehr wurde ein

8  Sondervermogen in Hohe von 100 Milliarden Euro aufgelegt. Deutschland liefert erstmal
9 auch schwere Waffen in ein Krisengebiet, was einer 180 Grad Wende der

10 bisherigen Verteidigungspolitik Deutschlands und den Prinzipien der SPD entspricht.
11 Als antimilitaristischer Verband fallen uns Entscheidungen wie die Lieferung von

12 Waffen in Krisen-& Kriegsgebiete nicht leicht. Eigene Prinzipien, bisherige

13 politische Denkweisen, Handlungen und vermeintliche Grundsatze heiBt es immer

14 kritisch zu hinterfragen. Daher stellen wir fest: Die Ukraine hat das Recht

15 auf Selbstverteidigung. Sie wurde unverschuldet und verbrecherisch von einer

16 GroBmacht liberfallen, die die Uhren der Geschichte ohne Riicksicht auf

17 Menschenleben zuriickschrauben mochte. Es ist ein blutiger Angriffskrieg, ein

18 Verbrechen gegen die Menschlichkeit mit dem Ziel, die europaische Friedensordnung
19 dauerhaft zu zerstoren. Unsere Gedanken und Herzen sind bei den Gefliichteten und all
20 jenen, die taglich um ihr Leben fiirchten und kampfen. Kein Land und kein Autokrat

21 dieser Welt kann und darf damit durchkommen. Diese Politik kann und darf nicht

22 erfolgreich sein. Deswegen ist es unsere Pflicht, die Ukraine bei ihrer

23 Selbstverteidigung, auch mit schweren Waffen, zu unterstiitzen!

(o) IS B I

~

24 Gleichzeitig stehen wir in unserer antimilitaristischen Tradition weiterhin

25 zu unserer Uberzeugung, dass internationale Konflikte immer politischer

26 und diplomatischer Losungen bediirfen und nicht militarisch gelost werden konnen.

27 Der russische Angriffskrieg zeigt aber auch, dass die militarische Verteidigungs-

28 und Biindnisfahigkeit hierflir notwendige Voraussetzungen sind. Neben

29 dieser Verteidigungsfahigkeit und Blindnisfahigkeit und der diplomatischen Erreichung
30 eines gerechten Friedens muss unsere oberste Prioritat die Verhinderung einer

38 /319



31
32

33
34
35
36
37
38
39
40
41
42
43
44
45
46

47
48
49
50
51

52
53

54
55

56

57
58
59
60
61

62
63
64
65
66

67
68
69
70
A

72
73

Bezirksparteitag der SPD Hessen-Siid 2022

nuklearen Eskalation sein, die Grundlage fiir jeglichen Frieden, jeglichen Fortschritt
und das Uberleben der Menschheit ist.

Deswegen bekennen wir uns dazu, dass die Bundeswehr gut ausgestattet sein muss,

um ihrer Aufgabe, der Landesverteidigung, nachkommen zu konnen. Dabei steht fiir uns
an erster Stelle, eine gute Ausriistung der Soldat*innen sicherzustellen. Dafiir

braucht es eine ausreichende Finanzierung der Bundeswehr. Allerdings wird

die Verteidigungsfahigkeit und Resilienz eines Staates nicht allein durch

seine militarische Verteidigungsfahigkeit gewahrleistet, sondern auch durch

eine funktionierende zivile Infrastruktur, durch ein funktionierendes Sozial-

und Bildungswesen und eine aufgeklarte Gesellschaft, die gegeniiber
Verschworungsmythen unempfanglich ist und eine funktionierende demokratische
Debattenkultur pflegt. Deswegen lehnen wir Anderungen des Grundgesetzes alleine fiir
Aufriistung ebenso ab, wie eine Verankerung von NATO-Zielen in unserer Verfassung. Wir
brauchen einen umfassend handlungsfahigen Staat, der in allen Bereichen investieren
kann. Einseitige Konzentration auf Aufriistung widerspricht unseren anti-
militaristischen Grundiiberzeugungen.

Mehrausgaben auch fiir die Ausriistung sind dennoch erforderlich, aber Geld

alleine lost die Probleme nicht. Wir fordern weiterhin eine Reform des
Beschaffungswesens sowie eine Demokratisierung der Streitkrafte. AuBerdem sind wir
tief besorgt iiber rechte Tendenzen innerhalb der Bundeswehr, die nicht einfach
verschwunden sind in den letzten Monaten. Eine demokratische und funktionierende
Armee muss konsequent gegen jeglichen Verdacht des Extremismus vorgehen, darauf
werden wir weiterhin drangen.

Perspektivisch setzen wir uns fiir eine Europaische Union ein, die ihre
eigene Verteidigungsfahigkeit selbst gewahrleisten kann.

Den sozialen Frieden sichern

Die Regierung hat ein beispielloses Entlastungspaket fiir die

Biirger*innen beschlossen, um der Inflation und den dadurch gestiegenen
Lebenshaltungskosten, insbesondere der Energiekosten, entgegenzuwirken. Die
bisherigen Initiativen zur Abfederung der Kostenexplosion waren richtig, aber sie
reichen nicht aus, um mittlere und geringe Einkommen, Studierende, Auszubildende,
Rentner*innen und Personen, die auf Sozialleistungen angewiesen sind ausreichend vor
den Auswirkungen der Preis Explosionen zu schiitzen. Deshalb setzen wir uns fiir
weitere Entlastungen, die insbesondere die Gruppen der jungen Menschen und der
Rentner*innen adressieren, denn diese sind besonders armutsgefahrdet und von den
gegenwartigen Preissteigerungen besonders intensiv betroffen.

Die Einfiihrung des Biirgergelds muss die Situation derjenigen in unserer

Gesellschaft, die auf Sozialleistungen angewiesen sind, substantiell verbessern.

Neben der Abschaffung der Sanktionen muss die Ampelkoalition deswegen substantiell
die Regelsatze der Sozialhilfe, Grundsicherung und der Leistungen

nach Asylbewerberleistungsgesetz erhohen. Die Ungleichbehandlung von
Asylbewerber*innen und Sozialhilfeempfanger*innen lehnen wir ab, weswegen eine
Angleichung der Leistungen erfolgen muss.
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Die Einfiihrung des Mindestlohns in Hohe von 12€ leistet einen wesentlichen

Beitrag zur Armutsbekampfung. Der Mindestlohn muss dabei auf alle Menschen anwendbar
sein, weswegen wir uns fiir eine Abschaffung der Ausnahmen fiir junge

Menschen, Langzeitarbeitslose und Zeitungsaustrager*innen einsetzen. Ein
menschenwiirdiges Leben darf keine Frage des sozialen Status sein.

Weiterhin ist es insbesondere in dieser Zeit wichtig, die Frage
der Vermogensumverteilung zu stellen und auch gegeniiber der FDP durchzusetzen.

Es kann und es darf nicht sein, dass die SPD ihre gesamte Verteidigungspolitik,

auf die sich auch im Koalitionsvertrag geeinigt wurde, iber den Haufen wirft und

die Koalitionspartner — insbesondere die Freien Demokraten - so tun, als sei

nichts geschehen. Die Verschuldung, die durch das Sondervermogen der Bundeswehr, die
ohnehin hohen Kosten der Corona-Pandemie sowie der neuen Entlastungspakete entstanden
sind, miissen fair verteilt werden. Denn es gibt sie, die Krisengewinner*innen, die

riesige Vermogen angehauft haben. Konzerne, GroBaktionare aber auch
Wohnungsspekulant*innen haben sich auf Kosten der Allgemeinheit eine goldene Nase
verdient. Die Ungleichheit ist auf ein Rekordniveaugestiegen. Doch in einer

solidarischen Gesellschaft muss jede*r einen fairen Beitrag leisten, bisher ist dies

nicht der Fall.

Dafiir miissen wir in dieser Legislaturperiode eine Wiedereinfiihrung

der Vermogenssteuer und eine tiefgehende Reform der Erbschaftssteuer erreichen.
AuBerdem braucht es weitere Entlastungen von geringen und mittleren Einkommen, die
durch eine einmalige Vermogensabgabe von ,Superreichen” und eine Erhohung

des Spitzensteuersatzes zu finanzieren sind.

Die Kosten des Krieges und die notwendigen Entlastungen fiir kleine und

mittlere Einkommen, miissen von den starksten Schultern der Gesellschaft getragen
werden, die in den letzten Jahren liberproportional am hohen Wirtschaftswachstum
profitiert haben.

Transformation gibt es nicht umsonst!

Die Corona-Krise und der Ukraine-Krieg haben gezeigt, wie wichtig es ist, dass

der Staat auch kurzfristige handlungsfahig ist. Die Corona-Unterstiitzungspakete

und EntlastungsmaBnahmen als Reaktion auf den Ukraine-Krieg waren nur moglich durch
das Aussetzen der Schuldenbremse. Diese Handlungsfahigkeit muss auch in den
nachsten Jahren erhalten bleiben. Gerade fiir die junge Generation ist es

entscheidend, dass die sozial-okologische Transformation unserer Gesellschaft
vorangetrieben wird, u.a. dafiir braucht es Milliardeninvestitionen durch den Staat,

diese werden nur moglich sein, wenn wir uns endlich von den Fesseln der
Schuldenbremse befreien.

Wenn wir verhindern wollen, dass es in weiten Teilen unserer Gesellschaft zu

einer Deindustrialisierung kommt, die Millionen Arbeitsplatze kosten wiirde, miissen
wir gezielt in den Umbau unserer industriellen Fertigung hin zu einer CO2-

neutralen Produktion investieren. Dafiir ist der Ausbau der erneuerbaren
Energieerzeugung ebenso wie der Aufbau einer Infrastruktur fiir griinen Wasserstoff und
weiteren Speichertechnologien eine notwendige Voraussetzung. Damit gelingt uns
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einerseits die dezentrale Energiewende, andererseits sichern wir unsere
energiepolitische Unabhangigkeit auch von autoritaren Staaten wie Russland, Katar
oder Saudi Arabien. Der Ukraine-Krieg hat deutlich gezeigt, dass die Ambitionen, der
Bundesregierung im Bereich des Ausbaus der Erneuerbaren Energien in den letzten
Jahren deutlich zu schwach waren. Wir begriiRen die vorgezogene Abschaffung der EEG-
Umlage, jedoch reicht diese nicht aus, wenn Planungsverfahren nicht endlich
beschleunigt und Regularien fiir den Ausbau Erneuerbaren Energien, dahingehend
verandert werden, dass der Ausbau deutlich erleichtert und dadurch beschleunigt wird.

Wir werden strategisch Industriecluster inshesondere in strukturschwachen
Regionen, um unsere Abhangigkeit etwa von Landern wie China bei der
Halbleiterproduktion ebenso von der chemischen Grundstoffindustrie zu senken.

Dies ist von hoher Bedeutung fiir die Sicherung des Industriestandortes Hessen.
Die Arbeitsplatze insbesondere in der chemischen, pharmazeutischen und
Automobilindustrie zu erhalten, ist unser erklartes politisches Ziel fiir das wir uns
gemeinsam mit den Gewerkschaften einsetzen.

Die SPD ist die Partei der Arbeit. Wir sehen es als Aufgabe eines
handlungsfahigen Staates, diese Transformation politisch zu steuern und damit
Arbeitsplatze flachendeckend zu sichern.

Weiterleiten an

SPD-Bundestagsfraktion

Votum der Redaktionskonferenz

Uberweisung als Material an die SPD-Bundestagsfraktion

41/ 319



Bezirksparteitag der SPD Hessen-Siid 2022

Antrag A006: Ressortiibergreifendes Praventionsgremium
auf EU-Ebene

Antragsteller*in: Unterbezirk Frankfurt (Unterbezirk)

Status: zugelassen

Empfehlung der Zurlickgestellt

Redaktionskonferenz:

Sachgebiet: A - AuBenpolitik, Friedenspolitik, Sicherheitspolitik, Europa

Der Parteitag moge beschliefRen:

Die SPD soll sich auf Bundes- und Europa-Ebene dafiir einsetzen, ein

-

2 Praventionsgremium einzusetzen, das sich ressortiibergreifend — vom AuRenministerium
3 bis zu den Nachrichtendiensten - auf die Pravention von Menschenrechtsverletzungen

4 spezialisiert. Als Vorbild konnte das unter US Prasident Barak Obama eingefiihrte

5  Praventionsgremium dienen.

Begriindung

Ein Gremium, das die MaRnahmen und Erkenntnisse einzelner Ressorts biindelt, kann zielgenauer
schwere Menschenrechtsverletzungen und die Gefahr von Volkermord erkennen und schneller
Krisenintervention betreiben. Das soll der Bundesrepublik und der Europaischen Union effektiver
ermoglichen, Konflikte in Krisenregionen der Welt zu bewaltigen und Frieden zu fordern.

s.a. Nils Schmid, auBenpolitischer Sprecher SPD-Bundestagsfraktion https://www.fr.de/meinung/
gastbeitrag-nils-schmid-menschenrecht-staatsraeson-13771516.html

Votum der Redaktionskonferenz

Mit der Bitte um Konkretisierung zuriick an den Antragssteller:in.
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Antrag A007: Feministische AuBenpolitik

Antragsteller*in: Jusos Hessen-Siid (Arbeitsgemeinschaft)
Status: Empfehlung der Redaktionskonferenz liegt vor
Empfehlung der Uberweisung an

Redaktionskonferenz:

Sachgebiet: A - AuBenpolitik, Friedenspolitik, Sicherheitspolitik, Europa

Der Parteitag moge beschliefRen:
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Einleitung/Analyse/Status Quo:

AuRen- und Sicherheitspolitik sind unabdingbar miteinander verbunden und besitzen
fiir alle Staaten eine hohe Relevanz. Dabei beschreibt die AuRenpolitik insbesondere
jede Form von internationalen, staatsiibergreifenden Interaktionen und

Beziehungen. Sicherheitspolitik ist deshalb unabdingbar, da kein Staat automatisch
eine Garantie auf Sicherheit hat, da es keine Institution mit Gewaltmonopol gibt.
Daraus resultiert, dass theoretisch jederzeit die Gefahr durch einen Angriff besteht,

in diesem Kontext verstehen wir daher Sicherheit, als Fahigkeit uns eigenstandig

oder durch den Zusammenschluss mit Biindnispartner*innen militarisch zu verteidigen.
In der Realitat fiir diese nicht vorhandene Garantie von Sicherheit und des
Machtmonopols dazu, dass staatliche Macht und Interessen der nationalen Sicherheit,
in Anarchiegleichenden Verhaltnissen, mit Androhung von Gewalt oder

wirtschaftlichen Sanktionsmechanismen zu verteidigen suchen. Hierbei spielen immer
wieder die Punkte Dominanz und Unterdriickung eine zentrale Rolle, im Bereich der
staatlichen Verteidigung (sowohl nach innen, als auch auBen) - haufig nicht ohne

Hilfe von Militar und Waffengewalt. Das Streben nach Dominanz und Unterdriickung mit
allen Mitteln, tragt eine zutiefst patriarchale Handschrift, die insbesondere

der Demonstration von Macht und Mannlichkeit dienen.

Nicht zuletzt der grausame Angriffskrieg Russlands auf die Ukraine zeigt

deutlich, dass insbesondere groRenwahnsinnige Manner, einen groRen Hang dazu haben
u.a. durch Tatsachenverfalschung, die Souveranitat anderer Staaten und damit deren
Sicherheit anzugreifen.

Wahrend das Friedenskonzept der Sozialdemokratie im Zuge der Zeit des Kalten

Krieges insbesondere durch das Prinzip “Wandel durch Annaherung” gepragt waren und
die Europaische Union ihre Wertegemeinschaft zunachst durch “Frieden durch

Handel” aufgebaut hat, spielt(e) die Frage von internationaler

Geschlechtergerechtigkeit und dem Streben nach dem Abbau von patriarchalen Strukturen
bisher eine viel zu geringe Rolle. Wahrend weiterhin die Pramisse gilt, dass Frieden

durch wirtschaftliche Beziehungen geschaffen und gesichert werden kann, wird das
grundlegende System, das den Frieden in Wirklichkeit bedroht nicht hinterfragt oder

auch nur betrachtet.

Eine feministische AuBenpolitik hingegen, erkennt die Notwendigkeit
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von Geschlechtergerechtigkeit als zentrales Element fiir Frieden an. Das zentrale

Ziel dabei stellt die Uberwindung von Gewaltverhaltnissen und den dafiir notwendigen
Abbau von patriarchalen Strukturen dar. Die feministische Perspektive auf

Sicherheits- und AuRenpolitik erweitert den Blick, um die Fragestellung der
Machtungleichgewichte, sowie den Blickwinkel auf einzelne Individuen, Personengruppen
und ihre Bediirfnisse.

Hierbei gilt es stehts die Uberwindung von struktureller Gewalt intersektional

zu betrachten. Zudem ist unser Verstandnis des Sicherheitsbegriffs im Zusammenhang
mit AuBenpolitik nicht allein auf die staatliche Sicherheit (mit der Moglichkeit

zur militarischen Verteidigung der staatlichen Souveranitat) konzentriert,

sondern umfasst zudem die Fragen von medizinischer Versorgungssicherheit

und Klimagerechtigkeit. Feministische AuBenpolitik stellt den Anspruch, mittels u.a.
der Uberwindung von Hunger und Armut, im Sinne einer

gemeinwohlorientierten, demokratischen Zivilgesellschaft, das Recht auf Frieden
durchzusetzen.

Bereits seit dem ersten internationalen Frauenfriedenskongress 1915 wurden die
ersten Forderungen nach einer feministischen AuBenpolitik laut. Auch wenn damals
iiberwiegend Pazifistinnen zusammenkamen, so darf dennoch nicht der Fehler gemacht
werden, das Streben nach der Uberwindung von struktureller Gewalt einfach mit
einem bedingungslosen Pazifismus gleichzusetzen. Obwohl u.a. die Vereinten Nationen
vor allem mit ihrer Resolution 1325 Handreichungen feministischer

AuBenpolitik vorantreiben und sich damit dafiir einsetzen mehr Rechte, Ressourcen,
Reprasentanz und gleichseitigen Schutz von Frauen, Madchen und LGBTQI* weltweit
starken und gesellschaftliche Diversitat zu fordern, ist feministische AuBenpolitik
trotz Bekenntnis im Koalitionsvertrages der Ampelkoalition, noch lange kein
Selbstlaufer.

Sowohl die Reaktionen auf die Ernennung von Anna-Lena Baerbock zur

AufRenministerin, als auch die abwertende Reaktion des CDU-Vorsitzenden Friedrich Merz
in der Bundestagshaushaltsdebatte zum Thema feministische AuRenpolitik zeigen
deutlich, dass noch ein weiter Weg vor uns liegt, bevor feministische Auenpolitik,

in der nach wie vor Manner dominierten Politikwelt, den notwendigen Stellenwert
erhalt.

Die aktuellen internationalen Debatten iiber die Auswirkungen der Covid-19

Pandemie und der Klimakatastrophe, sowie den Backlash im Bereich des legalen Zugangs
zu Schwangerschaftsabbriichen, als auch nicht zuletzt die schrecklichen Berichte

uiber sexuelle Kriegsverbrechen an Frauen und Kindern durch russische Soldaten in

der Ukraine und die widerwertigen Angebote von zwielichtigen Mannern an
Ankunftsbahnhofen in Deutschland, zeigen, dass der Bedarf nach feministischer
AuBenpolitik groB ist.

Feministische Sicherheitspolitik:

Wissenschaftliche Untersuchungen zeigen, dass nachhaltiger Frieden eher gelingt,
wenn auch Frauen an den Verhandlungen beteiligt sind. Nicht, weil sie Frauen sind,
sondern weil sie Perspektiven einbringen, die ansonsten fehlen. Ein Negativ-Beispiel
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ist Afghanistan: Die starke feministische Zivilgesellschaft war in
den Friedensverhandlungen nicht ausreichend reprasentiert und steht seit
der Machtiibernahme der Taliban noch starker unter Druck.

Auch die Thematik der weltweiten Abriistung bleibt strittig in Anbetracht

des russischen Angriffes, aber wiirde es diese geben, dann gabe es wahrscheinlich
auch keinen russischen Angriffskrieg. Militarische Starke lasst sich nicht

ignorieren, deswegen ist es gut und richtig, die Ukraine auch militarisch zu
unterstiitzen. Doch wer sich langfristig auf eine gerechtere Welt zubewegen will, darf
hier nicht aufhoren.

Denn auch das sollte mittlerweile klar sein: Krieg wird nicht nur

mit Marschflugkorpern, Kampfdrohnen und Panzern gefiihrt. Seit 2008 erkennen die
Vereinten Nationen Vergewaltigungen in Konflikten als Kriegsverbrechen an. Man kann
sich fragen, warum das so lange gedauert hat. Denn es liegt auf der Hand: Es geht

darum Menschen zu brechen. Macht auszuiiben - in Form von physischer und psychischer
Gewalt. Ob Frauen, Manner, nicht-binare Personen. Krieg betrifft alle Menschen - aber
eben auf unterschiedliche Art und Weise.

Deshalb fordern wir:

 Legale und sichere Fluchtrouten (beispielsweise durch kostenlose Bahnfahrten)

e Waffenlieferungen auf ein Minimum reduzieren und nur fiir Staaten zur
Verfiigung stellen, die unverschuldet in kriegerische Handlungen geraten sind,
nur flir demokratische Staaten

¢ Internationale Verbande feministisch aufstellen und mit
zusatzlichen finanziellen Mitteln aus bundesweiten und internationale
Fordertopfen unterfiittern

e Feministische Organisationen starker finanziell unterstiitzen, inshesondere
NGOs die sich fiir Gleichberechtigung und Teilhabe einsetzen

¢ NGOs keine westlichen Stempel aufdriicken, keine westlichen Grundsatze auf
andere Lander Ubertragen

¢ NGOs keinen Stempel des Globalen Nordens aufdriicken und keine Grundsatze
des Globalen Nordens auf andere Lander iibertragen

* Neubewertung von internationalen Biindnis- & Wirtschaftspartner*innen (z. B.
Katar)

e Verbot von Nuklearwaffen, weltweite Abriistung

e Gewalt an Frauen und Kindern, insbesondere Vergewaltigung als Kriegswaffe harter
ahnden, Bewusstsein schaffen

Globale Feministische Gesundheitspolitik:

In der Satzung der WHO wird Gesundheit definiert als: ,ein Zustand
vollstandigen korperlichen, seelischen und sozialen Wohlbefindens und nicht nur das
Freisein von Krankheit oder Gebrechen.”

Im internationalen Pakt Uiber wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte, den
die Generalversammlung der Vereinten Nationen 1966 verabschiedet hat, wurde
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festgehalten, dass jeder Mensch das Recht auf das hochste erreichbare MaR an
korperlicher und geistiger Gesundheit besitzt. Den Internationalen Pakt liber
wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte haben 164 Staaten ratifiziert. Das
beschriebene Recht beinhaltet unter anderem den Zugang zu rechtzeitiger und
erschwinglicher Gesundheitsversorgung von hoher Qualitat und ist eng verbunden mit
anderen Menschenrechten. Denn Krankheiten treten insbesondere dann ein, wenn andere
Rechte wie zum Beispiel das Recht auf Wasser, Nahrung, Bildung oder

angemessene Lebensstandards nicht erfiillt sind. Gleichzeitig stellt das Vorliegen von
Gesundheit eine essenzielle Grundlage dafiir dar, dass eine Person am
gesellschaftlichen, wirtschaftlichen und politischen Leben teilhaben kann und andere
Menschenrechte wahrnehmen kann. Doch weltweit wird das Grundrecht auf Gesundheit von
staatlicher Seite nicht sichergestellt. So sterben taglich mehr als 8.000 Kinder

unter fiinf Jahren an Krankheiten, die durch einfache und giinstige Behandlungen
vermieden oder behandelt werden konnten. Gleichzeitig geraten etwa 100 Millionen
Menschen pro Jahr unter die Armutsgrenze, weil sie Gesundheitsleistungen aus eigener
Tasche bezahlen miissen. Hiervon sind insbesondere arme, marginalisierte oder
diskriminierte Bevolkerungsgruppen gefahrdet. Selbst in Deutschland wird der Zugang
zu Gesundheitsversorgung fiir Teile der Bevolkerung nicht gewahrleistet. Menschen
ohne Papiere/ohne legalen Aufenthaltsstatus, Gefliichtete, EU-Biirger*innen und
Deutsche ohne Krankenversicherung sind vom Regelsystem ausgeschlossen und haben
oftmals keinen Zugang zu rechtzeitiger und erschwinglicher Gesundheitsversorgung.

Auch liegt ein Zusammenhang der soziookonomischen Situation und der Gesundheit
vor. Da FLINTA* iberproportional finanziell arm sind, haben sie ebenso
uiberproportional haufig einen schlechten Gesundheitszustand.

Gleichzeitig muss festgestellt werden, dass in der Gesundheitsversorgung noch

immer koloniale Verhaltnisse aufrechterhalten werden, indem traditionelle Medizin
selbst bei nachweislicher Wirkung nicht anerkannt wird, zahlreiche Erkrankungen zu

den sogenannten neglected tropical diseases (NTDs; vernachlassigte

tropische Krankheiten) zahlen und obwohl fast jeder Fiinfte in der Welt unter ihnen
leidet, sie fiir die Erforschung und Entwicklung von Medikamenten und Impfstoffen
dennoch nicht von Bedeutung sind, eine ungleiche Verteilung weltweit von Medikamenten
und Impfstoffen wie in den vergangenen Jahren wahrend der Covid-19-Pandemie

zu verzeichnen war. Zudem ist die Gesundheitsversorgung von Rassismus gepragt.

So sterben nachweislich Schwarze Frauen signifikant haufiger wahrend der Geburt

als weiBe. Indem zudem der Zugang zu sicheren und legalen Schwangerschaftsabbriichen
in immer mehr Landern erschwert oder sogar verboten werden und

weibliche Genitalverstimmelung geduldet wird, wird das patriarchale Machtsystem
weiter aufrechterhalten und ausgebaut. Hinzu kommt eine gravierende
geschlechterbezogene Datenliicke. Ein nicht zu verachtendes Problem stellt zudem die
finanzielle Ausstattung der WHO dar. Rund 80% der finanziellen Mittel der WHO stammen
von privaten Geldgeber*innen und nicht von der internationalen Staatengemeinschaft.

Ziel einer globalen feministischen Gesundheitspolitik ist:

* Keine Person darf negative Folgen beziiglich ihrer Gesundheit erleben, weil
sie aufgrund von Faktoren wie Geschlecht, Hautfarbe, sexueller Orientierung,
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Klasse diskriminiert oder schlechter behandelt wird.

Der Ansatz globaler Gesundheitspolitik muss antirassistisch, feministisch
und intersektional sein und bei allen Bestrebungen die
Dekolonialisierung vorantreiben.

Deshalb fordern wir:

10.

1.

12.

13.

Die echte Anerkennung und Sicherstellung des Menschenrechts auf Gesundheit
der internationalen Staatengemeinschaft

Die Gewahrleistung einer ausreichenden Finanzierung von
Gesundheitsleistungen weltweit.

Starkung und bessere finanzielle Ausstattung der WHO, damit sie
ihre Hauptaufgabe, die Bekampfung von Erkrankungen und Forderung der
allgemeinen Gesundheit aller Menschen weltweit erfiillen kann.

Beriicksichtigung von Gender und Feminismus in der globalen Gesundheitspolitik.
Hierzu zahlt:

die Berlicksichtigung und Reprasentation diverser Perspektiven innerhalb von NGOs
und globalen Gremien in gesundheitspolitischen Themen

Auswahl diverserer Proband*innengruppen bei klinischen Studien

Finanzielle und strukturelle Forderung zur Erforschung von Krankheiten,
die insbesondere Frauen betreffen, und Entwicklung von wirksamen Therapien (Bsp.
Endometriose).

Finanzielle und strukturelle Forderung zur Erforschung von
frauentypischen Symptomen bei Erkrankungen, sowie die Aufnahme dieser
Erkenntnisse in die medizinische Lehre (Beispiel Herzinfarkt)

Globale Anerkennung von Transgeschlechtlichkeit und
adaquater Gesundheitsversorgung dieser Personengruppen

Intersektionaler Ansatz innerhalb der Gesundheitspolitik

Starkung von lokalen Strukturen zur Bekampfung von
weiblicher Genitalverstimmelung

Dekolonialisierung der globalen Gesundheitspolitik

Durch finanzielle und strukturelle Forderung zur Erforschung von
neglected tropical diseases (NTDs; vernachlassigte tropische Krankheiten)

Gerechte, globale Versorgung mit Medikamenten und Impfstoffen sowie die Freigabe
von Patenten beispielsweise im Pandemiefall

Anerkennung und Forderung traditioneller Medizin, als auch Untersuchung
der Wirksamkeit traditioneller Therapieansatze

Aufarbeitung der Bedeutung der medizinischen Forschung hinsichtlich
der Kolonialisierung wie dem Ursprung der Tropenmedizin

Sensibilisierung fiir die Bedeutung von ,health diplomacy” und deren Zielsetzung
wie internationale Einflussnahme einzelner Staaten
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14. Eine verpflichtende Versorgung mit sexuellen
reproduktiven Gesundheitsleistungen, sodass eine adaquate Betreuung wahrend
der Schwangerschaft vorliegt und Schwangerschaftsabbriiche weltweit sicher und
legal sind. Schwangerschaftsabbriiche miissen entkriminalisiert werden und
als Menschenrecht gelten.

Klimagerechtigkeit & Feminismus:

Bei einer feministischen Betrachtungsweise von Sicherheits- und AuRenpolitik darf

das Feld der Klimagerechtigkeit nicht fehlen. Der Begriff Klimagerechtigkeit

beschreibt dabei die gemeinsame internationalen Verantwortung, insbesondere

der Hauptverursacher*innen von Klimaschaden, sich fiir Klimaschutz einzusetzen, durch
ihr Handeln entstandene Schaden wiedergutzumachen und neue Schaden zu verhindern.
Aus unserer internationalistischen, (jung)sozialistischen und

feministischen Grundiiberzeugung heraus ist es deshalb unsere Pflicht
Klimagerechtigkeit als intersektionalen Ansatz zu begreifen und als eine der Maximen
unserer AuBen- und Sicherheitspolitik zu begreifen. Bei unserem Kampf fiir mehr
Klimagerechtigkeit, stehen genauso wie im Kampf gegen patriarchale und
kapitalistische Strukturen insbesondere okonomische Ausbeutung, Unterdriickung und
Zerstorung zugrunde.

Es ist daher unsere Aufgabe als Jungsozialist*innen die Abhangigkeiten und das

rein auf den Nutzen und Verwendungszweck ausgerichtet System zuerkennen und
Strategien zu dessen Uberwindung zu entwickeln. Denn neben der achtlosen Zerstérung
unseres Planten getarnt durch Vertuschung und Abwalzen von Verantwortlichkeiten

auf Verbraucher*innen, im Begriff der sogenannten “Losungssuche”. Dies

wird Beispielsweise darin sichtbar, dass groRe Ol- und Energiekonzerne ihre
Verantwortung fiir eine bessere Oko- und C02-Bilanz durch die Kampagne “Carbon
Footprint” in den individuellen Verantwortungsbereich der Endverbraucher*innen
verschoben haben. Auch die Verleugnung des Klimakatastrophen durch Aussagen, wie dass
gar nicht die Umwelt, sondern die moderne industrielle Gesellschaft, die von einem
zutiefst patriarchalen Bild von dominanter Mannlichkeit gepragt ist, durch
klimaschiitzende MaRnahmen gefahrdet sei. Diese Verleugnungsstrategie wird
insbesondere von denjenigen vorgetragen, die bereits durch Frauenfeindliche Aussagen
und Handlungen, bekannt sind. Insbesondere in Landern, in denen Gewalt an Frauen
(u.a. Femizide) weitverbreitet sind, ist die Leugnung der Klimakatastrophe besonders
weit verbreitet.

Die zugrundeliegenden Weltanschauungen von Frauenhassern und Klimaleugnern
zeigt deutlich, dass eine gemeinsame gesellschaftliche Uberwindung notwendig ist, um
mit dem Wandel des politischen und okonomischen Systems sowohl die
Klimakatastrophe einzudammen, als auch Frauenrechte weltweit zu etablieren.

Besonders deutlich wir die Betroffenheit von Frauen durch die

Klimakatastrophe auBerdem, mit dem Blick einerseits auf die Anfiihrerinnen der
weltweiten Klimabewegungen und anderseits auf die Verteilungslast der Auswirkungen
der Schaden durch die Klimakatastrophe nach Geschlecht. Wahrend Fridays For Future
und allen voran Greta Thunberg die Klimakatastrophe seit 2019 in den Fokus westlicher
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Debatten und Politik brachten, waren und sind es insbesondere Indigene Frauen und
Women of Color, die schon viel langer gegen Landraub, Vertreibung und Zerstorung
ihrer Lebensgrundlagen, teilweise unter lebensgefdhrlichen Umstanden fiir ihre Rechte
und den Schutz der Umwelt protestiert haben. Um die Anfiihrerinnen der Proteste und
ihre Mitstreiter*innen einzuschiichtern und verstummen zu lassen, kam es weltweit

und insbesondere in Stidamerika immer wieder zu Verfolgung und Ermordung von (Klima-
)Aktivist*innen. Eine entscheidende Rolle spielen dabei Repression

und Unterdriickungsstrukturen, teilweise durch das Erlassen sog. “Anti-Terrorgesetze”,
um Aktivist*innen an ihren Protesten zu hindern. Haufig geht diese Repression

mit misogynen Beleidigungen, Herabwiirdigungen, der Relativierung und Androhung
von Vergewaltigung und Genitalverstimmelung einher. Die Schnittmenge

zwischen konservativen, nationalistischen Kreisen, Klimaskeptiker*innen und Anti-
Feministen zeigt sich immer wieder deutlich. Als Jungsozialist*innen ist es deshalb

an uns, die klare Verbindung zwischen Frauenhass und Klimaleugnung zu erkennen und
gemeinsam fiir Klimagerechtigkeit und gegen das gesamte zugrunde liegende System zu
kampfen.

Gleichzeitig zeigt sich deutlich, dass die Auswirkungen der Klimakatastophe

nicht alle gleichermaBen treffen. Wahrend die Hauptverursacher in den

grofRen Industrienationen des globalen Nordens sitzen, sind es insbesondere Frauen
im globalen Siiden/Siid-Osten, die am starksten unter den Folgen leiden. So sind 80%
der vertreibenden Menschen durch die Klimakatastrophe Frauen, die auf ihrer Flucht
der Gefahr von geschlechterspezifischer Gewalt ausgesetzt sind, ohne dass eine
direkte Handhabung besteht, da die Klimakatastrophe laut der Genfer Konvention

kein anerkannter Fluchtgrund ist. Damit ist der Schutz, der Frauen, die vor

der Klimakatastrophe fliehen nicht von der Genfer Konvention abgedeckt. Dazu kommt,
dass insbesondere arme Frauen starker von natiirlichen Ressourcen abhangig sind, um
ihre Lebensgrundlage und Lebensmittelsicherheit sicherzustellen. Durch Auswirkungen
wie u.a. Naturkatastrophen verstarken sich bestehende Abhangigkeiten. Eine IUCN
Studie weist nach, dass die Klimakatastrophe und Umweltzerstorung, klar mit einem
Anstieg von Gewalt an Frauen in Verbindung zu bringen ist. So wird bspw.

Die Nahrungsmittelknappheit wird ausgenutzt, sexuelle Dienstleistungen von Frauen
im Tausch fiir Nahrung zu verlangen. Hinzu kommt, dass in den von der
Klimakatastrophen starkbetroffenen Landern, haufig Frauen die Felder bestellen,
nachdem ihre Manner bereits geflohen oder gestorben sind. Bei Ernteausfallen wird an
die Frauen, jedoch keine staatliche Entschadigung gezahlt, da sie haufig nicht das
Recht haben, Land zu besitzen. Im Gegenteil, sobald bekannt wird, dass Frauen ihre
Felder ohne den offiziellen “Besitzer” betreiben, laufen sie Gefahr Opfer von

Landraub zu werden. Dariiber hinaus werden Katastrophenschutzplanen in der Regel
lediglich auf Tagesablaufe, Bedlirfnisse und Voraussetzungen von Mannern angepasst,
wodurch bei eintretenden Naturkatastrophen liber proportional viele Frauen und Kinder
sterben.

Doch muss eine nachhaltige Perspektive auf feministische AuBenpolitik nicht nur
die Auswirkungen der Klimakatastrophe betrachten, sondern auch die Frage
der energetischen Unabhangigkeit von fossilen Energietragern, sowie autokratischen
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und diktatorischen Staaten/Regimen. Um das patriarchale, kapitalistische System
von Abhangigkeiten und GroRenwahn, hinter uns zu lassen, brauchen wir
internationale Standards als Kriterien fiir die Wahl von wirtschaftlichen Partnern.
Insbesondere der aktuelle russische Angriffskrieg auf die Ukraine zeigt deutlich,
dass die energetische Abhangigkeit von einem nicht-demokratisch gefiihrten Staat, der
die Grundwerte des Friedens und der Souveranitat von Staaten mit uns

teilt, brandgefahrlich ist und die Handlungsfahigkeit der Bundesrepublik im Notfall
stark eingrenzt. Anstatt im Sinne eines “weiter so” neue unbefristete Vertrage fiir
fossile Energietrager mit anderen autokratisch gefiihrten Staaten abzuschlieBen,
braucht es eine wirkliche Perspektive, um die energetische Unabhangigkeit der
Bundesrepublik zu gewahrleisten.

Deshalb fordern wir:

¢ Die Aufnahme der “Klimakrise” in den Katalog fiir Fluchtursachen der
Genfer Konvention, damit insbesondere auch geschlechterspezifische Gewalt auf
der Flucht vor der Klimakrise anerkannt wird

e Weltweit geschlechtergerechte Bevolkerungs- und Katastrophenschutzplane

e Die Internationale Zusammenarbeit sowohl an 6kologische, als auch
feministische und Menschenrechts Standards koppeln - Gerechtigkeit als klare
Voraussetzung fiir ein friedliches, nachhaltiges weltweites miteinander (gerade
kritisch nach Gasvertragen mit Katar)

e wirtschaftliche Unabhangigkeit von autokratisch regierten Staaten - Frieden
und Sicherheit hangen weltweit vom Ende der Zerstorung und Ausbeutung des
Planeten ab. (nicht zuletzt Abhadngigkeit von Russland als mahnendes Beispiel)

e Verbindliche internationale Agenda feministischer Sicherheit bei
Auswirkungen des Klimawandels (individuelle Sicherheit muss mit staatlicher
und zwischenstaatlicher Sicherheit zusammengedacht werden, damit
Machtdynamiken verstanden und hin zu mehr Gerechtigkeit verandert werden kdnnen.

e Mehr Forschung im Bereich der (internationalen) Politik mit Schwerpunkten
auf feministische Sicherheit, Frieden und Gerechtigkeit im Zusammenhang mit
der Klimakatastrophe

Weiterleiten an

SPD-Bezirksvorstand

Votum der Redaktionskonferenz

Bitte an Antragssteller:in Debattenbeitrag fiir den Sozialdemokrat (siidhessischer Teil im Vorwarts)
zu erstellen.

Uberweisung an den SPD-Bezirksvorstand zu Ausarbeitunng eines weiterfiihrenden Antrags fiir
den Bezirksparteitag 2023.
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Antrag B001: Abschaffung von StraBenausbaubeitragen
durch ein vom Land finanziertes
StralRensanierungsprogramm

Antragsteller*in: Unterbezirk Limburg-Weilburg (Unterbezirk), OV Hadamar
Status: Empfehlung der Redaktionskonferenz liegt vor
Empfehlung der Uberweisung an

Redaktionskonferenz:

Sachgebiet: B - Innenpolitik, Rechtspolitik

Der Parteitag moge beschliefRen:

1 Die SPD Landtagsfraktion wird aufgefordert, sich weiterhin fiir die Abschaffung der
2 StraRenausbaubeitrage und ein, durch das Land finanziertes, einheitliches System zur
3 StralBensanierung fiir ganz Hessen einzusetzen.

Begriindung

Schon seit langem belasten die einmaligen StraBenausbaubeitrage die Biirger/-innen in Hadamar
und anderen hessischen Kommunen. Die Debatte um StraBenausbaubeitrage flammt immer
wieder auf, wenn Biirger/-innen zur Kasse gebeten werden. Seit 2018 ist Hessen ein Flickenteppich
aus Kommunen mit einmaligen, wiederkehrenden oder gar keinen StralRenausbaubeitragen
(gepuffert durch Grundsteuererh6hungen oder Riicklagen der Kommunen). Die jetzt giiltige
Regelung fiihrt dazu, dass wohlhabende Kommunen die Beitrage abschaffen, finanzschwache
Kommunen - vor allem im landlichen Raum - aber weiterhin ihre Biirgerinnen und Biirger zur
Kasse bitten miissen. Auf diese Weise verscharft das schwarzgriine Gesetz die Ungleichgewichte
zwischen den Kommunen und sorgt fiir Unzufriedenheit bei den Biirger/-innen. Wahrend in
ungefahr einem Drittel der 423 hessischen Gemeinden keine StraBenausbaubeitrage mehr gezahlt
werden miissen, werden in Hadamar weiterhin Ausbaubeitrage erhoben. Bundesweit ergibt sich
ein ahnliches Bild mit einem klaren Trend hin zur Beitragsfreiheit. Rlickwirkend zum 1.1.2020 ist
Sachsen-Anhalt das achte Bundesland, das sich fiir eine einheitlich geregelte Abschaffung der
StraBenausbaubeitrage entschieden hat. Nicht nur in anderen Bundeslandern, sondern auch in
Hessen bemiihen sich Vertreter der SPD um eine Abschaffung der allzu oft ungerechten,
manchmal fiinfstelligen Beitrage. Mehrere Gesetzesentwiirfe seit 2018 sollten die Finanzierung des
StraRenausbaus in die Hande des Landes legen und klare Verhaltnisse schaffen. Die fiir die
Sanierung der StraBRen notwendigen Finanzmittel sollen den Kommunen dafiir mit einer
Investitionspauschale, die das Land zu tragen hat, bereitgestellt werden. Dabei sollen diese
Zuweisungen an die Kommunen deutlich iiber den rund 40 Millionen liegen (die Entwiirfe sahen
60 Millionen vor), die die hessischen Kommunen derzeit aus den StraBenausbaubeitragen
erheben. Bemessungsgrundlage soll zum einen die Einwohnerzahl, zum anderen die Flache des
Gemeindegebietes sein. Damit wird auch den besonderen Herausforderungen des landlichen
Raumes mit groRen Flachen, aber weniger Einwohnern Rechnung getragen. Sie scheiterten am
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Widerstand der schwarz-griinen Koalition. Doch die Notwendigkeit einer Veranderung zeigt nicht
nur das Engagement der Biirger*innen im Stadtgebiet Hadamar, sondern von {iber 70 weiteren
Biirgerinitiativen und verschiedenen Experten in ganz Hessen. Die gangige Praxis Ratenzahlungen
von bis zu 20 Jahren Laufzeit anzubieten, ist aufgrund der trotzdem vorhandenen Belastungen fiir
die Blirger/-innen und der fiir die Stadt anfallenden Kosten der Vorfinanzierung nicht haltbar. Das
bedeutet: Die Stralenausbaubeitrage miissen weg. Unsere Infrastruktur ist fiir jeden da und sollte
auch von jedem zu gleichen Anteil finanziert werden. Dies wiirde den sozialen Frieden starken.

Weiterleiten an

Programmkommission fiir die Landtagswahl

Votum der Redaktionskonferenz

Uberweisung an die Programmkommission fiir die Landtagswahl
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Antrag B002: Altersdiskriminierung im Bereich der
Finanzinstrumente

Antragsteller*in: AG 60plus Hessen-Siid (Arbeitsgemeinschaft)
Status: Empfehlung der Redaktionskonferenz liegt vor
Empfehlung der Uberweisung an

Redaktionskonferenz:

Sachgebiet: B - Innenpolitik, Rechtspolitik

Der Parteitag moge beschliefRen:

1 Der SPD-Bezirk Hessen-Siid fordert die Altersdiskriminierung in den verschiedensten
2 Lebensbereichen entschieden zu bekampfen. Insb. im Bereich der Finanzinstrumente
3 bestehen zurzeit deutliche Defizite, die auszugleichen sind.

4 Hierzu zahlen:

5 1. Bargeldversorgung

6 2. Kartennutzung

7 3. Kreditausreichung/Darlehen
8  4.Beratung

9 5.Schufa Score

10 Der Bezirk Hessen-Siid fordert die Bundesregierung auf, nach Losungen zu suchen,
11 Angebote auch der Privatwirtschaft zu unterstiitzen und die Rahmenbedingungen, die
12 hierzu fiihren, zu beseitigen.

Begriindung

Zu a:

Altere Biirger:innen werden im Bereich Bargeldversorgung erheblich in der Realitit behindert. Sei
es durch den fortschreitenden flichendeckenden Abbau von Geldausgabeautomaten als auch
durch den Wandel von Geldausgabestellen von Geschaftsstellen (Geschaftsstellensterben) hin zu
groRen Lebensmittelmarkten (Aldi, Rewe, etc.) mit ihren zeitlich eingeschrankten Offnungszeiten,
der ortlichen Lage oft vor den Toren der Stadt und der Verpflichtung zur Abnahme eines Einkaufs
mit einer betraglichen Mindestabnahme (Geld erst bei einem Einkauf von x Euro).

Zu b:

Altere Biirger:innen sind in der Nutzung der neuen Zahlmethoden, die in der Regel mit einer
Kartennutzung/-sicherung (Passwort) einhergehen, deutlich eingeschrankt. Neben der oft
fehlenden Einweisung in die Vorgehensweise einer korrekten Kartennutzung ist auch die
Merkfahigkeit der Kartensicherung (Passwort/PIN) oft nicht mehr im notwendigen MaRe mdglich.
Wenn dann oft nur die Moglichkeit der Kartenzahlung als alleinige Zahlungsmoglichkeit besteht,
sind Biirger:innen von der Nutzung und damit vom Kauf faktisch ausgeschlossen. Dies ist

53 /319



Bezirksparteitag der SPD Hessen-Siid 2022

diskriminierend.

Zu c:

Ebenso erhalten Biirger:innen mit fortschreitendem Alter i.d.R. keine Kreditmdoglichkeiten mehr
eingeraumt (verschiedene Banken fangen schon ab 60 Jahren mit der Streichung an). Das
Kreditausfallrisiko steigt im Alter bei Senioren, so dass die Mdglichkeiten bei nicht vorhandenem
Vermogen/Sicherheiten immer schlechter werden. oder gar der Tod sind Faktoren, die ggf. eine
Kreditausreichung verhindern. Erkrankungsmaoglichkeiten Hier ist auch auf die
aufsichtsrechtlichen Regelungen der staatlichen Uberwachungsorgane hingewiesen, die ggf. die
Finanzierung von Kreditfinanzierungen erschweren (z.B. Wohnimmobilien-kreditrichtlinie aus
2016).

Als eine mogliche Verbesserung der Situation konnte eine Restschuldversicherung fiir Senioren
helfen. Hierbei wird in Anlehnung an die bestehende RSV im normalen
Privatkundenkreditgeschaft das Ausfallrisiko fiir die Finanzinstitute begrenzt bzw. aufgehoben.
Kann ein Kredit zu Lebzeiten eines Schuldners nicht zuriickgezahlt werden, tritt der Staat als
Ausfallbiirge fiir die Schuld ein. So diirfte gewahrleistet sein, dass das Kreditrisiko bei den
Finanzinstituten nicht entsteht, eine verteuerte Ausreichung nicht notwendig wird und so ggf. die
Erben nicht herangezogen werden.

Diese Moglichkeit ist noch genauer zu erarbeiten, dirfte fiir den Staat aber keine groBen Risiken
bedeuten.
Zu d:

Ein weiterer diskriminierender Bereich fiir Senioren ist die allgemeine Beratung. I.d.R. beschrankt
sich die heutige Beratung auf das Segment von Erben und Vererben. Hilfestellungen fiir den Alltag
der Senioren sind eher seltener. Siehe hierzu auch schon die Ausfiihrungen oben bei den Karten-/
Zahlungssystemen (zu b). Hier sollten speziell auf die Bediirftigkeit der alten Leute abgestellte
Programme/Angebote bei den Finanzinstituten entwickelt werden. Die Politik sollte solche
Nutzungsmoglichkeiten fordern (z. B. durch Preisevergaben, beste Bank fiir Senioren etc.).

Zu e:

AbschlieBend mochte ich noch auf die bestehenden Scoresysteme in der Finanzwelt hinweisen,
die nicht nur sehr oft intransparent sind, sondern auch keine Altersdiskriminierungen beinhalten
diirfen (z.B. Schufa-Scoresystem). Solche Altersdiskriminierungen sind zu verbieten und ggf. vom
Datenschutzexperten zu liberpriifen und analysieren. Eine Zertifizierung konnte hier hilfreich sein.

Weiterleiten an

Programmkommission fiir die Landtagswahl

Votum der Redaktionskonferenz

Uberweisung an die Programmkommission fiir die Landtagswahl
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Antrag B003: Anti-Diskriminierungsbeauftragte in allen
staatlichen Behorden

Antragsteller*in: Unterbezirk Offenbach Stadt (Unterbezirk)
Status: Empfehlung der Redaktionskonferenz liegt vor
Empfehlung der Uberweisung an

Redaktionskonferenz:

Sachgebiet: B - Innenpolitik, Rechtspolitik

Der Parteitag moge beschliefRen:

-

Die SPD-Landtagsfraktion moge sich dafiir einsetzen, dass nach dem Vorbild der

2 Gleichstellungsbeauftragten in allen staatlichen Behorden die Stelle eines*r

3 Antidiskriminierungsbeauftragten geschaffen wird, der/die ein Votum bei

4 Neueinstellungen, Beférderungen und Entlassungen von Mitarbeitenden (Angestellte und
5  Beamt*innen) in den Behdrden des Landes abzugeben hat.

Begriindung

Hessen ist ein Land mit einer vielfaltigen Bevolkerung. Ein groBer Teil der Hess*innen hat seine
Wurzeln, z.T. vor einer oder zwei Generationen, in anderen Landern. Sie sind zum GroRteil
deutsche Staatsbiirger*innen, gehoren aber anderen Religionen an, haben eine andere Hautfarbe
oder sprechen eine andere Muttersprache.

Diese Menschen leben hier, gehen hier zum Grofteil in die Schulen und durchlaufen berufliche
oder Hochschulausbildungen. Wenn sie sich um eine Stelle bewerben, treffen sie, obwohl sie alle
Kriterien einer Anstellung erfiillen, trotzdem in nicht seltenen Fallen auf ausgesprochene und viel
ofter noch auf unausgesprochene Vorurteile, gegen die sie sich nicht zur Wehr setzen konnen -
oder sich dies nicht trauen - und die bei der Entscheidung iiber ihre Einstellung, ihre Einstufung
oder auch ihre Entlassung eine Rolle spielen.

Um diesen Menschen und ihrem Anspruch auf Gleichbehandlung gerecht zu werden, ist die
Einrichtung der Stelle von Anti-Diskriminierungsbeauftragten, die denselben Aufgabenbereich
wahrnehmen, wie die seit langem bewahrten Gleichstellungsbeauftragten, erforderlich.

Weiterleiten an

Programmkommission fiir die Landtagswahl

Votum der Redaktionskonferenz

Uberweisung an die Programmkommission fiir die Landtagswahl
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Antrag B004: Barrierefreie Frauenhausplatze

Antragsteller*in: AG Selbst aktiv Hessen-Siid (Arbeitsgemeinschaft)
Status: Empfehlung der Redaktionskonferenz liegt vor
Empfehlung der Annahme

Redaktionskonferenz:

Sachgebiet: B - Innenpolitik, Rechtspolitik

Der Parteitag moge beschliefRen:

1 Die SPD Landtagsfraktion im Hessischen Landtag wird beauftragt, einen Antrag zu
stellen, dass die Empfehlungen des Europarates liber vorzuhaltende barrierefreie
Frauenhausplatze unverziiglich umgesetzt werden.

w

Gleichzeitig wird sie gebeten eine Anfrage an die Hessische Landesregierung zu

stellen mit der Frage: 1. Wie viele barrierefreie Frauenhausplatze wurden bisher in
Hessen geschaffen und befinden sich im Bestand? 2. Wie sieht es mit den
behindertengerechten baulichen Gegebenheiten aus bei den ausgewiesenen
Bestandsplatzen? 3. Wie ist der Sachstand bei UmbaumaRBnahmen in hessischen

9 Frauenhausern nach HBO und DIN-Normen fiir behindertengerechtes Bauen/Umbauen
10 offentlicher Gebaude. Dazu ist eine Begehung mit spezialisiertem Fachpersonal

11 durchzufuhren.

o U

~

Begriindung

In Hessen leben ca. 600.000 Schwerbehinderte Menschen, dies macht etwa 10% der hessischen
Bevolkerung aus. Davon ca. 292.000 weibliche tiber 18 Jahre. Laut Studie ist jede 2. Frau von
korperlicher, sexualisierter und/oder psychischer Gewalt betroffen. Ein fliichten vor den
Gewalttatigen ist fiir Menschen mit Behinderung, wenn tiberhaupt, nur duRerst erschwert moglich.

In der Antwort des Hessischen Landtages vom 6.3.2018 auf die GroRe Anfrage der Abg. Gnadl, Alex,
Barth, Faeser, Geis, Habermann, Hofmann, Hofmeyer, Lober, Miiller (Schwalmstadt), Ozgiiven, Dr.
Sommer, Waschke, Ypsilanti (SPD) und Fraktion betreffend Gewalt gegen Frauen in Hessen
Drucksache 19/5065 wurde erlautert:

Frauen und Madchen mit Behinderungen sind iiberdurchschnittlich stark von Gewalt betroffen.
Nach der Studie des Bundesministeriums fiir Familie, Senioren, Frauen und Jugend (BMFSFJ) aus
dem Jahr 2012 erlebt etwa jede zweite Frau mit Behinderung in ihrem Leben sexualisierte Gewalt.
Fast doppelt so haufig wie nicht behinderte Frauen erfahren behinderte Frauen korperliche und
psychische Gewalt.

Der Europarat hat im Jahr 2009 im Rahmen eines Programms zur Bekampfung von Gewalt gegen
Frauen Empfehlungen zur Zahl vorzuhaltender Frauenhausplatze gegeben.

Der Deutsche Paritatische Wohlfahrtsverband Gesamtverband e.V. hat 2013 eine Broschiire mit
Anforderungen an bundesweiten Standards fiir die notwendige Ausstattung und fachliche Arbeit
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von Frauenhausern herausgegeben.

Aufgrund dieser Antwort auf die Anfrage liegt der Hessischen Landesregierung die Erkenntnis
uber die Notwendigkeit barrierefreier Frauenhausplatze vor, aber leider wird diese nicht
umgesetzt.

Weitere Ausfiihrungen ggf. miindlich.

Weiterleiten an

Programmkommission fiir die Landtagswahl

Votum der Redaktionskonferenz

Annahme und Uberweisung an die Programmkommission fiir die Landtagswahl
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Antrag B005: Belange von Menschen mit Behinderung bei
politischen Vorhaben beriicksichtigen

Antragsteller*in: AG 60plus Hessen-Siid (Arbeitsgemeinschaft)
Status: Empfehlung der Redaktionskonferenz liegt vor
Empfehlung der Uberweisung an

Redaktionskonferenz:

Sachgebiet: B - Innenpolitik, Rechtspolitik

Der Parteitag moge beschliefRen:

-

Der SPD-Bezirk Hessen-Siid fordert alle Parteigliederungen dazu auf, die Interessen

von Menschen mit Behinderungen bei politischen Vorhaben auf kommunaler, Landes- und
Bundesebene zu beriicksichtigen, damit eine selbstbestimmte und inklusive Teilhabe in
allen gesellschaftlichen Lebensbereichen moglich ist. Dies motiviert gleichzeitig

auch Genossinnen und Genossen mit Behinderung, sich aktiv an der Parteiarbeit zu
beteiligen.

o B~ W N

Um dies auch im Alltag umzusetzen, fordert der SPD-Bezirk Hessen-Siid die

8  Parteigliederungen dazu auf, die besonderen Bediirfnisse dieser Genossinnen und

9  Genossen bei der Planung und Organisation der Parteiarbeit zu beachten und bei der
10 Aufstellung von Kandidatenlisten fiir politische Amter Genossinnen und Genossen mit
11 Behinderungen ausreichen einzubeziehen.

~

13 Unsere konkreten Forderungen sind:
14« Implementierung der Inklusion in das politische Leitbild der Partei

15 e Umsetzung der UN-BRK auf allen Parteiebenen bis 2025 und damit Beriicksichtigung
16 der Auswirkungen von politischen Vorhaben auf die Gruppe von Menschen mit
17 Behinderungen

18 e Erfiillung / Ubererfiillung der Beschaftigungsquote schwerbehinderter Menschen
19 innerhalb der Partei selbst

20 o Forderung der vorrangigen Beschaftigung und Integration von Menschen mit
21 Behinderungen in den ersten Arbeitsmarkt durch gezielte Unterstiitzung von
22 Unternehmen

23« Dynamisierung der Pflichtquote zur Beschaftigung von Menschen mit Behinderungen
24 entsprechend ihrem Anteil an der Gruppe der Erwerbstatigen, mit Untergrenze 5%

25 e Erhohung der Durchlassigkeit von Menschen mit Behinderungen aus Behinderten-
26 Werkstaten in ersten Arbeitsmarkt und Fordermafnahmen zur Erreichung dieses
27 Ziels

28 o Tarifgerechte Bezahlung fiir Menschen in Behinderten-Werkstatten, mindestens aber
29 Zahlung des Mindestlohns
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30 e FordermaRnahmen und Aufklarung iiber individuelle Rechte in Einrichtungen fiir
31 Menschen mit Behinderungen, mit dem Ziel ein selbst-bestimmtes Leben zu
32 ermoglichen

33 o Sicherstellung und Schaffung von Barrierefreiheit in allen relevanten Bereichen
34 des gesellschaftlichen und individuellen Lebens

35 e Beriicksichtigung von besonderen Belangen von Menschen mit Behinderungen bei
36 MaRBnahmen zur Eindammung von Pandemien z.B. bei seelischer Behinderung,
37 Blindheit und Sehbehinderung, Taubheit und Schwerhorigkeit etc.

38 o Schaffung von mehr behinderungsgerechte Toiletten und Wickelraumen fiir
39 Erwachsene mit Zugang rund um die Uhr

40 e Einrichtung barrierefreie Schutzraume fiir Gewaltopfer, z.B. Frauenhauser

41 e [Installation eines hauptamtlichen Beauftragten fiir die Belange von Menschen mit
42 Behinderungen auf kommunaler Ebene, der fiir alle Lebensbereiche zustandig ist

43
44 Fur die Parteiarbeit bedeutet dies:

45 o Sicherstellung einer barrierefreien Teilnahmemaglichkeit an allen
46 Veranstaltungen der Partei

47 e Bereitstellung von Materialien fiir die Parteiarbeit in barrierefreien Formaten

48 e Motivation von Genossinnen und Genossen mit Behinderungen zur Mitarbeit z.B.
49 durch spezielle Projekte und Aktionen und Sichtbarmachen der Arbeit aktiver
50 Genossinnen und Genossen mit Behinderungen

51 e Kontaktaufnahme und Kontaktpflege mit Betroffenen liber Newsletter,

52 Kontaktmoglichkeit liber Facebook und Zoom Konferenzen mit der

53 Arbeitsgemeinschaft mit dem Ziel, diese Menschen fiir eine aktive Mitarbeit zu
54 gewinnen

55 e Implementierung einer Quote von 5% flir Menschen mit Behinderungen auf
56 aussichtsreiche Platze von Kandidaten-Listen fiir politische Mandate in
57 Parlamenten

58 e Unterstiitzung bei der Beschaffung behinderungsbedingter Arbeitsausstattungen und
59 sonstiger Unterstiitzungsleistungen fiir Mandatstrager z.B. Assistenz, Gebarden-
60 dolmetscher etc.

Weiterleiten an

SPD-Bezirksvorstand

Votum der Redaktionskonferenz

Uberweisung an den SPD-Bezirksvorstand zur Ausarbeitung eines Konzepts bis zum
Bezirksparteitag 2023.
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Antrag B006: Chaos verhindern, Katastrophenschutz
reformieren

Antragsteller*in: Jusos Hessen-Siid (Arbeitsgemeinschaft)
Status: zugelassen
Empfehlung der Noch nicht behandelt

Redaktionskonferenz:
Sachgebiet: B - Innenpolitik, Rechtspolitik

Der Parteitag moge beschliefRen:
1 Die Jusos Hessen-Siid fordern eine bundesweite Reform des Zivil- und
2 Katastrophenschutzes. Konkret muss eine Reform folgende Verbesserungen enthalten:

3 e Ein bundeseinheitliches Worterbuch des Zivil- und Katastrophenschutzes
4 inklusive
5 einer Vereinheitlichung der Funkrufnamen zur Vermeidung von Dopplungen.

6 o Die Nutzung von SMS fiir Warnungen der Zivilbevolkerung im Katastrophenfall.

7« Den Einsatz von Sirenen ausschlieBlich zur Warnung der Zivilbevélkerung im
8 Katastrophenfall.

9 e Der Bund und die Bundeslander fiihren einen gemeinsamen jahrlichen Warntag zur
10 Uberpriifung der Sirenen und weiteren Warnmeldeanlagen fiir samtliche
i Katastrophenfalle im Bundesgebiet ein.

12 e Ein bundeseinheitliches digitales Dokumentationssystem (Soft- und Hardware) fiir

13 die Koordinationsstellen im Katastrophenschutz, das ohne weitere Protokolle und
14 Systeme einen Einsatz iiberwacht und koordiniert. Dazu muss eine standardisierte
15 einheitliche Schulung aller Einsatzkrafte erfolgen, unabhangig ob es sich um

16 Haupt- oder Ehrenamtliche handelt.

17 o Eine bessere und standardisierte Grundschulung der ehrenamtlichen Einsatzkrafte
18 flir Einsatze in Katastrophengebieten, insbesondere zur Teilnahme am Sprechfunk,
19 zu Ablaufen und Eigenschutz.

20 e Die rechtliche Priifung einer Verpflichtung fiir Landkreise und kreisfreie Stadte
21 zur Abhaltung regelmaRBiger organisationsiibergreifender GroRiibungen.

22 * Die Ermoglichung von gemeinsamen Grof3iibungen des Zivilschutzes und
23 Katastrophenschutzes.

24 » Eine Werbe- / Promotionsaktion, die sich gezielt an Arbeitgeber*innen richtet
25 und die die Attraktivitat und Notwendigkeit von Ehrenamtler*innen im
26 Katastrophenschutz hervorhebt.

27 e Eine staatliche Pramierung oder Auszeichnung fiir Unternehmen und
28 Arbeitgeber*innen, die sich fiir den Einsatz ihrer Arbeitnehmer*innen im
29 Katastrophen- und Zivilschutz einsetzen.
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30 ¢ Ubernahme der Fahrtkosten von Ehrenamtlichen im Einsatzfall zu ihren Wachen und
31 Wehren durch staatliche Institutionen.

Begriindung

Die Flutkatastrophe im Sommer 2021 im Ahrtal hat den Katastrophenschutz in Deutschland an
seine Grenzen gebracht. Mehr als 5500 Einsatzkrafte, angereist aus ganz Deutschland, waren am
Bereitstellungsraum Niirburgring stationiert, doch wurden kaum eingesetzt. Die Griinde dafiir
sind mannigfaltig, von nicht funktionierendem Funk und mangelnder Kommunikation der
Einsatzleitung mit den Ziigen, iiber den Haufen geworfene Strukturen, schlechte Dokumentation
am Bereitstellungsraum. Der Einsatz im Ahrtal hat gezeigt, wie fehlende gemeinsame Ubungen
und der Foderalismus die Arbeit des Katastrophenschutzes hemmen.

Katastrophenschutz-Apps fiir die Zivilbevolkerung sind vielfaltig, die bekannteren unter ihnen
sind KatWarn, NINA, Warnwetter, Biwapp und Meine Pegel. Das groRBe Angebot auf dem Markt sorgt
flir unterschiedliche Informationen von unterschiedlichen Stellen und sind sowohl in der Qualitat
als auch in der Vermittlung von Dringlichkeit oft ungeniigend.

Warnungen sind nur mit einem internetfahigen Gerat moglich, in Katastrophengebieten also oft
garnichtmehr, ist einmal der Internetempfang weg. Warnungen per SMS erreichen mit hoher
Wahrscheinlichkeit auch die altere Bevolkerung und werden, ob einer anderen Vermittlungsart,
ernster genommen. Zudem kénnen SMS gezielt an Telefone innerhalb eines Funknetzes verschickt
werden und sind nicht auf vom Nutzer festgelegte Standorte begrenzt.

Der Warntag 2020 hat aufgezeigt, dass zahlreiche Sirenen in Deutschland nicht funktionsfahig
sind. Zudem werden sie von der Zivilbevolkerung oft falsch eingeschatzt, da sie in landlichen
Strukturen zur Alarmierung der Feuerwehr genutzt werden. Von dieser Zivilbevolkerung kann nicht
erwartet werden, unterschiedliche Frequenzen und Tone zu erkennen und nur einige davon als
tatsachliche Warnung vor Katastrophen wahrzunehmen. Dieser Umstand hat im Ahrtal
Menschenleben gekostet.

Wahrend im umgangssprachlichen unter weiBen Einsatzkraften bei einem MTF ein einzelnes
Mannschaftstransportfahrzeug gemeint ist, wird vom Bund darunter die Medical Task Force
definiert, eine standardisierte, sanitatsdienstliche, arztbesetzte Taktische Einheit, bestehend aus
26 Fahrzeugen. Wird tber Funk ein MTF gefordert, sorgt dies in einem bundeslandiibergreifenden
Bereitstellungsraum fiir Missverstandnisse. Vielmehr ist der Funkrufnamenkatalog bundesweit
nicht einheitlich, wodurch es an landeriibergreifenden Standorten durchaus zu Dopplungen
innerhalb der Funkrufnamen kommt.

Jedes Bundesland, teilweise sogar jeder Landkreis, hat eigene digitale Erfassungssysteme fiir
Koordinationsstellen und Bereitstellungsraume im Einsatzfall. Bei landeriibergreifenden Einsatzen
sind demnach nicht alle Einheiten auf das gleiche System geschult und konnen es nicht bedienen.
Im Einsatzgebiet Ahrtal wich man deshalb auf MS Excel aus. Die Einsatzleitung wusste nicht,
welches Fahrzeug in welchem Einsatzgebiet ist und erst recht nicht, welches Team wie lang im
Einsatz war. Dies ist im Katastrophengebiet gefahrlich fiir Einsatzkrafte — ein Unfall ware in einem
Gebiet ohne Funknetz nicht aufgefallen. Durch mangelnde Dokumentation waren RTW-
Besatzungen langer als 24 Stunden ohne Versorgung im Schadensgebiet, da sie nicht abgelost
wurden und das Gebiet ob der Not auch nicht verlassen konnten.
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Maximale Arbeits- und Mindestpausenzeiten miissen zwingend angewendet werden, auch in
Einsatzen mit groRem Schadensgebiet!

Das BOS-Digitalfunknetz, iiber das im Katastrophenschutz bundesweit einheitlich kommuniziert
wird, war im Einsatz im Ahrtal durch zerstorte Infrastruktur nicht funktionsfahig und
verunmoglichte eine Kommunikation zwischen Einsatzleitung und den Teams im
Katastrophengebiet. Die Schaffung sogenannter mobiler Basisstationen, auch Repeater-
Vermittlungsstellengenannt, die mithilfe funkausgestatteter Fahrzeuge defekte, fest verbaute
Basisstationen temporar ersetzen konnten, wurde nicht genutzt - sie war den Einsatzkraften vor
Ort groBtenteils nicht bekannt, da sie in den standardisierten Funklehrgangen nicht beigebracht
wird. Die Nutzung des bekannten TMO-Gateways, bei dem von TMO auf DMO umgesetzt wird, war
ob der GroRRe des Schadensgebiet nicht moglich.

Standards fiir Funklehrgange selbst existieren ebenfalls nur landesintern. Hessen ist
beispielsweise ein Land, das keine Teilnahmebescheinigung fiir einen Funkkurs ausstellt, sondern
eine Berechtigung zur Teilnahme am Sprechfunkverkehr nach dem Lehrgang ausstellt. Diese
Berechtigung kann demnach auch nur in Hessen entzogen werden - eine Berechtigung Teilnahme
am Sprechfunkverkehr haben in Hessen also theoretisch auch nur hessische Einsatzkrafte mit
hessischer Sprechfunk-Berechtigung.

Die strikte Trennung von Zivil- und Katastrophenschutz in Bundes- und Landeszustandigkeit
bringt fehlende organisationsiibergreifende Ubungen mit sich. Die Zusammenarbeit von weiRen
Einheiten, Wasserschutz und Feuerwehren mit dem THW und der Bundeswehr kann nicht
funktionieren, wenn die Einheiten vor dem Katastrophenfall nicht eingespielt sind und nicht
wissen, welche Ausriistung welche Einheit mitbringt.

Vielmehr miissen Einsatzablaufe klar strukturiert sein. Regelungen wie solche iiber
KolonnengroRen miissen auch im Einsatzfall landeriibergreifend beibehalten werden und nicht
durch spontane Eingebungen iiberworfen werden. Hierfiir sind nur Ubungen und Fortbildungen zu
GroBeinsatzen fiir Zugfiihrer*innen notig.

Weiter reichen die gesetzlichen Regelungen zur Freistellung von ehrenamtlichen Einsatzkraften im
Katastrophenschutz nicht aus. Arbeitgeber iiben, trotz ihrer Verpflichtung der Freistellung des
Arbeitnehmers (in Hessen bspw. aus § 11 HBKG), Druck auf Arbeitnehmer*innen aus, welche
dadurch Abstand vom Ehrenamt nehmen. Dies umfasst sowohl staatliche Institutionen wie
Schulen, die keinen finanziellen Ersatz fiir den Ausfall einer*s Angestellten erhalten und den
Personalausfall durch Personalmangel nicht dulden wollen, als auch private Unternehmen, denen
kein Anreiz zur Unterstiitzung der Arbeitnehmer*innen geboten wird.

Fahrtkosten der Ehrenamtlichen zu den Wachen und Gefahrenabwehrzentren tragen diese aktuell
selbst. Besonders in landlichen Strukturen ist das fiir Ehrenamtler*innen eine Belastung - die
Nutzung des offentlichen Nahverkehrs ist in den meisten Fallen undenkbar. Eine Stunde auf den
Bus zu warten ist im Einsatzfall nicht moglich.

Der Katastrophenschutz darf besonders im Einsatzfall nicht als Freizeitaktivitat betrachtet werden,
sondern muss als ,nebenberufliche Tatigkeit“ anerkannt werden.

Um zu vermeiden, dass immerzu das gleiche ehrenamtliche Personal strapaziert wird, muss der
Katastrophenschutz ausgebaut und mehr Personal gewonnen werden. Dieses gewinnt man nicht
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durch das Vorschreiben einer Dritt- und Viertbesatzung, sondern indem seitens des Bundes die
Attraktivitat fiir ehrenamtliches Engagement vergroRert wird.

Insgesamt ergibt sich das Bild von schlechten Abstimmungen zwischen den Landern und zwischen
Landern und Bund. Eine gemeinsame Reform muss durch das Innenministerium initiiert und
schnell angestrebt werden.

Ein weiteres Einsatzchaos wie jenes im Ahrtal darf sich nicht wiederholen, der deutsche
Katastrophenschutz muss stabil, verlasslich und krisenfest werden!

Votum der Redaktionskonferenz

Votum der Redaktionskonferenz wird nachgereicht.

Anderungen der Redaktionskonferenz

Der Ausdruck "Chaos verhindern" im Titel sollte geandert werden.
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Antrag BO007: Die Partnerbonusmonate fiir Alleinerziehende
miissen angepasst werden

Antragsteller*in: ASF Hessen-Siid (Arbeitsgemeinschaft)
Status: zugelassen

Empfehlung der Noch nicht behandelt
Redaktionskonferenz:

Sachgebiet: B - Innenpolitik, Rechtspolitik

Der Parteitag moge beschliefRen:

o U~ W

~

Wenn Frauen ab der Geburt des Kindes alleinerziehend sind, tragen sie die alleinige
Last der Betreuung von Beginn an.

Sie konnen auch ohne Partner*in den Partnerschaftsbonus beim Elterngeld beantragen,
d.h. vier zusatzliche Elterngeld-Plus-Monate. Um dies zu bekommen, miissen sie vier
Monate am Stiick durchschnittlich mindestens 24 Stunden und maximal 32 Stunden pro
Woche arbeiten.

Nicht alle Alleinerziehenden konnen auf ein stabiles Netzwerk von GroBeltern und
anderen Unterstiitzungen zuriickgreifen. Die Offnungszeiten der Kitas sind sehr
unterschiedlich.

Wenn der Arbeitsplatz und/oder die Kita nicht direkt am Wohnort liegen, wird dann
oftmals eine Abdeckung der verlangten 24 Stunden Wochenarbeitszeit unmoglich.

Gerade Alleinerziehende von Geburt an, erfahren besondere Belastungen - fiir sie
miissen die Bedingungen beim Elterngeld flexibilisiert werden.

Der Bezirksparteitag der SPD Hessen-Siid fordert die sozialdemokratischen Mitglieder
der Bundesregierung und die SPD-Bundestagsfraktion auf, sich dafiir einzusetzen, dass
die Partnerbonusmonate fiir Alleinerziehende unabhangig von der Mindest- Arbeitszeit
gewahrt werden.

Votum der Redaktionskonferenz

Votum der Redaktionskonferenz wird nachgereicht.
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Antrag B007-A001: Anderungsantrag zu B007

Anderungsantrag zu B007

Antragsteller*in: Redaktionskonferenz
Status: zugelassen
Sachgebiet: B - Innenpolitik, Rechtspolitik

Der Parteitag moge beschlieRen:

Zeile 1

1 Wenn FrauMenschen ab der Geburt deines Kindes alleinerziehend sind, tragen sie die
alleinige
2 Last der Betreuung von Beginn an.

Zeile 16 - 17

14 Der Bezirksparteitag der SPD Hessen-Siid fordert die sozialdemokratischen Mitglieder
15 der Bundesregierung und die SPD-Bundestagsfraktion auf, sich dafiir einzusetzen, dass

16 die Partnerbonusmonate fiir Alleinerziehende uvnabhangig von-derMindest-Arbeitszeit

auch dann gewahrt werden, wenn die Wochenarbeitszeit geringer als 24 Stunden ist.
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Antrag B008: Eine diverse Gesellschaft braucht eine diverse
Polizei

Antragsteller*in: Jusos Hessen-Siid (Arbeitsgemeinschaft)
Status: zugelassen
Empfehlung der Noch nicht behandelt

Redaktionskonferenz:
Sachgebiet: B - Innenpolitik, Rechtspolitik

Der Parteitag moge beschliefRen:

1 Die Polizei muss diverser werden! Es muss ein Ziel im Sinne der Vertretung
der gesamten Gesellschaft sein, dass die Polizei genauso divers aufgestellt sein
muss, wie die Gesellschaft, deren Sicherheit sie schiitzen soll.

w

Immer wieder hort man von einem Korpsgeist in den Reihen der deutschen Sicherheits-
und Polizeikrafte, der nicht zuletzt auf der Zugehorigkeit zum mannlichen

Geschlecht und vermeintlicher urdeutscher Nationalitat fult. Dieses
Uberlegenheitsdenken in Teilen der deutschen Polizei fiihrt schlussendlich zu Versagen
in den Pflichten des Polizeidienstes und im schlimmsten Fall zu den Attacken auf

9 Migrant*innen, BPoC und andere marginalisierte Gruppen, die zum Teil todlich enden.

o U

~

10 Polizeikrafte sind als Teil der inneren Sicherheitsstruktur beauftragt, fiir

11 die Einhaltung von Recht und Gesetz zu sorgen. Dabei ist denjenigen

12 Polizeibeamt*innen zu danken, die ihre Pflichten und Aufgaben tugendhaft im Sinne der
13 gemeinsamen Werteordnung der Freiheitlich-Demokratischen Grundordnung erfiillen.

14 Daher ist es auf der einen Seite Pflicht der Politik, Voraussetzungen zu schaffen,

15 um oben genannte Gruppen zu schiitzen und den Staat an ihre Seite zu stellen, sodass
16 er als emanzipatorisch gegeniiber der Mehrheitsgesellschaft fiir diese Gruppen wirken
17 kann und nicht als Bedrohung wahrgenommen wird. Auf der anderen Seite muss es den
18 politischen Kraften ein Anliegen sein, die eben genannten tugendlichen

19 Polizeibeamt*innen in ihrem Tun zu unterstiitzen und nicht allein zu lassen.

20  Alle Macht geht vom Volke aus - aber die Polizeimacht wird hauptsachlich von

21 einer homogenen Gruppe weiller Polizeibeamter getragen. Das spiegelt die Diversitat
22 des vertretenen Volks nicht wider und bedarf Veranderung. Je nach Bundesland haben
23 nur0,5-2% der Polizeibeamt*innen einen Migrationshintergrund (in Metropolregionen
24 geht der Wert teilweise hoch auf 5-10%)

25 Ganz ausdriicklich ist es gewiinschtes Ziel, dass man mit neuen MaBnahmen auf der
26 einen Seite die Polizei durch Diversitat als Ansprechpartner fiir die

27 diversesten Bevolkerungsgruppen etabliert und nicht als Buh-Mann stehen lasst. Zu
28 diesem Punkt sei explizit gesagt, dass dieser Buh-Mann-Ruf der Polizei durch

29 Staatsversagen selbst verschuldet ist.

30 Deshalb fordern wir:
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31 o Eine Weiterfiihrung der Studien zur Untersuchung des strukturellen Rassismus
32 in der Polizei und zusatzlich Untersuchungen zur anderweitigen
33 Diskriminierung durch Polizei in Deutschland.

34 e Eine Intensivierung der Nachwuchskampagne zur Anwerbung diverserer

35 Biirger*innengruppen. Darunter zu fassen sind Menschen mit Migrationshintergrund,
36 BPoC, Frauen, queeren Personen und anderer Menschen, die zu einer vielfaltigen
37 Reihe von Polizeibeamt*innen fiihren.

38 e Mit gezielten MaRnahmen in der Ausbildung neuer Polizeibeamt*innen auf die

39 vorherrschenden vorurteilsbelasteten Bilder, die aus der strukturell

40 rassistischen, sexistischen und queerfeindlichen Mehrheitsgesellschaft stammen,
4 eingehen und die Wirkmacht dieser Bilder entkraften.

42 o Wirkfahige Awareness-Strukturen in und auRRerhalb der Polizeistruktur
43 einrichten und kontrollieren. Darunter gehoren anonyme Meldemoglichkeiten auf
A allen Ebenen des Dienstes innerhalb der Polizei und ihrer Verwaltung.

45 https://akademie-der-
46 polizei.hamburg.de/contentblob/11852930/702a7465be173cb4d341¢399697e4990/data/divers
47 i

48 :caet—und—polizei—do.pdf

Votum der Redaktionskonferenz

Votum der Redaktionskonferenz wird nachgereicht.
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Antrag B008-A001: Anderungsantrag zu B008

Anderungsantrag zu B008

Antragsteller*in: Umut Sonmez
Status: zugelassen
Sachgebiet: B - Innenpolitik, Rechtspolitik

Der Parteitag moge beschlieRen:

Zeile7-9

4
5
6

Immer wieder hort man von einem Korpsgeist in den Reihen der deutschen Sicherheits-
und Polizeikrafte, der nicht zuletzt auf der Zugehorigkeit zum mannlichen Geschlecht
und vermeintlicher urdeutscher Nationalitat fuBt. Dieses

Uberlegenheitsdenken in-Teilenbei einer kleinen Minderheit der deutschen Polizei fithrt
schlussendlichkann bei diesen Personen zu Versagen

in den Pflichten des Polizeidienstes und im schlimmsten Fall zu den Attacken auf
Migrant*innen, BPoC und andere marginalisierte Gruppen;-die-zum-Teil-todlich-enden fihren.
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Antrag B008-A002: Anderungsantrag zu B008

Anderungsantrag zu B008

Antragsteller*in: Umut Sonmez
Status: zugelassen
Sachgebiet: B - Innenpolitik, Rechtspolitik

Der Parteitag moge beschlieRen:

Zeile 13

10 Polizeikrafte sind als Teil der inneren Sicherheitsstruktur beauftragt, fiir die
11 Einhaltung von Recht und Gesetz zu sorgen. Dabei ist denjenigen Polizeibeamt*innen zu
12 danken, die ihre Pflichten und Aufgaben tugendhaft im Sinne der

13 gemeinsamen Werteordnung der Freiheitlich-Demokratischen Grundordnung erfiillen. Sie
stellen die iiberwaltigende Mehrheit der Polizeikrafte dar
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Antrag B008-A003: Anderungsantrag zu B008

Anderungsantrag zu B008

Antragsteller*in: Umut Sonmez
Status: zugelassen
Sachgebiet: B - Innenpolitik, Rechtspolitik

Der Parteitag moge beschlieRen:

Zeile 25 - 29

B & R B R
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Antrag B008-A004: Anderungsantrag zu B008

Anderungsantrag zu B008

Antragsteller*in: Umut Sonmez
Status: zugelassen
Sachgebiet: B - Innenpolitik, Rechtspolitik

Der Parteitag moge beschlieRen:

Zeile 31-33

31 e Eine Weiterfiihrung der Studien zur Untersuchung des-strukturellen-Rassismus-rassistischer
32 Tendenzen in
33 der Polizei und zusatzlich Untersuchungen zuranderweitigen-zu anderweitiger, etwaiger
Diskriminierung
durch die Polizei in Deutschland.
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Antrag B009: Wir brauchen ein Photoshop-Gesetz (SPD
Ortsverein Villmar)

Antragsteller*in: Unterbezirk Limburg-Weilburg (Unterbezirk)
Status: Empfehlung der Redaktionskonferenz liegt vor
Empfehlung der Annahme

Redaktionskonferenz:

Sachgebiet: B - Innenpolitik, Rechtspolitik

Der Parteitag moge beschliefRen:

o u &~ W N =

~

10

Die SPD Hessen-Siid fordert, dass alle Fotos, die fiir Werbezwecke verwendet werden und
nachtraglich per Bildbearbeitung verandert wurden, dementsprechend gekennzeichnet
werden miissen. Dies soll fiir alle kommerziell genutzten Fotos gelten - egal ob sie
online, auf Werbewanden, in Printmedien oder im Fernsehen zu sehen sind. Explizit
inbegriffen sollen auch Bilder von sogenannte Influencer*innen sein, deren
Internetauftritt gewerblich einzustufen ist. Sobald die Bilder beispielsweise mit
Photoshop oder einer anderen Anwendung nachtraglich bearbeitet wurden, sollen sie gut
ersichtlich mit dem Hinweis ,retouched photograph" oder ,retuschiertes Fotos"
gekennzeichnet werden. Fehlt diese Kennzeichnung soll eine entsprechende Geldstrafe
verhangt werden. Die SPD-Bundestagsfraktion wird aufgefordert einen entsprechenden
Gesetzesentwurf im Bundestag einzubringen.

Begriindung

Zahlreiche Untersuchungen zeigen, dass es einen Zusammenhang mit der Nutzung von Social
Media Plattformen wie Instagram und Essstorungen sowie weiteren psychischen Erkrankungen
gibt. Insbesondere junge Menschen leiden massiv unter dem propagierten Schonheitswahn und
dem Druck der standigen Selbstoptimierung. Indem nachtraglich bearbeitete Bilder als solche
gekennzeichnet werden, ist dies jedoch fiir die Betrachter*innen direkt ersichtlich. Dies konnte
negative Effekte auf die Korperwahrnehmung eindammen und das seelische Wohlbefinden
zahlreicher Menschen schiitzen. Als Vorlage fiir ein entsprechendes Gesetz konnte die Regelung
aus Frankreich aus dem Jahr 2017 dienen.

Votum der Redaktionskonferenz

Annahme
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Antrag B010: Urwahl von Wahlbewerbern

Antragsteller*in: AS) Hessen-Siid (Arbeitsgemeinschaft)

Status: Empfehlung der Redaktionskonferenz liegt vor
Empfehlung der Ablehnung

Redaktionskonferenz:

Sachgebiet: B - Innenpolitik, Rechtspolitik

Der Parteitag moge beschliefRen:

Die SPD-Bundestagsfraktion und die SPD-Landtagsfraktion werden aufgefordert sich

dafiir einzusetzen, dass das Bundeswahlgesetz, das Landtagswahlgesetz und das
Kommunalwahlgesetz in der Weise geandert werden, dass die Moglichkeit geschaffen

wird, die Aufstellung von Wahlbewerbern fiir Bundestags-, Landtags- und Kommunalwahlen
sowie fiir die Wahlen der Oberbiirgermeister, Blirgermeister und Landrate in einer

Urwahl aller Parteimitglieder unter Einschluss von Briefwahl vorzunehmen, ohne dass

das Ergebnis durch einen Parteitag bestatigt werden miisste.

o uu &~ W N =

~

Begriindung

Bereits jetzt enthalten zahlreiche Satzungen von SPD-Gliederungen Regelungen, dass die Nomi-
nierung von Kandidatinnen und Kandidaten (vor allem fiir kommunale Direktwahlen) mittels einer
Urwahl aller Mitglieder unter Einschluss der Moglichkeit der Briefwahl erfolgen kann. Nicht zuletzt
die Nominierung des SPD-Kandidaten fiir die Frankfurter OB-Wahl 2011 in diesem Verfahren mit
einer Wahlbeteiligung von 54 % hat gezeigt, dass dies ein Weg sein kann breitere Schichten der
Mitgliedschaft in diesen demokratischen Auswahlprozess mit einzubeziehen. Auch konnen solche
Urwahlen insgesamt zu einer erheblich groReren Mobilisierung die Partei-mitglieder im
anschlieRenden eigentlichen Wahlkampf fiihren. Soweit dies gegenwartig bereits erfolgt, sind
solche Urabstimmungen keine rechtlich bindenden Entscheidungen. Nachfolgend miissen solche
in Urwahl ermittelten Kandidatinnen und Kandidaten noch einmal durch eine
Delegiertenversammlung in formal korrekter Weise aufgestellt werden, wobei rechtlich nicht
verhindert werden kann, dass auf dieser Delegiertenversammlung sich auch neue Bewerber um
die Kandidatur bemiihen. Als Alternative zu einer Delegiertenversammlung, sehen die Wahl-
gesetze bislang die Durchfiihrung von Mitgliedervollversammlungen vor, aber eben keine Ur-wahl
unter Einschluss von Briefwahl. Diesen Anachronismus gilt es durch eine Anpassung der
Wahlgesetze an bestehende Bediirfnisse neue Modelle innerparteilicher Demokratie aufzu-losen.

Die aktuellen Entwicklungen rund um die Corona-Pandemie zeigen, dass es auch andere Griinde
gibt, eine Kandidatennominierung im Wege der Urwahl als eine Option zu ermoglichen.

Votum der Redaktionskonferenz

Ablehnung
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Antrag BO011: TERF ist kein Feminismus!

Antragsteller*in: Jusos Hessen-Siid (Arbeitsgemeinschaft)
Status: zugelassen
Empfehlung der Noch nicht behandelt

Redaktionskonferenz:
Sachgebiet: B - Innenpolitik, Rechtspolitik

Der Parteitag moge beschliefRen:
1 Wir wollen klarstellen, das TERF (Trans-Exklusiver Radikal“feminismus*)
2 keinen Feminismus verkorpert. Denn fiir uns steht fest:

3 1. Transfeindliche Aussagen sind nie feministisch. Feminismus muss immer
4 auch solidarisch mit trans Menschen sein.

5 2. Sich bei RadFem (Radical Feminism) oder anderen transfeindlichen Organisationen
6 zu engagieren halten wir fiir unvereinbar mit einer Mitgliedschaft in der SPD
7 oder den Jusos.

8 3. Transfeindliche Aussagen diirfen nicht reproduziert werden. Das gilt
9 insbesondere fiir folgende gangige ,,Argumente” der TERFs:

10 3.1. Die Behauptung ,Trans sei Trend”. Trans ist kein Trend. Es gibt aktuell

1 durchaus die Entwicklung, dass sich mehr trans Personen jiinger outen, das ist
12 allerdings hauptsachlich auf den Abbau von Diskriminierungen und die groRere
13 gesellschaftliche Sichtbarkeit von Transidentitat zuriickzufiihren. Dieses

14 Argument dient nur der weiteren Marginalisierung einer bereits marginalisierten
15 Gruppe und spricht trans Menschen ihre Geschlechtsidentitat ab. Trans zu sein
16 ist keine Entscheidung und kann somit kein Trend sein.

17 Dieses Argument geht meist damit einher, dass TERFs behaupten, es gabe einige
18 wenige ,wahre* trans Personen, deren Identitat sie (um ihre Transfeindlichkeit
19 zu kaschieren) anerkennen, dass die meisten trans Personen und insbesondere
20 nicht-binare Menschen oder trans Menschen, die keine Hormone nehmen oder
21 Operationen machen wollen keine ,wahren” trans Menschen seien. Fiir uns ist klar:
22 Trans ist, wer ich als trans identifiziert und das ist valide. Es gibt keine

23 ,wahren“ oder ,falschen” trans Personen.

24 3.2. TERFs definieren Geschlecht meist rein biologistisch. IThnen zufolge lasst
25 sich vom Korper zweifelsfrei auf eins von zwei Geschlechtern schlieRen, dass

26 unveranderbar ist. Das ist schlicht falsch. Fiir uns ist klar: Korperliche
27 Merkmale sagen per se nichts liber das Geschlecht einer Person aus. Trans und
28 intergeschlechtliche Menschen existieren und ihre Identitaten sind valide.

29 3.3. Der Vorwurf, trans Frauen wiirden sich in Frauenschutzraume einschleichen
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30 und diese unterwandern und zerstoren. Diese Aussage spricht trans Frauen ihre
31 Frausein ab. Fiir uns ist klar: Trans Frauen sind Frauen und haben damit jedes
32 Recht auf die gleichen Schutzmechanismen wie cis Frauen. Dieser Vorwurf von

33 TERFs ist umso perfider, wenn mensch bedenkt, dass trans Frauen nicht nur
34 Sexismus erfahren, sondern dariiber hinaus auch Transfeindlichkeit sowie die
35 spezifische Intersektion beider Diskriminierung, Transmisogynie, und deshalb

36 besonderen Bedarf fiir Schutzraume haben.
37 3.4. TERFs inszenieren sich oft als Opfer, wenn sie sie als transfeindlich
38 benannt werden und entsprechenden Gegenwind erfahren. Fiir uns ist klar:

39 Menschenfeindlichkeit ist keine Meinung, Transfeindlichkeit als solche zu
40 benennen und gegen sie einzutreten ist keine ,Cancel Culture, sondern im
1 Gegenteil das MindestmaR an Solidaritat mit trans Menschen.

Begriindung

TERF ist entpuppt sich in zunehmender Weise als Sprachrohr transfeindlicher Aussagen, die man
ansonsten aus dem rechten Lager vernimmt. Anstatt den Feminismus zu fordern, erweisen sich
Aussagen von Alice Schwarzer, Terre des Femmes, RadFem und co als transfeindliche
Ressentiments, die bewusst geschiirt werden, um die Angst vom Verlust der Deutungshoheit des
Feminismus zu verdecken und sich bereits dem Namen nach als ausschlieBende ,feministische
Bewegung” zu stilisieren.

Aussagen wie: ,,Meine personliche Uberzeugung: Trans-Frauen sind nicht Frauen, Trans-Mdnner
sind nicht Mdnner. Sie haben ihre Geschichte, die sie zu etwas Besonderem macht, eben zu
»Migranten®, nicht ,Natives“ - also zu ,Einwanderern“ in das entsprechende Geschlecht, nicht zu
»Eingeborenen’, offenbaren ein riickwartsgewandtes und mitunter auch rassistisches Denkmuster,
das die Bemiithungen des Feminismus - wie ihn unser Verband versteht - untergrabt.[1]

Eine weitere Aussage die tief in das Denkmuster von TERF blicken lasst, ist die von Alice Schwarzer
und Chantal Louis, die mit ihrem jiingst veroffentlichten Buch , Transsexualitat. Was ist eine Frau?
Was ist ein Mann?“ u.a. die Behauptung aufgestellt haben ,Trans sei Trend”. Eine solche, von
offenkundiger Unwissenheit und spitzfindiger Bosartigkeit getragene Aussage, spiegelt ein
Geschlechterverstandnis wider, das nur zwei Geschlechter kennt und diese auf keiner
Korperlichkeit basiert. Neben weiteren geistigen Verirrungen stellen die beiden auch die absurde
These auf, dass trans* Menschen die feministischen Ziele unterwandern wiirden, weil sie, anstatt
Geschlechternormen zu {iberwinden, diese durch ihre Transidentitat und Transition gar
reproduzieren wiirden.[2]

Auch innerhalb unserer eigenen Partei gibt es TERFs. Ein Beispiel ist Leni Breymaier, die aus
Uberzeugung gegen das Selbstbestimmungsgesetz in der vergangen Legislatur stimmte und dies
auch ohne Fraktionsdisziplin getan hatte. Im Ubrigen konnte nur durch massiven Druck der
queeren Community verhindert werden, dass im Zuge der Koalitionsverhandlungen die AG
Gleichstellung und Vielfalt von Seiten der SPD durch Leni Breymaier geleitet wurde.

Fiir uns als Jusos ist klar, dass wir uns an solchen Diskriminierungen nicht beteiligen werden.
Debatten liber TIN* Personen iiber den Kopfen dieser Menschen hinweg zu fiihren lehnen wir
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entschieden ab. TERF ist kein Feminismus! Trans Personen und ihre Identitaten sind valide! In
unserer Welt darf kein Platz fiir Transfeindlichkeit sein!

[1] Facebook-Post von Inge Bell, TdF Vorstandsmitglied, vom Dez. 2019

[2] Schwarzer/Louis, Transsexualitat.

Votum der Redaktionskonferenz

Votum der Redaktionskonferenz wird nachgereicht.
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Antrag B012: Errichtung einer staatlichen
Wirtschaftsauskunftei

Antragsteller*in: Jusos Hessen-Siid (Arbeitsgemeinschaft)
Status: zugelassen

Empfehlung der Noch nicht behandelt
Redaktionskonferenz:

Sachgebiet: B - Innenpolitik, Rechtspolitik

Der Parteitag moge beschliefRen:

-

Die SPD-Bundestagsfraktion soll sich fiir die Errichtung einer

staatlichen Wirtschaftsauskunftei einsetzen. Diese soll es Unternehmern ermoglichen,
die Bonitat eines Vertragspartners abzuschatzen, gleichermaBen aber auch bei
Vertragen zwischen zwei Verbrauchern die Moglichkeit eroffnen, die Solvenz des
Schuldners abzuschatzen. Die Auskunftei soll dem Deutschen Bundestag
rechenschaftspflichtig sein und ein HochstmaR an Datenschutz und Transparenz
garantieren. Die Auskunft soll fiir Unternehmen und Verbraucher kostenlos sein.

o B~ W N

~

Begriindung

Ob beim Kauf einer Immobilie, der Griindung eines Unternehmens oder dem Kauf eines teuren
Produktes per Rechnung: die Aufnahme von Darlehen oder die Inanspruchnahme sog. ,buy now,
pay later” Konzepten sind hierbei omniprasent. Unternehmen haben dabei regelmaRig das
berechtigte Interesse, die Bonitat und Kreditwiirdigkeit des Vertragspartners abzuschatzen, um so
Zahlungsausfalle zu minimieren. In Deutschland ist die ,SCHUFA Holding AG*, eine
privatwirtschaftliche Wirtschaftsauskunftei, in diesem Segment in Deutschland marktfiihrend. Die
Schufa erhalt Daten von Banken und anderen Vertragspartnern, die mit Einwilligung der
betroffenen Person (z.B. bei Er6ffnung eines Girokontos) an diese libermittelt werden. Dariiber
hinaus verarbeitet die Schufa ebenfalls 6ffentlich zugangliche Quellen wie
Schuldnerverzeichnisse. Diese Daten nutzt die Schufa, um ein Scoring liber die betroffene Person
zu berechnen. In diese Berechnung wurden in der Vergangenheit sogar Daten aus sozialen Medien
wie Facebook einbezogen. Bis heute wird in einigen Fallen sogar das sog. Geoscoring angewendet,
welches die Solvenz anhand des Wohnortes abschatzt. Das genaue Berechnungsverfahren ist der
Offentlichkeit nicht bekannt — Betriebsgeheimnis der Schufa.

Somit ergibt sich, dass durch intransparente und teils fragwiirdige Methoden die Bonitat der
Menschen in Deutschland abgeschatzt wird und ein (moglicherweise sogar unberechtigtes)
schlechtes Scoring den Zugang zu wesentlichen Giitern und Vertragen unserer Gesellschaft
faktisch verwehrt wird. Solche Scoringverfahren sollten sich an Grundrechten orientieren missen,
ein hohes MaB an Transparenz hinsichtlich der Datenerhebung und Berechnung haben und diirfen
somit nicht der Privatwirtschaft iiberlassen werden. Daher wird in diesem Antrag gefordert, eine
staatliche Wirtschaftsauskunftei zu errichten. Durch eine Rechenschaftspflicht an den Deutschen
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Bundestag wird eine gemeinwohlorienterte, transparente und faire Bewertung der Biirger*innen
gewahrleistet, zudem ist eine Bindung an das Grundgesetz gewahrleistet. Zur schnellen
Marktdurchdringung soll diese kostenlose Bonitatsauskiinfte, bei Einwilligung der betroffenen
Person, geben.

Votum der Redaktionskonferenz

Votum der Redaktionskonferenz wird nachgereicht.
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Antrag B012-A001: Anderungsantrag zu B012

Anderungsantrag zu B012

Antragsteller*in: Umut Sonmez
Status: zugelassen
Sachgebiet: B - Innenpolitik, Rechtspolitik

Der Parteitag moge beschlieRen:

Zeile1-7

1

N o oW

BieUm die Nachteile privatwirtschaftlicher Wirtschaftsauskunfteien zu beseitigen, wird die
SPD-Bundestagsfraktion sellsich-filraufgefordert, ein Konzept zu entwerfen, das folgende
Aspekte beinhaltet: die Errichtung einer staatlichen
Wirtschafisauskunfieleinsetzen—DieseWirtschaftsauskunftei; diese soll es Unternehmern
ermoglichen, die Bonitat

eines Vertragspartners abzuschatzen, gleichermalen aber auch bei Vertragen zwischen
zwei Verbrauchern die Moglichkeit eroffnen, die Solvenz des Schuldners abzuschatzen.
Die Auskunftei soll dem Deutschen Bundestag rechenschaftspflichtig sein und ein
Hochstmall an Datenschutz und Transparenz garantieren. Die Auskunft soll fiir
Unternehmen und Verbraucher kostenlos sein. Oder alternativ: Bestehende gesetzliche
Regelungen dergestalt anzupassen, dass die genannten Ziele auf Basis bestehender,

privatwirtschaftlich organisierter Wirtschaftsauskunfteien zu erreichen.
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Antrag B013: Femizide deutlich reduzieren

Antragsteller*in: ASF Hessen-Siid (Arbeitsgemeinschaft)
Status: Empfehlung der Redaktionskonferenz liegt vor
Empfehlung der Sonstiges

Redaktionskonferenz:
Sachgebiet: B - Innenpolitik, Rechtspolitik

Der Parteitag moge beschliefRen:

1 Die Zahl von Femiziden in Deutschland ist nach wie vor erschreckend hoch. Allein
2020 starben 139 Frauen durch die Hand ihrer Partner oder Ex-Partner. Erst seit 2015
wertet das BKA die Zahl der Femizide aus.

w

Der Begriff Femizid bezeichnet im Kontext der internationalen Diskussion die
vorsatzliche Totung von Frauen, weil sie Frauen sind. Femizide sind insbesondere vor
dem Hintergrund geschlechtsspezifischer Macht und Hierarchieverhaltnisse zu sehen.
Sie werden meist durch mannliche Partner oder Ex-Partner veriibt.

o U

~

8  Die Dunkelziffer schwer verletzter Frauen kennt niemand - viele Frauen haben Angst,
9 zur Polizei zu gehen - auch weil sie fiirchten, dass ihnen dort nicht geglaubt wird.

10 Bei einem akuten Einsatz wegen hauslicher Gewalt gibt es die Moglichkeit einer

11 Gefahrderansprache, also einem Gesprach zwischen Polizei und Tater. Manchmal hilft
12 es, wenn die Polizei deutlich macht, dass Grenzen iiberschritten wurden - oft aber

13 auch nicht.

14 Dann hat die Polizei die Moglichkeit eine Wegweisung auszusprechen - also dem Tater
15 den Wohnungsschliissel abzunehmen und ihn bis zu vier Wochen der Wohnung zu verweisen.
16 "Wer schlagt, geht", heiBt es. Auch dies funktioniert haufig nicht.

17 Wenn Kontaktverbote unterlaufen werden, sind dringend scharfere Sanktionen notwendig.
18 Bei Hochrisikofallen sollte auch ein regelmaRiger Austausch zwischen Frauenberatung,

19 Polizei und eventuell Jugendamtern (wenn Kinder betroffen sind) stattfinden. Damit

20 ware die Sicherheit der betroffenen Frauen eher gewahrleistet.

21 In Spanien gibt es schon seit mehr als zehn Jahren mit »VioGén« ein landesweites

22 Programm, das dabei helfen soll, Frauen moglichst friih vor gewalttatigen Partnern zu
23 schiitzen. Sogar ein Algorithmus wird genutzt, um die Gefahrdungslage zu bewerten.

2+ Dahinter steckt die Erkenntnis, dass es einen einheitlichen Handlungskatalog braucht,
25 ein konsequentes Vorgehen, zu dem auch die Zusammenarbeit mit Beratungsstellen,
26 regelmaRige Uberpriifungen und klare Konsequenzen fiir Tater gehdren. Auswertungen
27 zeigen, dass das Programm in vielen Fallen geholfen hat.

28 Der Bezirksparteitag der SPD Hessen-Siid fordert die sozialdemokratischen Mitglieder
29 der Bundesregierung und die SPD-Bundestagsfraktion auf, sich fiir Verbesserungen, beim
30 Kampf gegen Gewalt an Frauen und Femizide einzusetzen unter anderem:

31 e Kiinftig muss auf jeder Polizeistation eine Beamtin oder ein Beamter auf
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32 hausliche Gewalt sensibilisiert, ausgebildet und spezialisiert sein, an die oder
33 den sich eine betroffene Frau wenden kann. Zudem sollen Falle hauslicher Gewalt
34 prioritar behandelt werden.

35 e Priifen, ob das spanische Modell »VioGén« auch in Deutschland umgesetzt werden
36 kann

37 e Priifen, ob in hartnackigen Fallen von Unterlaufen des Kontaktverbots den
38 Peinigern FuBfesseln ,verordnet” werden kdnnen

39 e Vergabe von Notruf-Telefonen an besonders gefahrdete Frauen - funktioniert
40 ahnlich dem Hausnotruf fiir dltere Menschen (gibt es in Frankreich seit 2012)

Votum der Redaktionskonferenz

Mit neuer Uberschrift ("Kampf gegen Femizide" anstelle von "Femizide deutlich reduzieren") als
Resolution verabschieden.
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Antrag BO15: Fliichtlinge vor geschlechtsspezifischer Gewalt
und Ausbeutung schutzen

Antragsteller*in: ASF Hessen-Siid (Arbeitsgemeinschaft)
Status: Empfehlung der Redaktionskonferenz liegt vor
Empfehlung der Annahme in geanderter Fassung

Redaktionskonferenz:

Sachgebiet: B - Innenpolitik, Rechtspolitik

Der Parteitag moge beschliefRen:

o u &

~

19
20
21

22
23

24
25
26
27
28

29

Seit der der brutalen grausamen russischen Invasion in der Ukraine sind mehrere
Millionen Menschen - meistens Madchen und Frauen - geflohen.

Unbegleitete Minderjahrige, Kinder und Frauen sind besonders schutzbediirftig.

Sie befinden sich auf der Flucht und miissen vor geschlechtsspezifischer Gewalt und
Ausbeutung geschiitzt werden. Madchen und Frauen haben bereits bei ihrer Vertreibung
haufig geschlechtsspezifische Gewalt erfahren und sind auRerdem von den
Kriegsereignissen traumatisiert. Spatestens bei der Ankunft in Deutschland benotigen
sie Sicherheit durch Schutzraume.

Wir begriiBen die groBe solidarische Hilfs- und Spendenbereitschaft in der
Bevolkerung.

Aber - insbesondere private Hilfsangebote fiir die Unterbringung oder auch
Mitfahrgelegenheiten miissen genauer gepriift werden.

Leider nutzen Menschenhandler*innen und Zuhalter*Innen die Not- und Zwangslage von
Frauen mit und ohne Kinder aus. Frauen und Madchen - aber auch Jungs - sind akut
gefahrdet, durch organisierte Kriminalitat zur Prostitution gezwungen zu werden,
geschlechtsspezifische Gewalt zu erfahren und vergewaltigt zu werden.

Wir begriien, dass Innenministerin Faeser erklart hat, mit hoher Polizeiprasenz fiir
mehr Schutz vor Menschenhandlern und Sexualstraftatern zu sorgen.

Der Bezirksparteitag der SPD Hessen-Siid fordert die sozialdemokratischen Mitglieder
der Bundesregierung und die SPD-Bundestagsfraktion auf, sich fiir folgende Forderungen
einzusetzen:

e Wir brauchen den Ausbau einer sicheren Ankunftsinfrastruktur - angepasst an die
Bediirfnisse von Frauen und Kindern

e Wir brauchen eine Sensibilisierung und Aufklarung von Gefliichteten sowie
Helfer*innen auf dem Fluchtweg und bei der Ankunft zu moglichen Gefahren in die
Hande von Zuhalter*innen und Menschenhandler*innen zu geraten. Das kann
beispielsweise mithilfe von Durchsagen deutscher, englischer und ukrainischer
Sprache in den (Sonder-)Ziigen der Deutschen Bahn erfolgen.

e Wir benotigen eine Gewahrleistung der Gesundheitsversorgung durch
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niedrigschwelligen und flachendeckenden Zugang zu psychologischer Betreuung,
Arzt*innen sowie Test- und Impfzentren

Erforderlich ist auch eine Betreuung, Unterstiitzung, Gewaltpravention bei der
Unterbringung ukrainischer Madchen und Frauen in Deutschland und die
Unterrichtung aller Gefliichteten in ihrer Muttersprache iiber ihre Rechte sowie
uber Unterstiitzungsmoglichkeiten, z. B. in Fallen geschlechtsspezifischer
Gewalt, durch ausgebildetes und kultursensibles Fachpersonal

Eine Registrierung aller Helfenden und ihrer Hilfsangebote, wie z. B. beim
Angebot der privaten Unterbringung und Mitfahrgelegenheiten ist absolut
notwendig.

Votum der Redaktionskonferenz

Annahme in geanderter Fassung
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Antrag B015-A001: Anderungsantrag zu B015

Anderungsantrag zu B015

Antragsteller*in: Redaktionskonferenz

Status: zugelassen

Empfehlung der Annahme
Redaktionskonferenz:

Sachgebiet: B - Innenpolitik, Rechtspolitik

Der Parteitag moge beschlieRen:

Zeile 33

32 e Erforderlich ist auch eine Betreuung, Unterstiitzung, Gewaltpravention bei der
33 Unterbringung ukrainischervon Madchen und Frauen in Deutschland und die
34 Unterrichtung aller Gefliichteten in ihrer Muttersprache liber ihre Rechte sowie
35 uber Unterstiitzungsmoglichkeiten, z. B. in Fallen geschlechtsspezifischer

36 Gewalt, durch ausgebildetes und kultursensibles Fachpersonal

84 /319



Bezirksparteitag der SPD Hessen-Siid 2022

Antrag B016: Gehsteigbelastigungen von
Abtreibungsgegner*innen umgehend beenden

Antragsteller*in: ASF Hessen-Siid (Arbeitsgemeinschaft)

Status: Empfehlung der Redaktionskonferenz liegt vor
Empfehlung der Annahme in geanderter Fassung
Redaktionskonferenz:

Sachgebiet: B - Innenpolitik, Rechtspolitik

Der Parteitag moge beschliefRen:

-
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19
20

21
22
23
24

25

26
27
28

Leider haben Abtreibungsgegner*innen im Streit auf das Recht auf Versammlungsfreiheit
in der Nahe einer Pro-Familia-Beratungsstelle in Frankfurt einen Gerichtserfolg

erzielt. Die von der Stadt angeordneten Einschrankungen einer Versammlung seien
rechtswidrig gewesen, hieB es einem bekanntgegebenen Urteil des Verwaltungsgerichts
Frankfurt.

Klager war ein Verein, der im Friihjahr 2020 eine sogenannte 40-tagige Gebetswache
taglich von 12.00 bis 16.00 Uhr in unmittelbarer Nahe der Beratungsstelle angemeldet
hatte. Die Stadt verfligte, dass dies nur auBerhalb der Offnungszeiten erlaubt sei.
Wihrend der Offnungszeiten wurde zum Schutz der Personen, die die Beratungsstelle
aufsuchen wollten, ein weiter entfernter Ort vorgeschrieben. Diese Personen durften
auch nicht angesprochen oder bedrangt werden.

Diese Einschrankungen erklarte das Verwaltungsgericht fiir rechtswidrig und berief
sich dabei auf die Versammlungs- und Meinungsfreiheit.

Mit dieser Entscheidung spricht das Gericht schwangeren Frauen ihr Recht auf
Selbstbestimmung ab. Frauen zuzumuten, durch ein Spalier von Anfeindungen zu einem
Pflichtgesprach zu gehen, diirfen wir nicht zulassen.

Zu solchen Belastigungen von Abtreibungsgegner*innen vor Beratungsstellen kommt es
nicht nur in Frankfurt - sondern auch bundesweit.

In der Koalitionsvereinbarung der Ampel Koalition ,,Mehr Fortschritt wagen* ist
festgehalten:

»S0genannten Gehsteigbelastigungen von Abtreibungsgegnerinnen und Abtreibungsgegnern
setzen wir wirksame gesetzliche MaRnahmen entgegen. Wir stellen die flachendeckende
Versorgung mit Beratungseinrichtungen sicher. Schwangerschaftskonfliktberatung wird
auch kiinftig online moglich sein.”

Dies begriiRen wir sehr.

Der Bezirksparteitag der SPD Hessen-Siid fordert die sozialdemokratischen Mitglieder
der Bundesregierung und die SPD-Bundestagsfraktion auf, diese Punkte aus der
Koalitionsvereinbarung umgehend umzusetzen.
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Begriindung

wenn gewlinscht miindlich

Votum der Redaktionskonferenz

Annahme in geanderter Fassung
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Antrag B016-A001: Anderungsantrag zu B016

Anderungsantrag zu B016

Antragsteller*in:
Status:
Empfehlung der

Redaktionskonferenz:

Sachgebiet:

Der Parteitag moge beschlieRen:

Zeile 26 - 28

Umut Sonmez
zugelassen
Annahme

B - Innenpolitik, Rechtspolitik

27 dep&mege%mqg—&nd—meélee Bundestagsfraktlon aufwird in ihren Bemiihungen
unterstutzt, diese-Punkteaus-der

28 Kealitionsvereinbarung umgehend-umzusetzeneine Regelung zur wirksamen Verhinderung
von Gehsteigbelastigungen von Frauen auf dem Weg zu Beratungseinrichtungen zeitnah auf

den Weg zu bringen.
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Antrag B017: Geschlechtergerechtigkeit auch in und nach der

Coronakrise

Antragsteller*in: ASF Hessen-Siid (Arbeitsgemeinschaft)

Status: Empfehlung der Redaktionskonferenz liegt vor
Empfehlung der Sonstiges

Redaktionskonferenz:

Sachgebiet: B - Innenpolitik, Rechtspolitik

Der Parteitag moge beschliefRen:

Der Bezirksparteitag der SPD Hessen-Siid begriit die angestoRene Debatte des Deutschen
Frauenrats zu einem Aufbruch zu mehr Geschlechtergerechtigkeit nach der Corona Krise
und teilt deren Einschatzung.

Die Corona-Krise zeigte deutlich, dass unbezahlte Sorgearbeit eine zentrale
gesellschaftliche Ressource ist, auf die - nicht nur — in der Pandemie wie
selbstverstandlich zuriickgegriffen wird.

Frauen haben bereits vor der Pandemie den Hauptteil der unbezahlten Sorgearbeit
geschultert.

Die Sorgeliicke zwischen den Geschlechtern wurde durch die Corona-Krise noch starker
sichtbar; sie hat sich vielerorts weiter verscharft.

Druck und Mehrfachbelastung sind vor allem fiir Frauen in erheblichem MalRe gestiegen.

Wir miissen uns fiir die gerechtere Verteilung von Erwerbs- und Sorgearbeit zwischen
Frauen und Mannern liber den ganzen Lebensverlauf hinweg einzusetzen.

Die Anreize fiir die gleichberechtige Aufteilung von Sorge- und Erwerbsarbeit miissen
gestarkt werden.

Die Riickkehr zum Status Quo vor Corona kann und darf nicht Ziel politischer MaBnahmen
sein. Vielmehr braucht es einen gleichstellungspolitischen Aufbruch!

Das niitzt auch den Familien.

Der Parteitag fordert die sozialdemokratischen Mitglieder der Bundesregierung und die
SPD-Bundestagsfraktion auf, sich fiir obige Ziele einzusetzen.

Begriindung

wenn gewlinscht miindlich

Votum der Redaktionskonferenz

Als Resolution verabschieden.
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Antrag B018: Gewalt gegen Frauen stoppen - Istanbul-
Konvention umsetzen

Antragsteller*in: ASF Hessen-Siid (Arbeitsgemeinschaft)

Status: Empfehlung der Redaktionskonferenz liegt vor
Empfehlung der Annahme

Redaktionskonferenz:

Sachgebiet: B - Innenpolitik, Rechtspolitik

Der Parteitag moge beschliefRen:

-

Der Europarat hat 2011 eine umfangreiche Konvention zum Schutz von Frauen gegen
Gewalt (sog. Istanbul-Konvention) verabschiedet, die von der Bundesregierung 2018
ratifiziert wurde. Diese Konvention ist volkerrechtsverbindlich und muss umgesetzt
werden.

S~ W N
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Der Bezirksparteitag der SPD Hessen-Siid fordert die SPD-Fraktionen der Landtage und
des Bundestags auf, die Situation fiir die Frauenhauser dringend zu verbessern.

7 Dazu bedarf es:

8 1. Dendringlichen Ausbau der Frauenhauskapazitaten von derzeit bundesweit 7000
9 Platzen auf ca. 20.000 Platze, damit Frauen nicht abgewiesen werden miissen

10 2. Zugang fiir alle betroffenen Frauen zu Frauenhausern

11 3. Die Zurverfiigungstellung von geforderten Wohnungen fiir Frauenhausbewohnerinnen,
12 um eine lange Verweildauer im Frauenhaus zu vermeiden

13 4. Ausbau der Beratungskapazitaten fiir von Gewalt bedrohte Frauen durch
14 Verbesserung der personellen Ausstattung der Frauenhauser/Beratungsstellen

15 5. Verbesserung der Arbeitsbedingungen fiir bestehende Frauenhauser und adaquate
16 Raumkapazitaten fiir Beratung und Therapie

17 6. Losungen fiir behinderte Frauen und Frauen mit psychischen Belastungen, die
18 bisher nur schwer eine Betreuung in Frauenhdusern finden kdnnen

19 7. Ein hoheres Budget fiir Dolmetscherkosten

20 8. Reservierung/Vorhalt von Kitaplatzen fiir Kinder aus dem Frauenhaus, damit die
21 Frauen Zeit fiir Bildung, Arbeit, Therapie und Sprachkurse haben

22 9. Planungssicherheit fiir Frauenhauser und Tragervereine durch Ausnahme vom
23 Ausschreibungsgebot fiir Trager sowie langfristig gesicherte Finanzierung

24 10. Ausbau der Taterarbeit
25 11. Ausbau der Pravention

26 12. Veranderung des bestehenden Gewaltschutzgesetzes dahingehend, dass VerstoRe
27 konsequent geahndet werden, damit die enthaltenen Vorschriften umgesetzt werden
28 konnen
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29 13. Anderung des Meldegesetzes, damit der Aufenthaltsort der Frauen und Kinder

30 geheim bleibt

31 14. Beriicksichtigung des Gewaltschutzgesetzes bei Sorge- und Umgangsrecht zum Schutz
32 der mit betroffenen Kinder

33 15. Die Losung des Problems des mangelnden Gewaltschutzes in Alten- und Pflegeheimen
34 16. Losung des Problems fiir obdachlose Frauen und fiir dltere Sohne, die nicht mit im
35 Frauenhaus wohnen diirfen

36 Der Parteitag begriifit, dass es zum Thema Gewalt, eine umfassende Vereinbarung im
37 Koalitionsvertrag mit der Ampel ab Zeile 3846 gibt.

38 Wir fordern eine umgehende Umsetzung.

39 ,Schutz vor Gewalt Wir werden eine ressortiibergreifende politische Strategie gegen
40  Gewalt entwickeln, die Gewaltpravention und die Rechte der Betroffenen in den

41 Mittelpunkt stellt. Die Istanbul-Konvention setzen wir auch im digitalen Raum und mit
42 einer staatlichen Koordinierungsstelle vorbehaltlos und wirksam um.

43 Wir werden das Recht auf Schutz vor Gewalt fiir jede Frau und ihre Kinder absichern

44 und einen bundeseinheitlichen Rechtsrahmen fiir eine verlassliche Finanzierung von
45  Frauenhausern sicherstellen. Wir bauen das Hilfesystem entsprechend bedarfsgerecht
46 aus. Der Bund beteiligt sich an der Regelfinanzierung. Dies gilt auch fiir

47 bedarfsgerechte Unterstiitzung und Zufluchtsraume fiir mannliche Opfer von

48  Partnerschaftsgewalt. Wir beriicksichtigen die Bedarfe vulnerabler Gruppen wie Frauen
49 mit Behinderung oder gefliichteter Frauen sowie queerer Menschen. Praventive

50 Taterarbeit bauen wir aus. Wir wollen ein starkes Bilindnis gegen Sexismus. Die

51 gerichtsverwertbare vertrauliche Beweissicherung setzen wir flaichendeckend,

52 wohnortnah um.

53 Wir bekampfen den Menschenhandel zum Zweck der sexuellen Ausbeutung mit einem
54 Nationalen Aktionsplan und einer unabhangigen Monitoring -Stelle zur Umsetzung der
55 Europaratskonvention. Die ILO Konvention Nr. 190 liber die Beseitigung von Gewalt und
56 Belastigung in der Arbeitswelt ratifizieren wir."

Begriindung

wenn gewiinscht miindlich

Votum der Redaktionskonferenz

Annahme

90 / 319



Bezirksparteitag der SPD Hessen-Siid 2022

Antrag B019: Internationaler Weltfrauentag soll gesetzlicher
Feiertag werden

Antragsteller*in: Unterbezirk Limburg-Weilburg (Unterbezirk)
Status: Empfehlung der Redaktionskonferenz liegt vor
Empfehlung der Uberweisung an

Redaktionskonferenz:

Sachgebiet: B - Innenpolitik, Rechtspolitik

Der Parteitag moge beschliefRen:

-

Wir fordern, dass im SPD-Landtagswahlprogramm die Forderung, dass der internationale

2 Weltfrauentag am 8. Marz zum gesetzlichen Feiertag in Hessen erklart wird, mit

3 aufgenommen wird. Dariiber hinaus soll die hessische SPD-Landtagsfraktion aufgefordert
4+ werden einen entsprechenden Gesetzesentwurf im Landtag einzubringen.

Begriindung

Seit 1911 wird der Weltfrauentag international begangen, um fiir die Gleichberechtigung von
Frauen und Mannern zu kampfen. Doch auch im Jahr 2022 herrscht defacto noch immer keine
wahre Gleichberechtigung zwischen Frauen und Mannern. Hierzu zahlt unter anderem, dass Frauen
weniger Gehalt verdienen (gender pay gap), einen groReren Anteil der Fiirsorgearbeit leisten
(gender care gap), aufgrund von geschlechtsspezifischen Einkommensungleichheiten im
Lebensverlauf eine geringere Rente erhalten (gender pension gap) oder aufgrund ihres
Geschlechts Opfer von Gewalt, Diskriminierung und Sexismus werden. Indem der internationale
Weltfrauentag zum gesetzlichen Feiertag erklart wird, wird ein Fokus auf die noch immer
bestehenden patriarchalen Strukturen in der Gesellschaft und die fehlende Gleichstellung von
Frauen und Mannern gerichtet.

Weiterleiten an

Programmkommission fiir die Landtagswahl

Votum der Redaktionskonferenz

Uberweisung als Material an die Programmkommission fiir die Landtagswahl
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Antrag B020: Novelle Landesverfassungsschutzgesetz jetzt!

Antragsteller*in: AS) Hessen-Siid (Arbeitsgemeinschaft)

Status: Empfehlung der Redaktionskonferenz liegt vor
Empfehlung der Annahme in geanderter Fassung
Redaktionskonferenz:

Sachgebiet: B - Innenpolitik, Rechtspolitik

Der Parteitag moge beschliefRen:

-

a &~ W N

Die SPD-Landtagsfraktion wird aufgefordert, einen Entwurf fiir eine Novelle des
Landes-verfassungsschutzgesetzes vorzulegen. Nicht nur die Vorgange um den NSU-
Komplex machen deutlich, dass das Agieren des hessischen Landesamtes berechtigten
Anlass zu Zweifeln bietet. Bei dem Entwurf ist das Urteil des
Bundesverfassungsgerichts zum NPD-Verbot zugrunde zu legen.

Im Rahmen einer Novelle sollten auch die sehr weitgehenden Eingriffsbefugnisse des
Landes-amtes als Geheimdienst einer kritischen Uberpriifung unterzogen werden. So
konnen durch das Landesamt Eingriffe in das Grundrecht der Post- und
Fernmeldefreiheit vorgenommen werden, ohne dass dies einer irgendwie gearteten
gerichtlichen Kontrolle unterliegt. Lediglich ein parlamentarisches Kontrollgremium
libt eine entsprechende Kontrolle aus, deren Wirksamkeit zu Recht in Frage gestellt
werden kann.

Die AS] ist ferner der Auffassung, dass der Einsatz von V-Personen, der in der
Vergangenheit mehrfach Anlass zu Kritik geboten hat, von einer richterlichen
Anordnung abhangig gemacht werden sollte. Hierzu sollte beim Hessischen
Verwaltungsgerichtshof eine einziigige ent-sprechende Zustandigkeit angesiedelt
werden.

Ferner fordert die ASJ eine gerichtliche Uberpriifbarkeit der Klassifizierung
abgeschlossener Vorgange als geheim, soweit die Sperrfrist mehr als 5 Jahre betragt.

Eine weitergehende Sperrung von Akten, wie z. B. auch im NSU-Komplex, sollte nur
moglich sein, wenn die Funk-tionsfahigkeit staatlicher Einrichtungen wie des
Verfassungsschutzes oder Grundrechte Betroffener durch eine Zuganglichmachung fiir die
Offentlichkeit gefahrdet oder beeintrachtigt werden.

Votum der Redaktionskonferenz

Annahme in geanderter Fassung
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Antrag B020-A001: Anderungsantrag zu B020

Anderungsantrag zu B020

Antragsteller*in: Redaktionskonferenz

Status: zugelassen

Empfehlung der Annahme
Redaktionskonferenz:

Sachgebiet: B - Innenpolitik, Rechtspolitik

Der Parteitag moge beschlieRen:

Zeile 5

1 Die SPD-Landtagsfraktion wird aufgefordert, einen Entwurf fiir eine Novelle des
Landes-verfassungsschutzgesetzes vorzulegen. Nicht nur die Vorgange um den NSU-
Komplex machen deutlich, dass das Agieren des hessischen Landesamtes berechtigten
Anlass zu Zweifeln bietet. Bei dem Entwurf ist das Urteil des

F R N

5  Bundesverfassungsgerichts zum NPD-Verbot zugrunde zu legen. Es bedarf einer
grundlegenden Reform, die einen umfassenden Neuanfang erméglicht und inshesondere
personelle und strukturelle Kontinuitat unterbricht, die diesen Kurs in der Vergangenheit
verhindert haben.

Zeile13-17

13 Die AS) ist-fernerderAuffassungstellt fest, dass der Einsatz von V-Personen,-der in der
14 Vergangenheit mehrfach Anlass zu Kritik geboten hat;~ven. Das V-Leute Prinzip bedarf einer

15

16
werdengenauen gesetzlichen Grundlage und strenge rechtsstaatliche Reglementierung

17

Zeile 18 - 21

s ford . . chtliche ifbarkeit der Klassifizi

. P ot di e

20 Eine weitergehende Sperrung von Akten, wie z. B. auch im NSU-Komplex, sollte nur

21 moglich sein, wenn die Funk-tiensfahigkeitFunktionsfahigkeit staatlicher Einrichtungen wie
des

22 Verfassungsschutzes oder Grundrechte Betroffener durch eine Zuganglichmachung fiir die

23 Offentlichkeit gefahrdet oder beeintrachtigt werden.
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Antrag B021: Opfer iiber Haftentlassungen informieren

Antragsteller*in: ASF Hessen-Siid (Arbeitsgemeinschaft)

Status: Empfehlung der Redaktionskonferenz liegt vor
Empfehlung der Annahme

Redaktionskonferenz:

Sachgebiet: B - Innenpolitik, Rechtspolitik

Der Parteitag moge beschliefRen:

o U o~ W

~

Bisher miissen Opfer einen Antrag stellen, wenn sie liber die Haftentlassung eines
Gewalttaters informiert werden wollen.

Verletzte von Sexualstraftaten, versuchten Totungen, Korperverletzungen,
Nachstellungen und VerstoRen gegen das Gewaltschutzgesetz haben Anspruch auf diese
Mitteilung, ohne dass es weiterer Voraussetzungen - wie etwa der Darlegung eines
berechtigten Interesses - bedarf.

Haufig wird ein solcher Antrag vergessen. AuRerdem fiihlt sich das Opfer
moglicherweise psychisch nicht in der Lage, einen solchen Antrag zu stellen oder sich
tiberhaupt mit dem Fall zu beschaftigen.

So kann es womoglich durch Retraumatisierungen durch iiberraschende Begegnungen
kommen.

In Frankreich sollen die Opfer von Partnergewalt im Kampf gegen Femizide kiinftig vor
der Haftentlassung des Taters von der Justiz informiert werden. Hintergrund war der

Tod einer 44-)Jahrigen im GroRraum Paris, die von ihrem Ex-Mann kurz nach seiner
Haftentlassung erstochen wurde. Er hatte wegen hauslicher Gewalt und Todesdrohungen
gegen seine Frau hinter Gittern gesessen.

Der Bezirksparteitag der SPD Hessen-Siid fordert die sozialdemokratischen Mitglieder
der Bundesregierung und die SPD-Bundestagsfraktion auf, sich dafiir einzusetzen, dass
im Gewaltschutzgesetz ebenfalls aufgenommen wird, dass Opfer von Gewalttaten kiinftig
iber die Haftentlassung eines Gewalttaters informiert werden, ohne einen Antrag
darauf stellen zu miissen

Votum der Redaktionskonferenz

Annahme
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Antrag B023: Paragraph 21e Gerichtsverfassungsgesetz

Antragsteller*in: AS) Hessen-Siid (Arbeitsgemeinschaft)

Status: Empfehlung der Redaktionskonferenz liegt vor
Empfehlung der Zurlickgestellt

Redaktionskonferenz:

Sachgebiet: B - Innenpolitik, Rechtspolitik

Der Parteitag moge beschliefRen:

-

Die SPD-Bundestagsfraktion und die Landesregierungen der Bundeslander mit Regierungs-

2 beteiligung der SPD werden aufgefordert, sich dafiir einzusetzen, dass § 21e Abs. 1
3 Satz 3 des Gerichtsverfassungsgesetzes (GVG) ersatzlos gestrichen wird (,,Der

4 Prasident bestimmt, welche richterlichen Aufgaben er wahrnimmt.).
Begriindung

Die Regelung betrifft das sogenannte ,Anschlussrecht” des Gerichtsprasidenten/der Gerichts-
prasidentin, d. h. der Erklarung vor Beschlussfassung des Jahresgeschaftsverteilungsplanes
welchem Spruchkorper er/sie fiir die Dauer des Geschaftsjahres er/sie angehdren will. Damit hat
der Prasident/die Prasidentin gegeniiber anderen Vorsitzenden Richtern/innen letztlich das
Privileg, sich aussuchen zu kdnnen, welche Rechtsmaterien er/sie bearbeitet.

Im Bereich der Verwaltungsgerichtsbarkeit hat diese Regelung in der Praxis dazu gefiihrt, dass die
meisten Prasidentinnen und Prasidenten sich dem Spruchkorper anschlieBen, der fiir das
offentliche Dienstrecht zustandig ist. Damit fiihren sie den Spruchkorper, der im Zweifel auch iiber
Rechtsstreitigkeiten zu entscheiden hat, der Beforderungsentscheidungen oder andere
dienstrechtliche Entscheidungen des/der Prasidenten/in selbst betrifft. Auch wenn in solchen
Fallen der Prasident/die Prasidentin selbst von der Entscheidung im konkreten Fall ausge-
schlossen ist, ist es klar, dass er/sie die Rechtsprechung eines solchen Spruchkdrpers pragt. Das
sollte vermieden werden. Dariiber hinaus gibt es keinen verniinftigen Grund, warum der
Prasident/die Prasidentin, anders als andere Vorsitzende eines Spruchkorpers sich aussuchen
diirfen, welche Rechtsmaterien sie bearbeiten. Wie bei anderen Vorsitzenden auch, sollte das
Prasidium als Ganzes iiber ihre richterlichen Zustandigkeiten entscheiden.

Votum der Redaktionskonferenz

Zuriick an Antragssteller:in mit Bitte um Konkretisierung
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Antrag B024: Paritatsgesetze im Bundestag und im
Hessischen Landtag auf den Weg bringen

Antragsteller*in: ASF Hessen-Siid (Arbeitsgemeinschaft)
Status: Empfehlung der Redaktionskonferenz liegt vor
Empfehlung der Uberweisung an

Redaktionskonferenz:
Sachgebiet: B - Innenpolitik, Rechtspolitik

Der Parteitag moge beschliefRen:

-

Im Koalitionsvertrag wurde ab Zeile 268 festgehalten: ,Wir werden die ,Kommission zur
Reform des Bundeswahlrechts und zur Modernisierung der Parlamentsarbeit” erneut
einsetzen. Die Kommission wird sich mit dem Ziel einer paritatischen Reprasentanz von
Frauen und Mannern im Parlament befassen und die rechtlichen Rahmenbedingungen
erortern.”

g &~ W N

6 Leider sind keine konkreten MaRnahmen zur Umsetzung eines Paritatsgesetzes
7 festgehalten worden.

8  Der Bezirksparteitag der SPD Hessen-Siid fordert die sozialdemokratischen Mitglieder
9 der Bundesregierung und die SPD-Bundestagsfraktion auf, sich dafiir einzusetzen, ein
10  Paritatsgesetz einzufiihren, dass Paritat bei Listen- und Direktmandaten fiir die Wahl
11 des Deutschen Bundestags sicherstellt.

12 Invielen Bundeslandern wurden bereits eigene Gesetzesinitiativen zur Paritat in den

13 Landerparlamenten auf den Weg gebracht. Auch wenn bislang noch keines in Kraft treten
14 konnte: Die Gerichtsentscheidungen machen deutlich, dass ein solches Gesetz

15 grundsatzlich moglich ist.

16 Insbesondere im Land von Elisabeth Selbert sollte die hessische SPD-Fraktion ein
17 Paritatsgesetz in den hessischen Landtag einbringen, um deutlich zu machen: Die
18 Verwirklichung der Gleichstellung kann nur erfolgen, wenn die Gesellschaft in den
19 Landtagen abgebildet wird, wie sie in Wirklichkeit ist: Zu jeweils 50 Prozent Frauen
20 und 50 Prozent Manner.

21 Der Bezirksparteitag der SPD Hessen-Siid fordert die SPD-Landtagsfraktion auf, einen
22 Entwurf fiir ein Paritatsgesetz in den Hessischen Landtag einzubringen, der Paritat
23 bei Listen- und Direktmandaten fiir die Wahl des Hessischen Landtags zum Ziel hat.

2t AuBerdem miissen auf allen Ebenen BegleitmaRnahmen zur Verbesserung der
25 Rahmenbedingungen fiir die politische Teilhabe von Frauen auf den Weg gebracht werden.

Begriindung

wenn gewlinscht miindlich
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Weiterleiten an

Programmkommission fiir die Landtagswahl

Votum der Redaktionskonferenz

Uberweisung an die Programmkommission fiir die Landtagswahl
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Antrag B024-A001: Anderungsantrag zu B024

Anderungsantrag zu B024

Antragsteller*in:
Status:

Empfehlung der
Redaktionskonferenz:

Sachgebiet:

Der Parteitag moge beschlieRen:

Zeile6-7

Redaktionskonferenz
zugelassen
Annahme

B - Innenpolitik, Rechtspolitik

. o . : .

- fectgeholioponerdens

Zeile8-9

8  Der Bezirksparteitag der SPD Hessen-Siid ferdertunterstitzt die sozialdemokratischen

Mitglieder

9 der Bundesregierung und die SPD-Bundestagsfraktion aufin ihrem Bestreben, sich dafiir

einzusetzen, ein

10 Paritatsgesetz einzufiihren, dass Paritat bei Listen- und Direktmandaten fiir die Wahl

11 des Deutschen Bundestags sicherstellt.
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Antrag B025: Queerfeindlich motivierte Straftaten in
Kriminalitatsstatistik der Polizei aufnehmen

Antragsteller*in: Jusos Hessen-Siid (Arbeitsgemeinschaft)
Status: Empfehlung der Redaktionskonferenz liegt vor
Empfehlung der Annahme

Redaktionskonferenz:

Sachgebiet: B - Innenpolitik, Rechtspolitik

Der Parteitag moge beschliefRen:

1 e Queerfeindlich motivierte Straftaten sind von der Polizei in dem Unterthemenfeld
2 “geschlechtliche und/oder sexuelle Identitdt” zu erfassen und in den
3 Jahresberichten zu veroffentlichen

4 e Gewaltdelikte sind dabei gesondert aufzufiihren

Begriindung

Deutschland entwickelt sich vermeintlich hin zu einer weltoffenen und toleranten Gesellschaft.
Dies lasst sich aber nur bestatigen, wenn auch entsprechende Messzahlen hierfiir vorhanden sind.
Hessen gehort zu den Bundeslandern, die auch im Jahr 2021 noch keine Statistiken dariiber
veroffentlichen, wie viele Straftaten queerfeindlich motiviert sind. Dementsprechend kann derzeit
auch keine Aussage dariiber getroffen werden, ob die Anfeindung und Gewalt gegeniiber queeren
Menschen wirklich weniger wird.

Dass es stand jetzt noch keine explizite Veroffentlichung dieser Straftaten gibt, zeigt erneut, dass
der CDU Hessen und insbesondere Peter Beuth ein allgemeines Problembewusstsein fiir die
Lebensrealitat unserer Gesellschaft fehlt.

Queerfeindliche Straftaten klar zu benennen und als Problem anzuerkennen, kann zudem die
Sensibilitat der Polizeibeamt*innen gegeniiber diesem Thema steigern und somit die Interaktion
der Polizei mit Opfern queerfeindlicher Gewalt verbessern.

Viele queere Menschen trauen sich nicht, Straftaten bei der Polizei anzuzeigen, weil sie seitens
der Polizei Diskriminierung befiirchten. Durch einen offenen Umgang der Polizei mit queeren
Themen konnen queere Menschen Vertrauen darin entwickeln, von der Polizei Hilfe zu erhalten.

Votum der Redaktionskonferenz

Annahme
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Antrag B026: Schutz gefliichteter Frauen sicherstellen

Antragsteller*in: ASF Hessen-Siid (Arbeitsgemeinschaft)
Status: Empfehlung der Redaktionskonferenz liegt vor
Empfehlung der Annahme

Redaktionskonferenz:

Sachgebiet: B - Innenpolitik, Rechtspolitik

Der Parteitag moge beschliefRen:

S~ W N =

(65}

19
20
21
22

23

24
25

26
27

Die Anerkennung geschlechtsspezifischer Verfolgung ist seit 2004 gesetzlich

verankert. Gemal der Istanbul-Konvention haben zudem von Gewalt betroffene
gefliichtete Frauen und Madchen Anspruch darauf, angemessen untergebracht, medizinisch
versorgt und vor weiterer Gewalt geschiitzt zu werden.

Laut Aussage von Pro Asyl kommt es dennoch in der Praxis zu erheblichen Problemen.
+~Wenn das BAMF 2020 annahernd 60.000 Asylantrage von Frauen und Madchen inhaltlich
priift und nur in 1.300 Fallen eine geschlechtsspezifische Verfolgung erkennt, dann
stimmt etwas nicht”.

In der Koalitionsvereinbarung der Ampelregierung ist festgehalten, dass die
Einflihrung einer flachendeckenden, behdrdenunabhangigen Asylverfahrensberatung und
die besondere Unterstiitzung vulnerabler Personen umgesetzt werden soll.

Der Bezirksparteitag der SPD Hessen-Siid fordert die sozialdemokratischen Mitglieder
der Bundesregierung und die SPD-Bundestagsfraktion auf, diesen Punkt aus der
Koalitionsvereinbarung umgehend umzusetzen

Dabei ist darauf zu achten, dass Frauen ausreichend Zeit bekommen, um auf die
Anhorung vorbereitet zu werden. Dies ist notig, damit betroffene Frauen sich 6ffnen
konnen und dann in der Lage sind, iiber sexuelle Gewalterfahrungen oder Traumata
sprechen zu konnen.

Die Mitglieder der Bundesregierung und die SPD-Bundestagsfraktion werden
aufgefordert, die Istanbul Konvention wie im Koalitionsvertrag vorgesehen,
vollstandig zu ratifizieren, vollumfanglich umzusetzen und eine
Bundeskoordinierungsstelle einzurichten.

Diese MaRnahmen miissen sofort umgesetzt bzw. initiiert werden.

Die Mitglieder der Bundesregierung und die SPD-Bundestagsfraktion werden
aufgefordert, die Beratungsinfrastruktur fiir Gefliichtete massiv auszuweiten.

Die SPD-Landtagsfraktionen werden ebenfalls aufgefordert, auf eine starkere Forderung
der Beratungsinfrastruktur durch die jeweiligen Landesregierungen zu drangen.

Begriindung

wenn gewlinscht miindlich
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Votum der Redaktionskonferenz

Annahme
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Antrag B027: Schwarzfahren aus dem Strafgesetzbuch!

Antragsteller*in: Jusos Hessen-Siid (Arbeitsgemeinschaft)
Status: zugelassen

Empfehlung der Noch nicht behandelt
Redaktionskonferenz:

Sachgebiet: B - Innenpolitik, Rechtspolitik

Der Parteitag moge beschliefRen:

-

Wir alle missen Erledigungen machen - einkaufen, einen Termin bei einem:r

Arzt:in wahrnehmen oder Verwandte pflegen - daher miissen wir mobil sein. Viele
Menschen haben aber kein Einkommen und daher nicht die Moglichkeit, sich eine
Fahrkarte zu kaufen. Wird jemand beim Fahren ohne Ticket entdeckt, muss diese Person
nicht nur das ,erhohte Beforderungsentgelt” iiber 60 Euro zahlen, sondern auch mit
strafrechtlichen Konsequenzen, wie einer Geldstrafe oder einer Freiheitsstrafe

rechnen. Von Armut betroffene Menschen konnen eine derartige Geldstrafe haufig nicht
8  zahlen. Die Folge: Ersatzfreiheitsstrafen. In vielen Fallen kommt es also dazu, dass

9  Menschen inhaftiert werden, weil sie eine Fahrkarte nicht zahlen konnten. Dies

10  betrifft nicht selten vulnerable Menschen, die eigentlich besondere Hilfe und

11 Unterstiitzung durch den Staat bendtigen und erhalten sollten - wie Arbeitslose,

12 Wohnungs- und Obdachlose, psychisch kranke Menschen oder Menschen mit
Suchtproblemen.

o B~ W N

~

13 Deshalb fordern wir:
14 1. die ersatzlose Streichung der Beforderungserschleichung in §265a StGB.

15 2. die entgeltfreie Nutzung des Offentlichen Personennahverkehrs fiir
16 obdachlose Menschen.

17 3. die Einfiihrung/Anpassung von stadtweiten Sozialtickets fiir Menschen

18 mit niedrigem Einkommen in jeder Stadt mit mehr als 100.000 Einwohner:innen.
19 Der Preis des Sozialtickets muss dabei monatlich betrachtet unter dem im
20 Regelsatz des ALGII (bzw. Biirgergeldes) vorgesehenen Betrag fiir Verkehr liegen.

21 Langfristig soll der steuerfinanzierte, entgeltfreie Offentliche
22 Personennahverkehr angestrebt werden.

Begriindung

1. Ersatzlose Streichung der Beforderungserschleichung in §265a StGB
Problematik des Fahrens ohne Ticket als Straftatbestand

Viele Menschen haben kein oder ein niedriges Einkommen und nicht die Moglichkeit, sich eine
Fahrkarte zu kaufen. Natiirlich ist es wichtig und richtig, diese Menschen in ein gut bezahltes
Arbeitsverhaltnis zu bringen. Realistisch gesehen wird es aber immer Menschen geben, die keine
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Arbeit haben oder von Armut betroffen sind. Wird jemand beim Fahren ohne Ticket erwischt, muss
diese Person nicht nur das ,erhohte Beforderungsentgelt” iiber 60 Euro zahlen, sondern auch mit
strafrechtlichen Konsequenzen, wie einer Geldstrafe oder einer Freiheitsstrafe rechnen. Die
Geldstrafen konnen von Armut betroffene Menschen meistens nicht zahlen. Die Folge:
Ersatzfreiheitsstrafen. In vielen Fallen kommt es also dazu, dass Menschen inhaftiert werden, nur
weil sie eine Fahrkarte nicht zahlen konnten. Dies betrifft nicht selten Menschen, die eigentlich
Hilfe und Unterstiitzung vom Staat benétigen und erhalten sollten — wie Arbeitslose, Obdachlose,
psychisch kranke Menschen oder Menschen mit Suchtproblemen.

Warum keine Herabstufung zur Ordnungswidrigkeit?

Einerseits wiirde die bloBe Herabstufung das Fahrens ohne Ticket zur Ordnungswidrigkeit das
Problem nicht losen. Denn auch bei einer Ordnungswidrigkeit kann ein Verwarn- oder BufRgeld
verhangt werden. Kann man dieses nicht zahlen, fiihrt dies zu einer Ersatzfreiheitsstrafe und
damit zu eben jenem, was zu verhindern ist. Andererseits ware dies unnotig, da die
Vertragspflichtverletzung schon durch ein erhebliches ,erhohtes Beforderungsentgelt”
sanktioniert wird, das mit inzwischen 60 Euro bundesweit sogar hoher als die meisten BuRgelder
beim Falschparken mit 15 bis 25 Euro liegt.

Sind die Funktionen einer Strafe in Bezug auf das Schwarzfahren erfiillt?

Die Funktionen einer Strafe sind in Bezug auf das Fahren ohne Ticket entweder bereits durch die
Sanktionierung durch das ,erhohte Beforderungsentgelt” gegeben — wie etwa die Abschreckung
vor dem Vollzug einer Straftat — oder nicht notwendig — wie etwa die Resozialisierung des:der
Tater:in.

Entlastung des Justizwesens und Einsparung unnotiger Kosten

Allein 2018 mussten 7000 Menschen wegen Schwarzfahrens in Haft. Das strafrechtliche Vorgehen
gegen das Fahren ohne Ticket bedeutet damit einen enormen Arbeitsaufwand im Justizwesen. Die
Haftkosten fiir eine Person liegen bei etwa 100 bis 180 Euro pro Tag. Hinzu kommen weitere
Kosten — etwa fiir das Personal im Justizwesen. Eine Streichung aus dem Strafgesetzbuch wiirde
also auch eine Entlastung des Justizwesens und der Staatskasse bedeuten.

¢ 265a StGB - Erschleichen von Leistungen

+Wer [...] die Beforderung durch ein Verkehrsmittel [...] in der Absicht erschleicht, das Entgelt nicht
zu entrichten, wird mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe bestraft [...]"

2. Entgeltfreie Nutzung fiir obdachlose Menschen

Auch Obdachlose sind von der Problematik des Schwarzfahrens betroffen. Sie haben keine
finanziellen Mittel, um sich eine Fahrkarte leisten zu konnen; sind aber dennoch auf den OPNV
angewiesen. Deshalb miissen sie die Moglichkeit erhalten, die Verkehrsmittel einer Stadt
kostenfrei zu verwenden.

3. Einfiihrung/Anpassung von Sozialtickets

Mobilitat ist ein Grundbediirfnis und sollte daher fiir jeden Menschen erschwinglich sein. Keine
oder zu teure Sozialtickets verhindern von vorneherein, dass dieses Grundbediirfnis bei
Menschen mit niedrigem Einkommen gedeckt werden kann. Daher muss jedem Menschen ein
erschwingliches Mobilitatsangebot gemacht werden.
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Votum der Redaktionskonferenz

Votum der Redaktionskonferenz wird nachgereicht.

Anderungen der Redaktionskonferenz

Der Begriff "Schwarzfahren" soll durch "Fahren ohne Fiihrerschein" ersetzt werden.
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Antrag B027-A001: Anderungsantrag zu B027

Anderungsantrag zu B027

Antragsteller*in: Redaktionskonferenz
Status: zugelassen
Sachgebiet: B - Innenpolitik, Rechtspolitik

Der Parteitag moge beschlieBen:

Zeile 14

w1 di | el | Srd hlej . '

1. Fiir das Fahren ohne Fahrschein sollen keine Haftstrafen oder Erzwingungshaft verhangt
werden.

Zeile15- 16

15 2. die-entgeltfreie Nutzung des Offentlichen-PersonennahverkehrsWir wollen langfristig einen
16 solidarisch finanzierten OPNV fiir ebdachlose-

Menschenalle.

Zeile 17 - 20
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Antrag B028: Seniorenbeirate in der hessischen
Gemeindeordnung verankern

Antragsteller*in: AG 60plus Hessen-Siid (Arbeitsgemeinschaft)
Status: Empfehlung der Redaktionskonferenz liegt vor
Empfehlung der Annahme

Redaktionskonferenz:
Sachgebiet: B - Innenpolitik, Rechtspolitik

Der Parteitag moge beschliefRen:

-

Die SPD-Fraktion im Hessischen Landtag setzt sich dafiir ein, dass umgehend

2 Seniorenbeirate flachendeckend in Hessen eingesetzt werden. Die Grundlage fiir diese

3 Ergadnzung der Hessischen Gemeindeordnung (HGO) ist die oben genannte Drucksache des
4 Hessischen Landtages.

Begriindung

Der oben genannte Antrag wurde 2008 zum Bezirksparteitag Hessen-Siid gestellt und mehrheitlich
angenommen. Er wurde trotz der vorliegenden Ausarbeitung der Rechtsgrundlage in der
genannten Drucksache nicht in die Hessische Gemeindeordnung aufgenommen. Dies ist
durchzusetzen.

Weiterleiten an

Programmkommission fiir die Landtagswahl

Votum der Redaktionskonferenz

Annahme und Uberweisung an die Programmkommission fiir die Landtagswahl.
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Antrag B029: Situation in Erstaufnahmeeinrichtungen und
Zentralen Unterbringungseinrichtungen verbessern - JETZT!

Antragsteller*in: Jusos Hessen-Siid (Arbeitsgemeinschaft)
Status: zugelassen
Empfehlung der Noch nicht behandelt

Redaktionskonferenz:

Sachgebiet: B - Innenpolitik, Rechtspolitik

Der Parteitag moge beschliefRen:

o u &~ W N =

~
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22
23

24
25
26
27
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31

Im Jahr 2021 wurden in der gesamten Bundesrepublik 148.233 Asylantrage eingereicht.

Das waren ca. 46.000 Asylantrage mehr als im Jahr 2020. Wir konnen davon ausgehen,

dass sich die Zahl der Asylantrage in diesem Jahr noch deutlich erhéhen wird. Alle
Menschen, die Asyl in Deutschland suchen, werden zu Beginn dieser langen Prozedur in
Fliichtlingserstaufnahmezentren aufgenommen. Die Mitarbeiter:innen dort kiimmern sich
dann um die Registrierung und die Veranlassung des Asylprozesses. In einzelnen Fallen
erhalt die Offentlichkeit hin und wieder Informationen {iber die Situation in den
Aufnahmezentren, aber in der allermeisten Zeit ist die Situation dort komplett

verborgen vor der breiten Offentlichkeit. Dabei sind die Arbeitssituation und die
Betreuungssituation in den meisten Fallen mehr als miserabel. Die Bewohner:innen

dieser Erstaufnahmeeinrichtungen und der zentralen Unterbringungseinrichtungen wohnen
eng eingepfercht in kleinen Zimmern. Fliichtende Menschen befinden sich monatelang in
Zimmern mit wildfremden Menschen. Nicht nur das, auch wildfremde Familien miissen sich
ein Zimmer teilen, wenn die Kapazitaten knapp werden, was haufig der Fall ist.

Hinzukommt, dass sich viele Menschen in den Aufnahmezentren befinden, die dauerhafte
psychologische Hilfe bendtigen und/oder suchtkrank sind. Da meist die

dort arbeitenden Sozialbetreuer:innen nicht ausreichend ausgebildet sind, um

diesen Bewohner:innen die Hilfeleistung zu geben, die sie bendtigen, ist das Betreuen
dieser Bewohner:innen mit einer sehr hohen Gefahr fiir alle beteiligten verbunden.
Haufig geht korperliche Aggressivitat von diesen Bewohner:innen aus.

Das Personal ist oft unterbesetzt und in den haufigsten Fallen fiir diesen Beruf
nicht gut ausgebildet. Zeitgleich wird aber eine lange Berufserfahrung, welche auch
mit einem Kompetenzanstieg einhergeht, nicht in der Bezahlung ausgedriickt.

Hinzukommt, dass die Aufnahmezentren dezentral iiber Organisation wie die DRK,
Malteser, European Homecare etc. geleitet werden. Die staatliche Kontrolle iiber die
genauen Handlungsablaufe in den Einrichtungen ist daher nicht ausreichend vorhanden.
Die genannte Aufgabenzuweisung an Unterorganisationen hat zur Folge, dass in
regelmaRigen Abstanden Ausschreibungen zum Erhalt oder Verlust einer Einrichtung
durchgefiihrt werden. Dieser Mechanismus soll zur Kontrolle {iber die Verhaltnisse in
den Zentren dienen. Haufig verlieren Mitarbeiter:innen ihre Arbeitsstelle oder miissen

in einem weit entfernten Zentrum ihre Arbeit fortsetzen, wenn ein Zentrum
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geschlossen wird.

33 Esist klar zu erkennen, dass bei der Einfiihrung des Systems der Erstaufnahmezentren
34 mit einer kurzfristigen Fliichtlingssituation gerechnet wurde. Da wir aber nun davon
35 ausgehen konnen, dass dauerhaft groBe Fluchtbewegungen zu erwarten sind, muss eine
36 dauerhafte und nachhaltige Losung fiir die Gefliichteten und das Personal geschaffen
37 werden.

38 Daher fordern wir:

39 1. RegelmaRige Weiterbildungen und Schulungen im Umgang mit Gefliichteten fiir

40 das Personal

41 2. Personalschlissel bei den Sozialbetreuer:innen erhohen

42 3. Anerkennung von Arbeitserfahrung des Personals in der Bezahlung

43 4, Eine Tarifgebundene und einheitliche Bezahlung der Mitarbeiter:innen

44 5. Innerhalb der Einrichtungen den Bedarfen gerechte psychosoziale

45 und psychiatrische Hilfe anbieten — kostenfrei und eingegliedert in

46 bereits bestehende Strukturen

47 6. Feste Orte fiir die EAE und ZUE, ohne regelmaRige Ausschreibungen

48 zur Beibehaltung der Zentren

49 7. EAE und ZUE fest in staatlicher Hand und nicht in der Hand

50 von Drittorganisationen wie beispielsweise DRK, Malteser, Caritas oder EHC

51 8. Eine Tarifgebundene und einheitliche Bezahlung der Mitarbeiter:innen

52 9. Zeitliche Hochstgrenze von 6 Monaten zum Aufenthalt in einem ZUE (Danach

53 muss liber das Weiterverfahren {iber die Asylantrage ein Ergebnis vorliegen)

54 10. Keine Aufteilung von Familien mit erwachsenen Familienmitgliedern

55 auf verschiedene Kommunen

56 11. Direkte Austeilung von Arbeitsgenehmigungen innerhalb des Asylprozesses ab

57 einem Aufenthalt von 3 Monaten.

58 12. Bessere Bezahlung fiir die Security in den Einrichtungen

Begriindung

Aufbau des Asylverfahrens:

Der Ablauf des Bearbeitungsverfahren von Gefliichteten ist in drei bzw. vier zentrale Schritte
aufgeteilt. Zu Beginn kommen die Gefliichteten in die Landeserstaufnahmeeinrichtung fiir ein bis
zwei Tage. Dort wird lediglich die Aufnahme und die Weiterverteilung in die
Erstaufnahmeeinrichtung geregelt. In den Erstaufnahmeeinrichtungen wird der Gesundheitscheck
durchgefiihrt und erst da erfolgt die vollstandige Aufnahme der Personalie, wie auch die meisten
Interviews mit dem BAMF (Bundesamt fiir Migration und Fliichtlinge). In den EAEs halten sich die
Asylsuchenden maximal sechs Wochen auf. Daraufhin werden sie in kleinere ZUEs (Zentrale
Unterbringungseinrichtungen) aufgeteilt. In diesen Einrichtungen werden Deutschkurse und
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andere Angebote gemacht, jedoch sind seit der Pandemie viele Angebote gestoppt und nicht
wieder aufgenommen worden. In diesen Einrichtungen halten sich Familien mit minderjahrigen
Kindern bis zu sechs Monate auf. Bei allein reisenden Menschen mit einem ungeklarten Status
kann sich der Aufenthalt in verschiedenen ZUEs bis liber einem Jahr belaufen. Das zieht viele
psychische Folgen mit sich, da die Menschen in der gesamten Zeit keine Arbeitserlaubnis erhalten
und somit die gesamte Zeit absitzen miissen und so das Potenzial steigt, dass sie kriminelle Wege
einschlagen. Nach der Zeit in der ZUE werden die Menschen auf die Kommunen aufgeteilt und
bekommen teilweise Zugang zu Sozialwohnungen.

Schwierigkeiten fiir die Bewohner:innen und Betreuer:innen

Die Gefliichteten benotigen auf vielerlei Ebenen mehr Unterstiitzung und eine Motivationsquelle
im Verlauf ihres Asylverfahrens. Viele Menschen konnen und wollen arbeiten, bekommen aber
keine Arbeitserlaubnis, solange sie keinen bewilligten Asylantrag vorlegen konnen. Das fiihrt
einerseits dazu, dass durch den Daueraufenthalt in einem ZUE korperliche Auseinandersetzungen
zwischen den Bewohner:innen und dem Personal entstehen. Mit einer unbiirokratischen Vergabe
einer Arbeitserlaubnis ab einem Aufenthalt von 3 Monaten konnen die Bewohner:innen Zeit
auBerhalb der Einrichtung verbringen und sich Geld dazu verdienen. Ein netter Nebeneffekt ist
eine wahrscheinlich héhere Steuereinnahme des Staates. Hinzukommt, dass mit dieser Anderung
auch gegen Schwarzarbeit agiert wird, die aktuell oft stattfindet.

Eine Aufteilung von Familienmitgliedern, die gemeinsam gefliichtet sind, auf unterschiedliche
Kommunen, nur weil alle erwachsen sind, ist keine angemessene Begriindung und zieht
traumatische Erlebnisse mit sich. Dieser Vorgang muss verboten werden. Familien miissen in
jedem Fall gemeinsam verteilt werden!

Wie bereits mehrfach aufgefiihrt, ist ein langer Aufenthalt in den ZUEs, die vor allem Menschen
mit einem ungeklarten Status durchleben miissen, eine Zumutung. Eine Begrenzung des
Aufenthalts auf sechs Monate fiir alle Menschen ab Erstverteilung in eine ZUE-Einrichtung, ist eine
wichtige und notwendige Entlastung fiir Betreuer:innen und Bewohner:innen.

Die Etablierung von separaten Einrichtungsstrukturen fiir Suchtkranke oder Menschen, die eine
dauerhafte psychologische Betreuung bendatigen, ist ebenfalls ein wichtiger Schritt in der
Veranderung der Aufnahmestruktur fiir Gefliichtete. Der Prozess muss sich dringend von einem
LAbfriihstiicken” von Gefliichteten hin zu einer angemessenen Hilfeleistung fiir Schutzsuchende
entwickeln, die nicht darauf abzielt, im groBen MaRe Menschen abzuschieben.

Oft handelt es sich beim Betreuungspersonal um mangelhaft ausgebildete Menschen. Ein breites
Pflichtangebot an Workshops und Weiterbildungen ist dementsprechend unabdingbar.

Betreuungspersonen, die auch mehrere Jahre Berufserfahrung vorweisen konnen, miissen mit
einer erhohten Vergiitung rechnen kdnnen, wie das in den allermeisten Berufen der Fall ist.

Die Tarifbindung des Berufs der Sozialbetreuer:innen hat den wichtigen Vorteil der einheitlichen
Bezahlung liber den verschiedenen Einrichtungen hinweg. Die Vergiitungsunterschiede zwischen
den verschiedenen Organisationen und die Anrechnung von Abschliissen und durchgefiihrten
BildungsmaBnahmen werden aktuell willkiirlich gewahlt.

Votum der Redaktionskonferenz
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Votum der Redaktionskonferenz wird nachgereicht.
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Antrag B030: Staatsgerichtshofsgesetz den Anforderungen
der Zeit anpassen!

Antragsteller*in: AS) Hessen-Siid (Arbeitsgemeinschaft)

Status: Empfehlung der Redaktionskonferenz liegt vor
Empfehlung der Uberweisung an

Redaktionskonferenz:

Sachgebiet: B - Innenpolitik, Rechtspolitik

Der Parteitag moge beschliefRen:
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(65}

24
25
26
27
28
29
30
31

Die AS) unterstiitzt Bestrebungen das Gesetz liber den Staatsgerichtshof des Landes
Hessen in einer den Erfordernissen der Zeit entsprechenden Art und Weise zu
novellieren und fordert die SPD-Landtagsfraktion auf sich in entsprechender Weise
hierfiir einzusetzen.

Die AS) geht davon aus, dass insbesondere folgende Punkte im geltenden
Staatsgerichts-hofsgesetz (StGHG) reformbediirftig sind:

1. Wahlverfahren der richterlichen Mitglieder des StGH:
Nach § 5 Abs. 2 StGHG wird die Wahl ,durch einen vom Landtag gewahlten Wahlaus-
schuss vollzogen*, der acht Mitglieder umfasst. Die Hessische Verfassung (HV)
spricht in Art. 130 Abs. 1 Satz 1i. V. m. Abs. 2 1. Alternative nur davon, dass
die richterlichen Mitglieder ,vom Landtage auf Zeit“ gewahlt werden. Bereits der
Wortlaut der HV konnte somit Anlass zu Zweifeln geben, ob eine Ubertragung der
Wahl auf einen hierzu gebildeten Wahlausschuss mit den verfassungsrechtlichen
Vorgaben vereinbar ist. Fiir eine Grundsatzliche Vereinbarkeit spricht in diesem
Zusammenhang, dass bis zu einer Novelle im Jahre 2015 bei einer vergleichbaren
Verfassungslage im Bund die durch den Bundestag zu wahlenden
Bunderfassungsrichter ebenfalls durch einen nicht-offentlich tagenden
Wahlausschuss des Bundestages gewahlt wurden. Im Jahre 2015 ist man hiervon
abgeriickt. Nunmehr macht der aus 12 Mitgliedern bestehende Wahlausschuss dem
Bundestag nur mehr einen Wahlvorschlag. Die eigentliche Wahl wird im Plenum des
Bundestages ohne Aussprache vollzogen. Erforderlich ist eine 2/3 Mehrheit der
abgegebenen Stimmen, mindestens aber die Mehrheit der Stimmen der Mitglieder des
Bundestages.

Mit der alten Regelung, die — wie beim StGH - das Wahlverfahren durch einen
Wahl-ausschuss des Bundestages beinhaltete, hatte sich das BVerfG in seinem
Beschluss vom 19.06.2012 — BvC 2/10 -, BVerfGE 131, 230 - 239, befasst. Dabei

hat das BVerfG zwar insoweit entgegen des klaren Wortlautes des Art. 94 Abs. 1
Satz 2 Grundgesetz (GG): ,,Die Mitglieder des Bundesverfassungsgerichts werden je
zur Hdlfte vom Bundestage und vom Bundesrate gewdhlt’, festgestellt, dass eine
solche Delegation der Wahl durch einen Wahlausschuss grundsatzlich zulassig ist,
hat aber zugleich verfassungsrechtliche Anforderungen an die Zusammensetzung
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eines solchen Ausschusses gestellt.

Als maRgeblichen Gesichtspunkt fiir die (alte) Regelung hat das
Bundesverfassungs-gericht - neben anderen - auf die ,Spiegelbildlichkeit” eines
solchen Ausschusses abgestellt. Spiegelbildlichkeit bedeutet in diesem

Zusammenhang, dass der Ausschuss die Zusammensetzung des Bundestages abbilden

muss. Dieses Prinzip ist auch unmittel-bar auf den Wahlausschuss nach § 5 StGHG
libertrag-bar. Nach dieser Vorschrift besteht der Ausschuss aus 8 Mitgliedern.
Diese geringe Mitgliederzahl, fiir die es auch gute Griinde geben mag, fiihrt
indessen dazu, dass nicht mehr alle Parteien, die mit mindes-tens 5% der Stimmen
bei der letzten Landtagswahl in den Landtag eingezogen sind, in diesem Ausschuss
vertreten sind. Gegenwartig gehoren dem Ausschuss alle Fraktionen, auBer der
Fraktion ,Die Linke“ mit mindestens einem Mitglied an. Nach der Logik der
Entscheidung des BVerfG bestehen daher erhebliche Zweifel an der
verfassungsmaRigen Ausgestaltung des Wahlausschusses, weil in einem solchen
Falle auch bei groRziigigem Umgang mit dem Wortlaut der Verfassung, nicht mehr
davon ausgegangen werden kann, dass die Wahl durch ,den Landtag", wie es Art.
130 Abs. 2 HV vorgibt erfolgt.

Fiir eine Novelle bietet sich aus Sicht der AS) an, dem Regelungsmodell des
BVerfGG fiir die Wahl der vom Bundestag zu wahlenden Mitglieder des BVerfG zu
folgen und dem Wahlausschuss fiir die Wahl der richterlichen Mitglieder des StGH
lediglich die Aufgabe zu libertragen, dem Landtag einen Wahlvorschlag zu
unterbreiten, liber den dieser dann ohne Aussprache geheim abstimmt. Zusatzlich
sollte durch eine Anderung in § 5 StGHG sichergestellt werden, dass alle
Fraktionen des Landtages in dem dann nur noch als Vor-bereitungsausschuss
fungierenden Ausschuss mit mindestens einem Mitglied vertreten sind.

. Bildung von Kammern fiir besonders dringliche Entscheidungen, die keinen

zeitlichen Aufschub dulden:

Gegenwartig trifft der StGH alle seine Entscheidungen in der Besetzung von 11
Mit-gliedern. Hieran gilt es grundsatzlich auch festzuhalten. Im Zusammenhang
mit Ver-fahren betreffend einstweilige Anordnungen (z.B. auch die Corona-
Verordnungen betreffend, bei Verfahren die aus dem Strafrecht riihren, z. B.
Strafantritte in Justiz-vollzugsanstalten betreffen und versammlungsrechtliche
Falle) stellt sich die Frage, ob fiir unaufschiebbare Entscheidungen Vorkehrungen
getroffen werden sollten, die eine Entscheidung in kleinerer Besetzung
ermoglichen. Auch hier konnte dem Vorbild des BVerfGG gefolgt werden, das die
Moglichkeit von Kammer-entscheidungen ermoglicht.

. Bild- und Toniibertragungen bei miindlichen Verhandlungen und Urteilsverkiindungen:

Bereits seit geraumer Zeit wird auf Bundesebene diskutiert, ob und in welchem
Umfang Verhandlungen, zumindest aber Urteilverkiindungen auch in Rundfunk und
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Fernsehen libertragen werden sollen. Gerade bei der Verfassungsgerichtsbarkeit

kann von einem hohen offentlichen Interesse hieran ausgegangen werden. So ware
beispielhaft die Ver-handlung und Urteilsverkiindung zum Coronasondervermogen
durchaus ein Verfahren gewesen, bei dem eine erweiterte Offentlichkeit sinnvoll

und wiinschenswert gewesen ware. Das BVerfG und auch andere Bundesgerichte lassen
teilweise derartige Uber-tragungen zumindest von Urteilsverkiindungen zu:
Schiitzenswerte Interessen von Beteiligten diirften nur in sehr wenigen Fallen

gegen eine solche Ubertragung sprechen. Der StGH hat bislang nach den

allgemeinen Regelungen des GVG betreffend die Offent-lichkeit der Sitzungen
verfahren.

Es sollte eine klarstellende Regelung ins StGHG aufgenommen werden, dass es dem
StGH freisteht, nach Anhorung der Beteiligten auch Bild- und Toniibertragungen
sowohl der miindlichen Verhandlung, als auch der Urteilsverkiindung zuzulassen.

Weiterleiten an

SPD-Landtagsfraktion

Votum der Redaktionskonferenz

Uberweisung als Material an die SPD-Landtagsfraktion
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Antrag B031: Starkung des Ehrenamts - Vereinfachter Zugang
zur Ehrenamtskarte fiir Menschen unter 30 Jahren

Antragsteller*in: Jusos Hessen-Siid (Arbeitsgemeinschaft)
Status: Empfehlung der Redaktionskonferenz liegt vor
Empfehlung der Uberweisung an

Redaktionskonferenz:
Sachgebiet: B - Innenpolitik, Rechtspolitik

Der Parteitag moge beschliefRen:

-

Menschen unter 30, die einer oder mehreren ehrenamtlichen Tatigkeit(en)

nachgehen, sollen einen vereinfachten Zugang zur Ehrenamtskarte erhalten. Anpassungen
flir den Zugang zur Ehrenamtskarte fiir Menschen unter 30 basierend auf

den Voraussetzungen im Land Hessen:

S~ W N

5 e Mindestens 2 Stunden ehrenamtliche Tatigkeit pro Woche (anstatt 5);

6 e Das Engagement muss seit einem Jahr (anstatt 3) oder seit Bestehen
7 der Organisation geleistet worden sein.

8  Dariiber hinaus soll das Angebot ausgeweitet werden. Dafiir muss die

9 Ehrenamtskarte starker beworben werden, indem potenzielle Partner*innen gezielt
10 angesprochen und in Vereinen, Geschaften, offentlichen Einrichtungen usw.

11 Infomaterial ausgelegt wird.

Begriindung

Durch ehrenamtliches Engagement werden verschiedene soziale Praktiken eingeiibt und
angeeignet, die maBgeblich zu einer vitalen und wehrhaften demokratischen Kultur beitragen. Je
friiher Kinder und Jugendliche z.B. in ihrem Sportverein, dem Musikorchester oder in einer
politischen Jugendorganisation in sozialen Aushandlungsprozessen eingebunden sind, umso
wirksamer kann ein kulturelles Verstandnis zur Organisationsform Verein und der damit
verbundenen ehrenamtlichen Tatigkeit herbeigefiihrt werden, das auf Verantwortungs- und
Pflichtbewusstsein, Dialog und Gemeinschaftssinn abzielt. Mit einem niedrigschwelligen Zugang
zur Ehrenamtskarte fiir junge Menschen ist die Erwartung verbunden, dass einer reinen
Dienstleistungsmentalitat gegeniiber Vereinen und allen weiteren Lebensbereichen, die ohne
ehrenamtliche Tatigkeit nicht denkbar waren, vorgebeugt wird. Neben der Wertschatzung und
Anerkennung soll mithilfe der Ehrenamtskarte die Angst vor Uberlastung und der Respekt vor
einer weiteren Herausforderung abgebaut werden. Da junge Menschen am Ende ihrer Schulzeit
eine Ubergangszeit durchleben, die mehr oder weniger stark Veranderungen und
Herausforderungen mit sich bringt und Krafte bindet, konnen junge Erwachsene in Ausbildung
und Studium durch einen solchen Anreiz ermuntert werden, ehrenamtlich aktiv zu sein. Die mit
dem Erhalt einer Ehrenamtskarte verbundenen Vergilinstigungen sind gerade in diesem
Lebensabschnitt besonders erheblich. Dass der Antrag von “Menschen unter 30" spricht,
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hat praktikable Griinde und soll den burokratischen Aufwand reduzieren. Das Augenmerk bleibt
auf Kindern, Jugendlichen und jungen Erwachsenen in Ausbildung und Studium. Wenn sich die
Anpassungen fiir Menschen unter 30 bewdhren, soll der vereinfachte Zugang zur Ehrenamtskarte
auf alle Altersgruppen erweitert werden.

Weiterleiten an

Programmkommission fiir die Landtagswahl

Votum der Redaktionskonferenz

Uberweisung an die Programmkommission fiir die Landtagswahl
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Antrag B032: StraBenausbaubeitrage abschaffen (SPD
Ortsverein Bad Camberg)

Antragsteller*in: Unterbezirk Limburg-Weilburg (Unterbezirk), OV Bad Camberg
Status: Empfehlung der Redaktionskonferenz liegt vor

Empfehlung der Erledigt durch

Redaktionskonferenz:

Sachgebiet: B - Innenpolitik, Rechtspolitik

Der Parteitag moge beschliefRen:

1 1. Die SPD Hessen-Siid unterstiitzt die SPD-Landtagsfraktion bei ihren Bemiihungen fiir
2 eine generelle Abschaffung der StraRenausbaubeitrage und der Forderung nach

3 jahrlichen Sonderzuweisungen aus originaren Landesmitteln zur grundhaften

4 Sanierung der kommunalen StraBen.

5 2. Die Landespartei wird aufgefordert, die unter 1.) genannten Forderungen ins
6 Landtagswahlprogramm aufzunehmen.

Begriindung

StraBen sind die Lebensadern einer mobilen Gesellschaft und elementarer Bestandteil einer
modernen Verkehrsinfrastruktur, von der alle Biirgerinnen und Biirger profitieren. Dies betrifft bei
weitem nicht nur jene, die direkt an einer solchen StraBe wohnen, sondern auch die, die sie
taglich befahren, liber sie beliefert, besucht oder von Rettungsdienst, Polizei und Feuerwehr
erreicht werden konnen. Genau zu bestimmen, wer wann und in welcher Weise von einer Stralle
profitiert, ist vollkommen ausgeschlossen und schon der Versuch bietet den Nahrboden fiir
Unmut, Streit und Missverstandnisse innerhalb eines Gemeinwesens. Wenn dann auch noch
innerhalb eines Bundeslandes unterschiedliche Wege fiir die Finanzierung der grundhaften
Erneuerung dieser StraBen gefunden werden, versteht man durchaus, mit welchem Engagement
Biirger*innen diese Ungerechtigkeit anprangern und nach Losungen verlangen. Es ist eine
unhaltbare Situation, dass in reichen Gemeinden keine, in anderen Mal hohere Mal niedrigere
Beitrage eingefordert oder Mieter*innen iiber grund-steuerfinanzierte Modelle zur Kasse gebeten
werden.

Votum der Redaktionskonferenz

Erledigt durch B0O1
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Antrag B033: Verbindliche geschlechtergerechte
Wirkungsanalyse von Gesetzen und allen MaBnahmen

Antragsteller*in: ASF Hessen-Siid (Arbeitsgemeinschaft)
Status: zuriickgezogen
Sachgebiet: B - Innenpolitik, Rechtspolitik

-

Der Bezirksparteitag der SPD Hessen-Siid fordert den Bund und die Lander auf, eine

2 verbindliche “Gleichstellungs-Priifung” einzufiihren, damit bei scheinbar neutralen
3 Gesetzgebungsvorhaben und anderen MaRRnahmen verdeckte Benachteiligungen,

4 Beteiligungsdefizite und die Verfestigung tradierter Rollenmuster ermittelt und

5 ausgeschlossen werden konnen. Alle Gesetze und MaRnahmen miissen

6  Geschlechtergerechtigkeit verbessern.

Begriindung

Gesetze und MaRnahmen wirken sich unterschiedlich auf Frauen und Manner aus.

Obwohl in der Arbeitshilfe der Gemeinsamen Geschaftsordnung der Bundesministerien die
geschlechterdifferenzierte Gesetzesfolgenabschatzung als Ziel formuliert ist, werden die
unterschiedlichen Auswirkungen von Vorhaben der Bundesregierung auf Frauen und Manner in
der Praxis nicht konsequent beriicksichtigt.

Dies wollen wir nicht langer hinnehmen.

Votum der Redaktionskonferenz

Votum der Redaktionskonferenz wird nachgereicht.
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Antrag BO034: Verzicht auf Dividendenauszahlung bei der
Deutschen Bahn AG: Verwendung der liberschiissigen
Gewinne

Antragsteller*in: Unterbezirk Rheingau-Taunus-Kreis (Unterbezirk)
Status: Empfehlung der Redaktionskonferenz liegt vor
Empfehlung der Annahme

Redaktionskonferenz:

Sachgebiet: B - Innenpolitik, Rechtspolitik

Der Parteitag moge beschliefRen:

-

Die SPD-Bundestagsabgeordneten sollen sich dafiir einsetzen, dass der Bund als
Eigentiimer des Konzerns Deutsche Bahn AG kiinftig auf seine jahrliche
Gewinnausschiittung von mehreren Hundert-Millionen Euro verzichtet. Die liberschiissigen
Gewinne sollten stattdessen innerhalb der einzelnen Unterfirmen reinvestiert und
beispielsweise in Gleisnetz, Ziige und Werkstatten investiert oder zur

Riicklagenbildung verwendet werden.

o B W N

~

Der Verzicht auf die Dividendenausschiittung darf nicht dazu fiihren, dass Finanzmittel
8 ausder LUFV, der Leistungs- und Finanzierungsvereinbarung zwischen dem Bund und dem
9 Bahnkonzern, gestrichen oder verringert werden.

Votum der Redaktionskonferenz

Annahme
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Antrag C001: Aktive Industriepolitik fiir gute Arbeitsplatze
und Zukunftsfahigkeit - als Antwort auf die
Herausforderungen unserer Zeit

Antragsteller*in: Bezirksvorstand SPD Hessen-Siid
Status: Empfehlung der Redaktionskonferenz liegt vor
Empfehlung der Annahme in geanderter Fassung

Redaktionskonferenz:

Sachgebiet: C - Unternehmen, Industriepolitik, Transformation,

Energieversorgung

Der Parteitag moge beschliefRen:

o u B~ W N =

~

18

19
20

21
22
23
24
25
26
27
28

Die vergangenen beiden Jahre haben uns auf dramatische Weise vor Augen gefiihrt, wie
anfallig wir politisch und wirtschaftlich gegeniiber globalen Krisen sind. Die Corona
Pandemie und Putins volkerrechtswidriger Angriffskrieg auf die Ukraine haben
Schwachen unseres Wirtschaftssystems offengelegt. Die Abhangigkeit von fossilen
Energietragern sowie eine hochkomplexe globale Arbeitsteilung fiihren dazu, dass
selbst eine hochentwickelte, wissensbasierte und mit einem hochproduktiven
industriellen Kern ausgestatte Volkswirtschaft wie die deutsche liber ein hohes Mal} an
Krisenanfalligkeit verfiigt. Die Gefahren, die hieraus resultieren, sind dramatisch

und gefahrden unseren Wohlstand. Und sie treffen die Menschen in unserem Land umso
harter, je schwerer sie es ohnehin schon haben.

Sozialdemokratische Industriepolitik muss sich dieser Themen annehmen und
gegensteuern. Sie muss umfassend, nachhaltig, ressourcenschonend, europaisch, sozial
ausgerichtet sein sowie die Sicherung und Schaffung Guter Arbeit in GroR3-, Klein- und
mittelstandischen Unternehmen zum Ziel haben. Die Entkopplung unseres Wachstums von
fossiler Energie auf Basis 100% Erneuerbarer Energien, die Substitution kritischer
Rohstoffe, die Entflechtung von Lieferketten und eine kluge Konjunkturpolitik, die
kurzfristige Harten abfedert, miissen hierzu die Grundlage bilden.

(1) Gefahren fiir unsere Wirtschaft

Abhangigkeiten bei der Energieversorgung erweisen sich als Achillesferse unserer
Wirtschaft

Putins volkerrechtswidriger Angriffskrieg auf die Ukraine hat die Anfalligkeit

unserer Wirtschaft auf Krisen globalen AusmaRes offengelegt. Das zeigt sich
insbesondere bei der Abhangigkeit der deutschen, aber auch europaischen Wirtschaft
insgesamt von russischen Energielieferungen. So hat die Europaische Union im Jahr
2020 rund 38 Prozent ihres Erdgasverbrauch in Hohe von insgesamt 400 Milliarden
Kubikmeter aus Russland bezogen. Wahrend Lander wie Tschechien oder Lettland ihre
Erdgasnachfrage vollstandig mit Importen aus Russland befriedigt haben, lag diese
Quote fiir Deutschland bei gut 60 Prozent. Wir begriiRen daher die Anstrengungen der
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Europdischen Kommission mit der Initiative RepowerEU die Abhangigkeit von russischen
Energielieferungen zu beseitigen. Wichtig wird in diesem Zusammenhang allerdings
sein, dass rasch gehandelt und eine demokratische Kontrolle ergriffener MaBnahmen
durch das Europaische Parlament gewahrleistet wird. Auch die Anstrengungen der
Bundesregierung, russische Energielieferungen mit Importen aus anderen Landern zu
ersetzen, begriiBen wir. Klar ist aber auch: Derlei Initiativen sind kurzfristig

wichtig. Sie diirfen aber nicht dazu fiihren, beim Umbau unserer Energieversorgung auf
Erneuerbare Energien nachzulassen.

Denn: Wenn wir unsere Industrie dauerhaft resilient gegeniiber Krisen bei der
Energieversorgung aufstellen wollen, sind wir gerade in Deutschland auf einen Umbau
unserer Energieversorgung angewiesen. Vor allem Industriezweige wie die
Grundstoffchemie, die Metallerzeugung und -bearbeitung, die Glas- und
Keramikindustrie, der Maschinen- und Fahrzeugbau, die Ernahrungsindustrie oder das
Papiergewerbe sind auf gasintensive Fertigungsverfahren angewiesen und konnen Gas als
Energietrager kurzfristig nicht ersetzen. Diese Industriezweige tragen gut flinf

Prozent zur deutschen Bruttowertschopfung bei, stehen oft am Anfang von
Wertschopfungsketten und sie liefern haufig unersetzbare Vorprodukte. Fehlendes Gas
und entsprechende Produktionsstopps diirften aufgrund bestehender Verflechtungen
enorme Auswirkungen auf weitere Industriezweige und letztlich die Konsumnachfrage
haben. So geht beispielsweise das Institut fiir Makrookonomie und Konjunkturforschung
im schlimmsten Fall von einem Riickgang des deutschen Bruttoinlandsprodukts von bis zu
zwolf Prozent aus, wenn die Versorgung mit russischem Gas abbricht. Diese Schatzung
entsprache der groBRte Wirtschaftskrise seit Ende des Zweiten Weltkriegs. Das zeigt,

dass an einer Umstellung unserer Wirtschaft auf Erneuerbare Energien kein Weg
vorbeifiihrt.

(2) Globale Verflechtungen steigern Anfalligkeiten
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Derzeitige Struktur der Lieferketten kann Wertschopfung gefahrden

Seit den 1970er Jahren haben multinationale Konzerne ihre Wertschopfungsketten
zunehmend diversifiziert und liber den ganzen Globus verteilt. Dieser Prozess hat sich

in den 1980er Jahren vor allem durch die Politik der damaligen Regierungen der USA

und GroBbritanniens verscharft und sich in den 1990er Jahren nach dem Ende des Kalten
Krieges auch auf mittelstandische Unternehmen ausgeweitet. Klar: Die deutsche
Volkswirtschaft mit ihrer Exportorientierung hat von dieser Entwicklung durchaus
profitiert. Allerdings deuteten sich die Schattenseiten dieser Entwicklung bereits

mit der Weltfinanzkrise 2008 an, ganz zu schweigen von den negativen Auswirkungen
globaler Warenstrome auf Umwelt und Klima sowie den sozialen Kosten.

Die Corona Pandemie hat indes mit aller Wucht aufgezeigt, wie anfallig die deutsche

und europadische Wirtschaft gegeniiber globalen Verwerfungen ist. Die Verfligbarkeit

einer Reihe von fiir die industrielle Wertschopfung notwendigen Vor- und
Zwischenprodukten hat dermaBen abgenommen, dass die Fertigung industrieller Waren ins
Stocken gerat. Fehlende Halbleiter fiir die Automobilindustrie sind nur ein Beispiel
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hierfiir. Lebensnotwendige medizinische Endprodukte waren zu Beginn der Pandemie
Mangelware.

Die Gestaltung globaler Lieferketten zeigt aber nicht nur bei groReren Krisen ihre
Anfalligkeit. So schatzt die Unternehmensberatung McKinsey, dass massive Storungen
der Lieferketten alle 3,7 Jahre auftreten, und empfiehlt den Unternehmen daher unter
anderem die Regionalisierung ihrer Lieferantenstrukturen.

Rohstoffversorgung starker in den Fokus riicken

Die Vernetztheit der Weltwirtschaft zeigt, dass auch regionale Konflikte, Kriege und
Krisen Riickkopplungen auf die globale Wirtschaft haben konnen. Neben der Versorgung
mit Energie und industriellen Zwischenprodukten brauchen wir daher auch eine
politische Debatte dariiber, wie wir die Versorgung unserer Wirtschaft mit Rohstoffen
wie zum Beispiel Seltenen Erden sicherstellen konnen.

(3) Konjunkturelle Situation birgt weitere Gefahren
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Die Coronakrise und der Ukrainekrieg setzen der deutschen, aber auch europdischen
Wirtschaft insgesamt, machtig zu. Dieser Prozess wird durch eine sich triibende
Konjunktur verscharft. So hat im ersten Quartal diesen Jahres das Wachstum der
deutschen Wirtschaft nur 0,2 Prozent betragen. Die zunehmende Inflation in der

Eurozone oder auch den Vereinigten Staaten hat zu einem Umdenken bei den betroffenen
Zentralbanken gefiihrt. Die bereits stattfindende oder avisierte Reduzierung der
Anleihekaufprogramme der Notenbanken sowie die Erhohung der Leitzinsen wird weltweit
zu einer Dampfung der Investitionen und damit der Konjunktur fiihren. AuBerdem treffen
steigende Energie- und Lebensmittelpreise die Konsumnachfrage hart. Das hat nicht nur
Auswirkungen auf das Wachstum, sondern auch massive sozialpolitische Auswirkungen: Je
geringer das verfiigbare Einkommen der Menschen, umso harter die Auswirkungen der
steigenden Preise und daraus resultierende Umverteilung von Unten nach Oben.

Bausteine einer industriepolitischen Strategie

Angesichts dieser Herausforderungen gilt es eine industriepolitische Strategie zu
entwickeln, die einen intelligenten Mix aus langfristig-strukturellen und
kurzfristig-konjunkturellen MaBnahmen schafft. Hierzu gehort ein schnellerer Ausbau

der Erneuerbaren Energien, die Schaffung von Rahmenbedingungen, die die Lokalisierung
der Fertigung kritischer Vor- und Zwischenprodukte in Deutschland und Europa
ermoglicht, Strategien der Rohstoffsicherung, die eine menschenrechtsgeleiteten
AuBenpolitik als Basis haben, aber auch die Erforschung, Entwicklung und Forderung

von Substitutionstechnologien.

Erneuerbare Energien ausbauen

Wir Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten haben die Energiewende hin zu einer
Energieversorgung vollstandig aus Erneuerbaren Energien immer auch industriepolitisch
verstanden. Und dies im doppelten Sinne: Einerseits erfordert eine soziale
Energiewende die Kostendegression der Massenfertigung von Anlagen zur Ernte
Erneuerbarer Energien. Andererseits kann nur eine energieeffiziente industrielle
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Produktion den Verbrauch von fossilen und nuklearen Energietragern so weit
reduzieren, dass auch die Energieversorgung der Industrie zu 100% aus Erneuerbaren
Energien moglich ist.

Dies sind auch weiterhin unsere Leitlinien hinsichtlich einer Aktiven

Industriepolitik bei der Energiewende. Zumal die gesetzliche Forderung der
Erneuerbaren Energien durch das Erneuerbare Energien Gesetz (EEG) zu einer
industriellen Massenproduktion von Anlagen zur Ernte Erneuerbarer Energien und damit
zu einer Kostendegression gefiihrt hat, durch die Sonnenstrom und Windstrom heute
kostengiinstiger sind, als Strom aus Kohle-, Ol-, Erdgas- oder Atomkraftwerken.

Um die Energiewende weiter zu beschleunigen, sind folgende MaBnahmen unverziiglich zu
ergreifen:

Warme: Wir unterstiitzen die Bundesregierung beim Weg zur fossilfreien Heizung und
fordern sie auf, dies durch ein Vorziehen der Novelle des Gebdaudeenergiegesetzes
(GEG) zu beschleunigen, z.B. durch die Einfiihrung einer kommunalen Warmeplanung,
sofortigem Forderstopp bei der Gasheizung, die klare Priorisierung erneuerbarer Warme
(wie Warmepumpen), den Ausbau der Fernwarme und die Umstellung der
Fernwarmeerzeugung

von Erdgas auf Erneuerbare (Solarwarmeparks und Hochleistungswarmepumpen aus
Erdwarme

und Oberflachengewasserwarme). Fiir das Fachhandwerk soll die Bundesregierung eine
Kampagne zur Aus-, Fort- und Weiterbildung starten, um den Mittelstand bei der
Umsetzung der Warmewende in der Praxis zu unterstiitzen.

Photovoltaik: Wir brauchen eine einmalige kraftige Anhebung der Vergiitung fiir
Prosumer-PV-Anlagen sowie eine Ersetzung des atmenden Deckels durch einen atmenden
Beschleuniger, der auf die neuen Zubauziele abgestimmt ist.

AuRerdem gehoren Hiirden bei der Eigenversorgung abgebaut: Wir fordern die Starkung
der Eigenversorgung aus Erneuerbaren Energien fiir den gesamten Bedarf fiir Strom,
Warme und Mobilitat in einem Haushalt, in einem Quartier und in einem Betrieb.

Regelungen zum Mieterstrom miissen dringend entbiirokratisiert werden.

Ausschreibungen fiir Agri-, Parkplatz- und Floating-PV-Ausschreibungen miissen bereits
in 2022 beginnen (min. 0,5 GW) und danach ziigig hochgefahren werden (min. 5 GW pro
Jahr ab 2025). Der Ausschluss von Agrarsubventionen bei der Doppelnutzung einer
landwirtschaftlichen Flache mit Agri-PV muss sofort abgeschafft werden.

Windkraft: Repowering beschleunigen, Planungshemmnisse beseitigen: Um den stockenden
Windenergie-Ausbau an Land schnell aufzulosen, miissen Planungsvorbehalte der
Windenergie an Land auf Bestandsflachen aufgehoben und die Privilegierung im
AuBenbereich fiir Repoweringanlagen durchgesetzt werden. Durch diese Anderung im
Baugesetzbuch kann der Bund auf einen Schlag Planungsrecht fiir alle Repowering-
Standorte schaffen.

AuBerdem fordern wir die Beseitigung der 10H-Abstandsregel durch eine Anderung des
Baugesetzbuchs.

Zudem wollen wir die Beschleunigung der Genehmigungsverfahren fiir Windenergie an
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Land: sechs Monate bis zur Vollstandigkeit des Antrags und sechs Monate bis zur
Genehmigung diirfen nicht liberschritten werden. Die Freistellung von Repowering-
Standorten von der Genehmigungspflicht und eine bloBe Rechtskontrolle im
Anzeigeverfahren gehoren dazu.

Der Windenergie-Deckel im EEG muss gelockert werden. Dazu gehort insbesondere eine
Freistellung von Ausschreibungen bei kleineren Windkraftanlagen bis zu 3 MW
(Deminimis) zur Mobilisierung der gesellschaftlichen Kraft der kommunalen
Biirgerenergie.

Abschaffung des erstickenden Winddeckels bei Ausschreibungen: Die sog. endogene
Mengensteuerung bewirkt eine Spirale nach unten bei den Ausschreibungsmengen und ist
ein verkappter Zubaudeckel bei der Windenergie an Land. Sie muss beseitigt werden.
Wettbewerb bei Windenergieanlagen groRer 3 MW soll durch eine Ausweitung verfiigbarer
Standorte erreicht werden und nicht durch kiinstliche Verknappung des Angebots.

Biogaspotenzial zur Ersetzung von Erdgas: Der Wert von Biogas liegt in der
Bereitstellung von Flexibilitat fiir das Stromsystem sowie in der Kraft-Warme-
Kopplung. Das Potenzial des groBen bestehenden Biogas-Anlagenparks fiir Flexibilitat
darf nicht langer brachliegen. Die Anreize zur Umstellung auf regelbaren Betrieb
miissen auch fiir Bestandsanlagen erhoht werden. Dann kann Biogas seine Starke zur
Ersetzung von Erdgas im Stromsystem voll ausspielen. Zentraler Pfeiler fiir den
weiteren Ausbau der Biogasproduktion ist eine energetische Nutzungspflicht fiir
Bioabfalle, Griinschnitt und Giille.

Wasserkraft: Die Behinderung der Wasserkraft muss beendet werden. Als SofortmaBnahme
zur Energiesicherheit soll bei allen MaBnahmen zur Einschrankung der Wasserkraft ein
Moratorium greifen. In einer grundlegenden Reform sind die Anspriiche der EU-
Wasserrahmenrichtlinie mit denen der beschleunigten Energiewende in Einklang zu
bringen und nicht gegeneinander auszuspielen.

Speicher: Speicher diirfen nicht als Letztverbraucher eingestuft werden. Fiir die
Markteinfiihrung von Energiespeichern und der Sektorenkopplung ist ein klarer
regulatorischer Rahmen erforderlich. Als wichtige Flexibilitatsoption miissen Speicher
sowohl auf Netz- als auch auf Erzeugerseite gleichberechtigt mit den anderen
Flexibilitatsoptionen im Markt agieren kdnnen.

Biirokratieabbau und Genehmigungsverfahren: Wir fordern die hessische Landesregierung
aus, endlich den Ausbau von Erneuerbaren Energien ambitioniert voranzutreiben. Dazu
gehoren insbesondere die Erhohung der personellen Ausstattung der Regierungsprasidien
als Planungs- und Genehmigungsbehorden mit dem Ziel der deutlichen Verkiirzung der
Genehmigungsverfahren, der Abbau ungerechtfertigter Hemmnisse, wie zum Beispiel beim
Denkmalschutz, die wirksame Bereitstellung von Flachen fiir Wind- und Solarparks sowie
der Abbau von Einschrankungen beim Repowering der windstarksten Bestandsanlagen.

Lieferketten

Die globale Aufstellung der Lieferketten hat sich als eine Achillesferse unser
Wirtschaft erwiesen. Seit Jahren globalisieren Unternehmen ihre Lieferketten immer
starker. In Verbindung mit just- in-time- Fertigung und immer engmaschigeren
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Transportwegen weisen die Lieferketten eine hohe Anfalligkeit auf. Bei Krisen

entstehen wirtschaftliche Kosten, die oft nicht mehr im Verhaltnis zu vermeintlichen
Kosteneinsparungen stehen. Die Corona-Pandemie und der Ukrainekrieg haben uns diese
Unwucht dramatisch vor Augen gefiihrt. Mehr noch: wir stehen vor einem Zielkonflikt
zwischen dem Streben der Unternehmen nach Kostenreduzierung einerseits und dem
Streben demokratisch legitimierter Politik nach Versorgungssicherheit andererseits.

Der Mangel an medizinischen Giitern bei Ausbruch der Corona-Pandemie hat uns diesen
Konflikt besonders deutlich gemacht. Bisher reagieren die Unternehmen auf diese
Herausforderungen haufig mit einer weiteren Diversifizierung ihrer

Lieferantenstruktur sowie hoherer Lagerhaltung. Wahrend Letzteres ein Baustein fiir

die Neuaufstellung von Lieferketten sein kann, diirfte ersteres bestehende
Versorgungsprobleme weiter erhohen.

Was wir brauchen ist vielmehr eine industriepolitische Strategie, die die
Regionalisierung von Wertschopfungsketten und die Sicherung der Giiterversorgung
starker in den Mittelpunkt riickt. Dazu gehoren:

e Die Schaffung von Reserven fiir strategische Giiter sowie Vor- und
Zwischenprodukte. Die Ol-Reservenpolitik diverser Staaten kann hierzu Impulse
und Hinweise geben.

e Die Regionalisierung und Riickverlagerung der Fertigung kritischer Vor- und
Zwischenprodukte. Hierzu bedarf es einer aktiven, gezielten Industriepolitik,
die europaisch koordiniert werden muss. Europaische und nationale Politiken zur
Ansiedlung der Batteriezellfertigung konnen hierzu als Blaupause dienen

e Im auBereuropadischen Ausland gesourcte Fertigung ist haufig arbeitsintensiv. Wir
brauchen deshalb die Steigerung der Produktivitat durch neue Fertigungsverfahren
oder technologischen Produktverbesserungen. Das bedarf eines Forderprogramms,
das die Kooperation zwischen Unternehmen und Hochschulen und eine Verkniipfung
zur Grundlagenforschung sicherstellt.

e Eine Besteuerung von Schiffskraftstoffen und Flugbenzin entsprechend den durch
die Verbrennung dieser Kraftstoffe entstehenden Schaden fiir Umwelt und Klima. So
eine Besteuerung spiegelt die 6konomische Wirklichkeit von Transportkosten wider
und schafft Anreize zur Regionalisierung der Lieferstrukturen.

e Eine Kostenbeteiligung der LKW entsprechend der tatsachlichen Schaden, welche
durch den LKW-Verkehr an StralRen entstehen.

Nicht erst das Verhalten Russlands zeigt, dass das Modell der Annaherung durch Handel

an seine Grenzen gekommen ist. Handelsbeziehungen und Lieferketten sollten kiinftig
starker wertebasiert ausgerichtet werden. Bei der Anbahnung des Handelsabkommens mit
Kanada (CETA) hatte gerade die SPD sehr auf soziale Bedingungen gepocht. Das
Lieferkettengesetz stellt den Einstieg in die Absicherung von Menschenrechten und
okologischen Standards entlang der gesamten Wertschopfungskette dar. Dieser Weg muss
mit Blick auf den Abschluss kiinftiger Handelsabkommen und der Vertiefung von
wirtschaftlichen Beziehungen konsequent weitergegangen werden. Qualitative
Anforderungen an Handelsbeziehungen miissen gegeniiber dem giinstigsten Produktionspreis
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an Bedeutung gewinnen. Wir wollen eine Demokratisierung unserer Handelswege.

Rohstoffversorgung strategisch aufstellen

Die Abhangigkeit der deutschen und europaischen Wirtschaft von russischem Gas, Ol und
Kohle wird derzeit gesellschaftlich breit und detailliert diskutiert. Diese Debatte

muss dringend auch auf die Versorgung mit anderen Rohstoffen wie zum Beispiel Seltene
Erden, Wolfram, Kobalt oder Magnesium, die allesamt fiir die industrielle

Wertschopfung kritisch und essenziell sind, erweitert werden.

Wir brauchen eine ganzheitliche Strategie, die nicht nur Recycling, effizientere
Verwendung in der Fertigung und Minimierung von Ausschuss zum Ziel hat. Vielmehr
brauchen wir auch die Forderung von Forschung und Entwicklung einer
Substitutionsstrategie. Vorhandene Programme und Aktivitdten der Bundesregierung wie
zum Beispiel das Projekt ,Substitution als Strategie zur Minderung der Kritikalitat

von Rohstoffen fiir Umwelttechnologien“ konnen hierzu eine wichtige Grundlage bieten.
Wichtig ist hierbei eine rasche Industrialisierung wissenschaftlicher Erkenntnisse
industriepolitisch zu flankieren und zu fordern.

Das Auffahren neuer Bergwerke in Deutschland darf nicht langer tabu sein. Deutschland
ist reich an Bodenschatzen. Viele Bergwerke wurden in den vergangenen Jahrzehnten
aufgegeben, weil die Kosten der Forderung die Weltmarktpreise iiberschritten hatten.
Mit steigenden Rohstoffpreisen kann sich diese Situation verandern.

Konjunkturelle MaBnahmen fiir die kurze Frist
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Die aktuelle Situation mit steigenden Preisen, Zuriickhaltung bei Investitionen,
Produktionsstopps aufgrund fehlender Teile, einer sich abzeichnenden strikteren
Geldpolitik und stockendem Wachstum ist besorgniserregend fiir die Konjunktur.

Die enorm steigenden Preise fiir Energie und Lebensmittel treffen Menschen mit
geringem und mittleren Einkommen besonders hart. Sie schranken zudem Spielraume fiir
anderweitigen Konsum ein. Wir begriien deshalb das Entlastungspaket der
Bundesregierung bei den Lebenshaltungskosten, das mit jahrlich rund fiinf Milliarden
Euro zu Buche schlagt. Wir fordern sie zugleich auf, die konjunkturelle Entwicklung

weiter intensiv zu verfolgen und bei Bedarf weitere, sozial ausgewogene Pakete auf

den Weg zu bringen.

Weiter steigende Gaspreise oder Lieferstopps beziehungsweise ein Embargo hatten
gravierende Auswirkungen auf die deutsche Industrie. Mit dem Kurzarbeitergeld

verfiigen wir iber ein bewahrtes Instrument, das bei voriibergehenden Produktionsstopps
aufgrund von fehlendem Gas helfen kann, trotzdem Beschaftigung zu sichern. Sollten

die Gaspreise weiter steigen und eine kostendeckende Produktion gerade in
energieintensiven Industrien unmaéglich machen, pladieren wir fiir den Einsatz von
pauschalen Produktionspramien. Die Grundidee: Wenn die Fortsetzung der Fertigung sich
nicht mehr rechnet, wird den betroffenen Unternehmen mit Produktionspramien geholfen.
Soziale und wirtschaftliche Folgekosten werden vermieden, die Versorgung mit Vor- und
Zwischenprodukten fiir weitere Wertschopfungsstufen wird aufrechterhalten. Diesen
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umsatzgekoppelten Festbetrag erhalten die Unternehmen nur dann, wenn sie Produktion
und Beschaftigung nicht zuriickfahren.

Transformationsfonds als industriepolitische Perspektive

Klar ist aber auch: Derlei MaRnahmen diirfen nicht dariiber hinwegtauschen, dass der
ohnehin fiir die Industrie bestehende Transformationsdruck weiter zunehmen wird. Wir
pladieren daher fiir die Schaffung staatlicher Transformationsfonds, die Unternehmen

bei diesem Umbau helfen und einen Beitrag zur Beschaftigungssicherung leisten. Der
Vorteil einer staatlichen Beteiligung gegeniiber Subventionen besteht in der

Vermeidung der Fehlsteuerung der Sozialisierung von Kosten bei Privatisierung von
Gewinnen. Eine direkte Beteiligung oder Finanzierung des Bundes und/oder der Lander

in Schliisselindustrien hat zudem den Vorteil, dass ein direkter Einfluss auf die

Umsetzung von Klima- und Nachhaltigkeitszielen ggnommen werden und beispielsweise
eine aktive Beteiligung der Gewerkschaften unterstiitzt werden kann. Neben der
Bereitstellung von Kapital fiir Investitionen in klimafreundliche Technologien,

Prozesse und Produkte konnte der Fonds auch gezielt genutzt werden, um Ubernahmen aus
dem Nicht-EU-Ausland in Schliisselbereichen vorzubeugen. Es bedarf zudem der Schaffung
regionaler Transformationsbiindnisse aus Arbeitgeberverbanden, Unternehmen,
Betriebsraten, Gewerkschaften, Hochschulen und kommunaler Politik. Derlei Biindnisse
konnten die operativen Grundlagen fiir Investitionen und Projekte aus dem
Transformationsfonds schaffen.

(5) Spielraume fiir 6ffentliche Investitionen erhalten -

295

international an einem Strang ziehen
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Kurzfristig nutzt die Regierungskoalition im Bund Spielraume der vorhandenen
Schuldenbremse fiir notwendige Zukunftsinvestitionen und zur Abfederung der
krisenbedingten Belastungen. Das begriiRen wir ausdriicklich. Gleichzeitig sind
punktuelle Ausnahmen zur Schuldenbremse keine Dauerlosung. Einmal mehr zeigt sich,
dass Haushaltsziele und nachhaltige Investitionen in Zukunftstechnologien und die
Modernisierung von Gesellschaften im Einklang stehen miissen.

Hierflir muss der Staat auch seiner Einnahmeverantwortung nachkommen. Gerade bei einem
Abflauen der Weltkonjunktur braucht es Handlungsspielraume fiir 6ffentliche

Investitionen. Trotz der aktuell nicht vorhandenen verfassungsandernden Mehrheit: Die
Schuldenbremse braucht eine Reform. Nachhaltige Investitionen miissen maoglich sein.
Dauerhafte Belastungen konnen hingegen nicht auf Pump finanziert werden. Dafiir miissen
hohe Vermdgen mehr Verantwortung fiir die Finanzierung des Gemeinwesens libernehmen.
Dieser Notwendigkeit miissen sich alle die Bundesregierung tragenden Parteien stellen.

Vor allem braucht es ein international abgestimmtes Vorgehen. Die von Olaf Scholz
initiierten Allianzen fiir die Griindung eines Klimaclubs und Verabschiedung einer
globalen Mindeststeuer stehen beispielhaft fiir dafiir, dass wir den groBen
Herausforderungen nur gemeinsam begegnen konnen. Der internationale Schulterschluss
ist nicht zuletzt mit Blick auf globale Risiken wie Artensterben, Klimaveranderung
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314 und Pandemien in unserem unmittelbaren Eigeninteresse.

Votum der Redaktionskonferenz

Annahme in geanderter Fassung

Anderungen der Redaktionskonferenz

Wird erganzt um C002 und Punkt 3 von C006
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Antrag C001-A001: Anderungsantrag zu C001

Anderungsantrag zu C001

Antragsteller*in: Umut Sonmez
Status: zugelassen
Empfehlung der Annahme

Redaktionskonferenz:

Sachgebiet: C - Unternehmen, Industriepolitik, Transformation,

Energieversorgung

Der Parteitag moge beschlieRen:

Zeile 146

141
142
143
14t
145

146

Windkraft: Repowering beschleunigen, Planungshemmnisse beseitigen: Um den stockenden
Windenergie-Ausbau an Land schnell aufzulosen, miissen Planungsvorbehalte der
Windenergie an Land auf Bestandsflachen aufgehoben und die Privilegierung im
AuBenbereich fiir Repoweringanlagen durchgesetzt werden. Durch diese Anderung im
Baugesetzbuch kann der Bund auf einen Schlag Planungsrecht fiir alle Repowering-

Standorte schaffen. Die Regelungen in Hessen fiir bestehende Windkraftstandorte verhindern
derzeit die
Moglichkeit ein sog. Repowering zu realisieren, wenn diese unter den vorgegebenen

1000 Metern Abstand zur Siedlungshebauung bleiben. Wir wollen im Sinne der

Verwirklichung der Energiewende die Moglichkeit zum Repowering dort ermoglichen, wo

es durch kommunale Beschlussfassung abweichend zu den Vorgaben des

Landesentwicklungsplanes gewiinscht und akzeptiert ist. Hierzu sind die Reglungen in

der Landesplanung zu andern.
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Antrag C001-A002: Anderungsantrag zu C001

Anderungsantrag zu C001

Antragsteller*in: Umut Sonmez
Status: zugelassen
Empfehlung der Annahme

Redaktionskonferenz:

Sachgebiet: C - Unternehmen, Industriepolitik, Transformation,

Energieversorgung

Der Parteitag moge beschlieRen:

Zeile 293

277

278
279
280
281

282
283
284
285
286
287
288
289
290
291

292

293

Klar ist aber auch: Derlei MaBnahmen diirfen nicht dariiber hinwegtauschen, dass der
ohnehin fiir die Industrie bestehende Transformationsdruck weiter zunehmen wird. Wir
pladieren daher fiir die Schaffung staatlicher Transformationsfonds, die Unternehmen

bei diesem Umbau helfen und einen Beitrag zur Beschaftigungssicherung leisten. Der
Vorteil einer staatlichen Beteiligung gegeniiber Subventionen besteht in der

Vermeidung der Fehlsteuerung der Sozialisierung von Kosten bei Privatisierung von
Gewinnen. Eine direkte Beteiligung oder Finanzierung des Bundes und/oder der Lander

in Schliisselindustrien hat zudem den Vorteil, dass ein direkter Einfluss auf die

Umsetzung von Klima- und Nachhaltigkeitszielen genommen werden und beispielsweise
eine aktive Beteiligung der Gewerkschaften unterstiitzt werden kann. Neben der
Bereitstellung von Kapital fiir Investitionen in klimafreundliche Technologien,

Prozesse und Produkte konnte der Fonds auch gezielt genutzt werden, um Ubernahmen aus
dem Nicht-EU-Ausland in Schliisselbereichen vorzubeugen. Es bedarf zudem der Schaffung
regionaler Transformationsbiindnisse aus Arbeitgeberverbanden, Unternehmen,
Betriebsraten, Gewerkschaften, Hochschulen und kommunaler Politik. Derlei Blindnisse
konnten die operativen Grundlagen fiir Investitionen und Projekte aus dem

Transformationsfonds schaffen.

AuBerdem wollen wir die Schliisselindustrien Hessens dahingehend analysieren, welche
Chancen und Risiken durch den Strukturwandel bestehen und sie mit vorhandenen Starken
und Schwachen gegeniiberstellen. Im Rahmen dieser Analysen werden

zunachst die wichtigsten Veranderungsprozesse, die die Industrie momentan und in Zukunft

beeintrachtigen, ermittelt. Als nachstes folgt die Bestandsaufnahme. Dabei muss die ganze
Wertschopfungskette im Blick behalten werden. Hieraus werden wir konkrete
Handlungsempfehlungen ableiten. Betriebsrate, Unternehmen, Gewerkschaften und
Verbande sind in diesen Prozess mit einzubinden. Vergleichbare politische Instrumente, wie
sie in Thiiringen angewendet worden sind, konnen dabei als eine gute Basis hierzu dienen.
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Antrag C001-A003: Anderungsantrag zu C001

Anderungsantrag zu C001

Antragsteller*in: Umut Sonmez
Status: zugelassen
Empfehlung der Annahme

Redaktionskonferenz:

Sachgebiet: C - Unternehmen, Industriepolitik, Transformation,

Energieversorgung

Der Parteitag moge beschlieRen:

Zeile 293

277

278
279
280
281

282
283
284
285
286
287
288
289
290
291

292

293

Klar ist aber auch: Derlei MaBnahmen diirfen nicht dariiber hinwegtauschen, dass der
ohnehin fiir die Industrie bestehende Transformationsdruck weiter zunehmen wird. Wir
pladieren daher fiir die Schaffung staatlicher Transformationsfonds, die Unternehmen

bei diesem Umbau helfen und einen Beitrag zur Beschaftigungssicherung leisten. Der
Vorteil einer staatlichen Beteiligung gegeniiber Subventionen besteht in der

Vermeidung der Fehlsteuerung der Sozialisierung von Kosten bei Privatisierung von
Gewinnen. Eine direkte Beteiligung oder Finanzierung des Bundes und/oder der Lander

in Schliisselindustrien hat zudem den Vorteil, dass ein direkter Einfluss auf die

Umsetzung von Klima- und Nachhaltigkeitszielen ggnommen werden und beispielsweise
eine aktive Beteiligung der Gewerkschaften unterstiitzt werden kann. Neben der
Bereitstellung von Kapital fiir Investitionen in klimafreundliche Technologien,

Prozesse und Produkte konnte der Fonds auch gezielt genutzt werden, um Ubernahmen aus
dem Nicht-EU-Ausland in Schliisselbereichen vorzubeugen. Es bedarf zudem der Schaffung
regionaler Transformationsbiindnisse aus Arbeitgeberverbanden, Unternehmen,
Betriebsraten, Gewerkschaften, Hochschulen und kommunaler Politik. Derlei Biindnisse
konnten die operativen Grundlagen fiir Investitionen und Projekte aus dem

Transformationsfonds schaffen.

AuBerdem wollen wir die Schliisselindustrien Hessens dahingehend analysieren, welche
Chancen und Risiken durch den Strukturwandel bestehen und sie mit vorhandenen Starken
und Schwachen gegeniiberstellen. Im Rahmen dieser Analysen werden

zunachst die wichtigsten Veranderungsprozesse, die die Industrie momentan und in

Zukunft beeintrachtigen, ermittelt. Als nachstes folgt die Bestandsaufnahme.

Dabei muss die ganze Wertschopfungskette im Blick behalten werden. Hieraus werden wir

konkrete Handlungsempfehlungen ableiten. Betriebsrate, Unternehmen, Gewerkschaften und
Verbande sind in diesen Prozess mit einzubinden. Vergleichbare politische Instrumente, wie
sie in Thiiringen angewendet worden sind, konnen dabei als eine gute Basis hierzu dienen.
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Antrag C002: Repowering in Hessen ermoglichen

Antragsteller*in: Unterbezirk Limburg-Weilburg (Unterbezirk), OV
Mengerskirchen

Status: Empfehlung der Redaktionskonferenz liegt vor

Empfehlung der Sonstiges

Redaktionskonferenz:

Sachgebiet: C - Unternehmen, Industriepolitik, Transformation,
Energieversorgung

Der Parteitag moge beschliefRen:

-

Die Regelungen in Hessen fiir bestehende Windkraftstandorte verhindern derzeit die
Moglichkeit ein sog. Repowering zu realisieren, wenn diese unter den vorgegebenen
1000 Metern Abstand zur Siedlungsbebauung bleiben. Wir wollen im Sinne der
Verwirklichung der Energiewende die Moglichkeit zum Repowering dort ermoglichen, wo
es durch kommunale Beschlussfassung abweichend zu den Vorgaben des
Landesentwicklungsplanes gewiinscht und akzeptiert ist. Hierzu sind die Reglungen in
der Landesplanung zu andern.

o B W N

~

Begriindung

Der Ausbau Erneuerbarer Energien ist zum Erreichen der Energiewende, neben der
Energievermeidung und —-reduzierung, die zentrale Herausforderung unseres Landes nicht erst
seit dem volkerrechtswidrigen Angriffskriegs Russlands auf die Ukraine. Die Notwendigkeit der
Energiewende sind vor dem Hintergrund des menschengemachten Klimawandels seit Jahren
allgemein anerkannt.

Hierzu ist der Ausbau von Windkraft auch in Hessen eine der zentralen Stellschrauben. Bei der
Ausweisung von 2% der Landesflache fiir Windkraft in Hessen versagt die schwarz- griine
Landesregierung bis heute. Bestehende Standorte mit Windkraftanlagen vor Inkrafttreten der 1000
Meter Abstandsregeln zur Siedlungsflache in Hessen sind im Vergleich zu modernen, neueren
Anlagen deutlich ineffizienter und weniger ertragreich. Die Moglichkeit des Repowering ware ein
Losungsansatz.

Unter Repowering, dt. etwa Kraftwerkserneuerung, bezeichnet man das Ersetzen alter
Kraftwerksteile zur Stromerzeugung durch neue Anlagenteile, beispielsweise mit hoherem
Wirkungsgrad, wobei Teile der schon vorhandenen Anlagen und der Infrastruktur weiterverwendet
werden. Durch die rasante Entwicklung der Technologie in den letzten Jahren und stark
gesunkener Stromgestehungskosten ist es in vielen Fallen rentabel, schon vor Ablauf der
technischen Lebensdauer alte, kleine Anlagen durch neue, groRere zu ersetzen.

Bisher schlieBt Hessen das Repowering bei Anlagen unter 1000 Metern zur Siedlungsflache
faktisch aus wie wir im Landkreis aktuell am Beispiel Limburg/ Offheim erleben mussten. Wir sind
der Auffassung, dass so die Energiewende nicht gelingen kann. Daher muss das faktische Verbot
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des Repowering in Hessen fallen.

Gerade angesichts griiner Regierungsverantwortung in Hessen mutet die Behinderung der
Beschleunigung der Energiewende besonders skuril an. MaBgeblich fiir eine Entscheidung fiir ein
Repowering ist fiir uns als Voraussetzung hierbei jedoch der Wille der kommunalen Ebene am
Standort.

Das Land hat hier im Landesplanungsrecht sowie dem Landesentwicklungsplan die Vorgaben zu
andern um Repowering zu ermoglichen und die Energiewende zu fordern.

Votum der Redaktionskonferenz

C002 in CO01 integrieren.
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Antrag C003: Energiesouveranitat sicherstellen - Keine
Abhangigkeit von Autokratien

Antragsteller*in: Unterbezirk Wetterau (Unterbezirk)
Status: Empfehlung der Redaktionskonferenz liegt vor
Empfehlung der Erledigt durch

Redaktionskonferenz:

Sachgebiet: C - Unternehmen, Industriepolitik, Transformation,
Energieversorgung

Der Parteitag moge beschliefRen:

1 Wir fordern, die Energieversorgung Deutschlands schnellstmoglich ohne Importe aus
2 autokratisch regierten Staaten sicherzustellen. Stattdessen muss der Ausbau
3 regenerativer Energiequellen mit Nachdruck intensiviert werden.

Begriindung

Angesichts des volkerrechtswidrigen Uberfalls Russlands auf die Ukraine stellt sich die Frage
nach der zukiinftigen Energieversorgung Deutschlands mit neuer Intensitat. Unser Land muss
sich unabhangig von Rohstoffimporten aus autoritaren und diktatorischen Regimen machen,
die ihre Gewinne aus diesen Geschaften nicht selten fiir den Aufbau weiterer
Aggressionspotentiale nutzen. So kann Russland nicht langer als Lieferant von Rohstoffen in
Betracht gezogen werden, ebenso konnen Importe aus Katar nur eine mittelfristige Losung
darstellen, da die Menschenrechtsverletzungen dort sowohl bekannt als auch gravierend sind.
Als Antwort muss Deutschland den Ausbau erneuerbarer Energien mit groBerer Anstrengung
als zuvor in Angriff nehmen. Eine Mischung aus Wind- und Sonnenenergie sowie ein
grofflachiger Ausbau der Wasserstofftechnologie als Speicher- und Antriebsmedium sind
daher die zukunftsweisenden Antworten fiir die Sicherheit von Arbeitsplatzen,
Wirtschaftskraft, Umwelt, Klima und staatlicher Souveranitat.

Votum der Redaktionskonferenz

Erledigt durch C001
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Antrag C004: ,Kriegsgewinne” sind zu sozialisieren!

Antragsteller*in: AG 60plus Hessen-Siid (Arbeitsgemeinschaft)
Status: Empfehlung der Redaktionskonferenz liegt vor
Empfehlung der Annahme in geanderter Fassung

Redaktionskonferenz:

Sachgebiet: C - Unternehmen, Industriepolitik, Transformation,
Energieversorgung

Der Parteitag moge beschliefRen:

Der SPD-Bezirk Hessen-Siid fordert, die nach dem Ausbruch des Krieges in der Ukraine

-

2 entstandenen zusatzlichen Gewinne im Energiesektor zu sozialisieren, d.h., die immens

3 gestiegenen Einnahmen im Ol- und Gasgeschéft zu besteuern - z.B. durch eine

4 Sondersteuer — die der Wirtschaft und den Biirgern durch Unterstiitzungszahlungen oder
5  SteuerermaBigungen, wegen der hohen Energiekosten, zuriickgefiihrt werden konnten.
Begriindung

Sofort nach Kriegsbeginn am 24.03.2022 stiegen die Preise fiir Kraftstoffen, Strom und Warme
exorbitant an. Die groRen Energieunternehmen erhohten die Preise im Energiesektor, obwohl der
Einkaufspreis nur kurzzeitig stieg, aber danach nicht verbilligt wurde, obwohl dies preispolitisch
moglich gewesen ware. Diese ,KRIEGSGEWINNE" sind asozial!

Votum der Redaktionskonferenz

Annahme in geanderter Fassung
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Antrag C004-A001: Anderungsantrag zu C004

Anderungsantrag zu C004

Antragsteller*in: Umut Sonmez

Status: zugelassen

Empfehlung der Annahme

Redaktionskonferenz:

Sachgebiet: C - Unternehmen, Industriepolitik, Transformation,

Energieversorgung

Der Parteitag moge beschlieRen:

Zeile1-5

1 Der SPD-Bezirk Hessen-Siid fordert; die SPD-Bundestagsfraktion auf, ein Konzept zu
erarbeiten, das die nach dem Ausbruch des Krieges in der Ukraine
2 entstandenen zusatzllchen Gewmne im Energlesektor z—u—seaa%&e#en—d—h—d%mrmens—

4 Sonderstewer—die der(Ol- und Gasgeschaft) steuerlich abschopft Hieraus resultierende
Mehreinnahmen konnen einen Finanzierungsbeitrag fiir Unterstiitzungsleistungen an die
Wirtschaft und denBirgern-durch-Unterstiitzungszahlungen-oder

5  Steuerermaligungenwegen-der-hohendie Biirger darstellen, wenn es um die Kompensation

gestiegener Energiekosten;zuriickgefithrt-werdenkonnten geht.
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Antrag C005: Bekampfung von Inflation und

Wachstumsschwache

Antragsteller*in: AG 60plus Hessen-Siid (Arbeitsgemeinschaft)
Status: Empfehlung der Redaktionskonferenz liegt vor
Empfehlung der Erledigt durch

Redaktionskonferenz:

Sachgebiet: C - Unternehmen, Industriepolitik, Transformation,
Energieversorgung

Der Parteitag moge beschliefRen:

1 Sozialdemokratische Wirtschaftspolitik in der Bundeskoalition hat sich aktuell mehr
2 denn je an den Zielen des Stabilitats- und Wachstumsgesetzes zu orientieren und dazu
3 kurzfristig massive und energische Initiativen vorzustellen und einzuleiten.

4 Insbesondere die Gefahren fiir ein angemessenes Wachstum und einen hohen
5  Beschaftigungsstand sind uniibersehbar. Die Inflationsrate auf derzeitigem Niveau ist
6 nicht langer hinnehmbar.

Votum der Redaktionskonferenz

Erledigt durch C0O01
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Antrag C006: Hessische Industriestrategie:
Schlisselindustrien identifizieren und Tiefenanalysen
durchfuhren

Antragsteller*in: Jusos Hessen-Siid (Arbeitsgemeinschaft)
Status: zugelassen
Empfehlung der Zurlickgestellt

Redaktionskonferenz:

Sachgebiet: C - Unternehmen, Industriepolitik, Transformation,
Energieversorgung

Der Parteitag moge beschliefRen:

1 1. Hessen braucht eine Industriestrategie. Die Industrie als Arbeitgeber und

als Steuerzahler fiir den Erhalt des Wohlfahrtsstaates ist zu wichtig, als dass

das Land nur zuschaut und die Transformation nicht mitgestaltet. Denn

unsere Industrie steht vor vielen Herausforderungen: die

fortschreitende Digitalisierung, eine okologische Umstellung, Demografie und die
Anpassungen an eine moderne Arbeitswelt und nicht zuletzt die Folgen der Corona-
Krise mit Vorproduktengpassen und sensiblen Lieferketten sind nur ein Ausschnitt
8 der anstehenden Stolpersteine. Hinzu hat die Corona-Pandemie Trends verstarkt.

o B W N

~

9 2. Darum soll die SPD Hessen sich dafiir einsetzen, Schliisselindustrien in Hessen zu

10 identifizieren. Diese Wirtschaftsbereiche braucht es fiir eine

i zukunftsorientierte Aufstellung der hessischen Wirtschaft, fiir sichere

12 Arbeitsplatze, Wertschopfung vor Ort und eine umweltbewusste Industrie in ganz
13 Hessen.

14 3. )ede Schliisselindustrie erhalt anschlieBend eine Tiefenanalyse, nach dem

15 Vorbild Thiiringens an der Automobilwirtschaft. Im Rahmen dieser Analysen werden
16 zunachst die wichtigsten Veranderungsprozesse, die die Industrie momentan und in
17 Zukunft beeintrachtigen, ermittelt. Als nachstes folgt die Bestandsaufnahme.

18 Dabei muss die ganze Wertschopfungskette im Blick behalten werden. Neben den

19 abgeleiteten Chancen und Risiken, nach der Durchfiihrung der SWOT-Analyse, wird
20 der Industriezweig bewertet und Handlungsempfehlungen aufgestellt.

21 Unternehmen, Gewerkschaften und Verbande sind in den Analysen mit einzubinden.

22 4. Nach Abschluss der Tiefenanalysen, anhand der festgestellten Ausgangslagen und
23 Bedarfe, braucht es eine ausgerichtete und fokussierte Wirtschaftsforderpolitik.

24 5. Nach Abschluss der Tiefenanalysen soll ein Transformationsfonds des Landes

25 gegrundet werden, welcher, anhand der festgestellten Ausgangslagen und Bedarfe,
26 unbiirokratisch und schnell die hessischen Schliisselindustrien in ihren

27 Transformationsaufgaben unterstiitzt.
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Votum der Redaktionskonferenz

Votum der Redaktionskonferenz wird nachgereicht.

Anderungen der Redaktionskonferenz

Punkt 3 wird in C001 eingearbeitet.
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Antrag C007: Zentrales Risikomanagement fiir den
Altbergbau in Hessen

Antragsteller*in: Ortsverein Beselich
Status: Empfehlung der Redaktionskonferenz liegt vor
Empfehlung der Uberweisung an

Redaktionskonferenz:

Sachgebiet: C - Unternehmen, Industriepolitik, Transformation,
Energieversorgung

Der Parteitag moge beschliefRen:

-

Antrag zum SPD Wahlprogramm fiir die ndchste hessische Landtagswahl:

Wir fordern den Aufbau eines zentralen Risikomanagements fiir den Altbergbau in Hessen
mit dem Ziel, Tagesbruchereignisse mit Personen- und Sachschaden zu vermeiden und fiir
die Menschen in Hessen die Sicherheit vor Gefahren aus verlassenen Grubenbauen zu

5  gewahrleisten. Die Haftung von privaten und landwirtschaftlichen

6  Grundstiickseigentliimern fiir Altbergbauschaden im Falle des Fehlens eines

7 Rechtsnachfolgers des Altbergbaus soll durch die Einrichtung eines Fonds des Landes

8  Hessen ausgeschlossen werden.

> oW N

Begriindung

a) Risikomanagement Altbergbau: Im Bereich Mittelhessen wurde in der Vergangenheit unter
anderem das Gebiet an der Lahn zum unterschiedlichsten Abbau von Schiefern, Erzen u.v.a.m.
genutzt. Es gibt zwar Kartenmaterial zu den Bergbauarbeiten, dieses kann aber keinesfalls als
vollstandige Kartierung betrachtet werden. Im Landkreis Limburg-Weilburg finden sich auf Karten
des Landes Hessen zum Gefahrdungspotential durch Altbergbau Spitzenwerte pro
Quadratkilometer fiir von Menschen gemachte Offnungen des Bergbaus. Diese Spitzenwerte
befinden sich auch in Ortslagen, z.B. der Gemeinde Beselich. Durch diese hohe Zahl an
historischen Aufbriichen in den genannten Gebieten ergeben sich notwendige MaRnahmen zur
Uberwachung von Gefahrdungspotentialen und ggf. dem Einleiten von praventiven MaRnahmen.
Das Risikomanagement des Landes NRW zur Organisation und Durchfiihrung von praventiven
MaBnahmen kann hier als Leitfaden herangezogen werden.

Fiir Hessen stellt sich die Situation leider anders dar. In einer Antwort der Staatsministerin fiir
Umwelt, Klimaschutz, Landwirtschaft und Verbraucherschutz, Priska Hinz, vom 24.11.2021 auf die
kleine Anfrage Nr. 20/6546 des Abgeordneten Tobias Eckert wurde folgendes festgestellt: ,Dem
Regierungsprasidium GieRen sind in etwa 1.148 Bergwerksfelder bekannt, in denen Bergbau
betrieben wurde. Da die Bergwerksfelder sich regelmaBig iiber mehrere Gemarkungen erstrecken,
ist eine Zuordnung zu Ortslagen nicht maglich. Nach dem Ende der Bergaufsicht und bei
historischem Bergbau liegt die Gefahrenabwehr bei den Kommunen als allgemeine
Gefahrenabwehrbehorde. Eine regelmaRige Kontrolle des Altbergbaus fiihrt das Land Hessen
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nicht durch.” An konkreten Beispielen im Landkreis Limburg-Weilburg zeigt sich, dass die
Verantwortlichkeit der Gefahrenabwehr durch Altbergbau durch viele Schnittstellen zwischen
Kommunen und zentralen Behorden nicht funktioniert und viele Erdfalle nicht gemeldet und ihr
Gefahrenpotential demensprechend nicht bewertet wird.

b) Einrichtung eines Fonds zum Haftungsausschluss von privaten und landwirtschaftlichen
Grundstiickseigentiimern: In einer Antwort der Staatsministerin fiir Umwelt, Klimaschutz,
Landwirtschaft und Verbraucherschutz, Priska Hinz, vom 26.04.2021 auf das Auskunftsersuchen
20/127 des Abgeordneten Tobias Eckert wurde folgendes festgestellt: Die Frage der Haftung fiir
Schaden des Altbergbaus ,richtet sich die Verantwortlichkeit nach § 4 Abs. 3 Bundes-
Bodenschutzgesetz. Verantwortlich sind danach Verursacher, dessen Gesamtrechtsnachfolger und
Grundstiickseigentiimer. Eine Rangfolge der Verantwortlichkeit gibt es dabei nicht. Konnen weder
Verursacher noch dessen Gesamtrechtsnachfolger herangezogen werden, bleibt im Rahmen der
ermessensfehlerfreien Storerauswahl nur noch der Grundstiickseigentiimer. Dessen Haftung ist
allerdings, wie das Bundesverfassungsgericht im Jahr 2000 entschieden hat, begrenzt.
Anhaltspunkt ist dabei der Grundstiickswert. Handelt es sich bei dem Grundstiick um den
wesentlichen Teil des Vermogens, kann die Haftungsgrenze auch niedriger sein. Wie hoch sie
jeweils ist, muss im Einzelfall bestimmt werden.”

Durch diese rechtliche Situation haften letztendlich private Grundstiickseigentiimer fiir die
Risiken des Altbergbaus mit ihrem privaten Vermogen. Bei konkreten Vorfallen in der Gemeinde
Beselich fiihrte die Suche nach Rechtsnachfolgern fiir Altbergbau zu einem immer neuen
Austausch zwischen dem Regierungsprasidium den Unternehmen und deren
Nachfolgeunternehmen, die sich nach kurzer Priifung jeweils fiir nicht zustandig erklarten. Durch
diese Strategie eines Umbaus von Unternehmen verbunden mit der Ausgliederung von
Haftungsrisiken steigt das Risiko des privaten und landwirtschaftlichen Grundstiickseigentiimers.
Dem soll durch unseren Antrag Abhilfe geschaffen werden.

Weiterleiten an

Programmkommission fiir die Landtagswahl

Votum der Redaktionskonferenz

Uberweisung als Material an die Programmkommission fiir die Landtagswahl
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Antrag D0O01: Gesetzlicher Mindestlohn muss steuerfrei
gestellt werden

Antragsteller*in: Unterbezirk Frankfurt (Unterbezirk)

Status: Empfehlung der Redaktionskonferenz liegt vor
Empfehlung der Erledigt durch

Redaktionskonferenz:

Sachgebiet: D - Sozialpolitik

Der Parteitag moge beschliefRen:

1 Die SPD setzt sich dafiir ein, dass der steuerliche Grundfreibetrag an das geltende
2 Mindestlohnniveau gesetzlich gekoppelt wird.

Begriindung

In Deutschland gilt mit dem ,Gesetz zur Regelung eines allgemeinen Mindestlohns”, dass alle
abhangig Beschaftigten einen gesetzlichen Anspruch auf einen flaichendeckenden Mindestlohn
haben. Ab dem 1. Januar 2021 betragt dieser ca. 1.646 Euro im Monat, bei einer
Wochenarbeitszeit von 40 Stunden, oder ca. 19.760 Euro Bruttojahreseinkommen. Derzeit greift
der steuerliche Grundfreibetrag jedoch nur bis 9.744 Euro — dies entsprache dem
einkommensteuerrechtlichen Existenzminimum von Erwachsenen. Ob die zugrundeliegenden
Berechnungen ein menschenwiirdiges Existenzminimum nach heutigen MaBstaben widerspiegeln
wird nicht nur von zivilgesellschaftlichen Organisationen, sondern auch vom
Bundesverfassungsgericht

grundsatzlich angezweifelt. Ein lohnsteuerfreier Mindestlohn stellt eine wichtige

Entlastung von kleinen und mittleren Einkommen in Hinblick auf steigende Miet- und
Lebensmittelpreise dar und wiirde mindestens 2 Millionen Arbeitnehmerinnen und
Arbeitnehmern

tiberhaupt eine private Altersvorsorge ermoglichen sowie die negativen Folgen der
Coronapandemie zum Teil abfedern. Ware diese Forderung bereits heute Rechtsrealitat, hatten
Beschaftigte mit einem Mindestlohn mindestens 600 Euro im Jahr zusatzlich zur Verfligung. Damit
tragen wir als SPD im Rahmen einer Steuerreform zu einem menschenwiirdigen Existenzminimum
und einer angemessenen Entlohnung in Deutschland bei.

Votum der Redaktionskonferenz

Erledigt durch Beschlusslage Steuerkonzept
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Antrag D001-A001: Anderungsantrag zu D001

Anderungsantrag zu D001

Der Parteitag moge beschlieRen:

Antragsteller*in:
Status:
Empfehlung der

Redaktionskonferenz:

Sachgebiet:

Zeile 2

1

2

Umut Sonmez
zugelassen
Erledigt durch

D - Sozialpolitik

Die SPD setzt sich dafiir ein, dass der steuerliche Grundfreibetrag an das geltende

Mindestlohnniveau gesetzlich gekoppelt wird.

Erledigt Beschlusslage: "Zeit fiir Investitionen.

Zeit fiir gerechte Steuern." Entlastung wird iiber Herabsenkung der Sozialbeitrage bei

gleichbleibendem Niveau organisiert. Wortlich hierzu:

"Wir mochten insbesondere die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer verstarkt unterstiitzen,

die ein sehr geringes Einkommen haben. Sie zahlen nur geringe oder gar keine Einkommens?

steuer, sind aber besonders belastet durch Sozialabgaben. Viele Frauen, gerade Alleinerzie?

hende, arbeiten in Teilzeit. Daher fiihren wir eine Beitragsentlastung fiir Arbeitnehmerinnen

und Arbeitnehmer ein, die zwischen 451 Euro und 1300 Euro verdienen, so dass der Arbeit?

nehmerbeitrag zu den Sozialversicherungen in dieser Zone nur allmahlich ansteigt. Anders als

bei der aktuellen Regelung fiir Beschaftigungsverhaltnisse zwischen 451 Euro und 850 Euro,

sollen die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer aber gleichwohl die vollen

Rentenanspriiche

erwerben, die sie bei einem nicht reduzierten Arbeitnehmerbeitrag erwerben wiirden.

Deshalb

wird den Sozialversicherungen das entfallende Beitragsaufkommen aus Haushaltsmitteln

erstattet, um die vollen Leistungen bei Rente, Gesundheit, Pflege zu garantieren."
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Antrag D002: Halber Mehrwertsteuersatz fiir Medikamente
(Verschreibungs- oder Apothekenpflichtig)

Antragsteller*in: AG Selbst aktiv Hessen-Siid (Arbeitsgemeinschaft)
Status: Empfehlung der Redaktionskonferenz liegt vor
Empfehlung der Uberweisung an

Redaktionskonferenz:

Sachgebiet: D - Sozialpolitik

Der Parteitag moge beschliefRen:

-

Der Koalitionsausschuss bzw. die SPD Bundestagsfraktion wird beauftragt, dass
zukiinftig Medikamente (Verschreibungs- oder Apothekenpflichtig) lediglich mit dem
ermaRigten Steuersatz belegt wird, wie es in den meisten Mitgliedslandern der EU
ublich ist.

S~ W N

5  Gleichzeitig wird die S&D Fraktion im Europaischen Parlament aufgefordert eine
6  Gesamteuropaische Losung herbeizufiihren.

Begriindung

Zum einen wurde dies in den Sondierungen und spateren Koalitionsverhandlungen der Ampel
Koalition besprochen und verhandelt aber, aus unserer Sicht nicht nachvollziehbaren Griinden,
nicht in den Koalitionsvertrag aufgenommen. Dies ist, aus unserer Sicht, ein Fehler und muss
dringend geheilt werden. Medikamente gehoren, wie Lebensmittel, zur taglichen Daseinsvorsorge
und entsprechend auch steuerlich zu behandeln. In der EU haben bereits 24 von 27 Landern eine
solche Regelung eingefiihrt. Als groBtes Mitgliedsland der EU wiirde es Deutschland gut anstehen,
diese Regelung ebenfalls zu libernehmen. Sollte dies nicht moglich sein, ist liber eine EU
Richtlinie nachzudenken, die das verpflichtend in allen Landern der EU einfiihrt.

Weitere Begriindung ggf. miindlich.

Weiterleiten an

SPD-Bezirksvorstand

Votum der Redaktionskonferenz

Uberweisung an den SPD-Bezirksvorstand zur Ausarbeitung eines weiterfiihrenden Antrags fiir
den nachsten Bezirksparteitag zum Thema "Uberarbeitung der Mehrwertsteuer".
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Antrag DO003: Kinder und Jugend finanziell starken

Antragsteller*in: Jusos Hessen-Siid (Arbeitsgemeinschaft)
Status: Empfehlung der Redaktionskonferenz liegt vor
Empfehlung der Erledigt durch

Redaktionskonferenz:

Sachgebiet: D - Sozialpolitik

Der Parteitag moge beschliefRen:

1 Kinder und Jugendliche sollen finanziell gestarkt werden. So sollen sogenannte
2 Minijobs (450€-Tatigkeiten zukiinftig 520€-Tatigkeiten) nicht (mehr) auf soziale
3 Leistungen von Eltern/Erziehungsberechtigten bzw. des Haushalts angerechnet werden.

4 Kinder und Jugendliche, die neben dem Ausbildungsgehalt einen Mini-Job
5 ausliben sollten hierbei steuerlich nicht mehrbelastet werden und der Zusatzverdienst
6  sollte nicht auf etwaige Sozialleistungen des Haushalts angerechnet werden.

7 Die Regelungen sollen fiir alle Jugendliche und junge Erwachsene zwischen dem 14. und
8  21. Lebensjahr gelten. Fiir Auszubildende soll dies bis zum 30. Lebensjahr gelten.

Begriindung

Dies soll geschehen, damit Jugendliche und junge Erwachsene aus Haushalten, welche
Sozialleistungen empfangen, zukiinftig in dieser Hinsicht keine Nachteile mehr erfahren. Ziel ist
die Entlastung von jungen Menschen und der Ermadglichung einer Zukunftsperspektive - ohne
kunftig selbst Sozialhilfe beziehen zu mussen.

Votum der Redaktionskonferenz

Erledigt durch Beschlusslage und Handeln.
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Antrag D004: Kostenlose Bereitstellung von
Hygieneprodukten in Hessen

Antragsteller*in: Unterbezirk Limburg-Weilburg (Unterbezirk)
Status: Empfehlung der Redaktionskonferenz liegt vor
Empfehlung der Uberweisung an

Redaktionskonferenz:

Sachgebiet: D - Sozialpolitik

Der Parteitag moge beschliefRen:

-

Die SPD Hessen-Siid fordert, dass auf Schultoiletten, Toiletten in Verwaltungsgebauden

2 und offentlichen Toiletten in Hessen Hygieneprodukte wie Tampons und Binden kostenlos
3 zur Verfligung gestellt werden. Die entstehenden Kosten sollen vom Land Hessen

4 getragen werden. Die beschlossene Forderung soll ins SPD Landtagswahlprogramm mit

5 aufgenommen werden. Die SPD-Landtagsfraktion wird zudem aufgefordert, einen

6  entsprechenden Antrag im Landtag einzureichen.

Begriindung

Die Menstruation betrifft rund die Halfte der Bevolkerung und dies im Normalfall fiir mehrere
Jahrzehnte. Die Menstruation ist ein nicht zu steuernder biologischer Prozess. Dennoch wird sie
noch immer tabuisiert. Frauen bzw. Menschen mit Uterus sprechen in vielen Fallen nicht offen
iber ihre Periode. Die Menstruation ist fiir viele noch immer mit Scharm behaftet und erhalt in
der Offentlichkeit nur einen geringen bis keinen Raum. Hinzukommt, dass Hygieneartikel wie
Tampons und Binden trotz der Senkung der Mehrwertsteuer hohe Kosten im Alltag verursachen.
Doch Menstruationsartikel sind genauso wichtig fiir das alltagliche Leben wie Klopapier. Um der
sogenannten Periodenarmut entgegenzuwirken und die Menstruation endlich zu enttabuisieren,
miissen Menstruationsartikel kostenlos und sichtbar fiir alle zur Verfligung gestellt werden. Indem
zunachst Behorden und offentliche Stellen in dieser Thematik Vorreiter sind, werden zukiinftig
vielleicht auch Unternehmen nachziehen. Dies ware eine wichtige Anerkennung, dass es
unterschiedliche Bediirfnisse aufgrund des Geschlechts gibt und bedeutsam fiir das Fortschreiten
der Gleichberechtigung von Frauen und Mannern.

Weiterleiten an

Programmkommission fiir die Landtagswahl

Votum der Redaktionskonferenz

Uberweisung als Material an die Programmkommission fiir die Landtagswahl
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Antrag D005: Mehrwertsteuer reformieren, Millionen
entlasten

Antragsteller*in: Jusos Hessen-Siid (Arbeitsgemeinschaft)
Status: Empfehlung der Redaktionskonferenz liegt vor
Empfehlung der Uberweisung an

Redaktionskonferenz:

Sachgebiet: D - Sozialpolitik

Der Parteitag moge beschliefRen:

1 Wir fordern eine Reform der Mehrwertsteuer. Zunachst sind folgende Punkte zu
2 beriicksichtigen:

3 Eine Ausnahme von Hygiene-Artikeln, Lebensmitteln (auBer Alkohol),

4 Schreibwarenprodukten und Bahntickets aus der Mehrwertsteuer. Grundsatzlich soll es
5  eine Neuausrichtung der Funktion von Konsumsteuern weg von einer

6  Finanzierungsfunktion des Bundeshaushalts und hin zur gesundheits- und

7 umweltfreundlichen Steuerung des Konsumverhaltens geben.

Begriindung

Die Mehrwertsteuer ist die unsozialste Steuer in der Bundesrepublik Deutschland, da sie weder
progressiv ausgerichtet ist, noch einem hoheren gesellschaftlichen Sinn als der Finanzierung des
Bundeshaushalts dient, was auch durch progressivere Steuerformen und eine neue moderne
Haushaltspolitik bewerkstelligt werden kann. Bei Haushalten mit geringen oder mittleren
Einkommen macht sie oft einen relevanten Anteil der Lebenskosten aus, wobei man durch eine
Senkung der Steuer auf lebensnotwendige Produkte diese Haushalte somit massiv entlasten kann.
Dadurch wird auch die gesamtgesellschaftliche Nachfrage erhoht. Da es aber auch durchaus
Bereiche gibt, wo der Konsum aufgrund seiner destruktiven okologischen, gesundheitlichen oder
gesellschaftlichen Wirkung schrumpfen muss, sollte auf diese Produkte die Mehrwertsteuer
erhoht oder spezielle Steuern gesetzt werden. Da wohlhabendere Haushalte einen deutlich
groReren dkologischen Ressourcenanspruch haben, der Konsum von (meist umweltschadlichen)
Luxusgiitern jedoch - wie es in der Beschreibung dieser Giiter und Dienstleistungen heift - um
Luxus handelt, sollen diese Produkte dafiir teurer werden - insbesondere, weil die Konsumenten
dieser Produkte es sich leisten konnen, mehr zu zahlen.

Weiterleiten an

SPD-Bezirksvorstand

Votum der Redaktionskonferenz
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Uberweisung an den SPD-Bezirksvorstand zur Ausarbeitung eines weiterfiihrenden Antrags fiir
den nachsten Bezirksparteitag zum Thema "Uberarbeitung der Mehrwertsteuer".
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Antrag D006: OV Rheingauviertel/Hollerborn -
Gleichbehandlung von Fliichtlingen

Antragsteller*in: Unterbezirk Wiesbaden (Unterbezirk)

Status: Empfehlung der Redaktionskonferenz liegt vor
Empfehlung der Annahme

Redaktionskonferenz:

Sachgebiet: D - Sozialpolitik

Der Parteitag moge beschliefRen:

-

Fiir die Umsetzung des Eintritts in die Grundsicherung Zweites Sozialgesetzbuch (SGB
I1) von ukrainischen Gefliichteten ab 1. Juni 2022 sollen die Jobcenter jedwede
notwendige Hilfestellung erhalten. Die direkte Uberleitung ukrainischer Fliichtlinge
in das SGB Il soll aber nicht dazu fiihren, dass es zu einer Ungleichbehandlung von
Gefliichteten aus verschiedenen Herkunftslandern kommt. Es sollten insbesondere
Fliichtlinge aus anderen Kriegsgebieten - vor allem mit deutscher Beteiligung -
grundsatzlich eine Gleichbehandlung wie die ukrainischen Gefliichteten erfahren.

o B~ W N

~

Begriindung

Ab Juni 2022 werden Kriegsfliichtlinge aus der Ukraine staatliche Grundsicherung erhalten. Neben
besseren Gesundheitsleistungen profitieren die Kriegsfliichtlinge auch von mehr Unterstiitzung,
wenn sie sich auf dem Arbeitsmarkt integrieren wollen. Sie werden damit anerkannten
Fliichtlingen gleichgestellt. Darauf haben sich die Spitzen von Bund und Landern am 7. April 2022
geeinigt. Die Bundesregierung sagt zu, einvernehmlich mit den Landern, in diesem Jahr eine
Regelung zur Verstetigung der Beteiligung des Bundes an den fliichtlingsbezogenen Kosten sowie
den Aufwendungen fiir Integration der Lander und Kommunen zu finden. Sie soll riickwirkend ab
dem 1. Januar 2022 gelten.

Votum der Redaktionskonferenz

Annahme

Anderungen der Redaktionskonferenz

Der Ortsverein sollte nicht im Titel stehen.
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Antrag DO007: Soziale Arbeit und Gute Arbeit Hand in Hand

Antragsteller*in: Unterbezirk Limburg-Weilburg (Unterbezirk), OV
Mengerskirchen

Status: Empfehlung der Redaktionskonferenz liegt vor

Empfehlung der Uberweisung an

Redaktionskonferenz:

Sachgebiet: D - Sozialpolitik

Der Parteitag moge beschliefRen:

-

Soziale Arbeit ist in unserem Land eine notwendige, unverzichtbare Aufgabe unzahliger
sozialer Trager fiir viele Menschen in Not und Konflikten. Frauennotruf, Sucht- und
Sozialberatung, Integrationsdienste und vieles mehr sind nur machbar dank engagierter
Frauen und Manner vor Ort. Um diese Arbeit zu ermoglichen, zahlt die 6ffentliche

Hand, das Land Hessen, Zuschiisse. Als Partei der Arbeit ist es wichtig, dass diese
soziale Arbeit mit unserer und der gewerkschaftlichen Vorstellung von guter Arbeit
Hand in Hand gehen. Dazu ist die Koppelung der 6ffentlichen Zuschiisse bei
Tarifbindung des Tragers an die Tarifentwicklungen notwendig. Fiir das

9  Landtagswahlprogramm ist dieser Grundsatz fiir die Politik der SPD gefiihrten

10 Landesregierung zugrunde zu legen.

o B W N

~

Begriindung

Die SPD ist die Partei der Arbeit. Diese Vorstellung fiir gute Arbeit und fiir mehr Tarifbindung ist
flir uns leitende Vorstellung fiir praktische Politik in unserem Land.

Soziale Arbeit an und fiir Menschen, die Hilfe und Unterstiitzung brauchen, ist wichtig fiir unseren
Sozialstaat. Die SPD steht fiir aktive und aktivierende Sozialpolitik im Interesse des Einzelnen und
der Gesellschaft gleichermalen.

Diese beiden Grundsétze laufen leider durch die Zuwendungspolitik des Landes des Ofteren
zuwider. Mehr und in den Anforderungen gestiegene Aufgaben stehen gleichbleibenden
Zuschiissen entgegen.

Fiir uns ist der Grundsatz Soziale Arbeit nur mit Guter Arbeit die Chance aus diesem Dilemma
herauszukommen. Sozialarbeiter*innen, welche beim Land oder Kommunen direkt angestellt sind,
nehmen automatisch an Tariferhohungen teil, wahrend die offentlichen Trager dies aus den
Zuschiissen der offentlichen Hand leisten miissen und diese bisher nicht daran gebunden sind.
Dies ist auch eine Frage der Gerechtigkeit, um kein 2-Klassensystem in der Sozialen Arbeit zu
begiinstigen. Zumal die freien Trager im Auftrag der Kommunen und des Landes Auftrage erfiillen
und bestimmte Qualitatskriterien der Fachlichkeit und Qualifizierung erfiillen miissen. Niemand
muss sich Hoffnungen machen, dass eine CDU gefiihrte Landesregierung sich um diese Themen
kiimmert. Daher ist es die Chance fiir die Landespolitik unter einer sozialdemokratisch gefiihrten
Landesregierung hier Akzente zu setzen im Sinne der beschaftigten und der Klienten und Kunden
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der verschiedenen sozialen Trager. In diesem Sinne ist dies auch im Landtagswahlprogramm so
aufzugreifen.

Weiterleiten an

Programmkommission fiir die Landtagswahl

Votum der Redaktionskonferenz

Uberweisung als Material fiir die Programmkommission
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Antrag D008: Uberfiihrung der Minijobs in die Systeme der
sozialen Sicherung

Antragsteller*in: ASF Hessen-Siid (Arbeitsgemeinschaft)

Status: Empfehlung der Redaktionskonferenz liegt vor
Empfehlung der Erledigt durch

Redaktionskonferenz:

Sachgebiet: D - Sozialpolitik

Der Parteitag moge beschliefRen:

1

o U w

~

In der Koalitionsvereinbarung der Ampel Koalition ist keine Uberfiihrung der Minijobs
in die Systeme der sozialen Sicherung festgehalten. Die Minijob Grenze wird sogar
noch auf 520 Euro angehoben.

Minijobs werden zu mehr als zwei Dritteln von Frauen ausgelibt. Minijobs sind nicht
existenzsichernd, verursachen finanzielle Abhangigkeiten vom (Ehe)Partner, tragen
nicht zur Alterssicherung bei und verstarken weiter die Einkommensunterschiede
zwischen Frauen und Mannern.

Gerade in der Corona Krise mit verstarkter Kurzarbeit, stellten viele fest, dass sie
keinen Anspruch auf das Kurzarbeitergeld haben.

Durch die Bindung an die Mindestlohnhohe ist zu erwarten, dass die Zahl der
Minijobber*innen auch in Zukunft noch weiter steigen wird - anstatt zu sinken.

Gleichstellungspolitisch ist das aus unserer Sicht eine fatale Entwicklung, die das
Ziel konterkariert, wirtschaftliche Unabhangigkeit von Partnern zu starken und die
okonomische Gleichstellung von Frauen und Mannern zu erreichen.

Der Bezirksparteitag der SPD-Hessen-Sud fordert die sozialdemokratischen Mitglieder
der Bundesregierung und die SPD-Bundestagsfraktion auf, sich dafiir einzusetzen, dass
Minijobs in die Systeme der sozialen Sicherung lberfiihrt werden.

Einklinfte aus Arbeit miissen ab dem 1.Euro sozialversicherungspflichtig werden.

Begriindung

wenn gewlinscht miindlich

Votum der Redaktionskonferenz

Erledigt durch Beschlusslage
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Antrag D009: Ungerechtigkeiten bei der Miitterrente
beseitigen — Adoptivkinder besser beriicksichtigen

Antragsteller*in: Unterbezirk Offenbach Kreis (Unterbezirk)
Status: Empfehlung der Redaktionskonferenz liegt vor
Empfehlung der Zurlickgestellt

Redaktionskonferenz:

Sachgebiet: D - Sozialpolitik

Der Parteitag moge beschliefRen:

Die SPD-Bundestagsfraktion, der Bezirksparteitag und der Landesparteitag der
hessischen SPD werden aufgefordert, sich dafiir einzusetzen, folgende Ungerechtigkeit
bei der Zuerkennung der Miitterrente an Adoptiveltern zu beseitigen:

Adoptiveltern, die Kinder adoptiert haben, erhalten die Miitterrente nur, wenn sie die
Kinder vor dem 30. Lebensmonat adoptiert haben. Eltern, die Kinder erst nach dem 30.
Lebensmonat adoptiert haben, bekommen keine zusatzlichen Erziehungszeiten
angerechnet. Es kann ja nicht sein, dass Erziehung nur in den ersten 30 Monaten
honoriert wird, sondern die Anerkennung, die mit den zusatzlichen Rentenpunkten
vergolten wird, muss als Anerkennung fiir die ganze Zeit der Erziehung von
minderjahrigen Kindern gesehen werden, bei leiblichen wie adoptierten Kindern. Spate
Adoptionen von Kindern liber 2 %2 Jahren sind fiir die Eltern eine wesentlich groRere
Herausforderung und schwierigere Aufgabe als die Adoption von Neugeborenen.

Begriindung

Seit 2014 wurde die Miitterrente fiir von 1992 geborene Kinder stufenweise auf 2 2 Jahre erhoht.
Dies gilt nicht fiir Adoptiveltern, die ihre Kinder erst nach dem 30. Lebensmonat adoptiert haben.
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Antrag E001: Hunger bekampfen - Frieden sichern!

Antragsteller*in: Bezirksvorstand SPD Hessen-Siid
Status: Empfehlung der Redaktionskonferenz liegt vor
Empfehlung der Annahme

Redaktionskonferenz:

Sachgebiet: E - Ernahrung, Landwirtschaft

Der Parteitag moge beschliefRen:
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Seitdem 24. Februar 2022 herrscht Krieg in der Ukraine. Volkerrecht, Kriegsrecht und
Menschlichkeit werden gebrochen. Die Menschen erleben unbeschreibliches Leid. Die
schrecklichen Bilder aus Butscha und Mariupol lassen das AusmaR der Grausamkeiten
dieses Krieges nur erahnen. Doch der Krieg hat nicht nur dramatische Folgen fiir die
Ukraine, Russland oder Europa, sondern fiir die ganze Weltgemeinschaft. Denn Putin
schafft nicht nur unendliches Leid in der Ukraine, sondern auch Hunger in der Welt.

Die Ukraine und Russland sind wichtige Produzenten und Exporteure fiir Lebensmittel.
Die Ukraine gilt als die Kornkammer Europas. Uber 70 Millionen Tonnen Getreide wurden
im vergangenen Jahr aus der Ukraine exportiert, rund 30 Prozent des Getreides des
Welternahrungsprogramms kamen aus der Ukraine. Trotz des Krieges konnen in der
Ukraine aktuell rund 75% der Ackerflachen bestellt werden, in den Silos lagern 20
Millionen Tonnen Weizen fiir den Export - das groRe Problem ist allerdings, dass die
Transportwege durch das Kriegsgeschehen nicht sicher sind. Hafen konnen nicht
angefahren werden, Schienen sind zerstort. Der Wegfall der Ukraine als
Nahrungsmittelexporteurin bedeutet, dass viele Lander ihren Bedarf an Getreide nicht
mehr decken konnen und Millionen Menschen die Hungersnot droht. Betroffen sind vor
allem Lander des Globalen Siidens, die sowieso schon zu den Armsten der Armen gehdren
und die auf das Welternahrungsprogramm und auf Getreideimporte angewiesen sind.

Doch nicht erst der Ausbruch des Krieges in der Ukraine hat das
Welternahrungsprogramm empfindlich getroffen. Schon vorher gab es hier Probleme, da
nicht alle Lander ihren Beitrag zum Welternahrungsprogramm gezahlt haben. Seit 2018
steigen weltweit die Anbaumengen an Getreide - in diesem Jahr werden 220 Millionen
Tonnen erwartet. Es gibt genug fiir alle - aber es ist zu teuer. Spekulationen auf
Hungerkrisen und Diinger treiben die Preise hoch. Um dem kurzfristig entgegenzuwirken,
hilft das Welternahrungsprogramm. Deutschland beteiligt sich in diesem Rahmen mit
430 Millionen Euro. Langfristig kann das allerdings keine Losung sein, denn auch hier
werden Abhangigkeiten geschaffen.

Das Streben nach einer gerechten Verteilung der Nahrungsmittel ist auch gleichzeitig
ein Kampf gegen den Klimawandel. Denn Ressourcen in den Anbau von Lebensmitteln zu
stecken, die anschlieBend - aus unterschiedlichen Griinden - nicht verzehrt werden,

ist Verschwendung, und mit Blick auf den Welthunger und den Klimawandel ein nicht
annehmbarer Zustand.
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Dagegen hilft es, die regionale Versorgung mit Lebensmitteln zu unterstiitzen. Kurze
Transportwege, eine Preisbildung, die sich aus der Arbeitskraft und den Kosten der
Produktionsmittel zusammensetzt, und eine langfristige wirtschaftliche Perspektive
flr Landwirtinnen und Landwirte des Globalen Siidens konnten zu einer dauerhaften
Losung des weltweiten Hungers beitragen. Hilfe zur Selbsthilfe scheitert allerdings

oft daran, dass Lebensmittelmarkte im Globalen Siiden mit Exporten des Globalen
Nordens iiberflutet werden. Diese Exporte machen es beispielsweise Gefliigelziichtern
vor Ort sehr schwer, eigene Ware zu verkaufen, da sie mit den niedrigen Preisen der
Exporte des Globalen Siidens nicht mithalten konnen. Auch die Spekulationen auf
Lebensmittelpreise an den internationalen Borsen fiihren dazu, dass sich die Preise
nicht mehr an Arbeitskraft- und Produktionskosten orientieren, sondern an den Regeln
der Finanzmarkte. Zugespitzt formuliert bedeutet das, dass auf den Hunger von
Menschen spekuliert wird - denn wenn die Preise steigen, konnen sich tausende von
Menschen keine Lebensmittel mehr leisten. Das muss ein Ende haben.

Es ist unsere humanitare Verpflichtung, einen Beitrag zu leisten und fiir die
Nahrungsmittelsicherheit in der Welt zu sorgen. Denn Kriege fiihren zu Hunger und
Hunger zu Kriegen! Zu einer aktiven Friedenspolitik gehort die globale
Ernahrungssicherheit.

Trinkwasser ist das wichtigste Lebensmittel. Wasser ist Leben. Ob bei der Ernahrung,

dem Bewassern von Feldern, der Versorgung der Tiere oder bei der Korperpflege:

Wasser, sanitare Einrichtungen und Hygiene sind das A und O fiir die Gesundheit und
Entwicklung. Der Zugang zu einer guten Wasserversorgung ist ein elementares
Menschenrecht. Aktuell haben weltweit nach den Angaben der UN (iber 2 Milliarden
Menschen keinen Zugang zu sauberem Trinkwasser und sind unterernahrt. Die Tendenz ist
steigend. Gutes Trinkwasser ist weltweit ein knappes Gut und durch den Klimawandel

und durch Kriege wird die Situation verscharft. Selbst in Deutschland ist Trinkwasser

ein knappes Gut und es wird immer teurer.

Sauberes Wasser, Sanitarversorgung und Hygiene sind Grundbediirfnisse des Menschen und
fuir eine gesunde Entwicklung unverzichtbar. Aus diesem Grund hat die UN sich fiir eine
nachhaltige Entwicklung mit dem Ziel fiir jedem Menschen Zugang zu sauberem
Trinkwasser und einer angemessenen Sanitarversorgung zu ermoglichen. Nachhaltige
Wasserwirtschaft steht im Einklang mit einer nachhaltigen Landwirtschaft und nicht im
Widerspruch.

Hohere Wassersicherheit fiir die Nahrungsmittelproduktion kann dazu beitragen, Armut
zu mindern. Zur Friedenssicherung gehort die Sicherstellung des weltweiten Zugangs zu
sauberem Trinkwasser und ausreichender gesunder Ernahrung.

Darum fordern wir:

e Eine Verstetigung der Entwicklungszusammenarbeit. Um die Erndahrungssouveranitat
aller Staaten auf Dauer sichern zu konnen, miissen genug finanzielle Mittel im
Rahmen der Entwicklungszusammenarbeit zur Verfligung gestellt werden, um Lander
darin zu bestarken, auf Dauer unabhangig von Lebensmittelexporten zu werden.
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e Die finanzielle Beteiligung Deutschlands am Welternahrungsprogramm der Vereinten
Nationen sowie an der Welthungerhilfe muss langfristig sichergestellt sein. Der
WFP Innovation Accelerator in Miinchen ist ein gelungenes Beispiel fiir Projekte,
mit denen neue Wege zur Uberwindung des Hungers in der Welt erprobt werden
konnen. Die Finanzierung alternativer Projekte muss weiterhin sichergestellt
werden.

e Die Spekulationen auf Lebensmittel und Hunger an den Borsen sind ein nicht
hinnehmbarer Zustand. Die Bundesregierung muss auf nationaler, europaischer und
internationaler Ebene darauf hinarbeiten, die Wetten auf Hunger zu verbieten.

e Der exzessive Export von Lebensmitteln aus Europa in Lander des Globalen Siidens,
der die regionalen Markte vor Ort zerstort, muss aufhoren. Deutschland muss sich
auf internationaler Ebene fiir eine Starkung der regionalen Markte des Globalen
Siidens einsetzen. Hierzu soll u.a. die Unterstiitzung von Bauerinnen und Bauern
des Globalen Siidens mit Mikrokrediten ausgebaut werden.

e Um die regionalen Markte des Globalen Siidens vor exzessiven Exporten zu
schiitzen, miissen wir unsere Subventionen, beispielsweise auf Billigfleisch,
andern.

e Viele Lander des Globalen Siidens stehen am Rande des finanziellen Abgrunds. Wir
miissen eine Entschuldungsoffensive fiir diese Lander starten, um ihnen einen
fairen, neuen Anfang zu ermoglichen.

e Wasserwirtschaftliche Nachhaltigkeitskonzepte dienen dem Schutz der
Wasserressourcen miissen zum weltweiten Standard werden. Hierbei geht es sowohl
um die Sicherung der Qualitat des Grundwassers zur Sicherung unseres
Trinkwassers genauso wie um den Schutz der Wasserstande.

 Der Einsatz fiir eine gute Trinkwasser- und eine Sanitdrversorgung muss ausgebaut
werden, damit weltweit die Kindersterblichkeitsrate verringert wird. Denn
verschmutztes Wasser und mangelnde Hygiene verursachen haufig Krankheiten wie
Durchfall und senken dadurch die Lebenserwartung, insbesondere von Kleinkindern.

e Besonders von Diirre betroffene Lander benotigen Hilfe, der weltweite Ausbau an
Investitionen fiir eine gute Wasserversorgung ist wichtig

e Aufklarung liber Hygiene und Gesundheitsversorgung

In den Armutsregionen und Kriegsgebieten, wie in der Ukraine fehlt es oft an wenige
funktionierende sanitare Anlagen. Es geht in diesen Regionen nicht nur um
ausreichende gesunde Ernahrung, sondern die Wasserversorgung gehort dazu und muss
zusammen gedacht werden.

Votum der Redaktionskonferenz

Annahme
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Antrag E002: Die deutsche Landwirtschaft ist systemrelevant

Antragsteller*in: AK Landwirtschaft liber Bezirksvorstand
Status: Empfehlung der Redaktionskonferenz liegt vor
Empfehlung der Annahme

Redaktionskonferenz:
Sachgebiet: E - Ernahrung, Landwirtschaft

Der Parteitag moge beschliefRen:

1 Die aktuellen weltpolitischen Entwicklungen stellen uns vor die grofSten politischen
2 Herausforderungen seit dem Zweiten Weltkrieg, auch im Bereich der Agrar- und
3 Ernahrungswirtschaft. Sie sind systemrelevant und essentiell.

4 Daher moge der SPD Bezirksparteitag beschlieBen:

5 1. Die agrarpolitischen Positionen der SPD sind auf diese Herausforderungen neu
6 auszurichten und anzupassen.

7 2. Hierzu ist eine enge gemeinsame Abstimmung zwischen der SPD-Bundestagsfraktion,
8 den SPD-gefiihrten Agrarresorts der Lander und dem wieder zu aktivierenden ,SPD-
9 Netzwerk Agrar- und Ernahrungswirtschaft” notwendig.

10 3. Die agrarpolitischen Positionen der SPD miissen neben den wichtigen Aufgaben des

1 Klima-, Tier,- Umwelt-, Natur- und Artenschutzes wieder verstarkt die

12 Erndhrungssicherheit in den Fokus nehmen. Dabei sind die Belange der

13 landwirtschaftlichen Betriebe und der dort arbeitenden Familienarbeitskrafte

14 sowie der abhangigen Beschaftigten beriicksichtigen.

15 Wir erkennen an, dass wir Verantwortung fiir die fruchtbarsten Boden und hochsten
16 Umweltstandards tragen.

17 4. Die SPD begriiBt die Beschliisse der ,,Zukunftskommission Landwirtschaft” sowie die

18 Empfehlungen der ,Borchert-Kommission® zum Umbau der Tierhaltung und unterstiitzt
19 ein abgestimmtes Handeln der zustandigen Ressorts der Bundesregierung zur

20 zeitnahen Verwirklichung der Beschliisse.

21 5. Die soziale Verantwortung der SPD darf vor dem Hintergrund von Okologie und
22 Okonomie auch die schwierige wirtschaftliche Lage vieler Konsument*innen nicht
23 auler Acht lassen.

24 6. Bei allen kiinftigen Gesetzesinitiativen, die landwirtschaftlichen Betrieben

25 hohere Betriebs- und Investitionskosten auferlegen ist besonderes Augenmerk auf
26 die Gesetzeskostenabschatzung zu legen. Denn ohne Gewahrleistung entsprechend
27 angepasster Marktpreise geraten landwirtschaftliche Betriebe in Existenzkrisen.

28 Die Zielformulierungen des Green Deal miissen an die globalen Realitaten angepasst
29 werden.
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Begriindung

Die Folgen von Corona und der Ukrainekrieg haben uns auf schreckliche und unerwartete Weise
vor Augen gefiihrt, wie kurzfristig und mit welcher Wucht gravierende Storungen im globalen
Handel mit Nahrungs- und Futtermitteln eintreten konnen. Gleichzeitig macht die aktuelle Krise
deutlich, welch Bedeutung der globalen und nationalen Ernahrungssicherheit zukommt.

Unser Ziel ist eine Landwirtschaft, die gute Nahrungsmittel von hochster Qualitat erzeugt und bei
kurzfristigen, nicht vorhersehbaren weltweiten Nahrungskrisen einen Beitrag leisten kann.

Agrarpolitische Herausforderungen fiir die SPD auf Bundes- und auf Landerebene sind nicht
immer deckungsgleich. Umso mehr ist eine regelmaBige Abstimmung tiber die Standpunkte der
verschiedenen Ebenen erforderlich. Dies kann durch das vor sieben Jahren gegriindete ,SPD-
Netzwerk Agrar- und Ernahrungswirtschaft” gewahrleistet werden.

Die Aufgaben der Ernahrungssicherung miissen unter Beriicksichtigung des Umwelt-, Tier- und
Klimaschutzes gewahrleistet sein.

Die Landwirtschaft ist systemrelevant. Sie ist aufgrund ihrer Einbettung in globale Markte im Ein-
und Verkauf einem globalen Wettbewerb ausgesetzt und steht dabei unter hohem 6konomischem
Druck. Letzteres wird sich auch zukiinftig nur unwesentlich andern.

Der Landwirt als Nahrungsmittelproduzent und Kultur- und Naturlandbewirtschafter ist fiir den
landlichen Raum und die Gesellschaft unersetzlich. Deshalb miissen alle politischen Aktivitaten
darauf ausgerichtet werden, den in der Landwirtschaft Tatigen eine langfristige Perspektive fiir
ihre Arbeit und Zukunft zu bieten.

Der Umbau der Landwirtschaft muss betriebswirtschaftlich attraktiv sein und er sollte neue
Geschaftsmodelle fiir die Betriebe bieten. Wir miissen mit den staatlichen Leitplanken den
Wettbewerb um die besten okologischen und 6konomisch effizientesten Losungswege eroffnen.
Auf nationaler Ebene sind insbesondere der Flachenverbrauch durch Siedlung und Verkehr sowie
neuerdings auch durch Ausweisung von Flachen fiir Agrophotovoltaik eine Bedrohung fiir den
Erhalt der Flachen zur Nahrungsmittelproduktion. Hier diirfen nicht die besten Ackerboden in
Anspruch genommen werden.

Obwohl der Selbstversorgungsgrad bei einigen landwirtschaftlichen Produkten iiber 100% liegt, ist
Deutschland Nettoimporteur im Agrar- und Lebensmittelbereich. Damit einher geht ein virtueller
Flachenimport, der alleine fiir die Deckung des Inlandskonsums an Erndhrungsgiitern 12,5 Mio ha
in Anspruch nahm.

Die kiinftige sozialdemokratische Agrarpolitik muss berlicksichtigen, dass sich die Landwirtschaft
-wie alle anderen Bereiche in unserem Gesellschaftssystem- in einem Transformationsprozess
befindet.

Veranderungen vollziehen sich sowohl im Bereich des Pflanzenbaus, der Pflanzenziichtung als
auch in der Tierhaltung. Das wird vor allem sichtbar durch den immer schneller werdenden
Strukturwandel: Weniger landwirtschaftliche Betriebe, groRere Bestande in der Tierhaltung und
flachenstarkere Betriebe. Damit einher gehen negative strukturelle Entwicklungen in den
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landlichen Raumen, in denen die Landwirtschaft eine dominierende Rolle bisher gespielt hat.

Durch Klimawandel und Bevolkerungswachstum werden uns weltweit immer mehr Flachen
wegfallen bei gleichzeitig steigender Nachfrage nach Nahrungsmitteln.

Der gesellschaftliche und politische Druck auf die Landwirtschaft hat sich in den letzten Jahren
zunehmend verstarkt. Themen wie Tierwohl, Grundwasserschutz, Biodiversitat, Belastung von
Boden und Luft sowie Klimaveranderung verlangen nach konkreten Antworten.

Konzepte, die im breiten gesellschaftlichen Konsens jeweils erarbeitet wurden, liegen vor. Die
Empfehlungen der Borchert -Kommission und auch die Empfehlungen der Zukunftskommission
Landwirtschaft. Dieser Grundkonsens, der den genannten Papieren innewohnt, darf nicht
aufgegeben werden.

Bei der Ausgestaltung nationaler Regelungen zur Gemeinsamen Agrarpolitik (GAP) ab dem Jahr
2023 sind zentrale Empfehlungen der Farm to Fork Strategie der EU-Kommission, wie der Ausbau
der Okoflache oder die Reduktion des Pflanzenschutzmittel- und Diingereinsatzes kritisch zu
hinterfragen. Produktionsriickgange ohne entsprechende Nachfrageriickgange fiihren lediglich zu
unerwiinschten Nebenwirkungen.

Die digitale Transformation hat die Landwirtschaft sowohl in der Tierhaltung als auch im
Ackerbau langst erreicht. Precision Farming oder Digital Farming sind fiir die Landwirte keine
Fremdworte, denn Zukunftsfahigkeit braucht digitale Werkzeuge. So kann Umweltschutz durch
ressourcenschonende Diingung und Pflanzenschutz das Tierwohl und die Tiergesundheit
verbessert werden.

Der technische Fortschritt alleine, zum Beispiel bei modernen Ziichtungsmethoden, reicht nicht.
Aber ohne ihn wird es nicht gelingen, eine wachsende Weltbevolkerung nachhaltig und gesund zu
erndhren. Das kann nur mit einer innovativen ressourcenschonenden Weiterentwicklung der
landwirtschaftlichen Produktion bei moglichst hoher Produktivitat gelingen.

Votum der Redaktionskonferenz

Annahme
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Antrag F001: Klima schiitzen und verpflichtende
Inanspruchnahme von Fordermitteln fiir energetische
Modernisierungen

Antragsteller*in: Unterbezirk Frankfurt (Unterbezirk)

Status: Empfehlung der Redaktionskonferenz liegt vor
Empfehlung der Annahme in geanderter Fassung
Redaktionskonferenz:

Sachgebiet: F - Umweltpolitik

Der Parteitag moge beschliefRen:

1 Der Bezirksparteitag der SPD Hessen-Siid fordert Bundestag und Bundesregierung auf:

2 1. Die Fordermittel fiir energetische Modernisierungen von Wohngebauden sind auf
3 mindestens 10 Milliarden Euro jahrlich zu erhohen.

4 2. Die Inanspruchnahme von Fordermitteln ist im Rahmen der Mittelbereitstellung
5 gesetzlich verpflichtend vorzuschreiben.

Begriindung

Die Entwicklung des Weltklimas macht deutlich: Unsere Zivilisation wird auf Dauer nur dann
Bestand haben, wenn es gelingt, die weitere Erderwarmung zu stoppen. Wesentliche Bedeutung
fur die Erreichung des Ziels der Klimaneutralitat kommt dabei der Reduzierung von
klimaschadlichen Emissionen wie CO2 im Gebaudebestand zu. Die bisher fiir den Klimaschutz im
Gebaudebereich bereitgestellten Fordermittel sind unzureichend. Sie sind dringend entsprechend
den Klimazielen zu erhohen. Energetische Modernisierungen sind oft mit drastischen
Mieterhohungen verbunden und fiihren immer wieder zu Situationen, dass Mieter ihre bisherige
Wohnung verlassen mussen.

Dies flihrt zu sozial nicht verantwortbaren Situationen. Klimaschutz lasst sich nur als
gesamtstaatliche Aufgabe realisieren. Er darf nicht einseitig den Mieterhaushalten aufgebiirdet
werden. Fiir energetische Modernisierungen sind deshalb verpflichtend offentliche Fordermittel in
Anspruch zu nehmen. Der notwendige Klimaschutz muss zwingend mit sozialer Verantwortung
verbunden sein.

Votum der Redaktionskonferenz

Annahme in geanderter Fassung und Streichung der letzten beiden Satze der Begriindung.
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Antrag F001-A001: Anderungsantrag zu F001

Anderungsantrag zu FOO1

Antragsteller*in: Redaktionskonferenz
Status: zugelassen
Empfehlung der Annahme
Redaktionskonferenz:

Sachgebiet: F - Umweltpolitik

Der Parteitag moge beschlieRen:

Zeile2-3

Die Wohnungsbauwirtschaft muss einen groReren Beitrag fiir den Klimaschutz leisten. Die
Fordermittelpolitik des Bundes soll so ausgerichtet werden, dass maoglichst viele
Bestandswohnungen mit niedrigen Energiestandards energetisch saniert werden. Das kann
auch eine Anpassung der Energiestandards in Fordermittelprogrammen beinhalten.

Zeile 4 -5
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Antrag G001: Zugang zu Verhutungsmitteln fiir junge Frauen
zwischen 15 und 25 Jahren erleichtern - Frankreich als Vorbild

nehmen

Antragsteller*in: ASF Hessen-Siid (Arbeitsgemeinschaft)
Status: zugelassen

Empfehlung der Annahme in geanderter Fassung
Redaktionskonferenz:

Sachgebiet: G - Gesundheitspolitik

Der Parteitag moge beschliefRen:

-
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Der Bezirksparteitag der SPD Hessen-Siid fordert die sozialdemokratischen Mitglieder
der Bundesregierung und die SPD-Bundestagsfraktion auf, sich dafiir einzusetzen, dass
kiinftig der Zugang zu Verhlitungsmitteln fiir junge Frauen zwischen 15 und 25 Jahren
erleichtert wird, indem alle Kosten fiir Verhiitungsmittel und damit verbundene
Arztbesuche von der Krankenversicherung iibernommen werden.

AuRerdem soll gepriift werden, ob es eine Moglichkeit gibt, dass minderjahrigen
Madchen ohne die explizite Zustimmung der Erziehungsberechtigten Verhiitungsmittel
verschrieben werden konnen.

Frankreich fiihrt eine entsprechende Regelung zum 1.1.2022 ein.

Der Bezirksparteitag der SPD Hessen-Siid begriiBt die nachfolgende Vereinbarung der
Koalitionsvereinbarung der Ampel Koalition (ab Zeile 3897). Diese soll umgehend
umgesetzt werden: ,Wir wollen Krankenkassen ermoglichen, Verhiitungsmittel als
Satzungsleistung zu erstatten. Bei Geringverdienenden werden die Kosten libernommen.
Wir wollen die Forschungsforderung fiir Verhiitungsmittel fiir alle Geschlechter
anheben.”

Begriindung

wenn gewlinscht miindlich

Votum der Redaktionskonferenz

Annahme in geanderter Fassung
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Antrag G001-A001: Anderungsantrag zu GOO1

Anderungsantrag zu GOO1

Antragsteller*in: Redaktionskonferenz
Status: zugelassen
Empfehlung der Annahme
Redaktionskonferenz:

Sachgebiet: G - Gesundheitspolitik

Der Parteitag moge beschlieRen:

Zeile6-8
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Antrag G002: Arbeitnehmeriiberlassung in Krankenhausern
abschafft

Antragsteller*in: Unterbezirk Offenbach Stadt (Unterbezirk)
Status: zugelassen

Empfehlung der Uberweisung an

Redaktionskonferenz:

Sachgebiet: G - Gesundheitspolitik

Der Parteitag moge beschliefRen:

1 Die SPD Landtagsfraktion wird aufgefordert eine Gesetzesinitiative einzubringen, die
2 eine Arbeitnehmer iiberlassung in Krankenhausern abschafft oder zumindest eine gleiche
3 Entlohnung zwischen Leihkraften und Stammpersonal sichert.

4 Perspektivisch sollten die Krankenhauser personell so ausgestattet werden, dass
5  grundsatzlich auf Leiharbeit verzichtet werden kann.

Begriindung

Die Arbeitnehmer im Gesundheitswesen stehen seit Jahren unter einem massiven Druck, die fast
generelle Unterbesetzung fiihrt zu Frustration und im schlimmsten Fall verlassen die
Beschaftigten den Bereich. Dies ist ein Teufelskreislauf, den es zu unterbrechen gilt.

Seit Jahren verdienen Personaldienstleister an diesem Umstand. Hauptsachlich Pflegekrafte
wandern aus der festen Anstellung im Krankenhaus in eine Zeitarbeitsfirma. Dadurch wird die
Misere vor Ort noch verstarkt.

Die Krafte der Zeitarbeitsfirmen werden dann fiir erhebliche Kosten ,gebucht”. Dies fiihrt zwar zu
einem Ausgleich der nicht besetzen Stellen, aber dies zu erheblichen Mehrkosten.

Zumal Arbeitnehmer aus der Zeitarbeit keine Riicksicht auf die Urlaubsplanung in den einzelnen
Betrieben nehmen miissen, oft bei der Dienstplanung begiinstigt werden. Dies fiihrt zu Unfrieden
in den Teams und damit zu noch mehr Mitarbeitern, die im schlimmsten Fall aus der
Festanstellung fliehen und in der Zeitarbeit ihre neue Heimat finden. Damit beheben die
Personaldienstleister ein Problem, welches sie selbst schaffen.

Diesen Teufelskreislauf gilt es zu unterbinden. Zeitarbeit in der Pflege ist unnotig. Sie unterbindet
einen gefiihlten Mangel, den es ohne sie gar nicht geben wiirde, zumindest in geringem AusmalR.
Zumal hierdurch deutlichen Mehrkosten entstehen.

Um dies zu erreichen bedarf es eine Angleichung der Entlohnung. All zu oft wandern Stammbkrafte
ab um in der Zeitarbeit flexibler und vor allem fiir eine hohere Entlohnung ihren Dienst zu
versehen. Gerade die Pandemie hat gezeigt wie wichtig gut ausgebildetes Pflegepersonal ist, aber
auch wie rar diese eben auch sind. Aus der Politik wurde dies zumindest mit Pramien versucht zu
honorieren, wobei dies vor Ort an der Basis eher zu Missmut und Frustration gefiihrt hat. Es sollte
das Ziel sein die Entlohnung generell zu erhohen und nicht mit Pramien zu arbeiten.
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Die Pflegekrafte brauchen keine Pramien, sie brauchen eine sichere, gute und ehrliche Bezahlung
ihrer Tatigkeit, die viele mit viel Herzblut ausfiihren.

Gerade die Leihkrafte unterwandern dieses System. Stellenweise wird der Dienstplan vorgegeben
und die Stammkrafte werden dann in die Liicken geplant. Dies kann so nicht weitergehen.

Auch finanziell ist die Arbeitnehmeriiberlassung fiir die Krankenhauser eine Katastrophe. Ein
Mitarbeiter, der in der Pflege tatig ist, kostet das Krankenhaus das 1,5 fache. Diese Mehrkosten
belasten die ohnehin schon auf wackeligen Beinen stehende Krankenhausfinanzierung.

Weiterleiten an

Programmkommission zur Landtagswahl

Votum der Redaktionskonferenz

Uberweisung als Material an die Programmkommission zur Landtagswahl
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Antrag GO003: Brustkrebsvorsorge verbessern -
Friherkennung kann Leben retten

Antragsteller*in: ASF Hessen-Siid (Arbeitsgemeinschaft)
Status: zugelassen

Empfehlung der Annahme in geanderter Fassung
Redaktionskonferenz:

Sachgebiet: G - Gesundheitspolitik

Der Parteitag moge beschliefRen:

Eine von acht Frauen bekommt in ihrem Leben Brustkrebs. Jede fiinfte Frau, die an
Brustkrebs erkrankt, stirbt daran. Im Jahr 2009 wurde deshalb flachendeckend in
Deutschland das Mammographie-Screening eingefiihrt.

Seitdem werden Frauen im Alter von 50 bis 69 jedes zweite Jahr zur Mammographie-
Untersuchung eingeladen. Seit Marz 2021 wird gepriift, ob die Altersspanne auf Frauen
von 45 bis 74 Jahren ausgeweitet wird.

Neben der Tastuntersuchung, dem Mammographie-Screening, ist eine Ultraschall
Untersuchung eine weitere Moglichkeit Brustkrebs zu entdecken. Studien bestatigen,

dass durch eine zusatzlich durchgefiihrte Ultraschalluntersuchung bei Frauen mit

dichtem Brustgewebe bosartige Veranderungen nachgewiesen werden konnten, die sowohl
bei der Mammografie als auch bei Tastuntersuchungen libersehen wurden.

Diese Ultraschalluntersuchung wird bisher im Leistungskatalog der gesetzlichen
Krankenkassen nicht beriicksichtigt.

Der Bezirksparteitag der SPD Hessen-Siid fordert die sozialdemokratischen Mitglieder

der Bundesregierung und die SPD-Bundestagsfraktion auf, sich dafiir einzusetzen, dass
die Altersspanne beim Mammographie Brustkrebs Screening deutlich ausgeweitet und die
Brust Ultraschalluntersuchung in den Leistungskatalog der gesetzlichen Krankenkassen
aufgenommen werden.

Begriindung

Eine von acht Frauen bekommt in ihrem Leben Brustkrebs. Jede fiinfte Frau, die an
Brustkrebs erkrankt, stirbt daran. Im Jahr 2009 wurde deshalb flachendeckend in
Deutschland das Mammographie-Screening eingefiihrt.

Seitdem werden Frauen im Alter von 50 bis 69 jedes zweite Jahr zur Mammographie-
Untersuchung eingeladen. Seit Marz 2021 wird gepriift, ob die Altersspanne auf Frauen
von 45 bis 74 Jahren ausgeweitet wird.

Neben der Tastuntersuchung, dem Mammographie-Screening, ist eine Ultraschall
Untersuchung eine weitere Mdglichkeit Brustkrebs zu entdecken. Studien bestatigen,
dass durch eine zusatzlich durchgefiihrte Ultraschalluntersuchung bei Frauen mit
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dichtem Brustgewebe bosartige Veranderungen nachgewiesen werden konnten, die sowohl
bei der Mammografie als auch bei Tastuntersuchungen libersehen wurden.

Diese Ultraschalluntersuchung wird bisher im Leistungskatalog der gesetzlichen
Krankenkassen nicht beriicksichtigt.

Votum der Redaktionskonferenz

Annahme in geanderter Fassung

Anderungen der Redaktionskonferenz

Die Zeilen 1-13 in die Begriindung verschoben.
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Antrag G003-A001: Anderungsantrag zu G003

Anderungsantrag zu G003

Antragsteller*in: Redaktionskonferenz
Status: zugelassen
Empfehlung der Annahme
Redaktionskonferenz:

Sachgebiet: G - Gesundheitspolitik

Der Parteitag moge beschlieRen:

Zeile1-3
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Antrag G004: Covid-19 weltweit wirksam bekampfen

Antragsteller*in: ASF Hessen-Siid (Arbeitsgemeinschaft), ASF Kreis Offenbach
Status: zugelassen

Empfehlung der Annahme

Redaktionskonferenz:

Sachgebiet: G - Gesundheitspolitik

Der Parteitag moge beschliefRen:

-

a &~ W N
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Der Bezirksparteitag der SPD Hessen-Siid fordert die SPD-Bundestagsfraktion auf, sich
dafiir einsetzen, dass die Bekampfung von Covid-19 weltweit beschleunigt und
verbessert wird. Sie soll sich bei der Welthandelsorganisation (WTO), der
Weltgesundheitsorganisation (WHO), in der Europaischen Union und bei den
internationalen Partnern fiir folgende MaRnahmen einsetzen:

1. (Voriibergehende) Aufhebung des Patentschutzes fiir Covid-19 Impfstoffe: Dafiir

miissen sich 160 Lander in der WTO dafiir einsetzen, internationale Copyright-
Bestimmungen auBer Kraft zu setzen. Die WTO kann dann den sogenannten TRIPS
(Trade-related Intellectual Property Rights)-Waiver erteilen, der erstmalig im
Oktober 2020 von Indien und Siidafrika beantragt wurde. Mit dieser
Ausnahmegenehmigung wiirden voriibergehend der Patentschutz und weitere
Schutzrechte fiir Covid-19-Impfstoffe aufgehoben und so Rechtssicherheit fiir eine
weltweite Impfstoffproduktionen geschaffen werden. Bisher unterstiitzen 100
Lander dieses Anliegen, darunter nach dem Prasidentenwechsel auch die USA.

. Druck auf die Pharmaunternehmen erhohen, die Covid-19 Impfstoffe teils mit

massiver staatlicher Unterstiitzung herstellen konnten, mit Pharmaunternehmen in
anderen Landern beim Aufbau von Produktionskapazitaten zu kooperieren.

. Tatsachliche Erfiillung der Lieferzusagen von bereits erworbenen Impfkontingenten

an armere Lander in Afrika, in Teilen Asiens und Slidamerikas durch die Lander,
die liber Covid-19-Impfstoff verfiigen. Aufhebung von Exportverboten.

. Erfiillung der Zusagen der COVAX (Covid-19 Vaccines Global Access)-Initiative,

die urspriinglich zugesagten 240 Millionen Impfdosen global zur Verfligung zu
stellen und die Reduzierung dieser Zusage auf nur 145 Millionen riickgangig zu
machen.

. Im Rahmen der Entwicklungshilfe die Industrienationen zu verpflichten,

intensiver beim Aufbau eines funktionierenden Gesundheitswesens Unterstiitzung zu
leisten.

Begriindung

Die Weltgesundheitsorganisation beklagt, dass die Impfungen gegen Corona weltweit deutlich
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hinter den angestrebten Zielen zuriickbleiben. Die Impfraten sind in manchen Landern
verschwindend gering. (Z.B. Kongo 0,15 Impfdosen pro 100 Einwohner, Tschad 0,87, Madagaskar 1,5.
Zum Vergleich: Deutschland 128,49!)

Die WHO konstatiert, dass umgehend 2 Milliarden Dollar zur Versorgung der armen Lander mit
Impfstoff notig seien. Mehr Produktion und mehr Technologietransfer seien dringend erforderlich.

Um die Pandemie wirkungsvoll zu bekampfen, miissen weltweit moglichst schnell moglichst viele
Menschen Impfschutz bekommen. Bisher haben sich schon mehrere Mutanten des Covid-19 Virus
Uiber zahlreiche Lander ausgebreitet. Je langer die Pandemie grassiert, desto hoher ist das Risiko,
dass weitere Varianten entstehen, vor denen die vorhandenen Impfstoffe moglicherweise nicht
mehr ausreichend schiitzen.

Deshalb muss die internationale COVAX -Initiative ihre Zusagen erfiillen. Die COVAX (Covid-19
Vaccines Global Access)-Initiative will weltweit gleichmaRigen und gerechten Zugang zu Covid-19
Impfstoffen ermoglichen — unabhdngig von der finanziellen Situation des jeweiligen Landes.

Indien und Stidafrika haben in einem gemeinsamen Antrag an die WTO gefordert, alle im
Zusammenhang mit Covid-19 erteilten Patente und andere Schutzrechte aufzuheben (TRIPS-
Waiver). Die EU zeigt sich zwar diskussionsbereit, verfolgt aber weiter einen alternativen Plan,
vorhandene Spielraume im TRIPS-Abkommen wie den Abbau von Exportbeschrankungen und die
Vergabe von Zwangslizenzen zu nutzen, wenn es vorher keine freiwilligen Lizenzen zu
angemessenen geschaftsiiblichen Bedingungen gab. Auch bei Zwangslizenzen erhalt der
Rechteinhaber eine Vergiitung. Deutschland hat sich bisher verweigert. Auch die
Pharmaunternehmen und die Impfstoffhersteller wehren sich.

Der Aufbau eines funktionierenden Gesundheitswesens ist erforderlich, um manche armeren
Lander uiberhaupt in die Lage zu versetzen, ihre Bevolkerung in ausreichendem MalRe zu impfen.
Auch der Aus- und Aufbau der Impfstoffproduktion ist dazu dringend nétig und ohne finanzielle
und logistische Unterstiitzung der armeren Lander nicht zu stemmen.
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Antrag GO005: Endometriose: Zwei Millionen Betroffene und
keine Unterstiitzung

Antragsteller*in: Jusos Hessen-Siid (Arbeitsgemeinschaft)
Status: zugelassen

Empfehlung der Annahme

Redaktionskonferenz:

Sachgebiet: G - Gesundheitspolitik

Der Parteitag moge beschliefRen:
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Die Forschung und die Versorgung der Erkrankung Endometriose muss verbessert

und unterstiitzt werden! Dabei sollen regionale, spezialisierte Zentren aufgebaut
werden. Durch Aufklarung in der Gesellschaft und in der Medizin soll die

Diagnosezeit verkiirzt werden. Zusatzlich muss die Erforschung der Ursachen der
Krankheit vorangetrieben werden. In Anlehnung an die Forderungen der Endometriose-
Vereinigung-Deutschland e.V. haben wir folgende Forderungen:

1.

o U~ W

Aufklarung

Durchfiihrung einer bundesweiten Aufklarungskampagne zu Unterleibsschmerzen und
Endometriose.

. Zur Finanzierung der MaRnahmen soll ein jahrlicher Etat fir die Aufklarung von

Frauenkrankheiten und Endometriose von mindestens zehn Millionen Euro fiir die
~Bundeszentrale fiir gesundheitliche Aufklarung” durch das Bundesministerium fiir
Gesundheit bereitgestellt werden.

. Aufklarung im Rahmen der Sexualerziehung in Lehrplanen und Curricula
. Fortbildung der Verwaltung, insbesondere der Versorgungsamter
. Aufbau eines “Nationalen Aktionsplans: Frauengesundheit”

. Aufklarung liber die Folgen von hoher Schmerzmittelnutzung im Rahmen der

Erkrankung

Diagnostik, Behandlung und Forschung

. Aufbau eines bundesweiten Forderprogrammes zur Erforschung von Ursachen der

Endometriose, neuen Diagnostikverfahren und besseren Behandlungsmoglichkeiten.

. Der Etat soll jahrlich mindestens 14 Millionen Euro umfassen.

. Zum Aufbau eines Deutschen Zentrums fiir Endometriose soll eine einmalige Summe

von 30 Millionen Euro ausgeschrieben werden.

. Einfiihrung eines jahrlichen Vaginal-Ultraschalls als zuzahlungsfreie

Kassenleistung

. Zuzahlungsfreier Zugang zu hormonellen Praparaten fiir Endometriosebetroffene
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28 6. Kosteniibernahme von komplementaren Behandlungsansatzen

29 7. Aufklarung und Finanzierung von MaBnahmen im Zusammenhang mit Kinderwunsch

30 o Arbeitsrecht
31 1. Moglichkeit des Home-Office fiir Betroffene von Endometriose
32 2. Ermoglichung von telefonischen Krankschreibungen fiir Betroffene von

33 Endometriose

w

34 3. Einflihrung von Teilzeit-Krankschreibungen

Begriindung

Bei Endometriose wachst gebarmutterschleimhautahnliches Gewebe (sog. Endometriose-Herde)
auBerhalb der Gebarmutter, beispielsweise an Eierstocken, im Beckenraum, an Darm oder
Bauchfell. In manchen Fallen treten Endometriose Herde auch aulRerhalb des Bauchraums im
gesamten Korper auf. Herde konnen zyklisch bluten, weiterwachsen und sich entziinden sowie
Verklebungen in betroffenen Korperregionen verursachen. Zu den Symptomen der Erkrankungen
zahlen zum einen starke zyklusabhangige Unterleibsschmerzen, die es den
Endometriosebetroffenen teils unmoglich machen einer produktiven Beschaftigung nachzugehen.
Neben weiteren Symptomen wie beispielsweise starken zyklusunabhangigen Schmerzen,
Schmerzen beim Geschlechtsverkehr, bei gynakologischen Untersuchungen, beim Stuhlgang oder
Urinieren und Blutungen aus Blase und Darm leiden Endometriosebetroffene vermehrt unter
ungewollter Kinderlosigkeit.

Endometriose ist die zweithaufigste gynakologische Erkrankung in Deutschland. Laut dem
aktuellen Frauengesundheitsbericht des Robert Koch-Instituts leidet eine von zehn Frauen an
Endometriose. Die Ursachen der Krankheit sind bislang ungeklart, sodass sich Therapien bisher
nur auf die Behandlung der Symptome konzentrieren. Die Behandlungsoptionen (operative
Entfernung der Endometriose-Herde, die Einnahme von hormonellen Praparaten und die
regelmaBige Einnahme von starken Schmerzmitteln) haben oft starke Nebenwirkungen und bilden
nur temporare Losungen.

Nach Aussagen des Bundesministeriums fiir Bildung und Forschung wurden in den letzten 20
Jahren insgesamt 500.000 Euro an Forschungsgeldern vom Bund fiir die Erforschung von
Endometriose investiert. Das ist viel zu wenig, gemessen an der hohen Zahl der

Betroffenen. Deshalb benotigt es Aufklarung in der Gesellschaft. Die Stigmatisierung und
Bagatellisierung von Menstruationsbeschwerden fiihren zu langen Diagnosezeiten, verzogerten
Behandlungen und psychischem Stress von Betroffenen. Mit einer bundesweiten
Aufklarungskampagne zum Themenbereich Menstruationsbeschwerden und Endometriose kann
eine Sensibilisierung in der breiten Gesellschaft vorangetrieben werden. Diese Kampagne findet
mit Plakaten und Flyern, sowie im digitalen Raum auf Social-Media statt. Zudem sollte die
Thematik ausfiihrlich in die Lehrplane und Curricula im Rahmen der Sexualerziehung und
Gesundheitserziehung Platz finden.

In vielen Fallen sind Betroffene in ihrer Leistungsfahigkeit so stark eingeschrankt, dass ein Antrag
auf Schwerbehinderung oder Erwerbsminderungsrente erforderlich ist oder sie nur begrenzt
arbeitsfahig sind. Darliber hinaus braucht es mehr Aufklarung in 6ffentlichen Verwaltungen,
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insbesondere in den Versorgungsamtern.

Das bereits erwahnte zu niedrige Etat zur Erforschung muss dringend erhoht werden. So
formuliert die Endometriose Vereinigung Deutschland e.V. zutreffend: “Wir als Gesellschaft sind es
Erkrankten und auch den Endometriose betroffenen zukiinftiger Generationen schuldig, die
Ursachen von Endometriose adaquat zu erforschen und Therapieansatze zu entwickeln, die die
Krankheit selbst und nicht lediglich ihre Symptome behandeln.” Neben eine ausreichende und
hoher ausfallende Finanzierung der Forschung miissen aber auch andere Gesundheitsleistungen
mitgetragen werden. So konnen durch einen jahrlichen Vaginal-Ultraschall als zahlungsfreie
Kassenleistungen eine friihere Diagnose ermaoglicht werden. Diese ist von Vorteil um langfristige
Schaden, Folgeerkrankungen und Fehlbehandlungen zu verhindern. Auch der zahlungsfreie
Zugang zu hormonellen Praparaten, die zu einer der wenigen Behandlungsmoglichkeiten zahlt,
muss finanziert werden. Da es sich um eine medikamentose Behandlung handelt, die die
Betroffenen zwingend benotigen, kann es nicht sein, dass diese die vollen Kosten dafiir tragen
miissen.

Auch arbeitsrechtlich ist es wichtig, Betroffenen entgegenzukommen. Wahrend der COVID-19
Pandemie sehen wir, dass das Home-Office fiir viele moglich ist. Die starken Schmerzen stellen
eine aulerordentliche Belastung fiir Endometriosebetroffene dar, sowohl auf dem Weg zum als
auch am Arbeitsplatz. Mit der Ermoglichung von Home-Office, der telefonischen Krankschreibung
und der Einfiihrung einer Teilzeit-Krankschreibung kann den Betroffenen arbeitsrechtliche
Unterstiitzung zugesichert werden. Mit der Einfiihrung der Teilzeit-Krankschreibung kann einen
kompletten Verzicht auf Arbeit verhindert werden. Da Endometriose oftmals zyklusabhangig ist,
ist die Arbeitsfahigkeit auch variabel. Darauf sollte man sich gesundheitsrechtlich einstellen
konnen.
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Antrag G006: Erforschung und Behandlung von
Endometriose

Antragsteller*in: ASF Hessen-Siid (Arbeitsgemeinschaft), ASF Limburg-
Weilburg

Status: zugelassen

Empfehlung der Erledigt durch

Redaktionskonferenz:

Sachgebiet: G - Gesundheitspolitik

Der Parteitag moge beschliefRen:

-

Der Bezirksparteitag der SPD Hessen-Siid fordert die SPD-Bundestagsfraktion auf, sich
dafiir einzusetzen, dass zur Erforschung und Behandlung von Endometriose ausreichend
Fordermittel zur Verfiigung gestellt werden. (Informationen zu Endometriose sind u.a.
hier zu finden: https://de.wikipedia.org/wiki/Endometriose)

S~ W N

(65}

Der Bezirksparteitag begriiBt, dass in der Koalitionsvereinbarung der Ampel ab Zeile
284 vereinbart wurde:

7 ,Wir berlicksichtigen geschlechtsbezogene Unterschiede in der Versorgung, bei

8  Gesundheitsforderung und Pravention und in der Forschung und bauen Diskriminierungen
9 und Zugangsbarrieren ab. Die Gendermedizin wird Teil des Medizinstudiums, der Aus-,

10 Fort- und Weiterbildungen der Gesundheitsberufe werden.”

Begriindung

Die medizinische Forschung ist nach wie vor zu stark auf den mannlichen Korper ausgerichtet.
Besonders im weiblich-hormonellen Bereich herrschen nach wie vor groRe Forschungsdefizite, so
dass bei vielen Frauen Krankheiten nicht richtig erkannt und damit letztlich auch nicht behandelt
werden oder nicht richtig behandelt werden.

Die Stiftung Endometriose Forschung sagt: ,Die Endometriose ist die zweithaufigste benigne,
proliferative Erkrankung der Frau. Etwa 7-15 % der weiblichen Bevolkerung wahrend der Phase der
Geschlechtsreife sind betroffen. Endometriose verursacht Beschwerden, zerstort Organe und
beeintrachtigt Organfunktionen. Die Krankheit schrankt den Alltag der betroffenen Frauen
teilweise sehr stark ein. Frauen, die wahrend ihrer Periode schmerzbedingt von zu Hause in ein
Krankenhaus gebracht werden, stehen meist Sanitatern gegeniiber, denen die Krankheit nicht
bekannt ist. Die Zahl der Neuerkrankungen pro Jahr betragt mit ca. 40.000 knapp zwei Drittel der
Erkrankungen am Mammakarzinom! Dennoch wird sie weit weniger beachtet. Die klinische Realitat
in Deutschland ist entmutigend:

e Vom Auftreten der ersten Symptome bis zur Diagnosestellung vergehen im Mittel 6 Jahre (bei
Sterilitatspatientinnen 3 Jahre, bei Schmerzpatientinnen bis zu 10 Jahre!).

e Fehldiagnosen - wie Adnexitis (gemeinsame Entziindung von Eileiter und Eierstock),
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psychogene Beschwerden, PMS (pramenstruelles Syndrom), Pelvipathie (chronischer
Unterbauchschmerz)- werden haufiger gestellt als die richtige Diagnose!” (https://
www.endometriose-sef.de/)

Obwohl unter Endometriose bis zu 15 Prozent aller Frauen im fruchtbaren Alter leiden, ist die
Medikamentenentwicklung in diesem Bereich heute nicht viel weiter als vor 15 Jahren. Neben dem
Fehlen ausreichender Forschungstatigkeiten im Bereich der Medizin fiir Frauen ist in Deutschland
der Mangel an geschlechtsspezifischer Medizin zu beklagen. Einzig die Berliner Charité lehrt
geschlechtsspezifische verbindlich fiir angehende Arztinnen und Arzte. »Wiirde die Krankheit
(Endometriose) auch Manner betreffen, hatten wir schon langst eine Losung, sagt Sylvia
Mechsner, die das Endometriose-Zentrum der Berliner Charité leitet. Neben dem Bedarf an
Forschung ist es unbedingt notwendig, dass die Krankheit starker als bisher in die Ausbildung
medizinischen Personals aufgenommen wird.

Votum der Redaktionskonferenz

Erledigt durch G005
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Antrag GOO7: Erleichterte Anerkennung von Corona-Folgen
als Berufskrankheit

Antragsteller*in: ASF Hessen-Siid (Arbeitsgemeinschaft)
Status: zugelassen

Empfehlung der Annahme

Redaktionskonferenz:

Sachgebiet: G - Gesundheitspolitik

Der Parteitag moge beschliefRen:

S~ W N =
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Viele Angehorige der ,systemrelevanten” Berufe haben sich wahrend der Pandemie
mutmallich im Rahmen ihrer Arbeit mit SARS-CoV-2 infiziert, leiden unter den
Spatfolgen bis hin zu dauerhafter Berufs- und Erwerbsunfahigkeit, ohne dass sie unter
den Schutz der gesetzlichen Unfallversicherung fallen.

Gleiches gilt fiir diejenigen aus diesen Berufsgruppen, bei denen sich infolge der
iiberbeanspruchenden Arbeitsbedingungen ein ,Burn-Out” (Depression, Posttraumatische
Belastungsstorung) entwickelt hat.

In der Regel kdnnen sie die von den Berufsgenossenschaften geforderten Nachweise,
dass ihre Erkrankung bzw. Storung rein beruflich verursacht ist, nicht erbringen.

Wir fordern eine Regelung zu finden, die es erlaubt, fiir die Betroffenen die
Anerkennung ihrer Corona-Folgen als Berufskrankheit deutlich zu erleichtern.
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Antrag G008: Finanzierung des Gesundheitswesens

Antragsteller*in: Unterbezirk Offenbach Stadt (Unterbezirk)
Status: zugelassen

Empfehlung der Noch nicht behandelt
Redaktionskonferenz:

Sachgebiet: G - Gesundheitspolitik

Der Parteitag moge beschliefRen:

1 Die SPD-Bundestagsfraktion wird aufgefordert, eine grundlegende Reform der
2 Krankenhausfinanzierung anzustofRen.Dabei soll die Abschaffung des
3 Fallpauschalensystems angestrebt werden.

4 Bereits 2019 wurden die Pflegepersonalkosten aus den Fallpauschalen ausgegliedert und
5  durch ein auf Grundlage der Selbstkosten zu vereinbarendes Pflegebudget ersetzt,
6 diese Entscheidung war richtig und kann auch Alternative zu den Fallpauschalen sein.

7 Eine Riickkehr zum Selbstkostendeckungsprinzip bei der Krankenhausfinanzierung und
8  eine Abschaffung der DRG ist auch geeignet, das Problem der Privatisierung eines
9 zunehmenden Teils der Krankenhauser und des Abflusses von Gewinnen zu losen.

Begriindung

Seit der Einfiihrung der DRG als Berechnungsgrundlage wird die Finanzierung im
Gesundheitswesen nicht mehr von der Abhangigkeit des Aufwands, sondern durch die auslosende
LKrankheit” bzw. Diagnose begriindet.

Dies hat zur Folge, dass zum Teil pflegerisch aufwandige Patienten nicht ,vergiitet oder nur
unzureichend vergiitet wird. Dariiber hinaus ist es fiir Einrichtungen im Gesundheitswesen lukrativ
moglichst viele ,Kunden” regelrecht abzufertigen.

Dies fiihrt unabhangig fiir die Situation der Beschaftigten zu moglichst friihen Entlassungen. Die
wiederum den ambulanten Sektor belasten.

Im stationaren Sektor fiir dies zu einem belastenden Kommen und Gehen der ,Kunden“ und zu
immer weniger Zeit pro Patient, da die Administration fiir das Entlassmanagement viel Zeit in
Anspruch nimmt.

Dies ist eine Schieflage, die so nicht toleriert werden kann. Die Gesundheit eines Biirgers ist das
hochste Gut. Die korperliche Unversehrtheit ist in Artikel 2 des Grundgesetzes als grundlegendes
Recht verbrieft. Somit ist es eine staatliche Aufgabe den Biirger hierbei zu unterstiitzen. Dies kann
der Staat in verschiedener Weise leisten.

Keiner erwartet, dass andere Institutionen des offentlichen Sektors kostendeckend oder gar
gewinnbringend arbeiten. Die Feuerwehr, die Polizei, der Rettungsdienst und zum Beispiel die
Schulen erwecken nicht das Bediirfnis der Allgemeinheit kostenneutral zu arbeiten. Warum wird
dies vom Gesundheitssektor geradezu verlangt?
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Durch die Privatisierungen im Gesundheitssystem wurde die Gesundheit zu einem Wirtschaftsgut,
mit dem Handel betrieben wird um Aktionare oder Gesellschafter mit einer Rendite gliicklich zu
machen. Dies ist der Falsche Weg.

Gerade die Pandemie hat gezeigt, wie wichtig die Gesundheit ist und wie verzwickt die Situation
im Gesundheitssystem ist.

Votum der Redaktionskonferenz

Votum der Redaktionskonferenz wird nachgereicht.
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Antrag GO009: Forschungsforderung fiir Gendermedizin
erhohen - Sonderforderung fiir die Entwicklung von
kiinstlichen Organen fiir Frauen

Antragsteller*in: ASF Hessen-Siid (Arbeitsgemeinschaft)
Status: zugelassen

Empfehlung der Annahme in geanderter Fassung
Redaktionskonferenz:

Sachgebiet: G - Gesundheitspolitik

Der Parteitag moge beschliefRen:

-

Die Bezirkskonferenz der SPD Hessen-Siid fordert die SPD-Bundestagsfraktion auf, sich
dafiir einzusetzen, dass das 2022 auslaufende Forderprogramm ,,Gendergesundheit” beim
Bundesministerium fiir Bildung und Forschung durch ein neues Forderprogramm ersetzt
wird.

S~ W N

5  Das neue Programm sollte mindestens Fordergelder in Hohe von 100 Millionen Euro pro
6 Jahr enthalten und neben Grundlagenforschung auch die produktorientierte Forschung -
7 insbesondere auch zur Entwicklung von kiinstlichen Organen fiir Frauen - fordern.

Begriindung

In der Forschung werden kiinstliche Organe haufig fiir den mannlichen Korper entwickelt. Fiir den
weiblichen Korper ,passen” diese Organe haufig nicht. Obwohl Frauen dreimal haufiger
Knieprothesen erhalten, wurde in den 70er Jahren der erste Kniegelenkersatz fiir Manner
entwickelt. Da weibliche Knie in der Regel kleiner sind als die von Mannern, war das kiinstliche
Kniegelenk fiir Frauen meistens zu groB, was zu orthopadischen Folgeproblemen gefiihrt hat.

Ebenso sind fiir Manner entwickelte kiinstliche Herzen zu groRB fiir Frauen. Der weibliche Brustkorb
ist einfach zu klein, die Rippen konnen iiber dem mannlichen Kunstherz nicht mehr geschlossen
werden.

Alternativ wurde Frauen daher haufig ein fiir Jugendliche entwickeltes kiinstliches Herz eingesetzt.
Das Kunstherz fiir Jugendliche hat jedoch eine zu geringe Leistung fiir einen erwachsenen
weiblichen Korper.

Beim Bundesministerium fiir Bildung und Forschung besteht fiir den Forderzeitraum 2017 bis 2022
eine FordermaRnahme ,Gendergesundheit”. Die Fordersumme betragt bis zu 10,3 Millionen Euro.
Fiir die Zeit ab 2023 soll ein neues Programm aufgelegt werden, das liber wesentlich hohere
Fordergelder verfiigt und neben Grundlagenforschung insbesondere auch die produktorientierte
Forschung zur Entwicklung von kiinstlichen Organen fiir Frauen fordert.
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Antrag G009-A001: Anderungsantrag zu G009

Anderungsantrag zu G009

Antragsteller*in:
Status:

Empfehlung der
Redaktionskonferenz:

Sachgebiet:

Der Parteitag moge beschlieRen:

Zeile5-6

5  Das neue Programm sollte min

Redaktionskonferenz
zugelassen
Annahme

G - Gesundheitspolitik

6 Jahrenthaltenund-neben Grundlagenforschung auch die produktorlentlerte Forschung -
7 insbesondere auch zur Entwicklung von kiinstlichen Organen fiir Frauen - fordern.
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Antrag G010: Gesundheit ist keine Ware - Solidaritat mit den
Beschaftigten und Patient:innen des Uniklinikums GieBen
und Marburg

Antragsteller*in: Unterbezirk GieRen (Unterbezirk)
Status: zugelassen

Empfehlung der Annahme

Redaktionskonferenz:

Sachgebiet: G - Gesundheitspolitik

Der Parteitag moge beschliefRen:

1

o U w

~

20
21
22
23
24
25
26

27
28

29

Die Privatisierung des Universitatsklinikums Gieen und Marburg im Jahr 2006 durch
die damalige CDU gefiihrte Landesregierung war ein Fehler, ist ein Fehler und wird ein
Fehler bleiben.

Wir bekraftigen mit diesem Antrag die sozialdemokratische Forderung, dass

die Gesundheitsversorgung als zentraler Teil der 6ffentlichen Daseinsvorsorge in die
Verantwortung der offentlichen Hand gehort und solidarisieren uns im gleichen Atemzug
mit den gewerkschaftlichen Forderungen der Beschaftigten nach einer Riickfiihrung des
Uniklinikums GieBen-Marburg in offentliches Eigentum.

Die Gesundheitsversorgung in einem Universitatsklinikum muss zu aller erst den
Bedarfen der Patient:innen, Beschaftigten, Studierenden und Lehrenden entsprechen und
darf sich nicht vorrangig an 6konomischen Zielen, wie einer jahrlichen 10%
Renditeerwartung und den Interessen der Anteilseigner:innen orientieren.

Die Fehler, die in den letzten Jahren am UKGM gemacht wurden, miissen durch die
hessische Landesregierung revidiert werden. Als Anteilseignerin hat die
Landesregierung die Maglichkeit, im Aufsichtsrat eine Gesellschafterversammlung
einzuberufen und ihrer Kontrollfunktion gerecht zu werden.

Dies muss umgehend geschehen! Ansonsten macht sich die hessische Landesregierung des
bewussten Wegschauens schuldig. Des Weiteren miissen konsequente qualitative und
quantitative Personalstandards eingefiihrt werden.

Anstatt Personal nur als Kostenfaktor zu sehen, sollte Asklepios die herausragende
Verantwortung gegeniiber Personal und Patient:innen ernst nehmen. Denn:
Personalstandards sind Sicherheitsstandards. Es darf nicht sein, dass die
Privatisierung des UKGM und die neuerliche Ubernahme der Rhén-Klinikum AG durch
Asklepios auf dem Riicken des Personals ausgetragen wird. Die Uberlastung des
Personals ist nicht erst seit der Zuspitzung in der aktuellen Corona-Pandemie eine
Zumutung fiir die Beschaftigten sowie eine potenzielle Gefahr fiir die Patient:innen.

Das UKGM muss seinen Versorgungsauftrag als universitarer Maximalversorger
bedingungslos gewahrleisten. Dieser betrifft die Gesundheitsversorgung der

Patient:innen ebenso wie gute Forschungs- und Lehrbedingungen.

180 / 319



Bezirksparteitag der SPD Hessen-Siid 2022

30 Die zuriickliegende Kiindigungswelle zeigt mit dem Brennglas die Probleme des

31 privatisierten Universitatsklinikums auf. Doch schon zuvor gab es seitens der

32 Klinikleitung einen Stellenabbau in allen Bereichen, in dem unter anderem Stellen

33 nicht mehr nachbesetzt wurden. Dies stellt eine zusatzliche Belastung fiir das

34 Personal dar, denn: auch wenn Stellen nicht nachbesetzt werden, bleibt die Masse an
35  Arbeit, die verrichtet werden muss, die gleiche. Eine weitere Auslagerung von

36 Personal oder Bereichen des UKGM gilt es daher konsequent zu verhindern.

37 Weiterhin fordern wir Asklepios auf, sich dazu zu bekennen, kein weiteres Outsourcing

38 und keine Tarifflucht zu begehen. Auch betriebsbedingte Kiindigungen sowie

39 Anderungskiindigungen miissen unterbunden werden. Zudem muss die Qualitat der Lehre
und

40  Ausbildung an den Standard anderer Universitatsklinika in Deutschland angepasst

©1 werden und eine Ubernahmegarantie fiir Auszubildende garantiert werden. Diese

42 Forderungen sollen im Rahmen eines Tarifvertrages festgehalten werden.

43 Bei all diesen Forderungen ist die Landesregierung in der Verantwortung, ihre Pflicht
44 wahrzunehmen und die Ablaufe am UKGM kritisch zu begleiten. Es darf nicht sein, dass
45  die Beschaftigten am UKGM ein zweites Mal im Regen stehen gelassen werden und das
46 ausbaden miissen, was die CDU-gefiihrte Politik in den Sand gesetzt hat.

47 AbschlieRend bleibt festzuhalten: Das UKGM muss zurlick in die 6ffentliche Hand!

Begriindung

Die mehrheitliche Ubernahme des UKGM durch Asklepios im Jahr 2020, die akute Kiindigungswelle
von Pflegekraften am UKGM-Standort in Marburg, die dazu fiihrte, dass nahezu eine komplette
Station an eine andere Klinik wechselte, das erneut drohende Outsourcing von sogenannten
.patientenfernen Bereichen*, zunehmende Zahlen an Uberlastungsanzeigen sowie die gezielte
Schikane der gewerkschaftlichen Organisation der Reinigungsfachkrafte am Standort in GieRen
sind nur einige aktuelle Beweise der negativen Auswirkungen der Privatisierung.

Die Bereitschaft des Landes Hessen in den nachsten zehn Jahren dringend notwendige
Investitionsmittel in Hohe von mehr als 500 Millionen Euro bereitzustellen ist hinsichtlich der
Entlastung der Mitarbeitenden zwar zu begriiBen, da diese die Investitionsmittel zukiinftig nicht
mehr erwirtschaften miissen. Im Grundsatz stellt die Notwendigkeit fiir 6ffentliche
Investitionsmittel jedoch ein Eingestandnis des Scheiterns der Privatisierung dar, zumal sich
Asklepios zu dringend notwendigen Zugestandnissen, wie einer Starkung der bestehenden
Tarifvertrage, einer Verbesserung der Arbeitsbedingungen durch hohere Personalschlissel und
einer Wiedereingliederung der Service-Mitarbeiter:innen nicht bereit zeigte.

Das Uniklinikum GieRen und Marburg hat eine iibergeordnete gesundheitliche Verantwortung fiir
die Gesellschaft des Landes Hessen, da die spitzenmedizinische Versorgung von Patient:innen
nicht an der Grenze Mittelhessens aufhort. Die Privatisierung der beiden Kliniken bedeuten
Einschrankungen fiir die Bewohner:innen in ganz Hessen. Des Weiteren haben die Unikliniken eine
besondere Verantwortung fiir Forschung und Lehre.

In der Unternehmenspolitik von Asklepios dreht sich zunachst erstmal alles rund um das Thema

181/ 319



Bezirksparteitag der SPD Hessen-Siid 2022

Gewinn. Unter diesen Voraussetzungen bleibt nur wenig Platz fiir qualitativ und quantitativ
hochwertige Lehre von Studierenden und Auszubildenden. Der Schliissel zwischen
Professor:innen und Studierenden ist deutlich schwacher, als an anderen deutschen Uniklinika.
Dies hatte bereits 2008 eine Untersuchung des Wissenschaftsrates nachgewiesen. Dazu kommt,
dass die Patientenversorgung in der Medizin nicht trennbar von der Lehre ist. Je hoher die
Arbeitsverdichtung in der Patientenversorgung ist, desto schlechter wird die Ausgangslage fiir die
Schaffung eines produktiven Lehr- und Lernumfelds. Diese Auswirkungen werden auch in den
schlechten Examensergebnissen im deutschlandweiten Vergleich deutlich.

Bereits im Juli 2013 stellten der Deutsche Hochschulverband, die Bundesarztekammer, der
Marburger Bund und die Arbeitsgemeinschaft der Wissenschaftlichen Medizinischen
Fachgesellschaften im Rahmen einer gemeinsamen Stellungnahme fest: ,Die Erfahrungen am
Klinikum GieRen/Marburg haben gezeigt, dass die von dem privaten Unternehmen geforderten
Renditeerwartungen mit den Aufgabenfeldern eines Universitatsklinikums nicht in Einklang zu
bringen sind. ... Die Universitatsmedizin sollte daher ... grundsatzlich als Teil der staatlichen
Daseinsfiirsorge offentlich-rechtlich organisiert sein.”

Zusatzlich muss das Thema der Ausbildung in Gesundheitsberufen, sowie technischen Berufe
betrachtet werden. Die Bestehensquote der Auszubildenden in der Pflege ist deutlich schlechter,
als in anderen hessischen oder deutschen Kliniken. Dies hangt ebenso mit der hohen
Arbeitsverdichtung fiir Lehrpersonal und Praxisanleiter:innen zusammen. Es fallt zunehmend
theoretischer Unterricht aus, der durch Arbeitsauftrage ersetzt wird. Praktischer Unterricht kann
nur noch sehr selten stattfinden, da die Patientenversorgung bereits ohne die Belastung durch
Ausbildung und Lehre kaum zu bewaltigen ist. Daher ist es obligat, dass wir uns fiir gute
Lehrbedingungen, sowohl im Studium als auch der Ausbildung an den beiden Standorten des
UKGM einsetzen, um den bereits existierenden Personalnotstand zu bekampfen.

Wir haben die klare Aufgabe und Verantwortung das Personal der Kliniken, die Held:innen der
Pandemie, vor einer weiteren Prekarisierung ihrer Arbeitsbedingung zu schiitzen. Die
Abwartsspirale dreht sich bereits und muss schnellstmoglich aufgehalten werden. Pfleger:innen,
Physiotherapeut:innen, Logopad:innen, Reinigungsfachkrafte und alle anderen Beschaftigten
miissen sehen und spiiren, dass wir sie wirklich wertschatzen. Deshalb miissen wir durch eine
Riickiiberfiihrung des UKGM in offentliches Eigentum den ersten Schritt zum Stopp der Spirale
gehen und damit gleichzeitig ein leuchtendes Signal an alle Beschaftigten des UKGM senden. Das
Land Hessen hat die Verantwortung der offentlichen Daseinsvorsorge. Diese Verantwortung muss
nun endlich ernst genommen werden. Zur Erfiillung dieser Verantwortung gibt es ein eindeutiges
Gutachten zur Moglichkeit der Riickiiberfiihrung auf der Grundlage des Grundgesetzes. Lasst uns
Verantwortung libernehmen. Verantwortung fiir das UKGM, Verantwortung fiir Lehre, Ausbildung
und Forschung, Verantwortung fiir alle Beschaftigten und Patient:innen, Verantwortung fiir eine
bedarfsgerechte Gesundheitsversorgung, die dem Mensch und nicht 6konomischen Zielen und
Renditeerwartungen verpflichtet ist.

Votum der Redaktionskonferenz

Annahme als Resolution
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Antrag GO11: Gesundheit kennt keinen Spartarif

Antragsteller*in: Jusos Hessen-Siid (Arbeitsgemeinschaft)
Status: zugelassen

Empfehlung der Erledigt durch

Redaktionskonferenz:

Sachgebiet: G - Gesundheitspolitik

Der Parteitag moge beschliefRen:

1 An der Gesundheit darf nicht gespart werden. Daher fordern wir:
2 Die Forderung der Einfiihrung der Biirger*innenversicherung bleibt bestehen.
3 e Vorab die Abschaffung des Notlagentarifs.

4 e Eine Option fiir Selbststandige, nach Tariferhohungen von 15% innerhalb
5 eines Jahres wieder in die Gesetzliche Rentenversicherung wechseln zu konnen.

6 e Die Tarife der Privaten Krankenversicherung diirfen von der Leistung nicht
7 unter dem der Gesetzlichen Krankenversicherung stehen.

g8 o Die Kosten der Basistarife diirfen nicht unter dem der

9 Gesetzlichen Krankenversicherung stehen. Hierfiir soll das Bundesministerium fiir
10 Gesundheit jedes Jahr eine Preisrichtlinie festlegen und aktualisieren.
Begriindung

“Wer in Deutschland einen Wohnsitz hat, ist zur Absicherung im Krankheitsfall und bei
Pflegebediirftigkeit gesetzlich verpflichtet. Auch ist rechtlich geregelt, wann Vertrage der privaten
Krankenversicherung (PKV) im Rahmen dieser Versicherungspflicht Vorrang haben”, so vom Bund
der Versicherten. Ein groRes Problem, das neben der allgemeinen Ungerechtigkeit im Zwei-
Klassen-Gesundheitssystem aufzufinden ist, dass durch die Profitorientierung der Privaten
Krankenversicherungen ein signifikanter Anteil einer Versichertengruppe aus dem System der
Gesetzlichen Krankenversicherung in die der Privaten herausgezogen wird. Die Leistungen sind
hierbei zwar mit denen der Kassen vergleichbar, jedoch weitaus preiswerter. Griinde dafiir ist in
vielen Fallen das sogenannte Kapitaldeckungsverfahren, welches keine solidarische
Mitfinanzierung der anderen Versicherten mit sich ziehen soll. In der Praxis ist dies aber
schlichtweg nicht zutreffend. Vor allem kleine Versicherungen und Start-Ups finanzieren die
Beitrage anderer fiir die eintretenden Krankheitsfalle. Und je knapper das Preisdesign ausfallt,
desto hoher ist die Gefahr immenser Preissteigerungen durch die Krankenversicherung. Das fiihrt
letztlich dazu, dass viele, vor allem Selbststandige, ihre Beitrage nicht mehr zahlen konnen und,
ohne dies zu verhindern, entweder sich massiv finanziell schlechter stellen miissen oder sogar in
den Notlagentarif verschoben werden. Aus diesem wieder herauszukommen, ist fiir viele
Menschen schwer maglich. Es ist daher notwendig, dass die Anreize verhindert werden.
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Votum der Redaktionskonferenz

Erledigt durch Beschlusslage des SPD-Bezirks Hessen-Siid und der SPD Hessen
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Antrag GO012: Gesundheitsversorgung fiir Gefliichtete

Antragsteller*in: Unterbezirk Offenbach Stadt (Unterbezirk)
Status: zugelassen

Empfehlung der Uberweisung an

Redaktionskonferenz:

Sachgebiet: G - Gesundheitspolitik

Der Parteitag moge beschliefRen:

1 1. Die SPD fordert die hessische Landesregierung auf, umgehend und rechtssicher die
Liicken der arztlichen und medizinischen Versorgung von Gefliichteten z. B. bei
chronischen Krankheiten zu schlieBen. Gefliichtete sollen dabei in das
Versorgungssystem integriert werden, wie das in anderen Bundeslandern der Fall
ist.

a &~ W N

6 2. Die SPD fordert die Landes- und Bundesregierung auf, sofort fiir eine faire
7 Verteilung von Gefliichteten zu sorgen, um einen Kollaps in engagierten
8 Grof3stadten zu vermeiden.

9 3. Die SPD fordert die Landes- und Bundesregierung auf, den Kommunen eine

10 Kosteniibernahmezusicherung fiir die fiir die Unterbringung, Versorgung, Betreuung
1 und Integration von Gefliichteten zu geben, insbesondere auch fiir den Zeitraum

12 vor der offiziellen Registrierung der Gefliichteten.

Begriindung

Zu 1)

Gefliichtete generell und die Gefliichteten aus der Ukraine haben, sobald sie sich haben
registrieren lassen, einen Anspruch auf Behandlung bestimmter Krankheiten, akuter
Schmerzzustdande und zur Linderung von Krankheiten, sowie bei Schwangerschaft nach den
Regeln des § 4 Asylbewerberleistungsgesetzes (AsyBLG). Dieser Anspruch umfasst aber nicht die
Behandlung chronischer Krankheiten.

Chronische Krankheiten bleiben nach den Regeln des AsylBLG unversorgt, gewahren die
Sozialamter der Kommunen den behandelnden Arzten und den Apotheken, die die Medikamente
ausgeben, entsprechende Kostenerstattung, so laufen sie Gefahr, diese Kosten nicht erstattet zu
bekommen.

Gegenwartig kommen Gefliichtete zu uns, bei denen, anders als 2015, Frauen und Kinder und
altere Menschen die Mehrheit stellen. Gesunde Manner hingegen bleiben in der Ukraine um zu
kampfen. Viele der hier ankommenden Gefliichteten bringen deshalb chronische Krankheiten mit,
die von Bluthochdruck, Herzinsuffizienz, Diabetes bis hin zu Krebserkrankungen reichen. Bleiben
die Symptome unbehandelt, verschlimmern sich die Krankheiten und konnen lber kurz oder lang
zum Tode der Menschen fiihren.
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Demgegenliiber steht der sich aus Charta der Grundrechte der Europdischen Union (Art. 35) und
Uber Art. 25 der Charta der Vereinten Nationen, sowie aus Art. 1 und 2 GG sich ergebende
Anspruch eines jeden hier lebenden Menschen (also keineswegs nur der Deutschen) auf eine
angemessene medizinische Versorgung im Krankheitsfall.

Dieser Anspruch wird durch die gegenwartige Fassung des AsylBLG und die Praxis der Auslegung
nicht erfiillt. Die Versorgung der Menschen, die arztliche Hilfe brauchen, wird privaten und
charitativen Initiativen iiberlassen.

Damit verletzt Deutschland die ihm obliegende Verpflichtung aus internationalen
Ubereinkommen und aus unserer eigenen Verfassung!

Zu 2):

Die Gefliichtetenstrome aus der Ukraine bewegen sich im Moment dorthin, wo eine ausreichende
kommunale und urbane Struktur gegeben ist und wo bereits ukrainische Communities bestehen.
Dies ist nachvollziehbar, fiihrt aber dazu, dass Stadte liberproportional belastet werden und
innerhalb Deutschlands und der Bundeslander keine sinnvolle Verteilung der Gefliichteten und
damit auch der mit der Unterbringung von Gefliichteten einher gehenden Belastungen erfolgen
kann.

Die Erstattung eines Teils der den Kommunen durch die Versorgung der Gefliichteten
entstehenden Kosten ist nicht ausreichend, denn es mangelt vor allem an ausreichendem
Wohnraum. Dies fiihrt dazu, dass Menschen in teilweise vollig unangemessenen Unterkiinften
untergebracht werden miissen, bzw. dass Einzelne sich durch die Unterbringung von Gefliichteten
in nicht hierfiir geeigneten und gedachten Unterkiinften bereichern. Auch fiir die Gefliichteten
selbst, insbesondere fiir Frauen und Jugendliche, ist hiermit eine Gefahr verbunden, denn sie
geraten schnell in Abhangigkeiten zu ihren Vermietern, die ihre Position entsprechend ausnutzen.

Auch fehlt es in den Zentren, in denen sich die Gefliichteten bevorzugt niederlassen, an
ausreichend Schulen, Kitas, Krankenhausern und sonstigen Versorgungseinrichtungen und die
stadtischen Behorden sind der extremen Mehrbelastung rein personell nicht gewachsen.

Da nicht absehbar ist, wie lange des Kriegsgeschehen in der Ukraine andauert und ob und wann
die hierher Gefliichteten tatsachlich wieder in ihre - zum Teil restlos zerstorte - Heimat
zuriickkehren konnen, entsteht durch die ungeregelte und behelfsmaRige Art der Unterbringung,
die fehlenden Moglichkeiten der Integration gerade von Kindern und Schiilerinnen und Schiilern
auf absehbare Zeit ein erhebliches Problem und sozialer Sprengstoff.

Es muss deshalb umgehend ein Modus gefunden werden, wie die Gefliichteten aus der Ukraine
sinnvoll und in sowohl fiir sie akzeptabler und guter als auch fiir die Kommunen fairer Weise
verteilt werden.

Zu 3)

Die Unterbringung und Versorgung der Gefliichteten sprengt die Finanzkraft der Kommunen, die
bereits durch die zwei Jahre Corona-Pandemie mehr als angespannt ist. Im Vergleich zu 2019 fallen
zunehmend Steuereinnahmen aus, wahrend die erforderlichen Ausgaben, die allein im Rahmen
der Corona-Soforthilfe, aber auch fiir die Umstellung z.B. des offentlichen Nahverkehrs, die
Mehrkosten im Bereich der Schulen und Kitas, um nur wenige Beispiele zu nennen, der
mittelfristigen Finanzplanung, die diese Zusatzkosten nicht vorgesehen hat, die
Berechnungsgrundlagen entziehen.
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Durch den massiven Zustrom Gefliichteter entstehen den Kommunen weitere Lasten im Bereich
der Hilfe zum Lebensunterhalt. Diese Leistungen miissen schnell ausgezahlt werden, da vielen
Gefliichteten jede finanzielle Riicklage mittlerweile fehlt und auch die zahlreichen Gastfamilien,
die Gefliichtete beherbergen, diese Zusatzkosten nicht tragen konnen.

Inshesondere im Zeitraum vor der offiziellen Registrierung der Gefliichteten, sprich bevor diese
finanzielle Unterstiitzung erhalten, ist die Versorgungslage mit Lebensmitteln und Kleidung haufig
extrem angespannt. Aktuell wird mit viel ehrenamtlichen Engagement, sowie der Unterstiitzung
der Tafeln dafiir gesorgt, dass die ankommenden Menschen eine Grundversorgung erhalten. Die
dafiir anfallenden Kosten werden jedoch aktuell von den Tafeln selbst getragen, bzw. max. durch
die Kommunen ausgeglichen.

Es ist deshalb unumganglich, dass sofort die Zusicherung einer ausreichenden Kosteniibernahme
gegeniiber den Kommunen erklart wird und die Zahlungsleistungen seitens Bund und Land
zeitnah eintreten.

Weiterleiten an

Programmkommission zur Landtagswabhl.

Votum der Redaktionskonferenz

Uberweisung als Material an die Programmkommission zur Landtagswahl
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Antrag GO13: Kiinstliche Befruchtungen

Antragsteller*in: ASF Hessen-Siid (Arbeitsgemeinschaft)
Status: zugelassen

Empfehlung der Annahme in geanderter Fassung
Redaktionskonferenz:

Sachgebiet: G - Gesundheitspolitik

Der Parteitag moge beschliefRen:

1 Wir freuen uns, dass folgendes zum Thema ,Kiinstliche Befruchtungen“ umfangreich in
2 der Koalitionsvereinbarung der Ampel ab Zeile 3901 aufgenommen wurde.

~Wir wollen ungewollt Kinderlose besser unterstiitzen. Kiinstliche Befruchtung wird
diskriminierungsfrei auch bei heterologer Insemination, unabhangig von medizinischer
Indikation, Familienstand und sexueller Identitat forderfahig sein. Die

Beschrankungen fiir Alter und Behandlungszyklen werden wir tiberpriifen. Der Bund
tibernimmt 25 Prozent der Kosten unabhangig von einer Landesbeteiligung. Sodann planen
wir, zu einer vollstandigen Ubernahme der Kosten zuriickzukehren. Die Kosten der

9  Praimplantationsdiagnostik werden {ibernommen. Wir stellen klar, dass Embryonenspenden
10 im Vorkernstadium legal sind und lassen den ,elektiven Single Embryo Transfer” zu.

11 Wir setzen eine Kommission zur reproduktiven Selbstbestimmung und

12 Fortpflanzungsmedizin ein, die Regulierungen fiir den Schwangerschaftsabbruch

13 auBerhalb des Strafgesetzbuches sowie Moglichkeiten zur Legalisierung der

14 Eizellspende und der altruistischen Leihmutterschaft priifen wird.”

o U~ W

~

15 Der Bezirksparteitag der SPD Hessen-Siid fordert die sozialdemokratischen Mitglieder
16 der Bundesregierung und die SPD-Bundestagsfraktion auf, diese Punkte aus der
17 Koalitionsvereinbarung umgehend umzusetzen.

Begriindung

Wir freuen uns, dass folgendes zum Thema ,Kiinstliche Befruchtungen“ umfangreich in
der Koalitionsvereinbarung der Ampel ab Zeile 3901 aufgenommen wurde.

+Wir wollen ungewollt Kinderlose besser unterstiitzen. Kiinstliche Befruchtung wird
diskriminierungsfrei auch bei heterologer Insemination, unabhangig von medizinischer
Indikation, Familienstand und sexueller Identitat forderfahig sein. Die

Beschrankungen fiir Alter und Behandlungszyklen werden wir liberpriifen. Der Bund
tibernimmt 25 Prozent der Kosten unabhangig von einer Landesbeteiligung. Sodann planen
wir, zu einer vollstandigen Ubernahme der Kosten zuriickzukehren. Die Kosten der
Praimplantationsdiagnostik werden iibernommen. Wir stellen klar, dass Embryonenspenden
im Vorkernstadium legal sind und lassen den ,elektiven Single Embryo Transfer” zu.

Wir setzen eine Kommission zur reproduktiven Selbstbestimmung und
Fortpflanzungsmedizin ein, die Regulierungen fiir den Schwangerschaftsabbruch
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aulerhalb des Strafgesetzbuches sowie Moglichkeiten zur Legalisierung der
Eizellspende und der altruistischen Leihmutterschaft priifen wird.”

Votum der Redaktionskonferenz

Annahme in geanderter Fassung

Anderungen der Redaktionskonferenz

Zeilen 1-14 wurden in die Begriindung verschoben.

189 / 319



Bezirksparteitag der SPD Hessen-Siid 2022

Antrag G013-A001: Anderungsantrag zu G013

Anderungsantrag zu G013

Antragsteller*in: Umut Sonmez

Status: zugelassen
Empfehlung der Annahme
Redaktionskonferenz:

Sachgebiet: G - Gesundheitspolitik

Der Parteitag moge beschlieRen:

Zeile15-17

15 Der Bezirksparteitag der SPD Hessen-Siid ferdertunterstiitz die sozialdemokratischen
Mitglieder

16 der Bundesregierung und die SPD-Bundestagsfraktion aufbei ihren Anstrengungen, diese
Punkte aus der

17 Koalitionsvereinbarung umgehend-umzusetzen.
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Antrag G013-A002: Anderungsantrag zu G013

Anderungsantrag zu G013

Antragsteller*in: Redaktionskonferenz
Status: zugelassen
Empfehlung der Annahme
Redaktionskonferenz:

Sachgebiet: G - Gesundheitspolitik

Der Parteitag moge beschlieRen:

Zeile1-2

ﬁmﬂstg@@o*‘@mbw
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Antrag GO14: Landesweit ,Clearingstelle Gesundheit”
einrichten

Antragsteller*in: Unterbezirk Offenbach Stadt (Unterbezirk)
Status: zugelassen

Empfehlung der Annahme in geanderter Fassung
Redaktionskonferenz:

Sachgebiet: G - Gesundheitspolitik

Der Parteitag moge beschliefRen:

Die SPD-Landtagsfraktion moge sich dafiir einsetzen, dass seitens des Landes Hessen

-

2 sog. ,Clearingstellen Gesundheit” in allen hessischen GroR’- und Kreisstadten

3 eingerichtet und ausreichend mit personellen und finanziellen Mitteln ausgestattet
4 werden.

Begriindung

In Hessen leben Menschen, deren Versichertenstatus fiir den Krankheitsfall nicht geregelt und
ihnen zum Teil auch nicht bekannt ist. Im schlimmsten, aber nicht in jedem Fall existiert kein
Leistungstrager, der Kosten fiir arztliche Behandlungen iibernimmt.

Ein GroBteil dieser Menschen mit unklarem Versichertenstatus leben zugleich in prekaren, sozial
und finanziell vollig ungesicherten Verhaltnissen.

Sie werden im Krankheitsfall von ehrenamtlich tatigen, caritativen Organisationen (z.B. Malteser-
Praxen fiir Menschen ohne Krankenversicherung, ,Medinetze“ von Studierenden in Marburg und
GieBen) auf deren Kosten versorgt. Diese Organisationen bemiihen sich zudem, den
Versichertenstatus zu klaren und mit den Sozialversicherungstragern, sofern ein Anspruch gegen
sie moglich erscheint, in Verbindung zu treten und die Betroffenen in das medizinische
Regelversorgungssystem zu integrieren. Die Versuche enden in einer Vielzahl der Falle erfolglos,
weil auf Schreiben nicht geantwortet wird im sicheren Wissen, dass eine Klage nicht erhoben
werden wird, weil sie nicht finanzierbar ist.

Sofern in diesen Fallen eine Unterstiitzung durch die Vorlage der Stellungnahme einer
zertifizierten Clearingstelle erfolgte, wiirde dies sowohl fiir die Betroffenen als auch die
Ehrenamtlichen eine grofRe Hilfe bedeuten.

Votum der Redaktionskonferenz

Annahme in gednderter Fassung.
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Antrag G014-A001: Anderungsantrag zu G014

Anderungsantrag zu G014

Antragsteller*in:
Status:

Empfehlung der
Redaktionskonferenz:

Sachgebiet:

Der Parteitag moge beschlieRen:

Zeile 3

Redaktionskonferenz
zugelassen
Annahme

G - Gesundheitspolitik

1 Die SPD-Landtagsfraktion moge sich dafiir einsetzen, dass seitens des Landes Hessen
2 sog. ,Clearingstellen Gesundheit” in allen hessischen GroR3- und Kreisstadten

3 eingerichtet und ausreichend mit personellen und finanziellen Mitteln durch das Land

ausgestattet
4 werden.
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Antrag G015: Medikamentoser Schwangerschaftsabbruch
durch Telemedizin ermoglichen

Antragsteller*in: ASF Hessen-Siid (Arbeitsgemeinschaft)
Status: zugelassen

Empfehlung der Annahme in geanderter Fassung
Redaktionskonferenz:

Sachgebiet: G - Gesundheitspolitik

Der Parteitag moge beschliefRen:

1 Fiir einige Frauen ist eine ungewollte Schwangerschaft eine Katastrophe. Im Jahr 2020
2 wurden deutschlandweit etwa 100.000 Schwangerschaftsabbriiche erfasst.

Obwohl es hier bis zum dritten Monat maglich ist, eine Schwangerschaft abzubrechen,
wird Schwangeren diese ohnehin schwere Entscheidung noch schwerer

gemacht: Der umstrittene Paragraf 218a Strafgesetzbuch (StGB) macht den Abbruch
grundsatzlich rechtswidrig - er bleibt nur nach einer gesetzlich vorgeschriebenen
Beratung straffrei.

o U~ W

~

8  In Deutschland gibt es eine immer schlechtere Versorgungssituation im Bereich des
9  Schwangerschaftsabbruchs. Die Einrichtungen, in denen man Schwangerschaftsabbriiche
10 durchfiihren kann, haben seit 2003 etwa um die Halfte abgenommen.

11 Durch das Corona Virus wurde die Situation fiir ungewollt Schwangere noch

12 dramatischer. Da schloss sich eine Gruppe u.a. von Arzt*innen und

13 Medizinstudent*innen unter dem Namen "Doctors for Choice" zusammen, um ungewollt
14 Schwangeren auf eine neue Weise zu helfen - einem telemedizinischen

15 Schwangerschaftsabbruch, also einer Videosprechstunde und einem Abbruch durch

16 Medikamenteneinnahme. Dieser ist bis zur zehnten Schwangerschaftswoche moglich.

17 Vorbild fiir die Griindung des Netzwerks war eine Entwicklung in GroRbritannien, das zu
18 Beginn der Pandemie als Pionier der digitalen medizinischen Versorgung voranging.

19 In Deutschland ist der Versand der Medikamente im Gegensatz zu GroRbritannien an

20 bestimmte Bedingungen gekniipft. Nach einem ersten Video-Beratungsgesprach von etwa 20
21 Minuten missen Frauen, die sich zu einem Abbruch entschlossen haben, einen

22 Ultraschall der ortlichen Gynakologin sowie alle Dokumente schicken, die sie sonst

23 auch brauchen wiirden.

2t Die Medikamente werden dann zugeschickt und das erste Medikament wird dann unter
25 Video-Arztaufsicht genommen. Diese erste Pille stoppt die Schwangerschaft, leitet

26 aber noch keine Blutung ein. Die zweite Pille soll die Frau in Anwesenheit einer

27 erwachsenen Person einnehmen, die die dann einsetzende Abbruchblutung im Falle von
28 Komplikationen iiberwachen soll.

29 Ein mitgesendeter Schwangerschaftstest soll die Bestatigung liber den erfolgten
30 Abbruch bringen, ein dritter Videoanruf dient zur Nachsorge und weitere Fragen
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31 konnten per Chat beantwortet werden.

32 Bei einem medikamentosen Schwangerschaftsabbruch in einer Praxis sind dagegen bis zu
33 vier Besuche notig. Das groBe Problem - gerade in landlichen Gegenden ist es -

34 Uberhaupt Arztin/ einen Arzt zu finden, die einen Abbruch - ob medikamentds oder

35 operativ - vornehmen.

36 Der telemedizinische Schwangerschaftsabbruch sollte eine Moglichkeit unter vielen
37 sein.

38 Der Bezirksparteitag der SPD Hessen-Siid fordert die sozialdemokratischen Mitglieder
39 der Bundesregierung und die SPD-Bundestagsfraktion auf, die gesetzlichen

40 Voraussetzungen fiir eine Ausweitung des Angebots durch telemedizinische

%1 Schwangerschaftsabbriiche zu schaffen.

42 Gleichzeitig fordern wir die SPD-Landtagsfraktionen sowie die SPD-Bundesfraktion dazu
43 auf, die Versorgungsstrukturen im Bereich Schwangerschaftsabbriiche intensiv in den

44 Blick zu nehmen und sich dafiir einzusetzen, dass in Deutschland wieder flachendeckend
45  Schwangerschaftsabbriiche auch in Praxen und Kliniken vorgenommen werden konnen.

Begriindung

Fiir einige Frauen ist eine ungewollte Schwangerschaft eine Katastrophe. Im Jahr 2020
wurden deutschlandweit etwa 100.000 Schwangerschaftsabbriiche erfasst.

Obwohl es hier bis zum dritten Monat moglich ist, eine Schwangerschaft abzubrechen,
wird Schwangeren diese ohnehin schwere Entscheidung noch schwerer

gemacht: Der umstrittene Paragraf 218a Strafgesetzbuch (StGB) macht den Abbruch
grundsatzlich rechtswidrig - er bleibt nur nach einer gesetzlich vorgeschriebenen
Beratung straffrei.

In Deutschland gibt es eine immer schlechtere Versorgungssituation im Bereich des
Schwangerschaftsabbruchs. Die Einrichtungen, in denen man Schwangerschaftsabbriiche
durchfiihren kann, haben seit 2003 etwa um die Halfte abgenommen.

Durch das Corona Virus wurde die Situation fiir ungewollt Schwangere noch
dramatischer. Da schloss sich eine Gruppe u.a. von Arzt*innen und
Medizinstudent*innen unter dem Namen "Doctors for Choice" zusammen, um ungewollt
Schwangeren auf eine neue Weise zu helfen - einem telemedizinischen
Schwangerschaftsabbruch, also einer Videosprechstunde und einem Abbruch durch
Medikamenteneinnahme. Dieser ist bis zur zehnten Schwangerschaftswoche maglich.

Vorbild fiir die Griindung des Netzwerks war eine Entwicklung in GroRbritannien, das zu
Beginn der Pandemie als Pionier der digitalen medizinischen Versorgung voranging.

In Deutschland ist der Versand der Medikamente im Gegensatz zu GroRbritannien an
bestimmte Bedingungen geknlipft. Nach einem ersten Video-Beratungsgesprach von etwa 20
Minuten miissen Frauen, die sich zu einem Abbruch entschlossen haben, einen

Ultraschall der ortlichen Gynakologin sowie alle Dokumente schicken, die sie sonst

auch brauchen wiirden.
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Die Medikamente werden dann zugeschickt und das erste Medikament wird dann unter
Video-Arztaufsicht genommen. Diese erste Pille stoppt die Schwangerschaft, leitet

aber noch keine Blutung ein. Die zweite Pille soll die Frau in Anwesenheit einer
erwachsenen Person einnehmen, die die dann einsetzende Abbruchblutung im Falle von
Komplikationen iiberwachen soll.

Ein mitgesendeter Schwangerschaftstest soll die Bestatigung liber den erfolgten
Abbruch bringen, ein dritter Videoanruf dient zur Nachsorge und weitere Fragen
konnten per Chat beantwortet werden.

Bei einem medikamentosen Schwangerschaftsabbruch in einer Praxis sind dagegen bis zu
vier Besuche notig. Das groRe Problem - gerade in landlichen Gegenden ist es -
tiberhaupt Arztin/ einen Arzt zu finden, die einen Abbruch - ob medikamentds oder
operativ - vornehmen.

Der telemedizinische Schwangerschaftsabbruch sollte eine Moglichkeit unter vielen
sein.

Votum der Redaktionskonferenz

Annahme in geanderter Fassung

Anderungen der Redaktionskonferenz

Zeilen 1-37 in die Begriindung verschoben.
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Antrag G015-A001: Anderungsantrag zu G015

Anderungsantrag zu G015

Antragsteller*in: Redaktionskonferenz
Status: zugelassen
Empfehlung der Annahme
Redaktionskonferenz:

Sachgebiet: G - Gesundheitspolitik

Der Parteitag moge beschlieRen:

Zeile1-2

Zeile 8-10

& H rE B OB

Zeile17-18
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Zeile19-23
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Antrag GO016: Umstellung der Tragerschaft, Finanzierung und
Bedarfsplanung im Bereich der Krankenhausversorgung

Antragsteller*in: ASG Hessen-Siid (Arbeitsgemeinschaft)
Status: zugelassen

Empfehlung der Zurlickgestellt

Redaktionskonferenz:

Sachgebiet: G - Gesundheitspolitik

Der Parteitag moge beschliefRen:

-

Mittels Antrage und Stellungnahmen auf kommunaler, Landes- und Bundesebene
innerparteilich und in der offentlichen Diskussion darauf hinzuwirken, dass im
Bereich der Krankenhausversorgung eine liberregionale, nach Erfordernissen liber
Landergrenzen hinausgehende bundeseinheitliche Bedarfsplanung und Finanzierung
geschaffen wird.

g &~ W N

6  Grundlage der Bedarfsplanung muss allein die jeweils aktuelle Sachlage
7 demographischer, morbiditatsbezogener Gegebenheiten in Verbindung mit den auf
8  wissenschaftlicher Grundlage gepriiften medizinischen Behandlungsmaglichkeiten sein.

9  Die Finanzierung erfolgt mittels Budgetermittlung und Verteilung durch gleichwertig
10 strukturierte Korperschaften offentlichen Rechts mit ausgewogenen demokratischen
11 Institutionen unter Wahrung groBtmaoglicher Transparenz.

12 Es werden prozessuale Priifkriterien entwickelt, welche den Nutzen der
13 Mittelverwendung fiir das Wohl der Patient*innen kontinuierlich bewerten. Eine
14 begleitende unabhangige Versorgungsforschung ist hierzu erforderlich

Begriindung

Ist-Zustand:

Unterschiedliche Trager aus privaten Kapitalgesellschaften, Kommunen, o6ffentlichen und
freigemeinnitzigen Organisationen unterliegen dem Wettbewerbsrecht und sind andererseits von
Landeszuschiissen abhangig.

Umsatz und Gewinn werden aus offentlichen Mitteln der Krankenkassen sowie Steuerzuschiissen
nach einem Abrechnungsprinzip mit immanentem Produktionsdruck am Patienten
(Fallpauschalensystem = DRG) generiert.

Gewinn flieRt je nach Tragerschaft in Privatbesitz oder 6ffentliche Einrichtungen ab.

Bedingt durch Wettbewerbsrecht und intransparente Bedarfsplanung (siehe Hessisches
Krankenhausgesetz HKHG 2011) werden 6ffentliche Trager unter Gewinndruck gesetzt und von
Insolvenz bedroht.

Der Bestand offentlich finanzierter Krankenhauser wird damit unabhangig von der Tragerschaft

199 / 319



Bezirksparteitag der SPD Hessen-Siid 2022

durch privatwirtschaftliche Zielsetzungen geregelt.

Die sachgerechte Bedarfsplanung ist somit einer situationsgerechten, an medizinischen und
demographischen Gegebenheiten orientierten Vorgehensweise entzogen.

Gesundheitsversorgung ist Daseinsvorsorge fiir Biirger*innen

Vorausgesetzt es besteht Einvernehmen fiir o.g. Definition, muss vor allen weiteren Schritten wie
Verzahnung der ambulanten und stationdren Sektoren, Beteiligung Aller an einer gesetzlichen und
solidarischen Krankenversicherung das System Krankenhaus geandert werden.

Es braucht eine Befreiung vom privatwirtschaftlichen Diktat auf o6ffentliche Gelder hin zur
Finanzierung mit Budgetverantwortung nach demographischen und medizinischen Erfordernissen.

Votum der Redaktionskonferenz

Votum der Redaktionskonferenz wird nachgereicht.
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Antrag GO017: Medizinische Versorgung von Nicht-

Versicherten
Antragsteller*in: ASG Hessen-Siid (Arbeitsgemeinschaft)
Status: zugelassen
Empfehlung der Annahme in geanderter Fassung
Redaktionskonferenz:
Sachgebiet: G - Gesundheitspolitik

Der Parteitag moge beschliefRen:

o u &~ W N =

~

22
23
24
25

26
27

28
29

Gesundheit ist ein Menschenrecht. In Deutschland werden nicht krankenversicherte
Menschen jedoch schlechter gesundheitlich versorgt. Selbst eine Akutversorgung wird
oft in niedrigerem Umfang gewahrleistet als bei Krankenversicherten aus Angst der
Leistungserbringer auf den Kosten sitzen zu bleiben. Wir fordern Gleichbehandlung bei
der medizinischen Basisversorgung, egal wie und ob die Menschen versichert sind oder
nicht.

Die medizinische Versorgung der nicht krankenversicherten Menschen ist im Sinne des
Gemeinwohles Aufgabe des Staates und kann nicht auf den Schultern von Ehrenamtlichen
und Gemeinniitzigen Vereinen lasten. Erste Prioritat muss sein alle Menschen in eine
regulare Krankenversicherung zu bringen. Hierzu miissen bundesweit Clearingsstellen
eingerichtet werden, die die Nichtversicherten beraten, wie sie wieder in eine
Krankenversicherung eintreten konnen.

Fiir Gefliichtete und Asylbewerber:innen sollte es nach dem Bremer Modell moglich sein
sofort eine eGK (elektronische GKV-Karte) zu erhalten, mit dieser die Krankenkasse

die Kosten liber das Sozialamt abrechnen konnen. Dies fiihrt dazu, dass unbiirokratische
medizinische Hilfe erbracht werden kann, ohne dass Praxen und Kliniken auf ihren

Kosten sitzen bleiben oder mit blirokratischen Hiirden beim Sozialamt ihre Kosten
riickerstatten lassen kdnnen. Insbesondere muss sichergestellt werden, dass

illegalisierte Menschen nicht eine medizinische Behandlung vermeiden, weil sie Angst
haben so an die Auslanderbehorde gemeldet und abgeschoben zu werden. Hier kann eine
anonyme Krankenbehandlung, die staatlich finanziert wird, eine Losung sein.

Menschen, die sich es nicht leisten konnen, miissen von den Zuzahlungen
verschreibungspflichtigen Medikamenten, Brillen und zahnmedizinischen Behandlungen
befreit werden. Wohnungslosen Menschen miissen zudem Krankenkassenbeitragsschulden
erlassen werden

Die Kassenarztlichen Bundesvereinigung (KBV) muss den kassenarztlichen
Sicherstellungsauftrag auch in Bezug auf wohnungslose Patienten garantieren.

Es miissen mehr finanzielle Mittel bereitgestellt werden, um medizinische Angebote im
niedrigschwelligen Bereich sicherzustellen und die Menschen vor Ort aufzufangen.
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Begriindung
Erfolgt miindlich
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Antrag GO017-A001: Anderungsantrag zu G017

Anderungsantrag zu G017

Antragsteller*in: Redaktionskonferenz
Status: zugelassen
Empfehlung der Annahme
Redaktionskonferenz:

Sachgebiet: G - Gesundheitspolitik

Der Parteitag moge beschlieRen:

Zeile13-21
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Antrag GO018: Nationaler Aktionsplan FLINTA*gesundheit -
den Gender Health Gap schlieBen!

Antragsteller*in: Jusos Hessen-Siid (Arbeitsgemeinschaft)
Status: zugelassen

Empfehlung der Annahme

Redaktionskonferenz:

Sachgebiet: G - Gesundheitspolitik

Der Parteitag moge beschliefRen:

23
24

25
26

1.

Das Bundesgesundheitsministerium wird damit beauftragt einen
nationalen Aktionsplan FLINTA*gesundheit zu erarbeiten und zu implementieren.

. Der Aktionsplan soll zentrale Wirkungsziele und MaBnahmen formulieren, die

der Verbesserung der Gesundheit und Chancengerechtigkeit von FLINTA* dienen.
Das libergeordnete Ziel soll dabei die Uberwindung des Gender Health Gaps sein.

. Unter der Schirmherrschaft des Bundesgesundheitsministerium soll ein

jahrliches Dialogforum zur FLINTA*gesundheit stattfinden.

. Zur Finanzierung des Aktionsplans, der Forschung und des Dialogforums

sollen jahrlich Mittel in Hohe von 50 Millionen zur Verfiigung gestellt werden.

. In der universitaren Lehre und Forschung soll ein groRerer Fokus auf Frauen-

und genderspezifische Themen gelegt werden.

. §218 StGB soll im Sinne der vollstandigen Entkriminalisierung

von Schwangerschaftsabbriichen reformiert werden.

Votum der Redaktionskonferenz
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Annahme
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Antrag GO019: Novellierung des Psychotherapeutengesetzes -
PsychThG

Antragsteller*in: ASF Hessen-Siid (Arbeitsgemeinschaft)
Status: zugelassen

Empfehlung der Annahme in geanderter Fassung
Redaktionskonferenz:

Sachgebiet: G - Gesundheitspolitik

Der Parteitag moge beschliefRen:

Der Bezirksparteitag der SPD Hessen-Siid fordert die SPD-Bundestagsfraktion dringend
auf, die Gesetzesanderung zur Ausbildung von Psychotherapeut*innen zu novellieren.
Dazu gehort:

1. Klinische Psycholog*innen (M.A.) diirfen weiterhin psychotherapeutische

Ausbildungen machen, die im Anschluss zum Erwerb einer Kassenzulassung
berechtigen.

2. Alle Fachhochschulen und Fernhochschulen diirfen weiterhin den Studiengang

Jklinische Psychologie/ Psychotherapie” (B.A.) anbieten, der fiir einen
Masterstudiengang an einer Hochschule fiir den Abschluss klinische Psycholog*in/
Psychotherapeut*in qualifiziert (polyvalenter Ansatz) (Artikel 1§ 9 Absatz 2).

. Die Approbationspriifung nach dem Studium ist ohne therapeutische Ausbildung

wenig sinnvoll.

. Die Begrenzung auf 10 Jahren Studiendauer ist auf 15 Semester und mit der

Moglichkeit eines Teilzeitstudiums zu ersetzen (Artikel 1§ 9 Absatz 3).

. Die fiinfjahrige Weiterbildung nach dem Studium wird nur noch in Vollzeit

angeboten. Besonders die fiinfjahrigen tiefenpsychologischen Verfahren miissen
auch in Form von Teilzeit moglich sein — wie es bis 2020 der Fall war.

. Absolvent*innen des Studiengangs klinische Psychologie (M.A.) miissen zwingend

flir eine psychotherapeutische postgraduelle Ausbildung zugelassen werden.

. Die lange Ausbildung muss zwingend staatlich vergiitet werden.

Begriindung

Die Novelle des Psychotherapeutengesetzes — PsychThG - wurde von der groRen Koalition 2019
beschlossen und trat 2020 in Kraft. Die Neuerungen des Gesetzes lesen sich zunachst wie eine
Verbesserung der Situation.

Bei genauerer Analyse zeigt sich aber die Handschrift der Krankenkassenlobby sehr deutlich. Das
Ziel der Krankenkassen ist die Reduktion niedergelassener Psychotherapeut*innen mit einer
Kassenzulassung.
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Um dieses Ziel zu erreichen, wurden massive Hiirden des Zugangs und der Ausbildung von
Studium und Beruf eingebaut.

Weiterhin wird eine fundierte Ausbildung circa zehn Jahre dauern und ungefahr 40.000€ kosten.
Dieser Betrag ist von den Absolvent*innen selbst zu zahlen, die Ausbildung kann nicht mehr in
Teilzeit erfolgen.

Dieses Beispiel steht stellvertretend fiir die vielen Hiirden, die nun im Gesetz stehen. Bei
steigendem Bedarf psychologischer Hilfe, wird sich die Zahl niedergelassener
Psychotherapeut*innen mit tiefenpsychologischen Verfahren drastisch minimieren.

Damit sich der psychotherapeutische Nachwuchs nach Abschluss des Studiums in einer
sozialversicherungspflichtigen Beschaftigung weiterbilden kann, ist — anders als fiir die stationare
Weiterbildung - fiir die notwendige ambulante Weiterbildung eine erganzende Forderung
notwendig.

Mit der Ermachtigung der Ambulanzen von Weiterbildungsinstituten schafft der Gesetzentwurf
dafiir eine notwendige, aber noch nicht ausreichende Voraussetzung.

In Deutschland ist die Kombination eines Approbationsstudiums mit der Bachelor-Master-
Systematik ein Novum. Aus der Stellungnahme der Bundespsychotherapeutenkammer geht
hervor: ,Jedoch konnten die hierfiir erforderlichen Freiraume, die nach der Approbationsordnung
zu vermittelnden Studieninhalte und die fiir die Bachelor-, Master- und psychotherapeutischen
Priifungen vorzusehenden Zeitraume zu eng gefasst sein, um die Ausbildungsziele in einer
Gesamtstudienzeit von fiinf Jahren zu erreichen. Daher sollte das Gesetz die Option fiir ein
Studium mit einer langeren Regelstudiendauer als fiinf Jahre nicht grundsatzlich ausschlieRen.

Die Anderung in Artikel 1§ 9 Absatze 4 und 5 muss dahingehend gedndert werden, dass auch
polyvalente Bachelorstudiengange zum Erwerb eines Masterstudiengangs berechtigen.

Zur Sicherstellung einer Ausbildungsvergiitung wahrend der praktischen Ausbildung nach § 8
Absatz 3 Nummer 5 PsychThG ware ein gesetzlich geregelter Zuschuss sachgerecht, der die
Psychotherapeutinnen und Psychotherapeuten in Ausbildung von den Ausbildungsgebiihren
befreien wiirde und die staatlich anerkannten Ausbildungsstatten damit in die Lage versetzt, eine
angemessene Ausbildungsvergiitung zu bezahlen.

Votum der Redaktionskonferenz

Annahme in geanderter Fassung

207 [ 319



Bezirksparteitag der SPD Hessen-Siid 2022

Antrag G019-A001: Anderungsantrag zu G019

Anderungsantrag zu G019

Antragsteller*in: Redaktionskonferenz
Status: zugelassen
Empfehlung der Annahme
Redaktionskonferenz:

Sachgebiet: G - Gesundheitspolitik

Der Parteitag moge beschlieRen:

Zeile 20

20 7. Die lange Ausbildung muss zwingend staatlich vergiitet werden.

8. In dem Gesetz soll auch die Anerkennung von therapeutischen Leistungen durch die
Krankenkassen und andere Fianzierungstrager geregelt werden.
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Antrag G020: Schwangerschaftsabbriuche mussen
Kassenleistung werden

Antragsteller*in: ASF Hessen-Siid (Arbeitsgemeinschaft)
Status: zugelassen

Empfehlung der Erledigt durch

Redaktionskonferenz:

Sachgebiet: G - Gesundheitspolitik

Der Parteitag moge beschliefRen:

1 Der Bezirksparteitag der SPD Hessen-Siid fordert die SPD-Bundestagsfraktion auf, ein
2 Gesetz auf den Weg zu bringen, damit die Kosten eines Schwangerschaftsabbruchs bei
3 krankenversicherten Frauen ausnahmslos von der Krankenkasse getragen werden.

4 Der Parteitag begriiRt, dass in der Koalitionsvereinbarung der Ampel ab Zeile 3886
5  folgendes festgehalten wurde und fordert, dass dies auch schnell umgesetzt wird:

6 ,Reproduktive Selbstbestimmung - Wir starken das Selbstbestimmungsrecht von Frauen.
Wir stellen Versorgungssicherheit her. Schwangerschaftsabbriiche sollen Teil der

~

8  arztlichen Aus- und Weiterbildung sein. Die Moglichkeit zu kostenfreien
9 Schwangerschaftsabbriichen gehoren zu einer verlasslichen Gesundheitsversorgung.”
Begriindung

Der Abbruch ungewollter Schwangerschaften ist fiir die betroffenen Frauen oftmals eine
finanzielle Belastung. Im Schnitt sind zwischen 300 und 700€ (je nach Methode) selbst zu zahlen.
Aktuell besteht ein Anspruch auf Kosteniibernahme fiir den Schwangerschaftsabbruch nur dann,
wenn die Frau sozial bediirftig ist und aufgrund einer medizinischen oder kriminologischen
Indikation.

In Frankreich werden bereits seit 2013 Abtreibungen zu 100% von der Krankenkasse bezahlt. Davor
wurden bei der Methode des chirurgischen Eingriffs, der bis zu 450 Euro kostet, den Berichten
zufolge 80 Prozent von der Krankenkasse erstattet und der medikamentose Eingriff fiir
durchschnittlich rund 190 Euro zu 70 Prozent. Dieser Weg sollte ein Vorbild fiir Deutschland sein.
Deswegen fordern wir die SPD-Bundestagsfraktion auf, einen entsprechenden Gesetzesentwurf
einzubringen.

Votum der Redaktionskonferenz

Erledigt durch Vereinbarungen im Koalitionsvertrag.
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Antrag HOO1: Frihes historisches Lernen durch die
Einfilhrung des Faches Geschichte an Grundschulen
ermoglichen

Antragsteller*in: Unterbezirk Limburg-Weilburg (Unterbezirk), Jusos Limburg-
Weilburg

Status: zugelassen

Empfehlung der Ablehnung

Redaktionskonferenz:

Sachgebiet: H - Bildungspolitik

Der Parteitag moge beschliefRen:

Die SPD Hessen-Siid fordert, friihes historisches Lernen durch die Einfiihrung des Fachs
Geschichte an Grundschulen zu fordern; das Fach Geschichte soll aufgrund seiner
permanenten Relevanz aus dem Sachkundeunterricht ausgekoppelt und durch
Fachlehrer*innen unterrichtet werden. Diese Forderungen sollen in das SPD-
Landtagswahlprogramm mitaufgenommen werden. Zudem soll ein entsprechender
Gesetzesentwurf von der SPD-Landtagsfraktion im hessischen Landtag eingebracht
werden.

o u B~ W N =

~

Begriindung

Besonders in der heutigen Zeit sind Kinder schon friih einer auerschulischen ,Geschichtskultur*
ausgesetzt. Die Vernachlassigung des historischen Lernens in der Schule geht noch auf die
Annahme zuriick, Grundschulkinder waren weder in der Lage noch interessiert an geschichtlicher
Bildung. Das ist falsch und aus ,[...] didaktischen und psychologischen Griinden nicht haltbar
[...]“ (Bergmann & Rohrbach, 2001) . Es zeigt sich vielmehr, dass ein friihes historisches Lernen
dabei hilft, Geschichtsbewusstsein bei Kindern zu entwickeln und sie somit resistenter gegen
rechtsextreme Ideologien zu machen.

Bei dem friihen historischen Lernen geht es ausdriicklich nicht um chronologischen
Geschichtsunterricht, sondern vielmehr darum, ,[...] Kinder, die einen Anspruch haben, in ihrer
Entwicklung [...]“ zu fordern (Bergmann & Rohrbach, 2001) . Dies kann auch als Vorbereitung auf
die Sekundarstufe | gesehen werden, wo zwar noch gewisse Freiraume gegeben werden, eine
friihe historische Bildung allerdings Vorteile hinsichtlich des Weiteren Schulverlaufs mit sich
bringen kann. Die friihe historische Bildung kann hierbei, wie bereits oben erwahnt, das
Verstandnis und Interesse der Kinder fiir Geschichte starken, ihnen Kompetenzen an die Hand
geben historische Argumente zu reflektieren und zu analysieren, und helfen, sich gegen
auBerschulische, potentiell gefahrliche Geschichtsfalschungen kognitiv zu wehren.

Votum der Redaktionskonferenz
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Ablehnung
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Antrag H002: Kita-Offnungszeiten ausweiten und Randzeiten

auffangen

Antragsteller*in: ASF Hessen-Siid (Arbeitsgemeinschaft)
Status: zugelassen

Empfehlung der Uberweisung an

Redaktionskonferenz:

Sachgebiet: H - Bildungspolitik

Der Parteitag moge beschliefRen:

S~ W N =

(65}

Die Halfte der Kinder Alleinerziehender sind arm. 90 Prozent der Alleinerziehenden in
Deutschland sind Frauen. Die Halfte aller Kinder, die in Armut leben, sind Kinder von
alleinerziehenden Elternteilen. Diese Personengruppen miissen wir in ihrer
Lebenssituation bestmoglich unterstiitzen.

Auch fiir Schichtarbeitende und Menschen, die an Wochenenden arbeiten miissen (z.B.
Klinik - und Pflegepersonal, Lokfiihrer*innen, Verkaufer*innen, Polizist*innen) fehlen
Betreuungsangebote wahrend ihrer Arbeitszeiten.

Besonders diese Personengruppen sind stark benachteiligt, was die Moglichkeiten der
Vereinbarung zwischen Familie und Beruf angeht.

Dazu brauchen wir dringend langere Offnungszeiten als Regelangebote und Angebote
erganzender Kinderbetreuung zu Randzeiten, die dem tatsachlichen Bedarf insbesondere
von alleinerziehenden Arbeitnehmer*innen, Schicht- und Wochenendarbeitenden
entsprechen.

Die Kommunen miissen noch besser finanziell ausgestattet werden, um Kita-
Offnungszeiten auszuweiten und Randzeiten auffangen zu konnen.

Der Bezirksparteitag der SPD Hessen-Siid fordert die sozialdemokratischen Mitglieder
der Bundesregierung, die SPD-Bundestagsfraktion und die SPD-Landtagsfraktionen auf,
sich dafiir einzusetzen, dass der Bund und die Lander mit finanziellen Fordermitteln
Kitas in den Landern direkt unterstiitzen, die Betreuung in Randzeiten und an
Wochenende anbieten.

Weiterleiten an

Programmkommission zur Landtagswahl

Votum der Redaktionskonferenz

Uberweisung als Material an die Programmkommission zur Landtagswahl
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Antrag HO003: Umsetzung inklusiver Bildung im Sinne der UN-
Behindertenrechtskonvention

Antragsteller*in: AG 60plus Hessen-Siid (Arbeitsgemeinschaft)
Status: zugelassen

Empfehlung der Uberweisung an

Redaktionskonferenz:

Sachgebiet: H - Bildungspolitik

Der Parteitag moge beschliefRen:

Der SPD-Bezirk Stidhessen bekennt sich zu Artikel 24 der UN-
Behindertenrechtskonvention und fordert die strukturelle Verwirklichung einer
inklusiven Schule im Sinne einer Schule fir alle.

Zur Umsetzung sollen folgende MaBnahmen ergriffen werden:

1. Die SPD-Kreistagsfraktionen in Hessen werden gebeten darauf hinzuwirken, dass

die Kreise und kreisfreien Stadte als verantwortliche politische Ebenen fiir
Schulsozialarbeit und Beteiligte an der Nachmittagsbetreuung sicherstellen, dass

a. inihrem Einflussbereich Inklusion sowohl personell als auch konzeptionell
in der Schulsozialarbeit verankert wird. Hierzu gehort auch ein Konzept zur
Schulform-iibergreifenden Schulsozialarbeit mit dem Ziel, die Beriihrungspunkte
zwischen Schiiler*innen verschiedene Schulformen zu erhohen. Dies kann z.B im
Rahmen des Sozialen Lernens durch Schulformiibergreifende Projekte und die
Kooperation zwischen den Schulsozialarbeiter*innen verschiedener Schulformen
gelingen.

b. Inklusion sowohl personell als auch konzeptionell in der erweiterten
schulischen Betreuung (Nachmittagsbetreuung) verankert und gefordert wird.

. Die SPD-Landtagsfraktion wird gebeten, sich fiir die Erarbeitung einer Strategie

zur strukturellen Umwandelung des hessischen Schulsystems zu einem inklusiven
Schulsystem im Sinne einer Schule fiir alle einzusetzen.

Begriindung

Die UN-Behindertenrechtskonvention wurde 2009 von Deutschland ratifiziert. Artikel 24 der UN-
BRK fordert die Vertragsstaaten dazu auf, ein inklusives Schulsystem zu etablieren. Seit der
Ratifizierung wird die Umsetzung der UN-BRK regelmaBig vom UN-Fachausschuss fiir die Rechte
von Menschen mit Behinderung gepriift. Dieser spricht seine Besorgnis dariiber aus, dass die
meisten Kinder mit Behinderung Forderschulen besuchen und empfiehlt umgehend eine Strategie
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zu entwickeln, um den Zugang zu einem qualitativ hochwertigen, inklusiven Bildungssystem
herzustellen und im Interesse der Inklusion das segregierende und diskriminierende Schulwesen
zuriickzubauen. Es geht darum, dass Kinder in ihrer Vielfalt voneinander lernen und mit
unterschiedlichen Voraussetzungen und Fahigkeiten in Kommunikation und Kooperation
miteinander kommen. Dies ist der Grundstein fiir die Entwicklung einer inklusiven Gesellschaft.

Inklusion ist Menschenrecht und gleichzeitig ist Deutschland noch sehr weit von einer inklusiven
Gesellschaft entfernt. Dies ist nur nachhaltig zu andern, indem die Jiingsten unserer Gesellschaft
von Anfang an inklusiv aufwachsen. Unser Schulsystem mit seinen 3 verschiedenen
»Regelschulformen” und 9 verschiedenen Forderschulformen ist separierend und wirkt damit der
Inklusion entgegen. Um Inklusion in der Schule verwirklichen zu kdnnen, miissen alle genannten
Schulformen zu einer Schule fiir alle, in der die Kinder ihrem individuellen Entwicklungsniveau
entsprechend und in Kooperation miteinander lernen, entwickelt werden. Dies ist eine
gesamtgesellschaftliche Aufgabe, welcher wir uns als sozialdemokratische Partei auf allen Ebenen,
also auch auf der des Unterbezirks, annehmen miissen und welche wir strukturell bearbeiten
miissen.

Weiterleiten an

Programmkommission zur Landtagswabhl,
SPD-Landtagsfraktion

SPD-Fraktionen in den Kreisen und kreisfreien Stadten

Votum der Redaktionskonferenz

Uberweisung als Material an die Programmkommission zur Landtagswahl, die SPD-
Landtagsfraktion und die SPD-Fraktionen in den Kreisen und kreisfreien Stadten.
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Antrag H004: Anerkennung und Fortbildung von
Padagog:innen aus Nicht-EU-Landern

Antragsteller*in: Jusos Hessen-Siid (Arbeitsgemeinschaft)
Status: zugelassen

Empfehlung der Uberweisung an

Redaktionskonferenz:

Sachgebiet: H - Bildungspolitik

Der Parteitag moge beschliefRen:

-

Nach Schatzungen von Experten (siehe FuBnote) fehlen bundesweit ca. 230.000
padagogische Fachkrafte in der Kindertagesbetreuung. Auf der anderen Seite steht eine
grofRe Zahl an Padagog:innen, welche ihre Ausbildung oder einen Studienabschluss im
Nicht-EU-Ausland absolviert haben und sich trotz unangemessen niedriger Entlohnung zu
dieser hochst verantwortungsvollen Arbeit berufen fiihlen. Eine Anerkennung dieser
Fachabschliisse gestaltet sich in der Bundesrepublik Deutschland jedoch als sehr

schwer bis unmoglich. Dabei konnte ein vereinfachtes Anerkennungsverfahren - adaquate
Priifung der Eignung - sowie ein kurzweiliges und vergiitetes, praxisintegriertes Fort-

9 und Weiterbildungsangebot nicht nur den Weg von Nicht-EU-Biirger:innen in die

10 Beschaftigung erleichtern, sondern auch den Personalmangel in der

11 Kindertagesbetreuung nachhaltig beeinflussen.

o B~ W N
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Begriindung

Viele der benannten Padagog:innen und padagogischen Fachkrafte arbeiten bereits in
Kindertageseinrichtungen und iibernehmen viele Verantwortlichkeiten wie ihre in Deutschland
ausgebildeten Kolleg:innen. Sie konnen bereits langjahrige Berufserfahrung sowie
Weiterbildungen nachweisen. Doch anstatt ihre Eignung fiir eine Anerkennung des padagogischen
Abschlusses adaquat zu priifen oder eine verkiirzte Fortbildung zu anerkannten Erzieher:innen
anzubieten, werden sie stattdessen verpflichtet eine mehrjahrige und kostenaufwendige
Ausbildung auf sich zu nehmen. Haufig in einem demotivierenden Lernumfeld berufsfremder
Ausbildungsanfanger:innen.

Vereinfachte Anerkennungsverfahren kommen jedoch nicht nur den im Nicht-EU-Ausland
ausgebildeten Padagog:innen und Erzieher:innen zu Gute: durch schnellere
Anerkennungsverfahren kann der drastische Personalmangel im Bereich der
Kindertagesbetreuung effektiver abgefedert und ausgeglichen werden, wodurch die Kolleg:innen
physisch wie mental entlastet werden. Auch den betreuten Kindern kann mehr Zeit gewidmet und
somit die individuelle Forderung unterstiitzt werden. Weiter werden durch Multilingualitat
Sprachbarrieren zu Kindern im Zweitspracherwerb sowie der Elternarbeit abgebaut und durch
eine multikulturelles Team neue Lehr- und Lernanreize fiir alle am Bildungsprozess Beteiligten
erzeugt.
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Weiterleiten an

AfB im SPD-Bezirk Hessen-Sud und den SPD-Bezirksvorstand Hessen-Sud

Votum der Redaktionskonferenz

Uberweisung an die AfB Hessen-Siid und den SPD-Bezirksvorstand Hessen-Siid zur Ausarbeitung
eines weiterfiihrenden Antrags fiir den Bezirksparteitag 2023
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Antrag HO005: Anerkennung von auslandischen Studien- und
Berufsabschlussen

Antragsteller*in: AGS Hessen-Siid (Arbeitsgemeinschaft)
Status: zugelassen

Empfehlung der Uberweisung an

Redaktionskonferenz:

Sachgebiet: H - Bildungspolitik

Der Parteitag moge beschliefRen:

1 1. Im Zuge der Aufnahme von Fliichtlingen insbesondere aus Kriegsgebieten in
Deutschland sollen die zustandigen Behorden vorrangig und groRziigig die
Anerkennung von Studien- und Berufsabschliissen priifen und ziigig dariiber
entscheiden.

S~ W N
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. Gleichzeitig miissen zielgerichtete Weiterbildungsangebote entwickelt werden,
damit geringfiigige Defizite nicht zu einem Hindernis bei der Aufnahme einer
7 Berufstatigkeit werden.

8 3. Mangelhafte oder fehlende deutsche Sprachkenntnisse konnen in bestimmten Berufen
9 durch ausreichendes Englisch ersetzt werden. Sie sollen aber arbeitsbegleitend
10 so schnell wie moglich erworben und auf B2-Niveau gebracht werden.

11 4. Dieses Vorgehen muss schrittweise ausgeweitet werden auf Verfahren, die generell
12 die Priifung und Anerkennung auslandischer Studien- und Berufsabschliisse
13 beschleunigen.

14 5. Es muss darauf hinarbeitet werden, mit Hilfe von fachgerechten Fort- und
15 Weiterbildungen die Qualifizierung von hier ansassigen Migranten gezielt zu
16 erhohen.

17 6. Flir eine ausreichende Betreuung und Beschulung von Kindern ist parallel zu
18 sorgen.

19 7. In Berufen, die die Sicherheit und Gesundheit von Menschen betreffen (bspw.

20 Elektriker, Krankenschwestern uvam) ist eine zeitnahe, eintagige praktische
21 Priifung durch Fachleute von Kammern und Verbanden durchzufiihren.
Begriindung

Niemand kann derzeit sagen, wie viele Fliichtlinge aus der Ukraine kommen und wie lange sie
bleiben werden. Klar ist, sie haben einen Anspruch auf einen Aufenthaltstitel und diirfen auch
eine Arbeit aufnehmen.

Die Erfahrungen mit der Ankunft von Fliichtlingen im Jahr 2015 zeigen, dass die Aufnahme einer
Erwerbstatigkeit das Ankommen hier im Land erheblich erleichtert - fiir alle Seiten. Nun kommt
hinzu, dass nach allen vorliegenden Informationen die Menschen, die gegenwartig aus der
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Ukraine zu uns kommen, liber einen vergleichsweise hohen Ausbildungsstand verfiigen. Sie haben
sofort nach Registrierung das recht zu arbeiten. Dieses Potenzial sollte nicht ungenutzt bleiben,
nur weil es an der behordlichen Anerkennung von erworbenen Qualifikationen fehlt.

Nur mit vergleichbaren Qualifikationen sind auch vergleichbare Lohn- und Gehaltseinstufungen
moglich.

Dieses Vorgehen kann auch zum Anlass genommen werden, die bisherige Praxis der Anerkennung
von auslandischen Studien- und Berufsabschliissen generell zu iiberpriifen. Es gibt viel zu viele
Menschen mit Migrationshintergrund bei uns im Lande, die ihre im Herkunftsland erworbenen
Qualifikationen nicht nutzen diirfen. Das hindert viele Menschen daran, sich entsprechend ihrer
Potenziale entfalten zu kdnnen, und ist auch schlecht fiir unser Land.

Weiterleiten an

AfB im SPD-Bezirk Hessen-Sud und den SPD-Bezirksvorstand Hessen-Sud

Votum der Redaktionskonferenz

Uberweisung an die AfB Hessen-Siid und den SPD-Bezirksvorstand Hessen-Siid zur Ausarbeitung
eines weiterfiihrenden Antrags fiir den Bezirksparteitag 2023
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Antrag 1001: Gemeinwohlorientierte Entschadigung bei der
Enteignung von Grundstiicken sowie bei der Ausiibung eines

Vorkaufsrechts
Antragsteller*in: OV Frankfurt Nordweststadt-Sud
Status: zugelassen
Empfehlung der Erledigt durch
Redaktionskonferenz:
Sachgebiet: | - Wohnen

Der Parteitag moge beschliefRen:

1
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22
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24
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27
28
29

Praambel:
Hans-Jochen Vogel, Mehr Gerechtigkeit, 2019, S. 48:

"Die Wertschatzung des knappen und unentbehrlichen Gutes Boden darf sich nicht langer
in spekulativen Gewinnerwartungen ausdriicken, sondern sollte vielmehr im Sinne einer
nachhaltigen und gemeinwohlorientierten Nutzung erfolgen, die den Boden als
wesentliche Grundlage der Daseinsvorsorge sowohl fiir die heutige Bevolkerung als auch
fiir die kommenden Generationen anerkennt.

Auf dieser Grundlage ist es mein Kernziel, Eigentum von Grund und Boden wegen seines
besonderen Charakters so weit wie moglich aus dem Herrschaftsbereich des Marktes
herauszulosen und den sozialen Regeln des Allgemeinwohls zu unterstellen."

Demnach darf das Ziel, mehr Flachen fiir gemeinwohlorientiert bewirtschaftete
Wohnungen und ahnliche Gemeinwohlnutzungen wie z.B. Kitas zu erzielen, nicht daran
scheitern, dass Enteignungs- und Vorkaufsrechtsentschadigungen zu hoch sind. Bei
einer gemeinwohlorientierten Nutzung darf die Entschadigung ausgehend von den
Aufwendungen des Eigentiimers hinsichtlich des Bodenwerts nur eine geringe Marge
entschadigen. Eine Entschadigung zum marktwirtschaftlichen Verkehrswert darf nur
erwartet werden, wenn die zukiinftige Nutzung selbst marktwirtschaftlich orientiert
ist.

Forderungen:

Fiir das nachfolgende Konzept werden der SPD-Parteivorstand, die SPD-
Bundestagsfraktion, die SPD-Ministerprasidenten, die von der SPD entsandten
Mitglieder der Bundesregierung sowie die hessische SPD-Landtagsfraktion zu einer
wohlwollenden Priifung aufgefordert:

1. Die nachfolgenden Erwagungen beziehen sich nicht auf das Ob einer Enteignung
oder der Ausiibung eines Vorkaufsrechts, sondern nur darauf in welcher Hohe in
diesem Fallen eine Entschadigung zu leisten ist.

2. Eine Entschadigung fiir die Enteignung von Grundstiicken erfolgt dann vollstandig
nach dem Verkehrswert, wenn das Grundstiick mit der Enteignung einer
erwerbswirtschaftlichen Nutzungzugefiihrt werden soll, deren Gewinnerzielung
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30 nicht nach Gemeinniitzigkeitsgrundsatzen beschrankt ist. Nur in diesem Fall wird
31 flir die Ausiibung eines Vorkaufsrechts seitens der offentlichen Hand der
32 Kaufpreis nach den bisherigen Vorschriften bemessen.

33 3. Im Falle einer gemeinwohlorientierten Nutzung des Grundstiicks (Nutzung durch die

34 offentliche Hand, der Allgemeinheit oder der Gemeinniitzigkeit unterliegende

35 Unternehmen, Genossenschaften oder Vereine) wird die Entschadigung aufgeteilt in
36 den Bodenwert und den Sachwert etwaiger Aufbauten. Der Sachwert der Aufbauten
37 wird nach iiblichen Grundsatzen ermittelt (z.B. durchschnittliche

38 Herstellungskosten nebst Regionalfaktor und Altersminderungsfaktor gemaR

39 § 36 ImmoWertV). Die gleiche Aufteilung gilt fiir die Bemessung des Kaufpreises
40 nach einem Vorkaufsrecht.

41 4. Der Bodenwert wird in Hohe der Aufwendungen fiir den Erwerb des Grundstiicks unter
42 Abzug des Sachwerts fiir die Aufbauten zum Zeitpunkt des Erwerbs bemessen. Der

43 Bodenwert wird nach dem Verkehrswert dem Bodenwert des Grundstiicks von vor
A 30/50/100 Jahren bemessen (der konkrete Zeitraum ware vom Gesetzgeber zu
45 bestimmen), wenn das Grundstiick seitdem nicht entgeltlich iibertragen wurde.

46 5. Der Bodenwert wird um eine fiktive Rendite erhoht, die seit dem

47 Bemessungszeitpunkt der angefallenen oder fiktiven Erwerbskosten mindestens die
48 Inflation ausgleicht und mindestens in Hohe einer Rendite fiir Staatsanleihen zu
49 bemessen ist (h6herer Wert bestimmt die Erh6hung). Mehr als der aktuelle

50 Verkehrswert ist fiir den Bodenwert nicht zu entschadigen.

51 6. Erwerbsvorgange, die in Ansehung der Enteignung oder des Vorkaufsrechts erfolgen
52 werden nicht beriicksichtigt und riickabgewickelt.

53 7. Wird das Grundstiick nach der Enteignung spater einem gewinnorientierten

54 Unternehmen zugefiihrt, ist die Differenz zum Verkehrswert fiir das ganze

55 Grundstiick nachtraglich zu entschadigen. Insofern bietet es sich an, den

56 gleichen Zeitraum zu wahlen, welcher gemaR Buchstabe d) fiir die Heranziehung
57 eines Verkehrswerts aus der Vergangenheit zugrunde zu legen ist.

58 8. Die vorstehenden Entschadigungsregelungen sollen in den Fallen einer Enteignung

59 und eines Vorkaufsrechts nach dem BauGB, wie insbesondere im Falle eines
60 Baugebots, eines kommunalen Vorkaufsrechts und einer stadtebaulichen
61 EntwicklungsmaBnahme zur Anwendung kommen.

62 9. Ebenso soll die offentliche Hand nicht verpflichtet sein, Grundstiicke zum
63 Verkehrswert verkaufen zu miissen, wenn der Kaufer eine gemeinwohl- und nicht
64 renditeorientierte Bewirtschaftung verfolgt.

Begriindung

Bundesprasident Gustav Heinemann 1971 vor dem Deutschen Stadtetag:

Eine der Quellen stadtischer Note ist die Bodenspekulation. Wenn wir ihrer nicht Herr werden,
fahren wir uns hoffnungslos fest. Wann endlich lesen wir laut und deutlich, dass Artikel 14 des
Grundgesetzes das Eigentum nicht lediglich gewahrleistet, sondern auch von der Moglichkeit
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spricht, seinen Inhalt und seine Schranken durch die Gesetze zu bestimmen? Wann endlich lesen
wir laut und deutlich aus Artikel 14 des Grundgesetzes, dass jedes Eigentum verpflichtet und sein
Gebrauch zugleich dem Wohle der Allgemeinheit Rechnung tragen soll? Wann endlich erfiillt der
Gesetzgeber bei dem Bodenrecht seine verfassungsmaBige Pflicht?" (abgedruckt in Bulletin Nr. 81,
Presse- und Informationsamt der Bundesregierung vom 27. Mai 1971)

Konrad Adenauer, 1920er-Jahre:

Wir leiden nach meiner tiefsten Uberzeugung in der Hauptsache in unserem Volk an der falschen
Bodenpolitik der vergangenen Jahrzehnte. Ich betrachte diese falsche Bodenpolitik als die
Hauptquelle aller physischen und psychischen Entartungserscheinungen, unter denen wir leiden.
... Die boden-reformerischen Fragen sind nach meiner Uberzeugung Fragen der hochsten
Sittlichkeit. (zitiert nach Mitscherlich, Die Unwirtlichkeit unserer Stadte)

Bundesverfassungsgericht, BVerfGE 24, 367 (Ls.):

Das Abwagungsgebot des GG Art 14 Abs. 3 S 3 ermoglicht es dem Gesetzgeber, je nach den
Umstanden vollen Ersatz, aber auch eine darunter liegende Entschadigung zu bestimmen. Das GG
verlangt nicht, dass die Entschadigung stets nach dem Marktwert bemessen wird.

Hans-Jiirgen Papier (Prasident des BVerfG a.D.), Poroud Shirvani (Professor, Uni Bonn) in Diirig/
Herzog/Scholz, Grundgesetz-Kommentar, Art. 14 Rn. 716 f.:

Erweist sich der Wert eines entzogenen Gutes in seiner vollen Hohe als das Aquivalent eigener
Leistungen des Berechtigten, so ist dessen Interesse an einem vollen Wertausgleich im
Allgemeinen so gewichtig, dass das Allgemeininteresse an einer moglichst niedrigen
Entschadigung zuriickzutreten hat. Die ,gerechte” Entschadigung im Sinne des Art. 14 Abs. 3 S. 3 ist
hier meist die Markt- oder Verkehrswertentschadigung.

Werden unbebaute Grundstiicke enteignet, so kann der Gesetzgeber vorsehen, dass
Marktwerterhéhungen, die nicht auf Eigenleistungen des Grundstiickseigentliimers beruhen, bei
der Entschadigungsbemessung unberiicksichtigt bleiben. Dies wird im Allgemeinen der Fall sein,
wenn aus Ackerland oder Gartenland Bauerwartungsland- bzw. Bauland geworden ist. Bei der
Enteignung von bebauten Grundstiicken ist u.U. zwischen der Entschadigung fiir die
Bausubstanzen und fiir den Bodenanteil zu differenzieren. Der in der Bausubstanz verkorperte
Verkehrswert basiert im Allgemeinen auf eigenen Leistungen des Inhabers. Insoweit ist daher
meist eine Verkehrswertentschadigung geboten. Der Verkehrswert des Bodenanteils kann
hingegen u.U. verfassungslegitim unterschritten werden, wenn der Marktwert sich ohne
Riicksicht auf die Eigenleistungskriterien entwickelt hat.

... der eigentumsgrundrechtliche Schutzzweck der Achtung privater Vermogensbestdande und -
verteilungen (gebietet) eine Entschadigung, die an den Erwerbskosten orientiert ist. Etwas
anderes kann fiir den Fall vorgesehen werden, dass der Grundstiickserwerb gerade im Hinblick auf
eine sich abzeichnende Enteignung vorgenommen worden ist.

... Ein Zuriickbleiben hinter der vollen Verkehrswertentschadigung kann ... nur in Betracht
kommen, wenn die Minderungen der Entschadigungslasten der Allgemeinheit zugutekommen, sie
also einem Gemeinwohlunternehmen dienen, das diese Minderungen etwa liber
Preisgestaltungen an die Allgemeinheit weitergibt.

Weitere Erwagungen:

Nach einhelliger Meinung schiitzt Art. 14 das Erworbene, nicht den Erwerb. Eine leistungsgerechte
Entschadigung fiir Enteignungen und Vorkaufsrechtsausiibungen muss deshalb Leistungen
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aquivalent ausgleichen, die der Eigentiimer fiir das Eigentum erbracht hat, und darf sich nicht
daran orientieren, welche Ertragsaussichten der Markt mit einem Grundstiick verkniipft und im
Hinblick darauf einen hoheren Preis zu zahlen bereit ist. Gleiches gilt fiir Preissteigerungen eines
Grundstiicks, die sich aus einer nachgefragten Lage ergeben: Solche Preissteigerungen beruhen
nicht auf Leistungen des Eigentiimers, sondern aus den sozialen Verkniipfungen wie z.B. der Ndhe
zu Infrastruktur und Arbeitgebern, die die Allgemeinheit fiir diese Lage des Grundstiicks
geschaffen hat.

Eine leistungsgerechte Enteignungsentschadigung darf deshalb den Bodenwert eines Grundstiicks
nicht zum Verkehrswert entschadigen, weil dessen Wert nicht von Leistungen des Eigentiimers
abhangt. Hinsichtlich dieses Wertes darf die Entschadigung deshalb nur die Anschaffungskosten
des Eigentlimers entschadigen, soweit diese sich auf den Boden einschlieflich seiner Lage
beziehen. Weiterhin darf er nicht schlechter gestellt werden, als wenn er das dafiir aufgebrachte
Geld der der Allgemeinheit, mithin dem Staat geliehen hatte. Ebenso ist eine inflationsbedingte
Geldentwertung auszugleichen. Eine Entschadigung in dieser Hohe ist aquivalent zu den vom
Eigentiimer fiir das Eigentum am Boden erbrachten Leistungen unter Einbeziehung der Zeit, die
seit diesen Aufwendungen vergangen ist.

Ein solches Entschadigungsrecht verhindert einen Gewinn des Eigentlimers durch eine Erhohung
des Bodenwertes und damit eine schiere Spekulation auf hohere Preise mit einem
Vermogenswert, an dessen Eigenschaften er nichts verbessern kann, dessen Nutzung aber fiir eine
gesellschaftliches Zusammenleben unabdingbar ist. Okonomisch entspricht es dem Prinzip des
Reichsheimstattengesetzes von 1920, von Hans-Jochen Vogel in NJW 1972, 1544 entworfenen
Trennung von Verfligungs- und Nutzungseigentum sowie und einer Plangewinnabgabe in voller
Hohe, wie sie Hans-Jochen Vogel als Bundesbauminister in einem Referentenentwurf 1974
vorgesehen hat. Mit der Nichtberiicksichtigung von Bodenwertsteigerungen, soweit sie liber eine
Inflation und Staatsanleihenrendite hinaus geht, kann ein wesentlicher Beitrag dafiir geleistet
werden, dass Reichtum an Grundstiicken nicht immer mehr Reichtum leistungs- und risikolos zu
erzeugen vermag.

Votum der Redaktionskonferenz

Erledigt durch Beschlusslage
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Antrag 1002: Wohnen ist ein elementares Grundbediirfnis -
Verlangerung des Betrachtungszeitraums beim Mietspiegel

Antragsteller*in: ASF Hessen-Siid (Arbeitsgemeinschaft)
Status: zugelassen

Empfehlung der Annahme in geanderter Fassung
Redaktionskonferenz:

Sachgebiet: | - Wohnen

Der Parteitag moge beschliefRen:

14

Zum 1.1.2019 wurde von der GroRRen Koalition der Betrachtungszeitraum bei der
ortsiiblichen Vergleichsmiete von 4 auf 6 Jahre erhoht.

Leider wurde in der Koalitionsvereinbarung der Ampel der Zeitraum nur auf 7 Jahre
ausgeweitet.

Die Verlangerung des Zeitraums ist entscheidend, um einen gedampften Anstieg bei der
ortsiliblichen Vergleichsmiete zu erreichen. Diese ist als Stellschraube sehr wichtig.

Die Vergleichsmiete dient zum Beispiel als MaRstab fiir Mieterhohungen bei
Bestandsmieten und bei Neuvermietung.

Der Bezirksparteitag der SPD Hessen-Siid fordert die sozialdemokratischen Mitglieder
der Bundesregierung und die SPD-Bundestagsfraktion auf, sich fiir folgende
Verbesserungen flir Mieter*innen einzusetzen:

Der Betrachtungszeitraum soll bei der ortsiiblichen Vergleichsmiete auf 10 Jahre
ausgeweitet werden.

Wohnen ist ein elementares Grundbediirfnis -
Mietwucher unterbinden

15
16
17
18
19
20

21
22
23
24
25

Nach & 5 Wirtschaftsstrafgesetz liegt eine Ordnungswidrigkeit vor, wenn die Miete

die liblichen Mieten vergleichbarer Wohnungen um mehr als 20 Prozent iibersteigt. In
seiner gegenwartigen Formulierung findet das Gesetz allerdings keine Anwendung. Der
Bezirksparteitag der SPD Hessen-Siid fordert die sozialdemokratischen Mitglieder der
Bundesregierung und die SPD-Bundestagsfraktion auf, sich fiir folgende Verbesserungen
flir Mieter*innen einzusetzen:

Die Ordnungswidrigkeit kann derzeit mit einer Geldbuf3e von bis zu 50.000 Euro

geahndet werden. Wir fordern eine Erhohung auf mindestens 100.000 Euro. Um Mietwucher
wirksam zu unterbinden, missen die Sanktionsmoglichkeiten umgehend praxistauglich
ausgestaltet werden. Denkbar ist in diesem Zusammenhang, den Regelungsgegenstand in
das Zivilrecht zu uberfiihren.
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Begriindung
Zum 1.1.2019 wurde von der GroBen Koalition der Betrachtungszeitraum bei der
ortsiiblichen Vergleichsmiete von 4 auf 6 Jahre erhoht.

Leider wurde in der Koalitionsvereinbarung der Ampel der Zeitraum nur auf 7 Jahre
ausgeweitet.

Die Verlangerung des Zeitraums ist entscheidend, um einen gedampften Anstieg bei der
ortsiiblichen Vergleichsmiete zu erreichen. Diese ist als Stellschraube sehr wichtig.

Die Vergleichsmiete dient zum Beispiel als MaBstab fiir Mieterhhungen bei
Bestandsmieten und bei Neuvermietung.

Votum der Redaktionskonferenz

Annahme in geanderter Fassung
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Antrag 1002-A001: Anderungsantrag zu 1002

Anderungsantrag zu 1002

Antragsteller*in: Redaktionskonferenz
Status: zugelassen
Empfehlung der Annahme
Redaktionskonferenz:

Sachgebiet: | - Wohnen

Der Parteitag moge beschlieRen:

Zeile1-2

o N » U
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Antrag 1002-A002: Anderungsantrag zu 1002

Anderungsantrag zu 1002

Antragsteller*in: Redaktionskonferenz
Status: zugelassen
Empfehlung der Annahme
Redaktionskonferenz:

Sachgebiet: | - Wohnen

Der Parteitag moge beschlieRen:

Zeile9-10

9 Der Bezirksparteitag der SPD Hessen-Siid ferdertunterstitzt die sozialdemokratischen
Mitglieder

10 der Bundesregierung und die SPD-Bundestagsfraktion-auf, sich fiir folgende

11 Verbesserungen flir Mieter*innen einzusetzen:
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Antrag 1002-A003: Anderungsantrag zu 1002

Anderungsantrag zu 1002

Antragsteller*in: Redaktionskonferenz
Status: zugelassen
Empfehlung der Annahme
Redaktionskonferenz:

Sachgebiet: | - Wohnen

Der Parteitag moge beschlieRen:

Zeile 14

14 Wohnenistein-elementares Grundbediirfnis-Mietwucher unterbinden

Zeile15-20

B & & 1 & &
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Antrag 1003: Wohnen ist ein elementares Grundbediirfnis -
Verbot von Wohnraumzweckentfremdung verscharfen

Antragsteller*in: ASF Hessen-Siid (Arbeitsgemeinschaft)
Status: zugelassen

Empfehlung der Annahme in geanderter Fassung
Redaktionskonferenz:

Sachgebiet: | - Wohnen

Der Parteitag moge beschliefRen:

19
20

21
22

23
24
25

26

27

In vielen Stadten stehen, trotz angespannten Wohnungsmarkten — auch aus
Spekulationsgriinden, viele Wohnungen leer. Das diirfen wir nicht [anger hinnehmen. In
Frankfurt gehen Schatzungen von etwa 10.000 leerstehenden Wohnungen aus.

» 1 MieRVerbG (Gesetz zur Verbesserung des Mietrechts und zur Begrenzung des
Mietanstiegs sowie zur Regelung von Ingenieur- und Architektenleistungen)
formuliert:

,Die Landesregierungen werden ermachtigt, flir Gemeinden, in denen die Versorgung der
Bevolkerung mit ausreichendem Wohnraum zu angemessenen Bedingungen besonders
gefahrdet ist, durch Rechtsverordnung zu bestimmen, dass Wohnraum anderen als
Wohnzwecken nur mit Genehmigung der von der Landesregierung bestimmten Stelle
zugefiihrt werden darf.

Als Aufgabe des Wohnzweckes im Sinne des Satzes 1 ist es auch anzusehen, wenn
Wohnraum zum Zwecke einer dauernden Fremdenbeherbergung, insbesondere einer
gewerblichen Zimmervermietung oder der Einrichtung von Schlafstellen verwendet werden
soll”

Der Bezirksparteitag der SPD Hessen-Siid fordert die sozialdemokratischen Mitglieder
der Bundesregierung und die SPD-Bundestagsfraktion auf, sich fiir folgende
Verbesserungen fiir Mieter*innen einzusetzen:

In angespannten Wohnungsmarkten soll der Leerstand einer Wohnung von mehr als drei
Monaten, schon unter diese Regelung fallen (wie im Land Berlin).

In 82 MieRVerbG ist festgehalten, dass wenn jemand dagegen ordnungswidrig handelt,
mit einem Bufgeld von bis zu 50.000 Euro belegt werden kann.

Leider wird diese Rechtsverordnung nicht in allen Bundeslandern umgesetzt - wie zum
Beispiel in Hessen. Wir fordern alle Lander auf, diese Rechtsverordnung umgehend
umzusetzen.

Die Kontrollen gegen Leerstand miissen deutlich verscharft werden.

AuBerdem muss das BuBgeld fiir VerstoRe auf mindestens 100.000 Euro angehoben werden.

Begriindung
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In vielen Stadten stehen, trotz angespannten Wohnungsmarkten — auch aus
Spekulationsgriinden, viele Wohnungen leer. Das diirfen wir nicht langer hinnehmen. In
Frankfurt gehen Schatzungen von etwa 10.000 leerstehenden Wohnungen aus.

e 1 MieRVerbG (Gesetz zur Verbesserung des Mietrechts und zur Begrenzung des
Mietanstiegs sowie zur Regelung von Ingenieur- und Architektenleistungen)
formuliert:

»Die Landesregierungen werden ermachtigt, fiir Gemeinden, in denen die Versorgung der
Bevolkerung mit ausreichendem Wohnraum zu angemessenen Bedingungen besonders
gefahrdet ist, durch Rechtsverordnung zu bestimmen, dass Wohnraum anderen als
Wohnzwecken nur mit Genehmigung der von der Landesregierung bestimmten Stelle
zugefiihrt werden darf.

Als Aufgabe des Wohnzweckes im Sinne des Satzes 1 ist es auch anzusehen, wenn
Wohnraum zum Zwecke einer dauernden Fremdenbeherbergung, insbesondere einer
gewerblichen Zimmervermietung oder der Einrichtung von Schlafstellen verwendet werden
soll.”

In §2 MieRVerbG ist festgehalten, dass wenn jemand dagegen ordnungswidrig handelt,
mit einem Bufgeld von bis zu 50.000 Euro belegt werden kann.

Leider wird diese Rechtsverordnung nicht in allen Bundeslandern umgesetzt — wie zum
Beispiel in Hessen. Wir fordern alle Lander auf, diese Rechtsverordnung umgehend
umzusetzen.

Die Kontrollen gegen Leerstand miissen deutlich verscharft werden.

AuRerdem muss das BuBgeld fiir VerstoRe auf mindestens 100.000 Euro angehoben werden.

Votum der Redaktionskonferenz

Annahme in geanderter Fassung

Anderungen der Redaktionskonferenz

Die Zeilen 1-15 und 21-27 in die Berlindung verschoben.

229 / 319



Bezirksparteitag der SPD Hessen-Siid 2022

Antrag 1003-A001: Anderungsantrag zu 1003

Anderungsantrag zu 1003

Antragsteller*in: Redaktionskonferenz
Status: zugelassen
Empfehlung der Annahme
Redaktionskonferenz:

Sachgebiet: | - Wohnen

Der Parteitag moge beschlieRen:

Zeile1-3

R SR S

Zeile 23 - 25
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Antrag 1004: Wohnen ist ein elementares Grundbediirfnis -
Schlupfloch fiir moblierte Wohnungen schlieBen

Antragsteller*in: ASF Hessen-Siid (Arbeitsgemeinschaft)
Status: zugelassen

Empfehlung der Annahme in geanderter Fassung
Redaktionskonferenz:

Sachgebiet: | - Wohnen

Der Parteitag moge beschliefRen:

1 Grundsatzlich gelten die Regelungen der Mietpreisbremse auch fiir moblierte Wohnungen.

2 Allerdings ist sie in der Praxis kaum anwendbar. Denn Vermieter*innen diirfen bei
3 Wohnungen fiir die zusatzliche Ausstattung einen Aufschlag auf den Mietpreis
4 verlangen.

5  In der Regel entspricht dieser Aufschlag monatlich zwei Prozent des Zeitwerts der
6  Mobel. Geben Vermieter*innen den Mobelzuschlag im Vertrag an, konnen die Mieter*innen
7 prifen, ob dieser angemessen ist.

8  Doch lblicher ist es, den Mobelzuschlag nicht gesondert auszuweisen. Wenn
9 Mieter*innen nicht wissen, wie viel sie fiir die bereitgestellten Mobel bezahlen und
10 wie viel fiir die Miete, konnen sie nur schwer gegen eine liberhohte Miete vorgehen.

11 Der Bezirksparteitag der SPD Hessen-Siid fordert die sozialdemokratischen Mitglieder
12 der Bundesregierung und die SPD-Bundestagsfraktion auf, sich fiir folgende
13 Verbesserungen fiir Mieter*innen einzusetzen:

14 Wir wollen, dass Vermieter*innen bei moblierten Wohnungen verpflichtet sind, den
15 MObelzuschlag (neben dem Preis auch das Alter der Mobel) gesondert auszuweisen und
16 auf Verlangen entsprechende Quittungen vorzulegen.

Votum der Redaktionskonferenz

Annahme in geanderter Fassung

Anderungen der Redaktionskonferenz

Zeilen 1-10 in Begriindung verschoben.
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Antrag 1004-A001: Anderungsantrag zu 1004

Anderungsantrag zu 1004

Antragsteller*in: Redaktionskonferenz
Status: zugelassen
Empfehlung der Annahme
Redaktionskonferenz:

Sachgebiet: | - Wohnen

Der Parteitag moge beschlieRen:

Zeile 1
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Antrag 1005: Wohnen ist ein elementares Grundbediirfnis -
Preislimitiertes Vorkaufsrecht ausweiten

Antragsteller*in: ASF Hessen-Siid (Arbeitsgemeinschaft)
Status: zugelassen

Empfehlung der Erledigt durch

Redaktionskonferenz:

Sachgebiet: | - Wohnen

Der Parteitag moge beschliefRen:

1 Der Zugriff auf fiir eine gemeinwohlorientierte Stadtentwicklung erforderliche
2 Flachen, insbesondere zur Errichtung bezahlbaren Wohnraums, kann durch die Starkung
3 des Vorkaufsrechts der Kommunen erleichtert werden.

4 Der Bezirksparteitag der SPD Hessen-Siid fordert die sozialdemokratischen Mitglieder
5  der Bundesregierung und die SPD-Bundestagsfraktion auf, sich fiir folgende
6  Verbesserungen fiir Mieter*innen einzusetzen:

7 Wir fordern die Schaffung eines gesetzlichen Vorkaufsrechts fiir die Kommune, wenn in
8  einer Gemeinde oder dem Teil einer Gemeinde, die Versorgung der Bevolkerung mit
9 Wohnraum zu angemessenen Bedingungen in Gefahr ist.

10 Dieses Vorkaufsrecht muss preislimitiert auf Basis des Ertragswerts (sozial
11 vertraglich erzielbare Miete) sein, um liberhdhte Ankaufspreise zu verhindern.

Votum der Redaktionskonferenz

Erledigt durch Regierungshandeln und Neuiiberarbeitung der Baunutzungsverordnung.
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Antrag 1006: Wohnen ist ein elementares Grundbediirfnis -
Planungswertausgleich einfiihren

Antragsteller*in: ASF Hessen-Siid (Arbeitsgemeinschaft)
Status: zugelassen

Empfehlung der Annahme in geanderter Fassung
Redaktionskonferenz:

Sachgebiet: | - Wohnen

Der Parteitag moge beschliefRen:

1 Der Bezirksparteitag der SPD Hessen-Siid fordert die sozialdemokratischen Mitglieder
der Bundesregierung und die SPD-Bundestagsfraktion auf, sich fiir folgende
Verbesserungen flir Mieter*innen einzusetzen:

w

Um Spekulation mit Grund und Boden einzudammen, miissen unverdiente Wertsteigerungen,
die durch Leistungen der Allgemeinheit und der Steuerzahler*innen entstanden sind,

etwa eine neue Bahnhaltestelle oder die Neugestaltung eines Parks, der Gesellschaft

wieder zugefiihrt werden.

o U

~

8  Zum einen kann hierdurch ein Beitrag zur Finanzierung wichtiger Gemeinwohlziele in
9 der Stadtentwicklung geleistet werden. Zum anderen wird der im derzeitigen System
10 angelegten Vermogensverschiebung zu Lasten breiter Schichten der Bevolkerung

11 entgegengewirkt.

12 Wir fordern daher die Einfiihrung eines Planungswertausgleichs im Baugesetzbuch.

13 Dies wiirde sowohl die Steuerungsmoglichkeiten der 6ffentlichen Hand starken als auch
14 eine gleichmaRige Abschopfung der planungsbedingten Bodenwertsteigerung ermoglichen.

15 Anders als bei der Vereinbarung stadtebaulicher Vertrage, ware diese unabhangig von
16 einer fur ein konkretes Grundstiick erforderlichen Infrastruktur und damit fir die
17 Gemeinde flexibler einsetzbar.

Begriindung

Um Spekulation mit Grund und Boden einzudammen, miissen unverdiente Wertsteigerungen,
die durch Leistungen der Allgemeinheit und der Steuerzahler*innen entstanden sind,

etwa eine neue Bahnhaltestelle oder die Neugestaltung eines Parks, der Gesellschaft

wieder zugefiihrt werden.

Zum einen kann hierdurch ein Beitrag zur Finanzierung wichtiger Gemeinwohlziele in
der Stadtentwicklung geleistet werden. Zum anderen wird der im derzeitigen System
angelegten Vermogensverschiebung zu Lasten breiter Schichten der Bevdlkerung
entgegengewirkt.

Dies wiirde sowohl die Steuerungsmoglichkeiten der 6ffentlichen Hand starken als auch
eine gleichmaBige Abschopfung der planungsbedingten Bodenwertsteigerung ermoglichen.
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Anders als bei der Vereinbarung stadtebaulicher Vertrage, ware diese unabhangig von
einer fur ein konkretes Grundstlick erforderlichen Infrastruktur und damit fiir die
Gemeinde flexibler einsetzbar.

Votum der Redaktionskonferenz

Votum der Redaktionskonferenz wird nachgereicht.

Anderungen der Redaktionskonferenz

Zeilen 4-11 und 13-17 in Begriindung verschoben.
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Antrag 1006-A001: Anderungsantrag zu 1006

Anderungsantrag zu 1006

Antragsteller*in: Redaktionskonferenz
Status: zugelassen
Empfehlung der Annahme
Redaktionskonferenz:

Sachgebiet: | - Wohnen

Der Parteitag moge beschlieRen:

Zeile 4 -7
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Antrag 1007: Wohnen ist ein elementares Grundbediirfnis -
Modernisierungsumlage weiter absenken

Antragsteller*in: ASF Hessen-Siid (Arbeitsgemeinschaft)
Status: zugelassen

Empfehlung der Annahme in geanderter Fassung
Redaktionskonferenz:

Sachgebiet: | - Wohnen

Der Parteitag moge beschliefRen:

-

g &~ W N

Die Modernisierungsumlage bezeichnet im Wohnraummietrecht eine Form der Mieterh6hung
nach einer abgeschlossenen Modernisierung. Auf Initiative der SPD in der GroBen

Koalition diirfen seit dem 1. Januar 2019 Vermieter*innen die jahrliche Miete nur noch

um bis zu 8 Prozent (vorher 11 Prozent) der fiir die Wohnung aufgewendeten Kosten
erhohen.

AuRerdem diirfen seit dem Zeitpunkt die Mieten fiir modernisierte Wohnungen innerhalb
von sechs Jahren um nicht mehr als 3 Euro pro Quadratmeter steigen. Bei Wohnungen mit
einer Miete bis 7 Euro pro Quadratmeter diirfen Vermieter sogar nur um 2 Euro

anheben.

Der Bezirksparteitag der SPD Hessen-Siid fordert die sozialdemokratischen Mitglieder
der Bundesregierung und die SPD-Bundestagsfraktion auf, sich fiir folgende
Verbesserungen flir Mieter*innen einzusetzen:

Die Moglichkeit der Umlage von 8% ist immer noch viel zu hoch - diese sollte bei auf
maximal 4% reduziert werden. AuRerdem sollte die Frist fiir Mieterhohungen fiir
Modernisierungsmafnahmen von 6 auf 10 Jahre erhoht werden. Dann haben die
Mieter*innen 10 Jahre ,Ruhe” vor Mieterhohungen wegen Modernisierungen.

Bei energetischen Modernisierungen sollte die Miete nur Warmmieten-neutral erhoht
werden diirfen. Wenn es zu einer Heizkostenersparnis von 50 Euro kommt, darf die Miete
auch nur um 50 Euro erhoht werden.

Begriindung

Die Modernisierungsumlage bezeichnet im Wohnraummietrecht eine Form der Mieterhohung
nach einer abgeschlossenen Modernisierung. Auf Initiative der SPD in der GroRen

Koalition diirfen seit dem 1. Januar 2019 Vermieter*innen die jahrliche Miete nur noch

um bis zu 8 Prozent (vorher 11 Prozent) der fiir die Wohnung aufgewendeten Kosten

erhohen.

AuBerdem diirfen seit dem Zeitpunkt die Mieten fiir modernisierte Wohnungen innerhalb
von sechs Jahren um nicht mehr als 3 Euro pro Quadratmeter steigen. Bei Wohnungen mit
einer Miete bis 7 Euro pro Quadratmeter diirfen Vermieter sogar nur um 2 Euro
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anheben.

Votum der Redaktionskonferenz

Annahme in geanderter Fassung

Anderungen der Redaktionskonferenz

Zeilen 1-9 in Begriindung verschoben.
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Antrag 1007-A001: Anderungsantrag zu 1007

Anderungsantrag zu 1007

Antragsteller*in: Redaktionskonferenz
Status: zugelassen
Empfehlung der Annahme
Redaktionskonferenz:

Sachgebiet: | - Wohnen

Der Parteitag moge beschlieRen:

Zeile1-5

(G N L S
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Antrag 1008: Wohnen ist ein elementares Grundbediirfnis -
Offentliche Grundstiicksverkaufe in Bodenwertermittlung
einflieBen lassen

Antragsteller*in: ASF Hessen-Siid (Arbeitsgemeinschaft)
Status: zugelassen
Empfehlung der Annahme in geanderter Fassung

Redaktionskonferenz:
Sachgebiet: | - Wohnen

Der Parteitag moge beschliefRen:

1 Preisgedampfte Grundstiicksverkaufe der o6ffentlichen Hand flieRen aktuell nicht in die
2 Ermittlung von Bodenwerten ein.

3 Der Bezirksparteitag der SPD Hessen-Siid fordert die sozialdemokratischen Mitglieder
4 der Bundesregierung und die SPD-Bundestagsfraktion auf, sich fiir folgende
5  Verbesserungen fiir Mieter*innen einzusetzen:

6  Preisgedampfte Grundstiicksverkaufe miissen kiinftig in die Ermittlung von Bodenwerten
einflieRen, damit ein realistisches Bild der tatsachlich gezahlten Bodenpreise

~

8  widergespiegelt und damit eine bremsende Wirkung auf die stark steigenden Bodenpreise
9 erzielt wird.
Begriindung

Preisgedampfte Grundstiicksverkaufe der offentlichen Hand flieBen aktuell nicht in die
Ermittlung von Bodenwerten ein.

Votum der Redaktionskonferenz

Annahme in geanderter Fassung

Anderungen der Redaktionskonferenz

Zeilen 1-2 in Begriindung verschoben
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Antrag 1008-A001: Anderungsantrag zu 1008

Anderungsantrag zu 1008

Antragsteller*in: Redaktionskonferenz
Status: zugelassen
Empfehlung der Annahme
Redaktionskonferenz:

Sachgebiet: | - Wohnen

Der Parteitag moge beschlieRen:

Zeile1-2
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Antrag 1009: Wohnen ist ein elementares Grundbediirfnis -
Informationskampagne fiir die Mietpreisbremse

Antragsteller*in: ASF Hessen-Siid (Arbeitsgemeinschaft)
Status: zugelassen

Empfehlung der Annahme in geanderter Fassung
Redaktionskonferenz:

Sachgebiet: | - Wohnen

Der Parteitag moge beschliefRen:

-

Zur Begrenzung der Wiedervermietungsmieten gilt seit 2015 in vielen Gebieten mit
angespannten Wohnungsmarkten die so genannte Mietpreisbremse. Vermieter*innen diirfen,
wenn sie ihre Wohnung erneut vermieten, nur eine Miete fordern oder vereinbaren, die
maximal 10 Prozent liber der ortsiiblichen Vergleichsmiete liegt.

S~ W N

(65}

Fiir Vertrage, die ab April 2020 abgeschlossen wurden, konnen Mieter*innen
sogar riickwirkend fiir 30 Monate eine Riickerstattung der iiberhohten Miete verlangen.
7 Das war ein groBer Erfolg der SPD-Bundestagsfraktion.

8  Der Bezirksparteitag der SPD Hessen-Siid fordert die sozialdemokratischen Mitglieder
9 der Bundesregierung und die SPD-Bundestagsfraktion auf, sich fiir folgende
10  Verbesserungen fiir Mieter*innen einzusetzen:

11 Leider kennen viele Menschen diese gute Regelung nicht, fordern aus dem Grund ihr
12 Recht nicht ein und verzichten so zum Teil auf hohe Riickzahlungen. Deshalb muss dazu
13 in den entsprechenden Gebieten eine umfassende Informationskampagne gestartet werden.

14 Denkbar ware auch, dass bei An- oder Ummeldungen in den Gemeinden, ein
15 Informationsblatt dazu ausgegeben wird.

Begriindung

Zur Begrenzung der Wiedervermietungsmieten gilt seit 2015 in vielen Gebieten mit
angespannten Wohnungsmarkten die so genannte Mietpreisbremse. Vermieter*innen diirfen,
wenn sie ihre Wohnung erneut vermieten, nur eine Miete fordern oder vereinbaren, die
maximal 10 Prozent liber der ortsiiblichen Vergleichsmiete liegt.

Fiir Vertrage, die ab April 2020 abgeschlossen wurden, konnen Mieter*innen
sogar riickwirkend fiir 30 Monate eine Riickerstattung der liberhohten Miete verlangen.
Das war ein groRer Erfolg der SPD-Bundestagsfraktion.

Leider kennen viele Menschen diese gute Regelung nicht, fordern aus dem Grund ihr
Recht nicht ein und verzichten so zum Teil auf hohe Riickzahlungen.

Votum der Redaktionskonferenz
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Annahme in geanderter Fassung

Anderungen der Redaktionskonferenz

Zeilen 1- 7 und 11-12 in Begriindung verschoben.
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Antrag 1009-A001: Anderungsantrag zu 1009

Anderungsantrag zu 1009

Antragsteller*in: Redaktionskonferenz
Status: zugelassen
Empfehlung der Annahme
Redaktionskonferenz:

Sachgebiet: | - Wohnen

Der Parteitag moge beschlieRen:

Zeile1- 4

ar kennen ncchan di oute Recalunc nich arn
¥ 4 5 3

12 Rechtnichteinundverzichten-sozum-Teilauf-hohe Riickzahlungen--Deshalb muss dazu

13 in den entsprechenden Gebieten eine umfassende Informationskampagne gestartet werden.
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Antrag 1010: Wohnen ist ein elementares Grundbediirfnis -
Heilungswirkung der verspateten Mietzahlung auf
ordentliche Kiindigung erweitern

Antragsteller*in: ASF Hessen-Siid (Arbeitsgemeinschaft)
Status: zugelassen

Empfehlung der Annahme in geanderter Fassung
Redaktionskonferenz:

Sachgebiet: | - Wohnen

Der Parteitag moge beschliefRen:

Wenn Mieter*innen mit zwei Monatsmieten in Zahlungsverzug geraten, konnen
Vermieter*innen ihnen fristlos kiindigen und zusatzlich eine ordentliche Kiindigung
aussprechen.

Begleichen Mieter*innen dann ihre Mietschulden, konnen sie damit zwar die
auBerordentliche Kiindigung ‘heilen’ und abwenden, die ordentliche Kiindigung aber
bleibt bestehen. Die Folge: Das Mietverhaltnis endet und die Mieter*innen missen
ausziehen.

Nach Aussagen u.a. von der Caritas sind viele Menschen, die obdachlos geworden sind,
Opfer dieser bisherigen Regelung.

Der Bezirksparteitag der SPD Hessen-Siid fordert die sozialdemokratischen Mitglieder
der Bundesregierung und die SPD-Bundestagsfraktion auf, sich fiir folgende
Verbesserungen fiir Mieter*innen einzusetzen:

Wir wollen, dass die Heilungswirkung - also die Fortsetzung des Mietverhaltnisses -
durch Begleichen der riickstandigen Miete nicht nur bei fristloser, sondern auch bei
ordentlicher Kiindigung gem. § 573 Abs. 2 Nr. 1 BGB eintritt.

Begriindung

Wenn Mieter*innen mit zwei Monatsmieten in Zahlungsverzug geraten, konnen
Vermieter*innen ihnen fristlos kiindigen und zusatzlich eine ordentliche Kiindigung
aussprechen.

Begleichen Mieter*innen dann ihre Mietschulden, konnen sie damit zwar die
auBerordentliche Kiindigung ‘heilen’ und abwenden, die ordentliche Kiindigung aber
bleibt bestehen. Die Folge: Das Mietverhaltnis endet und die Mieter*innen miissen
ausziehen.

Nach Aussagen u.a. von der Caritas sind viele Menschen, die obdachlos geworden sind,
Opfer dieser bisherigen Regelung.
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Votum der Redaktionskonferenz

Annahme in geanderter Fassung

Anderungen der Redaktionskonferenz

Zeilen 1-9 in Begriindung verschoben.
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Antrag 1010-A001: Anderungsantrag zu 1010

Anderungsantrag zu 1010

Antragsteller*in:
Status:

Empfehlung der
Redaktionskonferenz:

Sachgebiet:

Der Parteitag moge beschlieRen:

Zeile1-3

Redaktionskonferenz
zugelassen
Annahme

| - Wohnen
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Antrag 1011: Wohnen ist ein elementares Grundbediirfnis -
Gewinne aus leistungslosen Bodenwertsteigerungen gerecht

besteuern

Antragsteller*in: ASF Hessen-Siid (Arbeitsgemeinschaft)
Status: zugelassen

Empfehlung der Uberweisung an

Redaktionskonferenz:

Sachgebiet: | - Wohnen

Der Parteitag moge beschliefRen:

Die Bodenbesteuerung in Deutschland entspricht nicht mehr den Anforderungen an eine
gemeinwohlorientierte und nachhaltige Bodenpolitik.

Der Bezirksparteitag der SPD Hessen-Siid fordert die sozialdemokratischen Mitglieder
der Bundesregierung und die SPD-Bundestagsfraktion auf, sich fiir folgende
Verbesserungen fiir Mieter*innen einzusetzen:

Wir miissen wir die Bodenbesteuerung verbessern. Denkbar sind hier verschiedene
Instrumente: Fiir nicht selbst genutzte Immobilien bzw. Grundstiicke (§ 23 EStG) kdnnen
wir die Steuerfreiheit bei der VerauBerung (10-Jahres-Frist) abschaffen,
beziehungsweise nur dann in Aussicht stellen, wenn Grundstiicke und Immobilien durch
die VerauBerung einer gemeinwohlorientierten Verwendung zugefiihrt werden.

Die Einfiihrung einer Bodenwertzuwachssteuer kann ebenso dazu beitragen, die
Allgemeinheit auch an denjenigen Bodenwertgewinnen teilhaben zu lassen, die den
Grundeigentiimer*innen durch die kontinuierliche Verbesserung der ,allgemeinen
Marktbedingungen® zufallen.

Kapitalgewinne diirfen steuerlich niemals bessergestellt sein als die Einkiinfte aus
Arbeit. Die zusatzlichen Steuereinnahmen sollten kommunalen Bodenfonds zugutekommen.

Weiterleiten an

Material an die Bundestagsfraktion

Votum der Redaktionskonferenz

Uberweisung als Material an die SPD-Bundestagsfraktion

249 [ 319



Bezirksparteitag der SPD Hessen-Siid 2022

Antrag 1012: Wohnen ist ein elementares Grundbediirfnis -
Gesetz zum Hausmodernisieren als Ordnungswidrigkeit
verscharfen

Antragsteller*in: ASF Hessen-Siid (Arbeitsgemeinschaft)
Status: zugelassen

Empfehlung der Annahme in geanderter Fassung
Redaktionskonferenz:

Sachgebiet: | - Wohnen

Der Parteitag moge beschliefRen:

1 o Das missbrauchliche Modernisieren von Hausern und Wohnungen, um Mieter*innen zur
Beendigung des Mietverhaltnisses zu veranlassen, kann als Ordnungswidrigkeit mit
3 einer hohen GeldbuRe bestraft werden.

N

4 In bestimmten Fallen vermutet das Gesetz ein gezieltes Herausmodernisieren. Das
5  erleichtert es Mieter*innen, einen Schadensersatzanspruch gegen den Vermieter*innen
6  geltend zu machen.

7 Das Gesetz zahlt Tatbestande auf, die ein bewusstes Herausmodernisieren nahelegen:

8 e Mit der angekiindigten baulichen Veranderung wird nicht innerhalb von zwolf
9 Monaten nach Ankiindigung begonnen oder diese wird begonnen und ruht dann mehr
10 als zwolf Monate

11 e Mit der angekiindigten zu erwartenden Mieterhohung wiirde sich die Monatsmiete
12 mindestens verdoppeln

13 o Die BaumaRnahme wird in einer Weise durchgefiihrt, die geeignet ist, zu
14 erheblichen, objektiv nicht notwendigen Belastungen des Mieters zu fiihren.

15 Allein schon die Ankiindigungen von MaRnahmen sorgen zum Teil fiir erhebliche Angste

16 bei den Menschen. Beispielsweise wurde den Mieter*innen eines Altbaus angekiindigt,

17 dass das Treppenhaus ausgebaut wird und der Zugang zur Wohnung monatelang nur liber
18 eine Nottreppe liber das Geriist vorm Haus moglich wird. Gleichzeitig sollten die

19 Badezimmer saniert werden und WC-Nutzung und Duschen ware noch in Containern im Hof
20 moglich.

21 Bisher gibt es in der Praxis leider erhebliche Probleme bei der Umsetzung und der
22 Erhebung des BuBgelds. Das missbrauchliche Herausmodernisieren geht leider weiter.

23 Der Bezirksparteitag der SPD Hessen-Siid fordert die sozialdemokratischen Mitglieder
24 der Bundesregierung und die SPD-Bundestagsfraktion auf, sich fiir folgende
25 Verbesserungen fiir Mieter*innen einzusetzen:

26 Das Gesetz zum Herausmodernisieren als Ordnungswidrigkeit muss dringend deutlich
27 nachgescharft werden, damit es endlich Wirkung erzielt.
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Begriindung

* Das missbrauchliche Modernisieren von Hausern und Wohnungen, um Mieter*innen zur
Beendigung des Mietverhaltnisses zu veranlassen, kann als Ordnungswidrigkeit mit
einer hohen GeldbulRRe bestraft werden.

In bestimmten Fallen vermutet das Gesetz ein gezieltes Hausmodernisieren. Das
erleichtert es Mieter*innen, einen Schadensersatzanspruch gegen den Vermieter*innen
geltend zu machen.

Das Gesetz zahlt Tatbestdnde auf, die ein bewusstes Hausmodernisieren nahelegen:

¢ Mit der angekiindigten baulichen Veranderung wird nicht innerhalb von zwolf
Monaten nach Ankiindigung begonnen oder diese wird begonnen und ruht dann mehr
als zwolf Monate

¢ Mit der angekiindigten zu erwartenden Mieterhohung wiirde sich die Monatsmiete
mindestens verdoppeln

e Die BaumaRnahme wird in einer Weise durchgefiihrt, die geeignet ist, zu
erheblichen, objektiv nicht notwendigen Belastungen des Mieters zu fiihren.

Allein schon die Ankiindigungen von MaBnahmen sorgen zum Teil fiir erhebliche Angste

bei den Menschen. Beispielsweise wurde den Mieter*innen eines Altbaus angekiindigt,
dass das Treppenhaus ausgebaut wird und der Zugang zur Wohnung monatelang nur iiber
eine Nottreppe liber das Geriist vorm Haus moglich wird. Gleichzeitig sollten die
Badezimmer saniert werden und WC-Nutzung und Duschen ware noch in Containern im Hof
moglich.

Bisher gibt es in der Praxis leider erhebliche Probleme bei der Umsetzung und der
Erhebung des BufRgelds. Das missbrauchliche Hausmodernisieren geht leider weiter.

Votum der Redaktionskonferenz

Annahme in geanderter Fassung

Anderungen der Redaktionskonferenz

Herausmodernisierung wurde in der Uberschrift durch Hausmodernisierung ersetzt.
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Antrag 1012-A001: Anderungsantrag zu 1012

Anderungsantrag zu 1012

Antragsteller*in: Umut Sonmez
Status: zugelassen
Sachgebiet: | - Wohnen

Der Parteitag moge beschlieBen:

Zeile1-3

Das missbrauchliche Modernisieren von Hausern und Wohnungen, um Mieter*innen zur
Beendigung des Mietverhaltnisses zu veranlassen, kann seit 2019 per Gesetz als
Ordnungswidrigkeit mit einer hohen GeldbuBe bestraft werden. Wir fordern eine Evaluation
dieses Gesetztes hinsichtlich seiner Wirksamkeit und fordert die SPD-Bundestagsfraktion auf,
demgemaR aktiv zu werden. Sollte dabei eine unzureichende Wirksamkeit festgestellt,
miissen die gesetzlichen Regelungen dringend nachgescharft werden.
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Antrag 1012-A002: Anderungsantrag zu 1012

Anderungsantrag zu 1012

Antragsteller*in: Umut Sonmez
Status: zugelassen
Sachgebiet: | - Wohnen

Der Parteitag moge beschlieBen:

Zeile1-3

Das missbrauchliche Modernisieren von Hausern und Wohnungen, um Mieter*innen zur
Beendigung des Mietverhaltnisses zu veranlassen, kann seit 2019 per Gesetz als
Ordnungswidrigkeit mit einer hohen GeldbuBe bestraft werden.
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Antrag 1012-A003: Anderungsantrag zu 1012

Anderungsantrag zu 1012

Antragsteller*in: Redaktionskonferenz
Status: zugelassen
Empfehlung der Annahme
Redaktionskonferenz:

Sachgebiet: | - Wohnen

Der Parteitag moge beschlieRen:

Zeile1-3

Zeile 15 - 20
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Antrag 1013: Wohnen ist ein elementares Grundbediirfnis -
Gesetz zum Herausmodernisieren als Ordnungswidrigkeit
verscharfen

Antragsteller*in: ASF Hessen-Siid (Arbeitsgemeinschaft)
Status: zugelassen

Empfehlung der Erledigt durch

Redaktionskonferenz:

Sachgebiet: | - Wohnen

Der Parteitag moge beschliefRen:

1 o Das missbrauchliche Modernisieren von Hausern und Wohnungen, um Mieter*innen zur
Beendigung des Mietverhaltnisses zu veranlassen, kann als Ordnungswidrigkeit mit
3 einer hohen GeldbuRe bestraft werden.

N

4 In bestimmten Fallen vermutet das Gesetz ein gezieltes Herausmodernisieren. Das
5  erleichtert es Mieter*innen, einen Schadensersatzanspruch gegen den Vermieter*innen
6  geltend zu machen.

7 Das Gesetz zahlt Tatbestande auf, die ein bewusstes Herausmodernisieren nahelegen:

8 e Mit der angekiindigten baulichen Veranderung wird nicht innerhalb von zwolf
9 Monaten nach Ankiindigung begonnen oder diese wird begonnen und ruht dann mehr
10 als zwolf Monate

11 e Mit der angekiindigten zu erwartenden Mieterhohung wiirde sich die Monatsmiete
12 mindestens verdoppeln

13 o Die BaumaRnahme wird in einer Weise durchgefiihrt, die geeignet ist, zu
14 erheblichen, objektiv nicht notwendigen Belastungen des Mieters zu fiihren.

15 Allein schon die Ankiindigungen von MaRnahmen sorgen zum Teil fiir erhebliche Angste

16 bei den Menschen. Beispielsweise wurde den Mieter*innen eines Altbaus angekiindigt,

17 dass das Treppenhaus ausgebaut wird und der Zugang zur Wohnung monatelang nur liber
18 eine Nottreppe liber das Geriist vorm Haus moglich wird. Gleichzeitig sollten die

19 Badezimmer saniert werden und WC-Nutzung und Duschen ware noch in Containern im Hof
20 moglich.

21 Bisher gibt es in der Praxis leider erhebliche Probleme bei der Umsetzung und der
22 Erhebung des BuBgelds. Das missbrauchliche Herausmodernisieren geht leider weiter.

23 Der Bezirksparteitag der SPD Hessen-Siid fordert die sozialdemokratischen Mitglieder
24 der Bundesregierung und die SPD-Bundestagsfraktion auf, sich fiir folgende
25 Verbesserungen fiir Mieter*innen einzusetzen:

26 Das Gesetz zum Herausmodernisieren als Ordnungswidrigkeit muss dringend deutlich
27 nachgescharft werden, damit es endlich Wirkung erzielt.

28
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29

Votum der Redaktionskonferenz

Erledigt durch 1012 ereldigt.
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Antrag 1014: Wohnen ist ein elementares Grundbediirfnis -
Die Moglichkeit der Eigenbedarfskiindigung deutlich
einschranken

Antragsteller*in: ASF Hessen-Siid (Arbeitsgemeinschaft)
Status: zugelassen

Empfehlung der Annahme in geanderter Fassung
Redaktionskonferenz:

Sachgebiet: | - Wohnen

Der Parteitag moge beschliefRen:

1 Mit unvermieteten Wohnungen lassen sich deutlich hohere Kaufpreise erzielen als mit
2 vermieteten Wohnungen. Deshalb wird in der Praxis haufig Eigenbedarf vorgetauscht, um
3 das Mietverhaltnis mit den Mieter*innen zu beenden.

4 Um Missbrauch zu verhindern, miissen gesetzliche Regelungen fiir die
5  Eigenbedarfskiindigung zu Wohnzwecken deutlich verscharft und der Missbrauch starker
6 geahndet werden.

7 Der Bezirksparteitag der SPD Hessen-Siid fordert die sozialdemokratischen Mitglieder
g8  der Bundesregierung und die SPD-Bundestagsfraktion auf, sich fiir folgende
9  Verbesserungen fiir Mieter*innen einzusetzen:

10 Den unbestimmten Begriff ,Berechtigtes Interesse des Vermieters an der Beendigung des
11 Mietverhaltnisses” muss gestrichen werden.

12 Stattdessen muss im Gesetz festgehalten werden, dass zulassige
13 Eigenbedarfskiindigungen auf die Nutzung des Wohnraums nur durch die Vermieter*innen
14 selbst oder nur deren enge Verwandte beschranken miissen.

15 Zusatzlich muss liber rechtssichere Wege sichergestellt werden, dass die Person, die
16 Eigenbedarf anmeldet, auch tatsachlich fiir einen langeren Zeitraum - mindestens 5
17 Jahre - die Wohnung bewohnt.

18 Missbrauch muss mit einem hohen BuRBgeld und Schadensersatz (der neben den
19 Umzugskosten auch die erhhten Mietkosten der ehemaligen Mieter*innen iibernimmt)
20 geahndet werden.

21 Auch muss der Schutz fur Betroffene gestarkt werden. Insbesondere altere Menschen und
22 Familien miissen besser gegen den Verlust ihrer langjahrigen Wohnungen (ihrer Heimat)
23 geschutzt werden.

Begriindung

Mit unvermieteten Wohnungen lassen sich deutlich hohere Kaufpreise erzielen als mit
vermieteten Wohnungen. Deshalb wird in der Praxis haufig Eigenbedarf vorgetauscht, um
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das Mietverhaltnis mit den Mieter*innen zu beenden.

Um Missbrauch zu verhindern, miissen gesetzliche Regelungen fiir die
Eigenbedarfskiindigung zu Wohnzwecken deutlich verscharft und der Missbrauch starker
geahndet werden.

Votum der Redaktionskonferenz

Annahme in geanderter Fassung

Anderungen der Redaktionskonferenz

Zeilen 1-6 in Begriindung verschoben.
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Antrag 1014-A001: Anderungsantrag zu 1014

Anderungsantrag zu 1014

Antragsteller*in:
Status:

Empfehlung der
Redaktionskonferenz:

Sachgebiet:

Der Parteitag moge beschlieRen:

Zeile 6

Umut Sonmez
zugelassen
Annahme

| - Wohnen

4 Um Missbrauch zu verhindern, miissen gesetzliche Regelungen fiir die
5 Eigenbedarfskiindigung zu Wohnzwecken deutlich verscharft und der Missbrauch starker

6 geahndet werden. Dazu gehort eine Spezifizierung des Eigenbedarfs (ausschlieBlich Nutzung

durch Vermieter selbst oder enge Verwandte, Nachweis tatsachlicher Eigennutzung) sowie

eine Sanktionierbarkeit, wenn keine Eigennutzung der Immobilie vorliegt. Wir fordern die

SPD-Bundestagsfraktion auf, ein entsprechendes Gesetzeskonzept zu erarbeiten
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Antrag 1014-A002: Anderungsantrag zu 1014

Anderungsantrag zu 1014

Antragsteller*in: Umut Sonmez
Status: zugelassen
Empfehlung der Annahme
Redaktionskonferenz:

Sachgebiet: | - Wohnen

Der Parteitag moge beschlieRen:

Zeile7-9
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Antrag 1014-A003: Anderungsantrag zu 1014

Anderungsantrag zu 1014

Antragsteller*in: Redaktionskonferenz
Status: zugelassen
Empfehlung der Annahme
Redaktionskonferenz:

Sachgebiet: | - Wohnen

Der Parteitag moge beschlieRen:

Zeile 16 - 17
15 Zusatzlich muss liber rechtssichere Wege sichergestellt werden, dass die Person, die

16 Eigenbedarf anmeldet, auch tatsachlich fiir einen langeren Zeitraum ~mindestens5-
17 Jahre-die Wohnung bewohnt.
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Antrag 1014-A004: Anderungsantrag zu 1014

Anderungsantrag zu 1014

Antragsteller*in: Redaktionskonferenz
Status: zugelassen
Empfehlung der Annahme
Redaktionskonferenz:

Sachgebiet: | - Wohnen

Der Parteitag moge beschlieRen:

Zeile1-3
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Antrag 1015: Wohnen ist ein elementares Grundbediirfnis -
Online-Vermietungsplattformen der Sharing Economy
regulieren und gerecht besteuern

Antragsteller*in: ASF Hessen-Siid (Arbeitsgemeinschaft)
Status: zuriickgezogen
Sachgebiet: | - Wohnen

1 Online-Vermietungsplattformen wie Airbnb entziehen dem Wohnungsmarkt wichtigen
2 Wohnraum und tragen so erheblich zur Wohnungsnot und zu steigenden Mieten in vielen
3 Stadten bei.

4 Der Bezirksparteitag der SPD Hessen-Siid fordert die sozialdemokratischen Mitglieder
5  der Bundesregierung und die SPD-Bundestagsfraktion auf, sich fiir folgende
6  Verbesserungen fiir Mieter*innen einzusetzen:

7 Viele Plattformen zahlen weniger Steuern als Hotels und Hostels. Das muss sich
8 andern: Vermietungsportale miissen angemessen besteuert werden.

9 Des Weiteren miissen Online-Vermietungsplattformen Auskiinfte liber Vermieter*innen
10 erteilen, deren Inserate nicht liber eine gesetzlich vorgeschriebene giiltige
11 Registriernummer verfligen und damit illegal sind.

12 Wir wollen, dass Wohnungen nur mit Genehmigung des zustandigen Amtes, zu anderen als
13 Wohnzwecken genutzt werden.

14 Stadte wie Berlin, Hamburg und Miinchen haben mit Zweckentfremdungsgesetzen gezeigt,
15 wie dies rechtlich funktioniert.

16 Wichtig ist, dass die Einhaltung anschlieBend von ausreichend Personal kontrolliert
17 wird.

Begriindung

Online-Vermietungsplattformen wie Airbnb entziehen dem Wohnungsmarkt wichtigen
Wohnraum und tragen so erheblich zur Wohnungsnot und zu steigenden Mieten in vielen
Stadten bei.

Des Weiteren miissen Online-Vermietungsplattformen Auskiinfte iiber Vermieter*innen
erteilen, deren Inserate nicht liber eine gesetzlich vorgeschriebene giiltige
Registriernummer verfiigen und damit illegal sind.

Wir wollen, dass Wohnungen nur mit Genehmigung des zustandigen Amtes, zu anderen als
Wohnzwecken genutzt werden.

Stadte wie Berlin, Hamburg und Miinchen haben mit Zweckentfremdungsgesetzen gezeigt,
wie dies rechtlich funktioniert.

Wichtig ist, dass die Einhaltung anschlieBend von ausreichend Personal kontrolliert
wird.
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Anderungen der Redaktionskonferenz

Zeilen 1-3 und 9 ff in Begriindung verschoben.
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Antrag 1015-A001: Anderungsantrag zu 1015

Anderungsantrag zu 1015

Antragsteller*in: Redaktionskonferenz
Status: zugelassen
Empfehlung der Annahme
Redaktionskonferenz:

Sachgebiet: | - Wohnen

Der Parteitag moge beschlieRen:

Zeile1-3
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Antrag 1016: Wohnen ist ein elementares Grundbediirfnis -
Mietwucher unterbinden

Antragsteller*in: ASF Hessen-Siid (Arbeitsgemeinschaft)
Status: zugelassen

Empfehlung der Annahme in geanderter Fassung
Redaktionskonferenz:

Sachgebiet: | - Wohnen

Der Parteitag moge beschliefRen:

10

1

Nach & 5 Wirtschaftsstrafgesetz liegt eine Ordnungswidrigkeit vor, wenn die Miete die
iblichen Mieten vergleichbarer Wohnungen um mehr als 20 Prozent iibersteigt.

In seiner gegenwartigen Formulierung findet das Gesetz allerdings keine Anwendung.

Der Bezirksparteitag der SPD Hessen-Siid fordert die sozialdemokratischen Mitglieder
der Bundesregierung und die SPD-Bundestagsfraktion auf, sich fiir folgende
Verbesserungen flir Mieter*innen einzusetzen:

Die Ordnungswidrigkeit kann derzeit mit einer Geldbuf3e von bis zu 50.000 Euro
geahndet werden. Wir fordern eine Erhohung auf mindestens 100.000 Euro.

Um Mietwucher wirksam zu unterbinden, miissen die Sanktionsmoglichkeiten umgehend
praxistauglich ausgestaltet werden.

Denkbar ist in diesem Zusammenhang, den Regelungsgegenstand in das Zivilrecht zu
uberfihren.

Begriindung

Nach & 5 Wirtschaftsstrafgesetz liegt eine Ordnungswidrigkeit vor, wenn die Miete die
tblichen Mieten vergleichbarer Wohnungen um mehr als 20 Prozent libersteigt.

In seiner gegenwartigen Formulierung findet das Gesetz allerdings keine Anwendung.

Um Mietwucher wirksam zu unterbinden, miissen die Sanktionsmoglichkeiten umgehend
praxistauglich ausgestaltet werden.

Denkbar ist in diesem Zusammenhang, den Regelungsgegenstand in das Zivilrecht zu liberfiihren.

Votum der Redaktionskonferenz

Annahme in geanderter Fassung.

Anderungen der Redaktionskonferenz
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Zeilen 1-3 und 9-12 in Begriindung verschoben.
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Antrag 1016-A001: Anderungsantrag zu 1016

Anderungsantrag zu 1016

Antragsteller*in: Redaktionskonferenz
Status: zugelassen
Empfehlung der Annahme
Redaktionskonferenz:

Sachgebiet: | - Wohnen

Der Parteitag moge beschlieRen:

Zeile1-2

Zeile9-10

9 Um-Mietwucherw IM-ZU-Hn N N—mil N anktionsmoe h n—umeehend
10 i } -

Zeile 11-12
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Antrag 1017: Wohnen ist ein elementares Grundbediirfnis -
Kiindigungssperrfrist verlangern

Antragsteller*in: ASF Hessen-Siid (Arbeitsgemeinschaft)
Status: zugelassen

Empfehlung der Annahme in geanderter Fassung
Redaktionskonferenz:

Sachgebiet: | - Wohnen

Der Parteitag moge beschliefRen:

1

o U w

~

Wenn ein Mietshaus in Eigentumswohnungen aufgeteilt wird, sind die Mieter*innen nach
§ 577a BGB drei Jahre lang vor einer Kiindigung wegen "berechtigten Interesses"
des/der Vermieters/in (z.B. Eigenbedarf) geschiitzt.

Wenn "die ausreichende Versorgung der Bevolkerung mit Mietwohnungen zu angemessenen
Bedingungen in einer Gemeinde oder einem Teil einer Gemeinde besonders gefahrdet

ist", kann nach § 577a Abs. 2 BGB diese Kiindigungssperrfrist auf bis zu 10 Jahre

verlangert werden.

Die Bundeslander miissen dazu Rechtsverordnungen erlassen, in denen sie die Gebiete
und die verlangerte Frist festlegen.

Der Bezirksparteitag der SPD Hessen-Siid fordert die sozialdemokratischen Mitglieder
der Bundesregierung und die SPD-Bundestagsfraktion auf, sich fiir folgende
Verbesserungen fiir Mieter*innen einzusetzen:

Mieter*innen miissen besser vor Verlust ihrer Wohnung - ihres Zuhauses geschiitzt
werden. In angespannten Wohnungsmarkten sollte die Kiindigungssperrfrist auf 20 Jahre
ausgeweitet werden - in den anderen Gebieten auf 10 Jahre.

Wir brauchen ein 6ffentliches Kataster, aus dem ersichtlich ist, wann die Mietshauser
in Eigentumswohnungen umgewandelt sind, damit Mieter*innen zu jeder Zeit wissen,
welche Schutzfristen fiir sie gelten.

AuRerdem fordern wir die Lander auf, in denen bisher nur kiirzere Kiindigungssperrfrist
gelten (in Hessen zum Beispiel nur 8 Jahre), diese auf diese auf den maximalen
Zeitraum auszuweiten.

Begriindung

Wenn ein Mietshaus in Eigentumswohnungen aufgeteilt wird, sind die Mieter*innen nach
§ 577a BGB drei Jahre lang vor einer Kiindigung wegen "berechtigten Interesses"
des/der Vermieters/in (z.B. Eigenbedarf) geschiitzt.

Wenn "die ausreichende Versorgung der Bevolkerung mit Mietwohnungen zu angemessenen
Bedingungen in einer Gemeinde oder einem Teil einer Gemeinde besonders gefahrdet
ist", kann nach § 577a Abs. 2 BGB diese Kiindigungssperrfrist auf bis zu 10 Jahre
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verlangert werden.

Die Bundeslander miissen dazu Rechtsverordnungen erlassen, in denen sie die Gebiete
und die verlangerte Frist festlegen.

Mieter*innen miissen besser vor Verlust ihrer Wohnung - ihres Zuhauses geschiitzt werden.

Wir brauchen ein 6ffentliches Kataster, aus dem ersichtlich ist, wann die Mietshauser in
Eigentumswohnungen umgewandelt sind, damit Mieter*innen zu jeder Zeit wissen, welche
Schutzfristen fiir sie gelten.

Votum der Redaktionskonferenz

Annahme in geanderter Fassung
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Antrag 1017-A001: Anderungsantrag zu 1017

Anderungsantrag zu 1017

Antragsteller*in: Redaktionskonferenz
Status: zugelassen
Empfehlung der Annahme
Redaktionskonferenz:

Sachgebiet: | - Wohnen

Der Parteitag moge beschlieRen:

Zeile1-3

13 Mieter*innen-m L aepn-be 2 O 2 threr Wohnune - thre h ac o

14 werden: In angespannten Wohnungsmarkten sollte die Kiindigungssperrfrist auf20-Jahre-
15 ausgeweitet werden - in den anderen Gebieten auf 10 Jahre.

Zeile 16 - 18
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Antrag 1018: Wohnen ist ein elementares Grundbediirfnis -
Im Wohnungsbestand den Milieuschutz verbessern

Antragsteller*in: ASF Hessen-Siid (Arbeitsgemeinschaft)
Status: zugelassen

Empfehlung der Annahme in geanderter Fassung
Redaktionskonferenz:

Sachgebiet: | - Wohnen

Der Parteitag moge beschliefRen:

20
21

22
23

24
25
26

27
28
29

Zur Erhaltung der sozialen Durchmischung und als Instrument gegen
Gentrifizierungsprozesse stellt der Bundesgesetzgeber Kommunen die sogenannte
Milieuschutzsatzung zur Verfligung.

In den Milieuschutzgebieten erfolgt die Verdrangung der angestammten Bevdlkerung in
der Regel durch die Umwandlung von Miet- in Eigentumswohnungen.

Der Bezirksparteitag der SPD Hessen-Siid fordert die sozialdemokratischen Mitglieder
der Bundesregierung und die SPD-Bundestagsfraktion auf, sich fiir folgende
Verbesserungen flir Mieter*innen einzusetzen:

Das Instrument der Milieuschutzsatzung muss dringend nachgescharft und seine
Anwendung fiir die Kommunen erleichtert werden.

Insbesondere miissen Ausnahmeregelungen fiir Umwandlungen in diesen Gebieten auf ein
Mindestmal reduziert werden.

Ein aktuelles Gerichtsurteil des Bundesverwaltungsgerichts vom 9.11.2021 Az. 4C 1.20,
dass die Umwandlung in Eigentumswohnungen in einem Milieuschutzgebiet zulasst,
erfordert dringenden Handlungsbedarf.

Wir brauchen umgehend ein Gesetz, dass ein rechtssicheres anwendbares gemeindliches
Vorkaufsrecht fiir Kommunen in Milieuschutzgebieten ermoglicht.

Die Neufassung des BauGB muss die Anwendung des Vorkaufsrechts auch bei zukiinftig zu
erwartender erhaltungswidriger Nutzungsabsicht ermoglichen.

Dabei ist auch sicherzustellen, dass fiir aktuell klageanhangige Vorkaufsfalle eine
rechtssichere Losung im Interesse der Kommunen und der Mieter*innen gefunden wird.

AuBerdem muss das neue Gesetz dafiir sorgen, dass bereits getroffene
Abwendungsvereinbarungen des Vorkaufsrechts rechtssicher Bestand haben.

Zusatzlich muss das Baulandmobilisierungsgesetz, dass in angespannten Wohnungsmarkten
die Umwandlung von Miet- in Eigentumswohnungen unter Genehmigungsvorbehalt stellt,
endlich von allen Bundeslandern mit einer Rechtsverordnung umgesetzt werden.

Dabei muss festgelegt werden, dass dies fiir Hauser mit 5 Wohnungen gilt - wichtig:
diese Untergrenze darf nicht erhoht werden. Leider hatte die CDU in der letzten
Legislatur im Gesetzgebungsverfahren verhindert, dass der Genehmigungsvorbehalt fiir
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30 alle Mehrfamilienhauser gilt.

31 Wir fordern die Bundesregierung auf, das Baulandmobilisierungsgesetz entsprechend
32 Mieter*innen freundlich zu korrigieren.

Begriindung

Zur Erhaltung der sozialen Durchmischung und als Instrument gegen
Gentrifizierungsprozesse stellt der Bundesgesetzgeber Kommunen die sogenannte
Milieuschutzsatzung zur Verfiigung.

In den Milieuschutzgebieten erfolgt die Verdrangung der angestammten Bevolkerung in
der Regel durch die Umwandlung von Miet- in Eigentumswohnungen.

Ein aktuelles Gerichtsurteil des Bundesverwaltungsgerichts vom 9.11.2021 Az. 4C 1.20, dass die
Umwandlung in Eigentumswohnungen in einem Milieuschutzgebiet zuldsst, erfordert dringenden
Handlungsbedarf.

Wir brauchen umgehend ein Gesetz, dass ein rechtssicheres anwendbares gemeindliches
Vorkaufsrecht fiir Kommunen in Milieuschutzgebieten ermoglicht.

Die Neufassung des BauGB muss die Anwendung des Vorkaufsrechts auch bei zukiinftig zu
erwartender erhaltungswidriger Nutzungsabsicht ermoglichen.

Dabei ist auch sicherzustellen, dass fiir aktuell klageanhangige Vorkaufsfalle eine rechtssichere
Losung im Interesse der Kommunen und der Mieter*innen gefunden wird.

AuRerdem muss das neue Gesetz dafiir sorgen, dass bereits getroffene
Abwendungsvereinbarungen des Vorkaufsrechts rechtssicher Bestand haben.

Zusatzlich muss das Baulandmobilisierungsgesetz, dass in angespannten Wohnungsmarkten die
Umwandlung von Miet- in Eigentumswohnungen unter Genehmigungsvorbehalt stellt, endlich von
allen Bundeslandern mit einer Rechtsverordnung umgesetzt werden.

Dabei muss festgelegt werden, dass dies fiir Hiuser mit 5 Wohnungen gilt — wichtig: diese
Untergrenze darf nicht erhoht werden. Leider hatte die CDU in der letzten Legislatur im
Gesetzgebungsverfahren verhindert, dass der Genehmigungsvorbehalt fiir alle
Mehrfamilienhauser gilt.

Wir fordern die Bundesregierung auf, das Baulandmobilisierungsgesetz entsprechend
Mieter*innen freundlich zu korrigieren.

Votum der Redaktionskonferenz

Annahme in geanderter Fassung

Anderungen der Redaktionskonferenz

Zeilen 1-5 und 13ff in Begriindung verschoben.
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Antrag 1018-A001: Anderungsantrag zu 1018

Anderungsantrag zu 1018

Antragsteller*in: Redaktionskonferenz
Status: zugelassen
Empfehlung der Annahme
Redaktionskonferenz:

Sachgebiet: | - Wohnen

Der Parteitag moge beschlieRen:

Zeile1-3

18 e Naufassuno des BauGR my H uhe des-\ 34

“ lar ol . i

Zeile20- 21

Zeile 22 -23
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Antrag 1019: Wohnen ist ein elementares Grundbediirfnis -
Bedingungen weiter verbessern - Kappungsgrenze

reduzieren:

Antragsteller*in: ASF Hessen-Siid (Arbeitsgemeinschaft)
Status: zugelassen

Empfehlung der Annahme in geanderter Fassung
Redaktionskonferenz:

Sachgebiet: | - Wohnen

Der Parteitag moge beschliefRen:

S~ W N

(65}

20
21
22

23
2%
25

26
27

28

¢ Das Verhaltnis von Mieten zu Einkommen hat sich in den vergangenen Jahren nicht
nur in den Metropolen, sondern auch in vielen mittelgroRen Stadten in
Deutschland dramatisch verschlechtert. Die hohen Mietpreise fiihren zu
Verdrangung und wachsender Unsicherheit von Mieter*innen.

Insbesondere Frauen und Alleinerziehende sind auf Grund der haufig geringeren
Einkommen, besonders davon betroffen.

Zu geringer bezahlbarer Wohnraum birgt gewaltigen sozialen Sprengstoff.

Dies ist auch ein Thema der Agenda 2030 fiir nachhaltige Entwicklung mit den 17 UN -
Nachhaltigkeitszielen - den SDGs. (Sustainable Development Goals = Globale
Nachhaltigkeitsziele). Im Unterziel 11.1 heift es bis 2030 den Zugang zu

angemessenem, sicherem und bezahlbarem Wohnraum und zur Grundversorgung fiir alle
sicherstellen.

Wir begriiRen, dass dies auch ein Thema der Koalitionsvereinbarung der Ampelregierung
ist.

Dabei ist aber leider deutlich, die ,Handschrift“ der FDP zu erkennen - unter anderem
bei der Kappungsgrenze bei Mieterh6hungen.

In Gebieten mit angespannten Wohnungsmarkten diirfen die Mieten kiinftig nach
Koalitionsvereinbarung der Ampel gemaR Kappungsgrenze statt bisher um 15% innerhalb
von 3 Jahren jetzt ,nur“ um 11% erhoht werden.

Dies sind immer noch fast 4% Mieterhohung pro Jahr. Kaum jemand erzielt jahrlich eine
solche Einkommenssteigerung. Insbesondere die stark steigenden Energiekosten belasten
die Mieter*innen schon jetzt auRerordentlich.

Der Bezirksparteitag der SPD Hessen-Siid fordert die sozialdemokratischen Mitglieder
der Bundesregierung und die SPD-Bundestagsfraktion auf, sich fiir folgende
Verbesserungen fiir Mieter*innen einzusetzen:

Die Kappungsgrenze sollte auf maximal 10% Mieterhohung innerhalb von 5 Jahren
reduziert werden.

Unser Ziel bleibt ein vollstandiger Mietenstopp fiir einen bestimmten Zeitraum, um die
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29 Uberforderten Mieter*innen zu entlasten.

Begriindung

 Das Verhaltnis von Mieten zu Einkommen hat sich in den vergangenen Jahren nicht
nur in den Metropolen, sondern auch in vielen mittelgroRen Stadten in
Deutschland dramatisch verschlechtert. Die hohen Mietpreise fiihren zu
Verdrangung und wachsender Unsicherheit von Mieter*innen.

Insbesondere Frauen und Alleinerziehende sind auf Grund der haufig geringeren
Einkommen, besonders davon betroffen.

Zu geringer bezahlbarer Wohnraum birgt gewaltigen sozialen Sprengstoff.

Dies ist auch ein Thema der Agenda 2030 fiir nachhaltige Entwicklung mit den 17 UN -
Nachhaltigkeitszielen - den SDGs. (Sustainable Development Goals = Globale
Nachhaltigkeitsziele). Im Unterziel 1111 heift es bis 2030 den Zugang zu

angemessenem, sicherem und bezahlbarem Wohnraum und zur Grundversorgung fiir alle
sicherstellen.

Wir begriien, dass dies auch ein Thema der Koalitionsvereinbarung der Ampelregierung
ist.

Dabei ist aber leider deutlich, die ,Handschrift“ der FDP zu erkennen - unter anderem
bei der Kappungsgrenze bei Mieterh6hungen.

In Gebieten mit angespannten Wohnungsmarkten diirfen die Mieten kiinftig nach
Koalitionsvereinbarung der Ampel gemaR Kappungsgrenze statt bisher um 15% innerhalb
von 3 Jahren jetzt ,nur” um 11% erhoht werden.

Dies sind immer noch fast 4% Mieterhohung pro Jahr. Kaum jemand erzielt jahrlich eine
solche Einkommenssteigerung. Insbesondere die stark steigenden Energiekosten belasten
die Mieter*innen schon jetzt aufRerordentlich.

Votum der Redaktionskonferenz

Annahme in geanderter Fassung

Anderungen der Redaktionskonferenz

Zeilen 1-22 in Begriindung verschoben.
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Antrag 1019-A001: Anderungsantrag zu 1019

Anderungsantrag zu 1019

Antragsteller*in: Redaktionskonferenz
Status: zugelassen
Empfehlung der Annahme
Redaktionskonferenz:

Sachgebiet: | - Wohnen

Der Parteitag moge beschlieRen:

Zeile1- 4

Zeile 8-12
8

9

10

1

2

Zeile 13- 14
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Zeile 17-19
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Antrag 1020: Starkere Verfolgung von Mietwucherverfahren

Antragsteller*in: Unterbezirk Offenbach Stadt (Unterbezirk)
Status: zugelassen

Empfehlung der Uberweisung an

Redaktionskonferenz:

Sachgebiet: | - Wohnen

Der Parteitag moge beschliefRen:

-

Die SPD-Landtagsfraktion moge sich dafiir einsetzen, dass in den Abteilungen fiir

2 Wirtschaftskriminalitat der hessischen Staatsanwaltschaften jeweils eine

3 Dezernentin/ein Dezernent mit der Aufgabe der Verfolgung von Mietwucherverfahren
4 beauftragt wird.

Begriindung

Mietwucher, § 291 Abs. 1 Ziff. 1 StGB ist eine Straftat, deren Verfolgung gem. § 74 c Abs. 1 Ziff. 6a
GVG den Wirtschaftsstrafkammern der Landgerichte, die Ermittlungen deshalb den
Wirtschaftsabteilungen der Staatsanwaltschaften zugewiesen ist.

Mit der Strafdrohung von Freiheitsstrafe bis drei Jahre oder Geldstrafe fiir Falle, die nicht als
.besonders schwer” gewertet werden, gehort Wucher jedoch zu den Straftaten, die von ihrer
(Un-)Wertigkeit im unteren Bereich der Kriminalitat angesiedelt sind. Demzufolge genieBen
angesichts der Uberlastung der Staatsanwaltschaften die entsprechenden Ermittlungsverfahren
keine Prioritat.

Allerdings ist Mietwucher im Zusammenhang mit der Vermietung von sog. ,Schrottimmobilien”
kriminelles Handeln, das in allen hessischen GroBRstadten vermehrt festzustellen ist und dort zu
einer Vielzahl von Folgeproblemen fiihrt. Die meisten der Bewohnerinnen und Bewohner dieser
Schrottimmobilien kommen aus dem Ausland, verstehen die deutsche Sprache nur unzureichend,
haben keinen schriftlichen Mietvertrag abgeschlossen und leben hier ohne angemeldet zu sein.
Auf Grund ihres illegalen Aufenthaltsstatus’ oder auf Grund schlichter Unwissenheit sind sie den
kriminellen Vermietern und deren Machenschaften hilflos ausgeliefert.

Zu den mit der Vermietung von Unterkiinften in Schrottimmobilien zusammenhangenden
Problemen im kommunalen Zustandigkeitsbereich zahlen beispielsweise der Brandschutz, die
Bausicherheit, Gefahren im Gesundheitsbereich und erhebliche Schwierigkeiten, den Schulbesuch
von Kindern zu gewahrleisten.

Da die Vermietungen i.d.R. ohne schriftlichen Mietvertrag erfolgen und der monatliche Mietzins
bar einkassiert wird, sind die hieraus resultierenden, erheblichen finanziellen Gewinne der
Vermieter steuerlich selbstverstandlich nirgends erfasst, so dass zur Straftat des Wuchers
regelmaRig auch die der Steuerhinterziehung hinzukommt.

Eine erhebliche Anzahl der Bewohner*innen dieser Schrottimmobilien arbeitet auf dem
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Schwarzmarkt, ist weder sozialversichert noch in der Lage, durch diese prekare Tatigkeit
mittelfristig eine gesicherte Existenz aufzubauen. Hinzu kommen selbstverstandlich noch die
erheblichen Mindereinnahmen an Steuern und an Sozialabgaben.

Wenn es in Einzelfallen zur Strafverfolgung kommt, fiihrt die gegenwartige Dauer der
Ermittlungsverfahren dazu, dass die wichtigsten Beweismittel, die Zeugen, nicht mehr greifbar
sind und die Beschuldigten die Moglichkeit haben, Beweise zu vernichten. Die i.d.R. erst viele
Monate, teilweise iiber ein Jahr spater stattfindenden Hauptverhandlungen enden, wenn es nicht
nach Zahlung einer Geldauflage zu einer vorzeitigen Einstellung nach § 153a StPO kommt, mit
milden Urteilen, die kaum mehr abschreckende Wirkung entfalten.

Die konsequente, spiirbare und vor allem zeitnahe Verfolgung des Mietwuchers ist deshalb eine
gesellschafts- und sozialpolitische Notwendigkeit und kann nur dadurch gewahrleistet werden,
dass entsprechende Sonderzustandigkeiten bei den Staatsanwaltschaften eingerichtet werden.

Weiterleiten an

SPD-Landtagsfraktion und Programmkommission zur Landtagswahl

Votum der Redaktionskonferenz

Uberweisung als Material an die SPD-Landtagsfraktion und die Programmkommission zur
Landtagswahl
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Antrag 1021: Bundesmietendeckel

Antragsteller*in: Unterbezirk Frankfurt (Unterbezirk)
Status: zugelassen

Empfehlung der Uberweisung an
Redaktionskonferenz:

Sachgebiet: | - Wohnen

Der Parteitag moge beschliefRen:

-

Vor dem Hintergrund, dass das Bundesverfassungsgericht den Berliner Mietendeckel mit

2 Verweis darauf, dass die Gesetzgebungskompetenz hierzu beim Bund liegt, gekippt hat,

3 wird die Bundestagsfraktion der SPD aufgefordert, spatestens in der nachsten

4 Legislaturperiode einen Gesetzesentwurf in den Bundestag einzubringen, der die

5  Grundlage fiir einen Mietendeckel fiir Gebiete mit angespanntem Wohnungsmarkt schafft.
Begriindung

Am 25.03.2021 hat das Bundesverfassungsgericht entschieden, dass die Bundeslander keine
gesetzgeberische Kompetenz liber das hinaus haben, was der Bundesgesetzgeber im Rahmen

des Mietpreisrechts in §§ 556 bis 561 BGB bereits geregelt hat - und hat den Berliner
Mietendeckel gekippt. Dabei wird es in vielen Stadten fiir Mieter*1 innen immer schwieriger,
bezahlbaren Wohnraum zu finden.

Daher ist nun der Bundestag gefordert: Er kann mit einer bundesgesetzlichen Grundlage fiir einen
Mietendeckel die Preisexplosion stoppen.

Weiterleiten an

SPD-Bundestagsfraktion

Votum der Redaktionskonferenz

Uberweisung als Material an die SPD-Bundestagsfraktion
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Antrag J001: Die Weichen fiir die Mobilitatswende 2030+
stellen - Klimaschutzstrategie gesellschaftlich entwickeln
und finanziell gestalten - Nachhaltig, vernetzt und
umfassend

Antragsteller*in: Bezirksvorstand SPD Hessen-Siid
Status: zugelassen

Empfehlung der Annahme

Redaktionskonferenz:

Sachgebiet: J - Mobilitat

Der Parteitag moge beschliefRen:

-

Prolog:

Ein starker offentlicher Verkehr kann einen relevanten und zugleich in hohem MaRe
sozialvertraglichen Beitrag zum Klimaschutz im Verkehrssektor leisten. Ein starker,

gut ausgebauter OPNV in den Metropolregionen ist zum Erreichen der Klimaziele

5 elementar, da gerade hier groBes Potential zum Umsteigen auf Bus und Bahn besteht.

6 Die Verdoppelung des offentlichen Verkehrs bis 2040 ist aber auch eine Chance, bisher

7 schlecht erschlossene Raume besser erreichbar zu machen und dadurch aufzuwerten. In
g8  der Stadt und auf dem Land wird so mehr Mobilitat mit weniger Verkehr ermaglicht. Fiir
9  Kinder und Jugendliche in landlichen Raumen gibt es neue Mobilitatsalternativen und

10 mehr Freiheit an Stelle von Zwang zum Elterntaxi. Die vermehrte Nutzung des OV

11 bewirkt gesamthaft eine Verringerung von Larmbelastung und Luftschadstoffen sowie ein
12 Mehr an Verkehrssicherheit und damit einen effektiven Schritt in Richtung der

13 gesellschaftlichen Zielfunktion ,Vision Zero*“

> oW N

14 Eine Verdoppelung der Nachfrage kann nur gelingen kann, wenn der OPNV von der Mitte
15 der Gesellschaft genutzt und wertgeschatzt wird. Das Beispiel ,Fahrrad” hat gezeigt,

16 dass sich der Status eines Verkehrsmittels in Politik und Gesellschaft binnen eines

17 Jahrzehnts grundlegend andern kann. Durch Aufwertung der Angebote, durch deren

18 selbstverstandliche Nutzung und durch gezielte Thematisierung und Wertschatzung des
19 OPNV werden wir den Status des OPNV als das Riickgrat des Umweltverbundes gemeinsam
20 mit dem FuB- und Fahrradverkehr gezielt anheben. Dabei ist noch starker als bisher

21 das Verkehrsangebot aus der Perspektive der Kundinnen und Kunden als ein

22 durchgangiges Gesamtsystem zu entwickeln. Aus Griinden der Wirtschaftlichkeit ist auch
23 starker als bisher zu standardisieren. Und schlieBlich kann eine Verdopplung der

24 Nachfrage nur dann gelingen, wenn die Rahmenbedingungen und Anforderungen es

25 zulassen, wie die Leistungsfahigkeit der Infrastruktur bei massiver Bautatigkeit

26 sowie das dringend benotigte Personal vor allem im Fahrbetrieb.

27 Die Erhéhung der Nachfrage im OPNV hat bei Wegen mittlerer Lange, d.h. zwischen 7,5
28 und 75 Kilometern einen besonders hohen Klimaschutzeffekt. Da Wege mittlerer Lange
29 regelmaBig die Grenzen von Gebietskorperschaften iiberschreiten, wollen wir in Zukunft
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noch besser dafiir sorgen, dass es liber diese Grenzen hinweg ein nahtloses OPNV-
Angebot hoher Qualitat gibt. Relevant ist dieses gleichermaRBen fiir den Berufs-,

Freizeit- und Einkaufsverkehr. Wir mochten auch im landlichen Raum alltagstauglichen
OPNV erreichen und das Segment der reinen Schulverkehre verlassen. In den Metropolen
wollen wir die vorhandenen Wachstumspotenziale nutzen und den OPNV zu einer
vollwertigen Alternative zum eigenen Auto machen, indem moglichst weite Teile mit
einem 24/7-Angebot, liber Bedarfsverkehre bis in die duReren Stadtteile erschlossen
werden.

Die Sicherheit, Attraktivitat und Lange des Ful3- oder Radweges von und zur

Haltestelle oder zum Bahnhof sind fiir die Attraktivitat und Akzeptanz des OPNV oft

von entscheidender Bedeutung. Das ist uns bewusst, wir werden diese entsprechend
gestalten. Die Kombination Rad und OPNV erhéht die Reichweite beider Verkehrsmittel.
Durch attraktive und gesicherte Fahrradabstellanlagen und Fahrradmietmoglichkeiten an
Haltestellen und Bahnhofen des OPNV sowie durch Angebote zur Fahrradmitnahme werden
wir das ,multimodale Zusammenspiel“ von Rad und OPNV fordern. Diese sogenannten
Mobilitatsstationen konnen zusatzlich erganzt werden durch Car-Sharing-Angebote oder
E-Roller.

Mit der Anpassung des Klimaschutzgesetzes wurde der zeitliche Handlungsdruck erhoht.
Der vorgegebene Reduktionspfad im Sektor Verkehr bis 2030 ist hoch ambitioniert.
Notwendige Verdichtungen im Bestandsnetz (Bus/StraRenbahn/U-Bahn/S-
Bahn/Regionalzugverkehr) sind innerhalb von drei bis zehn Jahren organisierbar,
soweit das Potenzial der vorhandenen Infrastrukturkapazitat nicht bereits vollstandig
ausgeschopft ist. Neu eingerichteter qualitativ hochwertiger Busverkehr wird mit

einem kurz- bis mittelfristigen Realisierungshorizont (zwei bis acht Jahre) nicht nur

im Ortsverbindungsverkehr oft die zu praferierende Alternative werden. Bei hohem
Nachfragepotenzial wird der Reisekomfort mittelfristig durch die Umstellung von Bus
auf Schiene bzw. die Kapazitatserhohung oder Verlangerung bestehender
Schienenstrecken verbessert. Dieses ist mittel- bis langfristig (acht bis zwanzig

Jahre) realisierbar. Wir wissen, dass wir in den nachsten fiinf Jahren die Planungen

flir die meisten mittel- bis langfristig realisierbaren MaBnahmen verbindlich starten
miissen, damit der OPNV gemaR der Zielsetzung des Koalitionsvertrages auf Bundesebene
bis 2045 seinen Beitrag zur Klimaneutralitat im Sektor Verkehr leisten kann. Um die
notwendigen Investitionen in die Infrastruktur des offentlichen Verkehrs entsprechend
den zeitlichen Anforderungen des Klimaschutzes bewaltigen zu konnen, miissen die
Prozesse verkiirzt und optimiert werden.

Die massive Ausweitung des offentlichen Verkehrs bis 2030 ist eine Frage der
einzusetzenden finanziellen Mittel. Die bisherigen finanziellen Rahmenbedingungen
ermoglichen es dem OPNV nicht, seinen moglichen Klimaschutzbeitrag durch die
Verdoppelung der Nachfrage zu leisten. Dazu braucht es einen der Hohe nach
angemessenen sowie langfristig verlasslichen finanziellen Rahmen. Die Bundesforderung
fiir Lander und Kommunen sollte starker in Kooperation mit den Landern oder auch auf
der Ebene von Programmen durch die Lander verwaltet werden. Der Bund setzt aber in
jedem Fall die Forderziele und kontrolliert den Erfolg der von den Landern zu

verwaltenden Programme. Der Bund dotiert die Programme jeweils landesbezogen nach den
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zugesagten bzw. erreichten Zielbeitragen der Lander, insbesondere in Bezug auf
Erhohung der Nachfrage, ErschlieBungswirkung und Umsetzungsgeschwindigkeit. Die
Lander beteiligen sich an der Forderung mit relevanten Eigenanteilen. Die Kommunen
werden im Rahmen ihrer Moglichkeiten die Wirtschaftlichkeit des OPNV starken. Bund
und Lander sollten zudem die Rahmenbedingungen fiir neue Finanzierungsquellen (z.B.
Parkraumbewirtschaftung, OPNV-Beitrage/Nahverkehrsabgabe, LKW-Maut-Ertrage auf
Landes- und GemeindestraRen) fiir den Verkehr verbessern.

Unser Handeln soll kiinftig von folgenden Rahmenbedingungen geleitet werden:

1.Klimaschutz bleibt die zentrale Herausforderung der Zukunft. Im Verkehrssektors
auBerhalb des OPNVs wurde seit 1990 effektiv kein Fortschritt erzielt. Rechtlich
gefordert ist eine schrittweise Reduktion von 164 Mio. t CO2 (2019) auf 85 Mio. t CO2
(2030). Die geforderte Reduktion wird nicht allein durch eine Dekarbonisierung von
PKW und LKW (Antriebswende) erreicht werden kdnnen.

2. Mit der Verdoppelung des offentlichen Nah- und Fernverkehrs konnen wir
erreichen, dass fast jeder fiinfte Personenkilometer, der heute mit dem Auto
zurlickgelegt wird, im Jahr 2040, besser noch friiher, mit dem OPNV zuriickgelegt
wird

3. Die dringlichste Aufgabe der ndchsten zwei Jahre ist es, das Image des OPNV vom
Stigma der Pandemie zu befreien — und die Nutzerakzeptanz durch die Vermittlung
seiner im gesellschaftlichen Interesse liegenden Vorteile zu steigern.

4, Die Verdoppelung des OPNV erfordert, dass dessen Angebot in bisher nicht oder
nur maRig erschlossenen Zeiten und Raumen auf ein akzeptables Grundniveau
gehoben wird. Dieses starkt die Entwicklungsperspektiven dieser Raume und der
Menschen, die dort ohne Auto mobil sein wollen oder miissen. Insbesondere der
landliche Raum, aber auch Stadtteile und —randbereiche werden auf diese Weise
aufgewertet. Ausflugsziele im landlichen Raum werden mit dem OPNV erreichbar. In
Summe werden Stadt und Land vom Autoverkehr entlastet und durch eine verbesserte
Stadt-Umland-Beziehung wird zudem auch die Nachfrage nach kommunalem OPNV
gestarkt. Eine Verdoppelung der Nachfrage wird nur gelingen, wenn Multimodalitat
mit dem OPNV als Riickgrat und der Kombination Rad & OV als ,Dream-Team“ der
wechselseitigen Reichweitenverlangerung bundesweit gefordert wird. Kommunen,
kommunale Verbiinde, Lander und der Bund als Eigentiimer der DB AG sind daher
gefordert, durch gezielte Bahnhofsentwicklung, Unterstiitzung von
Radverleih/Bike-Sharing, Organisation von Fahrradparken sowie Service rund ums
Rad dafiir zu sorgen, dass der offentliche Verkehr in seiner Gesamtheit
bundesweit relissieren kann. Das muss mit einer deutlichen Verbesserung der
Aufenthaltsqualitat an Bahnhofen und im Umfeld von Haltestellen einhergehen.
Verknilipfung mit Formen der Mikromobilitat und Park&Ride sind zu fordern, wenn
dadurch per Saldo ein Mehr an Klimaschutz im Verkehr bewirkt wird.

5. Die Verdoppelung des OPNV ermoglicht mehr Mobilitat mit weniger Autoverkehr und
schafft durch die hohe Flicheneffizienz des OPNV den erforderlichen ,Freiraum*
fiir lebenswerte Stadte und Regionen. Besonders sozialschwache
Bevolkerungsgruppen leben heute an stark frequentierten Stralen, der Ausbau des
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OPNV ist daher nicht nur fiir Nutzer/-innen, sondern auch fiir Anwohner/-innen
gelebte Sozialpolitik.

. Im Bereich der Wege mittlerer Lange sind es oft die Stadt- oder Kreisgrenzen,

die Briiche in Angebot oder Tarif des OPNV bewirken. Hier ist es Aufgabe der

Kommunen und der kommunalen Verkehrsverbiinde, fiir ein nahtloses OPNV-Angebot mit
~grenziiberschreitend” hoher Angebotsqualitat zu sorgen. Tarife miissen so

gestaltet werden, dass die Stadt-/Kreisgrenze nicht als relevante Tarifhiirde
wahrgenommen wird. Relevant ist dieses gleichermaRen fiir Berufs-, Freizeit- und
Einkaufsverkehre, die oft nicht mehr so stark wie friiher auf das Zentrum der

eigenen Stadt bezogen sind.

. Eine Verdoppelung der Nachfrage wird nur gelingen, wenn ein attraktives Angebot

vorhanden ist. Das Angebot muss zeitlich, raumlich und qualitativ einen starken
Nachfrageanreiz bieten. Kapazitativ muss es die wachsende Nachfrage bewaltigen
konnen.

Dies vorausgeschickt fordern wir:

e Mittel fiir die Bundesforderung des Gemeindeverkehrs und die

Regionalisierungsmittel sollen aufstockt werden. Dabei ist die bisherige GVFG-
Bewertungslogik durch ,Zielbeitrage fiir Klimaschutz“ und ,Verbesserung der
ErschlieBungswirkung” zu ersetzen; dies gilt auch fiir die
Regionalisierungsmittel, die — zusatzlich zu den Bestandsmitteln vom Bund - fiir
den OPNV in den Landern (u. fiir die kommunale Schiene und flachendeckende
Ortsverbindungsnetze) bereitgestellt werden.

Die Bundesforderung fiir Lainder und Kommunen soll mit Einhaltung der Vorgaben der
Raumordnung (Ziele und Grundsatze ROG) und der Landesplanung verbunden werden,
um die Raumentwicklung mit der Verkehrsentwicklung zu verzahnen. Zudem sollten
MaRBnahmen nicht isoliert betrachtet und gefordert werden. Gefordert werden

sollten MaRnahmen, die Teil einer auf die Verdoppelung des OV ausgerichteten
verkehrsbezogenen Planung sind. Das sind solche MaRnahmen, welche die
LZielbeitrage fiir den Klimaschutz” und die ,Verbesserung der

ErschlieBungswirkung” ermitteln und nachsteuern, mit ihrem raumlichen
Planungshorizont zusammenhangende Verkehrsraume abdecken und bestehende
kommunale Grenzen liberwinden konnen.

Die Bundesforderung fiir Lainder und Kommunen sollte durch die Lander verwaltet
werden, da diese sachnaher in der Beurteilung der MaBnahmen sind. Der Bund setzt
die Erfolgskriterien und zielbezogene Fordervoraussetzungen und kontrolliert den
Erfolg der Programme. Der Bund dotiert die Programme jeweils landesbezogen nach
den zugesagten bzw. erreichten ,Zielbeitragen” der Lander, insbesondere in Bezug
auf Erhohung der Nachfrage, ErschlieRungswirkung und Umsetzungsgeschwindigkeit.

Die Lander beteiligen sich an der Forderung mit Eigenanteilen. Die Kommunen
werden sich ihrerseits in angemessenem Umfang beteiligen.

Wir miissen das Angebot im Bestandsnetz der Stadte und Metropolenraume
verdichten. Starten werden wir mit dem Busverkehr. Mit dem notwendigen Vorlauf
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werden wir die Kapazitaten auch in den Schienennetzen erweitern und die Angebote
verdichten.

Wir werden Netzerweiterungen im Bus- und Schienenverkehr passend zur Entwicklung
von Siedlung, Industrie, Gewerbe sowie zu den ausschopfbaren Marktpotenzialen
vornehmen. Auch dieses wird zunachst auf der Stralle und - infrastrukturbedingt -
erst mit groBerem zeitlichen Vorlauf auf der Schiene realisiert werden konnen.

Der Bus halt kiinftig da, wo der Arbeitsplatz ist.

In regionaler Verantwortung der Verbiinde oder der Lander muss ein
Ortsverbindungsnetz aufgebaut werden, welches verkniipft mit dem Deutschlandtakt
das gesamte Land erschlieBt und bei dem deutschlandweite
Erreichbarkeitsstandards fiir vergleichbare Netzqualitaten im gesamten Land

sorgen.

In den Zwischenraumen des Ortsverbindungsnetzes sowie in den Randbereichen bzw.
Randzeiten des stadtischen OPNV bedarf es einer BasiserschlieRung im

teilflexiblen Linienverkehr oder im Linienbedarfsverkehr. Tangentiale Verkehre

in die Nachbarorte miissen starker in den Blick genommen werden. Dieser Bereich
der Wege mittlerer Lange hat einen Schwerpunkt im landlichen Raum. Hier besteht
das Angebot des OPNV oftmals allein aus Schulverkehrsverbindungen, die fiir die
allgemeine Mobilitat nutzlos sind. Hier muss der OPNV als Alltagsverkehrsmittel

im Ortsverbindungsverkehr wieder Ful’ fassen. Potenziale diirften insbesondere im
Freizeitverkehr sowie bei den Berufspendelnden liegen. Ein enormer Zugewinn an
Autonomie ergibt sich fiir Menschen ohne eigenes Auto.

In Summe verbinden sich so der Personenfernverkehr, der SPNV, der stadtische
OPNV, der regionale und kommunale Linienverkehr, der teilflexible Linienverkehr
und der Linienbedarfsverkehr im Deutschlandtakt zu einem Gesamtnetz des OPNV.

Wir kiimmern uns um Nachwuchs bei der Personenbeforderung. Busfahrer oder
StraBenbahnfahrerin ist ein verantwortungsvoller Beruf und muss entsprechend
ordentlich bezahlt werden. Die Betriebe des OPNV miissen wieder verstarkt
ausbilden und sich um Personalbindung bemiihen. Gleiches gilt fiir die
Instandhaltung der Fahrzeuge und das dafiir notwendige Personal in den
Werkstatten.

Das Planungsrecht muss vereinfacht werden. AuRerdem miissen angemessene
personelle Kapazitaten auf der Ebene der Planfeststellungsbehorden und der
Gerichtsbarkeit vorgehalten werden.

Die coronabedingte Erhohung der Regionalisierungsmittel sollte in einem ersten
Schritt auf Dauer angelegt werden. Strukturell ist es zudem sinnvoll, die

bisherige GVFG-Bewertungslogik durch ,Zielbeitrage fiir Klimaschutz und
Nachfragesteigerung” sowie ,Verbesserung der ErschlieBungswirkung” zu ersetzen.
Die Zielorientierung der MaBnahmen werden wir durch entsprechende fachliche
Planungen absichern. In vergleichbarer Weise bedarf es einer Erhohung der
Regionalisierungsmittel, die zusatzlich zu den Bestandsmitteln vom Bund fiir den
OPNV in den Landern (u. fir die kommunale Schiene und flachendeckende
Ortsverbindungsnetze) bereitgestellt werden miissen. Verschiedene Gutachten
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kommen alle auf eine dhnliche Deckungsliicke, die sich bis zum Jahr 2030 auf fast
50 Milliarden Euro fiir die gesamte Bundesrepublik Deutschland aufsummiert.

Fiir uns bedeutet inklusive Mobilitat: Zu jedem sozialversicherungspflichtigen
Arbeitsvertrag gehort ein verpflichtendes Jobticket. Damit konnen alle
Verkehrstrager gebucht werden, angefangen vom OPNV, E-Scootern, Car-Sharing,
etc.

Unternehmen werden an der Finanzierung des OPNV durch eine Nahverkehrsabgabe pro
Mitarbeiter*in pro Monat beteiligt.

Der § 161 im hessischen Schulgesetz muss geandert werden: Alle Schiiler*innen in
Hessen miissen ein kostenloses OPNV-Ticket erhalten.

Wir fordern eine Projektgesellschaft auf Landesebene, die kleinere Kommunen oder
Landkreise berat bei der intermodalen Neuordnung ihrer Stadte oder beim Ausbau
des tangentialen Verkehrs.

Plus- und XBusse, Metrobuslinien auf den Standstreifen der Autobahnen in einer
verniinftigen Taktung sind kiinftig Vorbild fiir neue Busverkehre.

Bedarfsverkehre (z.On demand), die im letzten Jahrzehnt an vielen Orten neu
eingefiihrt wurden, miissen starker ausgebaut werden.

Umstiegs-Moglichkeiten vom Auto auf Bus und Bahn durch gut angebundene und
ausgestattete P+R Platze miissen das intermodale System erganzen.
Mobilitatsstationen auf den P+R-Platzen eroffnen die Nutzung intermodaler
Verkehre.

Das System der Easy-Busse (selbstfahrende Busse) muss weiterentwickelt und da
eingesetzt werden, wo eine Linienfiihrung von Verkehrsmitteln sich nicht lohnt.

Die Forderung und Umriistung von neuen Antriebstechnologien (E-Mobilitat,
Wasserstoff) und die Dekarbonisierung des &ffentlichen Bus-Systems muss ein
weiterer Baustein sein, um die erforderliche Reduzierung des CO2-AusstofRRes zu
erreichen.

Ein Ausbau der Kapazitaten in den Metropolen kann durch smarte Technologie
forciert werden. Das Digital Train Control System sorgt smart fiir eine

Reduzierung der Abstande von Bahnen auf stark frequentierten Strecken und kann
somit zu einer hoheren Takt-Frequenz beitragen.

Alle Moglichkeiten miissen ausgenutzt werden, um hohere Kapazitaten zu erlangen
(groRe Busse, Strakenbahnen (T 40) und U-Bahnen)

Eine Verdoppelung des OPNV wird nur gelingen, wenn es in ganz Deutschland ohne
spezifische Kenntnis des jeweiligen OPNV-Systems moglich ist, Fahrausweise des
OPNV mobil per App zu buchen und zu verwenden. Sie wird nur gelingen, wenn alle
Verkehrsmittel Echtzeitdaten iiber die aktuelle Plinktlichkeit und den Standort in
die Auskunftsplattformen einspeisen, wie es heute schon in den Verbiinden iiblich
ist.

Bis 2030 miissen alle Verkehrsstationen mit mehr als 1000 Ein/Aussteiger am Tag
barrierefrei sein. Perspektivisch gilt dies fiir alle Verkehrsstationen.
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Votum der Redaktionskonferenz

Annahme
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Antrag J002: Umfassende Barrierefreiheit auf Bahnhofen

Antragsteller*in: Unterbezirk Limburg-Weilburg (Unterbezirk), OV Bad Camberg
Status: zugelassen

Empfehlung der Erledigt durch

Redaktionskonferenz:

Sachgebiet: J - Mobilitat

Der Parteitag moge beschliefRen:

Der SPD Unterbezirk Limburg-Weilburg fordert die SPD auf Landes- und Bundesebene auf,

-

2 sich fiir die Herstellung umfassender Barrierefreiheit auf allen Bahnhofen zu

3 engagieren und dabei sicherzustellen, dass die Kosten nicht auf die betroffenen
4 Kommunen umgelegt werden.

Begriindung

Mobilitat ist heute vielleicht wichtiger denn je und leistet einen elementaren Bestandteil zur
gesellschaftlichen Teilhabe und zwar sowohl im beruflichen wie im privaten Umfeld. Es ist
deshalb unerlasslich, dass Zugang zu den Einrichtungen des offentlichen Personennahverkehrs
flachendeckend auch Menschen mit besonderen Bediirfnissen gewahrleistet wird. Dazu zahlt
insbesondere die Zuganglichkeit zu Bahnhofen und Bahnsteigen fiir Menschen mit korperlichen
Beeintrachtigungen, aber auch fiir solche, die etwa einen Kinderwagen oder schweres Gepack mit
sich fiihren. Werden durch entsprechende Bundesmittel, die durch spezielle Landesmittel
aufzustocken sind, Bahnhofe gerade im landlichen Raum barrierefrei umgestaltet, leistet dies
nicht nur einen erheblichen Beitrag zu einer inklusiven Gesellschaft, sondern steigert auch die
grundsatzliche Attraktivitdt des OPNV und unterstiitzt damit eine Verkehrswende, die auch und
vor allem unter okologischen Gesichtspunkten dringend geboten ist.

Votum der Redaktionskonferenz

Erledigt durch Annahme J001
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Antrag J003: Schaffung einer hessischen
Landeseisenbahninfrastrukturgesellschaft

Antragsteller*in: Jusos Hessen-Siid (Arbeitsgemeinschaft)
Status: zugelassen

Empfehlung der Erledigt durch

Redaktionskonferenz:

Sachgebiet: J - Mobilitat

Der Parteitag moge beschliefRen:

1 Die SPD Hessen und die SPD-Landtagsfraktion sollen sich dafiir einzusetzen, dass

2 1. Der OPNV in Hessen ausgebaut wird, um einen dkologischen-sozialen
3 Verkehrsansatz zu verfolgen. Die aktuelle Landesregierung kommt dieser Aufgabe
4 in ungeniigender Art und Weise nach.

5 2. Kommunen brauchen Unterstiitzung bei der Planung, Umsetzung und Realisierung von

6 Projekten im Bereich Schieneninfrastruktur. Diese Aufgabe allein den

7 Kommunen und Verbilinden zu liberlassen, und sich als Land zuriickzuziehen mit der

8 Begriindung als Zuwendungsgeber, bremst den notwendigen Ausbau des OPNV. Zudem
9 verscharfen sich Ungleichheiten in der Stadt und auf dem Land.

10 3. Daher soll eine hessische Landeseisenbahninfrastrukturgesellschaft

1 gegriindet werden, die sich um regionale Eisen-und Schienenbahnprojekte kiimmert,
12 Planungen iibernehmen und biindeln, die Realisierung, die Unterhaltung und

13 die Aufrechterhaltung neben der Finanzierung von Infrastrukturprojekten

14 ubernimmt. Dafiir braucht es auch eine eng mit den Kommunen abgestimmtes

15 Vorgehen.

16 4. Die hessischen Landeseisenbahninfrastrukturgesellschaft soll aus
17 Anteilseignern des Landes und der Beteiligung der Kommunalen Familie bestehen.

18 5. Die Landeseisenbahninfrastrukturgesellschaft soll maRgeblich nach
19 okologisch sinnvollen und nachhaltigen Mobilitats-, Umwelt- und Klimapolitik
20 handeln.

21 6. Nach der Novellierung des Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetzes soll

22 die Gesellschaft sich schnellstmoglich um die Reaktivierung von

23 stillgelegten Schienenstrecken, u.a. mit der Aartalbahn, und den Ausbau

pIA des Eisenbahnverkehrsnetzes, u.a. mit der Siid- und Osttangente Frankfurt,

25 kiimmern. Ferner fordern wir den schnellstmoglich Bau und die Aktivierung bereits

26 geplanter Strecken, wie z.B. der Regionaltangente West.

27 7. Die Bundesregierung wird aufgefordert, dass die Vorgaben fiir die neuen

28 KNU Berechnung schnellstmoglich vorgelegt werden soll. Dabei zahlen fiir uns
29 neben Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit auch Klimaschutzaspekte, Gleichwertige
30 Lebensverhaltnisse und landliche ErschlieBung/Anbindung als wichtige Kriterien.
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Votum der Redaktionskonferenz

Erledigt durch Annahme J0O1
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Antrag J004: Kostenloses OPNV Ticket fiir Auszubildende und
Personen, die ein FS) oder BFD absolvieren

Antragsteller*in: Unterbezirk Limburg-Weilburg (Unterbezirk), Jusos Limburg-
Weilburg

Status: zugelassen

Empfehlung der Uberweisung an

Redaktionskonferenz:

Sachgebiet: J - Mobilitat

Der Parteitag moge beschliefRen:

1 Der SPD Bezirk Hessen-Siid setzt sich fiir die Einfiihrung eines kostenlosen OPNV

2 Tickets fiir Auszubildende und Personen, die ein FS) (bzw. vergleichbares soziales

3 Jahr) oder BFD absolvieren, ein und fordert die Aufnahme des kostenlosen Tickets in
4 das SPD-Landtagswahlprogramm. Zudem soll die SPD-Landtagsfraktion einen

5  entsprechenden Gesetzesentwurf im hessischen Landtag einbringen.

Begriindung

Insbesondere Auszubildende sowie Jugendliche und junge Erwachsene, die sich fiir ein soziales
Jahr entscheiden haben nur sehr geringe finanzielle Mittel und sind zudem oftmals auf den OPNV
angewiesen. Es besteht zwar die Moglichkeit fiir sie das sogenannte Schiilerticket fiir 365€ im Jahr
zu beziehen, aber auch dies ist sehr viel Geld im Vergleich zu der Vergiitung, die sie erhalten. Aus
Umweltschutzgedanken und sozialer Gerechtigkeit ist die Einfiihrung eines kostenlosen OPNV
Tickets fiir diese Personengruppen essentiell.

Weiterleiten an

Programmkommission zur Landtagswahl

Votum der Redaktionskonferenz

Uberweisung als Material an die Programmkommission zur Landtagswahl
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Antrag J005: Kommunale Verkehrsbetriebe bei steigenden
Energiekosten unterstiitzen

Antragsteller*in: Unterbezirk Offenbach Stadt (Unterbezirk)
Status: zugelassen

Empfehlung der Annahme

Redaktionskonferenz:

Sachgebiet: J - Mobilitat

Der Parteitag moge beschliefRen:

1 Zur Weiterleitung an die Land- und Bundestagsfraktion

> 1. Die SPD fordert die Bundesregierung die Regionalisierungsmittel fiir den OPNV

3 deutlich zu erhohen und auch liber den aktuell beschlossenen Zeitraum hinaus zu
4 verlangern, um die Verkehrsbetriebe bei den massiven Energiekostensteigerungen
5 zu unterstutzen.

6 2. Die SPD fordert die Landesregierung anteilig zum Bund die Mittel fiir den OPNV zu

7 erhohen, um die kommunalen Verkehrsbetriebe bei den massiven
8 Energiekostensteigerungen zu unterstiitzen.
Begriindung

Erfolgt miindlich

Votum der Redaktionskonferenz

Annahme
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Antrag J006: Flugverkehr

Antragsteller*in: Unterbezirk Frankfurt (Unterbezirk)
Status: zugelassen

Empfehlung der Uberweisung an
Redaktionskonferenz:

Sachgebiet: J - Mobilitat

Der Parteitag moge beschliefRen:
1 Die SPD soll sich auf Bundes- und Europa-Ebene dafiir einsetzen, dass die EU eine
2 gesamteuropadische Organisation des Luftverkehrsmarktes vorantreibt.

3 1. Den europaischen Flughafenausbau auf das notwendige MaB zu beschranken und
4 die Landerechte europaisch zu verteilen und insgesamt nicht zu erhohen, um
5 gesamteuropaisch die Umweltbeeintrachtigungen zu reduzieren.

6 2. Klimafreundliche Regulierungen und Technologien durchsetzen.

7 3. Kerosinsubventionen eingestellt und kiinftig nur noch klimaneutrale Kraftstoffe
8 gefordert werden

9 4. Weitere Kosten fiir die Infrastruktur von Flughafen, soweit sinnvoll und sozial
10 gerecht, in die Flugpreise integriert werden

11 5. Verlagerung von Kurzstreckenfliigen auf das Schienennetz zu fordern.

12 6. Der Ausbau europaischer Schnellzugverbindungen vorangetrieben wird

Begriindung

In der Corona-Zeit haben wir gemerkt, dass weniger Flugverkehr sich positiv auf die
Lebensqualitat auswirkt: weniger Larm, weniger Emissionen, weniger Luftverschmutzung.
Alternativen wurden gefunden: mehr Bahnreisen oder Videokonferenzen, die u.a. viele
Geschaftsreisen iiberfliissig machen. Fiir das Erreichen eines 1,5°C Zieles zum Eindammen des
Klimawandels ist die Reduktion des Flugverkehrs unbedingt notig. Daher sind finanzielle Mittel in
Alternativen wie Bahnverkehr oder Elektro-Mobilitat umzuleiten und diirfen nicht zur Subvention
von Flugverkehr beitragen.

Weiterleiten an

SPD-Bndestagsfraktion und Fraktion der Sozialdemokraten im Europaischen Parlament

Votum der Redaktionskonferenz

Uberweisung als Material an die SPD-Bundestagsfraktion und die Fraktion der Sozialdemokraten
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im Europaischen Parlament
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Antrag J007: Neue Automodelle nur nach Crashtests mit
weiblichen Dummies zulassen!

Antragsteller*in: ASF Hessen-Siid (Arbeitsgemeinschaft)
Status: zugelassen

Empfehlung der Annahme

Redaktionskonferenz:

Sachgebiet: J - Mobilitat

Der Parteitag moge beschliefRen:

Die Bezirkskonferenz der SPD Hessen-Siid fordert die SPD-Bundestagsfraktion auf, sich

-

2 dafiir einzusetzen, dass neue Automodelle kiinftig nur noch dann zugelassen werden

3 diirfen, wenn Crashtests auch an dem weiblichen Kérper nachempfundenen Dummies und
4 nicht nur an kleingerechneten mannlichen Dummies durchgefiihrt wurden.

Begriindung

Bestandteil des Zulassungsverfahrens fiir neue Automodelle sind Crashtests. In der Europaischen
Union werden Crashtests bislang nur mit Dummies durchgefiihrt, die dem mannlichen Korper
nachempfunden sind. Als ,weibliche” Dummies werden dabei mannliche Dummies verwendet,
deren Gewicht und GroBe auf das Gewicht und die GroRe einer Durchschnittsfrau
heruntergerechnet werden.

Der weibliche Korper ist jedoch kein kleingerechneter mannlicher Korper. Die weiblichen
Proportionen und der weibliche Korperbau unterscheiden sich von den mannlichen. So haben
Frauen zum Beispiel in der Regel ein schwacheres Muskelsystem und schwachere Sehnen als
Manner. Dadurch sind Frauen bei einem Crash haufig wesentlich starker gefahrdet als Manner.
Frauen werden bei Verkehrsunfallen einerseits haufiger verletzt, andererseits auch haufig starker
verletzt als Manner, weil zum Beispiel die Gurte und Airbags an mannlichen Dummies getestet
wurden. Das muss in Zukunft bei der Zulassung von neuen Automodellen durch Tests mit echten,
der Anatomie von Frauen nachempfundenen weiblichen Dummies beriicksichtigt werden!

In den USA miissen Hersteller fiir Tests zu Frontalkollisionen bereits Dummies verwenden, die sich
an der weiblichen Anatomie orientieren. Auch die Euro NCAP (European New Car Assessment
Programme), die Tests fiir Verbraucher durchfiihrt, setzt seit 2015 an der weiblchen Anatomie
orientierte Dummies ein. Nur die Europdische Union hinkt hier noch hinterher.
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Antrag J008: Verkehrswende umsetzen - Kein 10-spuriger
Ausbau der BAB 5 zwischen Friedberg und Nordwestkreuz

Antragsteller*in: Unterbezirk Frankfurt (Unterbezirk)
Status: zugelassen

Empfehlung der Uberweisung an
Redaktionskonferenz:

Sachgebiet: J - Mobilitat

Der Parteitag moge beschliefRen:

-

Seit geraumer Zeit versucht die Politik gemeinsam mit den Biirger*innen und
Wissenschaftler*innen den CO-2 AusstoR und die Klimaziele durch Verringerung von u.a.
Individualverkehr bis zum Jahr 2030 umzusetzen. Nun war einem Bericht der FNP zu
entnehmen, dass das Bundesministerium fiir Verkehr und digitale Infrastruktur (BMVI)
eine Machbarkeitsstudie zum 10- spurigen Ausbau in Auftrag gegeben habe. Den
Ortsbeitraten und Stadtverordneten liegt aktuell eine Stellungnahme des Magistrates
der Stadt Frankfurt am Main ST 419 vom 06.03.2020 vor, die lediglich von einem 8-
spurigen Ausbau ausgeht.

9 Auf der Seite von Hessen Mobil war bis vor Kurzem nur von einem 8- spurigen Ausbau
10 die Rede. Dieser Link (https:// mobil.hessen.de/planung/planungsprojekte/rhein-main/5-
11 ausbaunordwestkreuz- frankfurtfriedberg ) ist mittlerweile geldscht. Erst die

12 genauere eigene Recherche hat ergeben, dass fiir die Erstellung eines Gutachtens durch
13 Hessen Mobil als Auslober und Bauherr ein Gutachten, eine Studie

14 https://www.competitionline.com/de/ergebnisse/313290 zum 10-spurigen Ausbau in

15 Auftrag gegeben wurde.

o B~ W N

~

16 Dies vorausgeschickt moge der Jahresparteitag der SPD Frankfurt am Main beschlieBen:

17 Die SPD-Bundestagsfraktion sowie die SPD-Landtagsfraktion werden mit
18 entsprechenden Antragen in den jeweiligen Parlamenten aufgefordert

19 1. alle rechtlichen Moglichkeiten auszuschopfen, um im Hinblick auf die

20 Klimaschutzziele der Bundesregierung und der Hessischen Landesregierung auf das
21 Bundesverkehrsministerium hinzuwirken, dass ein 10-spuriger Ausbau gegen die
22 hochstrichterlich unterstiitzten Klimaschutzziele verstoBt und einer

23 Verkehrswende widerspricht,

24 2. alle bisherigen Planungen zu dem 10-spurigen Ausbau der BAB 5 im Bereich
25 des Stadtgebietes Frankfurt und bis Friedberg und Untersuchungen den Parlamenten
26 und der Offentlichkeit zu prasentieren sowie

27 3. ein entsprechendes Gutachten durch Einfrierung von Finanzierungsmitteln zu
28 stoppen ist.

Begriindung
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Um die Klimaschutzziele zu erreichen, ist es notwendig den Individualverkehr zu reduzieren und
Giitertransporte von der StralRe auf die Schiene zu bringen. Schon der im
Bundesverkehrswegeplan 2030 enthaltene Ausbau auf 8 Spuren ist nicht mehr zeitgemaR. Bei
einer heute beginnenden Planung fiir einen 10-spurigen Ausbau ist mir einer Fertigstellung nicht
vor 2045 zu rechnen. Dann werden durch die Klimawende Autobahnen in der derzeitigen Form und
GrofRe nicht mehr benotigt. Auch schon heute lasst sich die durch Geschwindigkeitsreduzierung
und eine intelligente Steuerung des Verkehrsflusses die Kapazitat einer Autobahn erhdhen.

Dariiber hinaus stellt die Beauftragung eines Gutachtens ohne Einbeziehung der Parlamente
von Bundestag, Landtag, der Stadtverordnetenversammlung der Stadt Frankfurt am Main
und Friedberg, des Kreisparlamentes der Wetterau sowie der betroffenen Ortsbeirate eine
grobe Missachtung der parlamentarischen Gremien dar.

In einen Interview der Frankfurter Rundschau vom 29.04.2020 erklart der Hessen-Mobil-

Chef Riegelhuth, dass ein Riickgang von Kfz-Verkehr werktags von bis zu 50% - grofRtenteils bei
den Pkw - zu verzeichnen und der Lkw Verkehr um 10-20 % zuriickgegangen sei. Daher lasst

sich eine Trasse aus 10 Fahrspuren auf der A 5 noch weniger nachvollziehen und das Gutachten ist
zu stoppen.

Die finanziellen Mittel fiir ein Gutachten sowie den Ausbau sind sinnvoller in den Ausbau
des OPNV sowie des Radwegnetzes zu verwenden.

Anmerkung:

Im Bundesverkehrswegeplan 2030 (https://www.bmvi.de/SharedDocs/DE/Publikationen/G/
bundesverkehrswegeplan-2030-gesamtplan.pdf ) wird der 8-spurige Ausbau unter der Nummer
A5-G20-HE-T7-HE gefiihrt. Fiir die 6,3 km Ausbau werden Kosten von 148 MIO € eingeplant.
Weitere 226 MIO € sollen fiir den Ausbau des NW-Kreuzes und des Bad Homburger Kreuzes
ausgegeben werden. Fiir das Gesamtprojekt vom Autobahndreieck Hattenbach bis Heppenheim
sollen 3 Milliarden EUR aufgewendet werden (https://www.bvwp-projekte.de/strasse/A5-G20-HE/
A5-G20-HE.html).

Historie:

https://web.archive.org/web/20201020100010/ https:// mobil.hessen.de/planung/
planungsprojekte/

rhein-main/5-ausbau-nordwestkreuz-frankfurtfriedberg

Zwei Trends zu beobachten - Pendler nutzen verstarkt OPNV, Giiterfernverkehr soll von der StraRe
auf die Bahn

Weiterleiten an

SPD-Landtagsfraktion und Programmkommission zur Landtagswahl

Votum der Redaktionskonferenz

Uberweisung als Material an die SPD-Landtagsfraktion und die Programmkommission zur
Landtagswahl
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Antrag KO001: Zeitliche Begrenzung der Dauer der Mandate
auf vier Legislaturperioden

Antragsteller*in: Unterbezirk Frankfurt (Unterbezirk)

Status: zugelassen

Empfehlung der Ablehnung

Redaktionskonferenz:

Sachgebiet: K - Organisation, Parteien, Verbande, Kommunen

Der Parteitag moge beschliefRen:

1 Die Mandatszeit aller hauptamtlichen Mandate ist auf vier Legislaturperioden zu
2 begrenzen.

Begriindung

Die Vielfalt der deutschen Gesellschaft im Bundes- oder Landtags und in Kommunal-vertretungen
kann schwerlich abgebildet werden, wenn Mandate unbefristet ausgeiibt werden und daraus ein
lebenslanger Beruf entsteht abseits eines normalen beruflichen Werdegangs. AuRerdem besteht
leicht die Maoglichkeit, dass sich Lobbystrukturen und Nebentatigkeiten verfestigen.

Votum der Redaktionskonferenz

Ablehnung
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Antrag K002: Bestellung von Vertrauenspersonen gegen
sexualisierte Gewalt

Antragsteller*in: Jusos Hessen-Siid (Arbeitsgemeinschaft)
Status: zugelassen
Empfehlung der Erledigt durch

Redaktionskonferenz:
Sachgebiet: K - Organisation, Parteien, Verbande, Kommunen

Der Parteitag moge beschliefRen:

-

Die Antidiskriminierungsstellen der Partei sollen um eine Vertrauensperson gegen

2 sexualisierte Gewalt erweitert werden. Diese soll mit den notigen Kompetenzen

3 ausgestattet werden, um etwaige parteiinterne disziplinarische Schritte und

4 strafrechtliche MaBnahmen gegen Tater*innen unterstiitzend einleiten und begleiten zu
5 kénnen. Uberdies soll die Person den Opfern sexualisierter Gewalt beratend zur Seite

6  stehen.

Begriindung

Die jiingsten Enthiillungen innerhalb der Partei Die Linke miissen uns ein Vorbild sein, um es
besser zu machen und praventive MaBnahmen einzuleiten. Keine Partei ist frei von Sexismus oder
Schlimmerem aktivem Handeln. Tater*innen miissen konsequent sanktioniert werden, statt dass
sie gedeckt werden. Opfer miissen unterstiitzt und gehort werden.

Votum der Redaktionskonferenz

Thema ist bereits in Umsetzung.
(siehe nachfolgend den dazugehorigen Landesvorstandsbeschluss)

Beschluss vom 06.05.2022:

Der Landesvorstand wird beauftragt eine Antidiskriminierungsstelle in Gliederungen der SPD
Hessen zu schaffen. Erganzend soll fiir alle Amts- und Mandatstrager*innen Schulungen fiir einen
diskriminierungs- und gewaltfreien Umgang angeboten werden. Der Landesvorstand soll bei der
Priifung und Etablierung einer solchen Stelle professionelle Beratung zur Rate ziehen. AuRerdem
sollen die thematisch betroffenen Arbeitsgemeinschaften innerhalb der SPD Hessen in den
Prozess eingebunden werden. Es sollen Verhaltensregeln definiert und ebenso auch
Sanktionsmoglichkeiten gepriift werden. Die Ergebnisse sollen spatestens zum Landesparteitag
2023 vorgestellt werden.
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Antrag KO003: Bestellung von Vertrauenspersonen gegen
sexualisierte Gewalt

Antragsteller*in: Jusos Hessen-Siid (Arbeitsgemeinschaft)
Status: zugelassen
Empfehlung der Erledigt durch

Redaktionskonferenz:
Sachgebiet: K - Organisation, Parteien, Verbande, Kommunen

Der Parteitag moge beschliefRen:

Die Antidiskriminierungsstellen der Partei sollen um eine Vertrauensperson gegen

-

2 sexualisierte Gewalt erweitert werden. Diese soll mit den notigen Kompetenzen

3 ausgestattet werden, um etwaige parteiinterne disziplinarische Schritte und

4 strafrechtliche MaBnahmen gegen Tater*innen unterstiitzend einleiten und begleiten zu
5 kénnen. Uberdies soll die Person den Opfern sexualisierter Gewalt beratend zur Seite

6  stehen.

Begriindung

Die jiingsten Enthiillungen innerhalb der Partei Die Linke miissen uns ein Vorbild sein, um es
besser zu machen und praventive MaBnahmen einzuleiten. Keine Partei ist frei von Sexismus oder
Schlimmerem aktivem Handeln. Tater*innen miissen konsequent sanktioniert werden, statt dass
sie gedeckt werden. Opfer miissen unterstiitzt und gehort werden.

Votum der Redaktionskonferenz

Erledigt durch K002
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Antrag K004: Die SPD muss weiblicher werden - das gilt auch
fir Podien!

Antragsteller*in: ASF Hessen-Siid (Arbeitsgemeinschaft), ASF Kreis Offenbach
Status: zugelassen
Empfehlung der Annahme in geanderter Fassung

Redaktionskonferenz:
Sachgebiet: K - Organisation, Parteien, Verbande, Kommunen

Der Parteitag moge beschliefRen:

1 Alle mannlich gelesenen SPD-Mitglieder werden aufgefordert, nicht mehr als Sprecher
2 auf rein mannlichen Podien aufzutreten.

Begriindung

Seit liber 100 Jahren kampfen besonders Frauen fiir gleiche Rechte. Vieles wurde erreicht -
manches bereits Erreichte ist aber leider wieder revidiert worden.

Wir erleben in der Gesellschaft ein konservatives Rollback, der von konservativen Gruppierungen
und Parteien vorangetrieben wird. Oftmals werden sachkundige Politiker auf Podien eingeladen
und finden dort eine frauenfreie Zone vor!

Solche sogenannten Male-Only-Panels zeigen auf, dass Sprecher Teil des Problems sind! Sind
miissen aber zwingend Teil der Losung werden. Erst, wenn es Mannern unangenehm wird, auf
einem rein mannlich besetzten Podium zu sitzen, haben wir unser Ziel erreicht.

Unsere Partei hat die Geschlechterquote beschlossen und bekennt sich zur Gleichstellung der
Geschlechter.

Aus diesem Grund fordern wir aktiv alle mannlich gelesenen Politiker (besonders Cis Manner!)
dazu auf, Podien ohne weibliche (gelesene) Person nicht zu betreten. In Zuge dessen begriiRen wir
den Verweis auf die fehlende weibliche Beteiligung beim Veranstalter.

Gleichberechtigung geht uns alle an. Feminismus ist auch Mannersache!
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Antrag K004-A001: Anderungsantrag zu K004

Anderungsantrag zu K004

Der Parteitag moge beschlieRen:

Antragsteller*in:
Status:

Empfehlung der
Redaktionskonferenz:

Sachgebiet:

Zeile1-2

1

Umut Sonmez
zugelassen
Annahme

K - Organisation, Parteien, Verbande, Kommunen

Alle mannlich gelesenen SPD-Mitglieder werden aufgefordert, bei rein mannlich besetzten
Podien die Veranstalterin darauf hinzuweisen, dass dergestalt besetzte Podien nicht mehrals-

Sprecher

zeitgemal sind. Sie sollen die Veranstalterin dazu aufrufen, auch Diskutantinnen anderen

Geschlechts einzuladen und hierzu auch entsprechende Personalvorschlage machen. Sollte

die Veranstalterin dennoch ein rein mannliches Podium beibehalten, werden alle mannlich

gelesenen SPD-Mitglieder aufgefordert, wahrend der entsprechenden Podiumsdiskussion auf

rein-mannlichenPodienaufzutretendie Inakzeptabilitat dieses Umstands hinzuweisen.
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Antrag K005: Erhohung des Ortsvereins-Anteils am
Mitgliedsbeitrag auf 35 %.

Antragsteller*in: Unterbezirk Darmstadt-Dieburg (Unterbezirk)
Status: zugelassen
Empfehlung der Ablehnung

Redaktionskonferenz:
Sachgebiet: K - Organisation, Parteien, Verbande, Kommunen

Der Parteitag moge beschliefRen:

1 Erhohung des Ortsvereins-Anteils am Mitgliedsbeitrag auf 35 %.

Begriindung

Der Ortsverein ist die kleinste politische Einheit unserer Partei und damit die Basis der SPD.

Wir vor Ort sind diejenigen, die sich tolle Aktionen, Veranstaltungen und Gewinnspiele einfallen
lassen, um neue Mitglieder zu werben. Wir vor Ort sind diejenigen, die mit unserem eigenen
Equipment wie z.B, Auto und Leiter die Plakate fir Wahlkampfe hangen und entsorgen Wir
bezahlen alle Nadeln, Broschen und Urkunden um unsere Mitglieder zu ehren. Wir vor Ort sind
diejenigen, die alle Flyer verteilen und nah bei den Leuten sind. Wir bestiicken unsere Infostande
mit tollen Giveaways und bezahlen z.B. Rosen-Verteilaktionen komplett aus unserer Kasse. Bei der
diesjahrigen Bundestagswahl waren es sogar wir, die die Olaf Scholz Plakate selbst bezahlen
mussten.

Das alles sollen wir mit 20 % unserer Mitgliedsbeitrage machen. Geld von Mitgliedern, die einen
Beitrag zahlen um ihren Ortsverein zu unterstiitzen. 80 % davon bekommt die Partei. Und wir, die
Basis unserer Partei, machen die ganze Arbeit, bei den Leuten vor Ort, fiir nur 20 %.

Schauen wir uns die Altersstruktur unserer Partei an, dann werden wir schnell feststellen, dass 20
% von 2,50 € oder 5 € im Monat ein Betrag ist, mit dem wir nicht mehr auskommen konnen! Hat
ein Ortsverein keinen Biirgermeister oder anderen bekannten Hauptamtlichen, so ist es auch
nicht einfach an Spenden aus der Bevdlkerung zu kommen, ohne die wir schon lange nicht mehr
wahlkampffahig sind!

Ein groBes Thema der SPD ist die Gerechtigkeit. Wir als Basis fordern eine Erhohung unseres
Ortsvereins-Anteils am Mitgliedsbeitrag auf 35 %. Es ist nur gerecht, wenn diejenigen, die der Kitt
unserer Partei sind auch dementsprechend finanziell unterstiitzt werden. Und das sind wir
Ortsvereine!

Klar ist, dass das nicht auf Kosten des Personals gehen darf.

Votum der Redaktionskonferenz

Ablehnung
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Antrag K006: Grenzverletzung, Diskriminierung und Gewalt
in Form von sexistischen, rassistisch.gn, ableistischen, homo-
oder transphoben Handlungen und AuBerungen vorbeugen

Antragsteller*in: ASF Hessen-Siid (Arbeitsgemeinschaft)
Status: zugelassen
Empfehlung der Uberweisung an

Redaktionskonferenz:

Sachgebiet: K - Organisation, Parteien, Verbande, Kommunen

Der Parteitag moge beschliefRen:

-

S~ W N

20
21
22

23
24

25
26

27
28

Das Entsetzen nach jiingsten Verdffentlichungen iiber sexuelle Ubergriffe im
Landesverband der Linken in Hessen ist groB. Das hat die wichtige Debatte zu ,Me Too"
aktuell wieder auf die Tagesordnung gebracht. Neben Sexismus gibt es aber auch
weitere Probleme des Umgangs innerhalb von Parteien.

Unsere Partei muss einen gesicherten Raum bieten, in dem sich Genoss*innen auf Basis
von Vertrauen, Fairness und gegenseitigem Respekt gegenilibertreten konnen, ohne Angst,
sexistisch behandelt, beleidigt, diskriminiert oder gar mit Gewalt bedroht zu werden.

Der Bezirksparteitag der SPD Hessen-Siid fordert den Bundesvorstand der SPD sowie den
Hessischen Landesvorstand dazu auf, folgende MaBnahmen zu treffen, um sexualisierte
Belastigung und Gewalt innerhalb der Partei vorzubeugen und eventuell Betroffenen die
Moglichkeit zu geben, sich an unabhangige Vertrauenspersonen wenden zu konnen.

Es soll ein ,Awareness-Team" ins Leben gerufen werden, das nicht nur fiir Falle
sexualisierter Gewalt ansprechbar sein sollte - sondern auch fiir alle weiteren Arten
von Gewalt und Diskriminierungen.

Awareness ist ein Konzept, dass sich gegen jede Form von Grenzverletzung, Gewalt und
Diskriminierung durch sexistische, rassistische, ableistische (Diskriminierung von
Menschen mit Beeintrachtigungen), homo- oder transphobe Handlungen und Haltungen
stellt, sie nicht toleriert, sondern dagegenhandelt beziehungsweise
Handlungsmoglichkeiten aufzeigt.

Das Team sollte aus mindestens drei Personen aus unterschiedlichen Betroffenengruppen
aufgestellt sein. Wichtig ist, dass diese Personen im Umgang mit sexualisierter
Gewalt und Diskriminierungen regelmaRig geschult werden.

Das Awareness-Team hat die Aufgabe, fiir die betroffenen Personen ansprechbar zu sein,
ihnen zur Seite zu stehen und sie zu unterstiitzen.

Wichtig ist, dass dies Team unabhangig von parteipolitischen Interessen handelt und
die Anliegen der Betroffenen an oberster Stelle stehen.

Betroffene miissen sich vertraulich an das Team wenden konnen und ohne ,Belehrungen”
angehort werden.
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Jegliches weitere Vorgehen darf ausschlieBlich im Einvernehmen mit den betroffenen
Personen geschehen. Wenn es notig ist und es gewiinscht wird, sollen externe
Beratungsstellen hinzugezogen werden.

Die Vertrauenspersonen sollen dabei keine therapeutische oder juristische Beratung
leisten, sondern nur die externe Begleitung organisieren.

Das Awareness-Teams sollte nicht nur situationsbedingt die Betroffenen unterstiitzen
und klarende Gesprache mit den Beschuldigten fiihren, sondern auch jahrlich eine
Dokumentation der Falle — natiirlich in anonymisierter Form - an die jeweiligen
Parteivorstande abgeben. Dann sollte gepriift werden, ob weiterer Handlungsbedarf
erforderlich ist.

Zur Aufstellung und Aufgabenbeschreibung des Awareness-Teams muss professionelle
Beratung von Fachstellen gegen sexuelle Gewalt und gegen Diskriminierung eingeholt
werden.

Weiterhin missen in der Zukunft Ortsvereinsvorsitzende, Unterbezirksvorsitzende sowie
Vorsitzende von Arbeitsgemeinschaften Schulungen zur Sensibilisierung besuchen. Es
gilt, (insbesondere auch in Sitzungen) sexualisierte und sexistische sowie weitere
diskriminierende AuBerungen zu unterbinden.

Zusatzlich miissen Sanktionsmechanismen fiir Fehlverhalten entwickelt werden.
Mitglieder, die sich sexistisch, homophob, rassistisch, antisemitisch,

antiziganistisch, ableistisch etc. verhalten, sollten auch unterhalb der Schwelle

eines Parteiordnungsverfahrens sanktioniert werden konnen — etwa mit der Entbindung
von Parteiamtern oder einem befristeten Ausschluss von Sitzungen.

Zur Einschatzung von sexuellen Belastigungen empfehlen wir dem SPD-Bundesvorstand
sowie dem hessischen SPD-Landesvorstand die Orientierung an das Allgemeine
Gleichbehandlungsgesetz (AGG).

Das Allgemeine Gleichbehandlungsgesetz (AGG) verbietet sexuelle Belastigung
insbesondere in beruflichen Zusammenhangen (§ 2 Abs. 1 Nr. 1-4 AGG). Das Gesetz gibt
Beschaftigten Rechte, um sich gegen sexuelle Belastigung zur Wehr zu setzen.
Arbeitgebende sind verpflichtet, ihre Beschaftigten aktiv vor sexueller Belastigung

zu schiitzen. Sexuelle Belastigungen am Arbeitsplatz konnen auRerordentliche fristlose
Kiindigungen rechtfertigen.

Das Gesetz gibt eine gute Auflistung nicht hinnehmbarer Ubergriffe und nennt als
Beispiele sexueller Belastigung u. a. Bemerkungen sexuellen Inhalts oder
Aufforderungen zu sexuellen Handlungen.

Bei sexueller Belastigung konnen drei Kategorien unterschieden werden: verbale, non-
verbale und physische Belastigung —nachfolgend eine Ubersicht, wie dies u.a.
geschehen kann.

Verbal
e sexuell anziigliche Bemerkungen und Witze

e aufdringliche und beleidigende Kommentare iiber die Kleidung, das Aussehen oder
das Privatleben
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70 o sexuell zweideutige Kommentare
71 Fragen mit sexuellem Inhalt, z.B. zum Privatleben oder zur Intimsphare

72 o Aufforderungen zu intimen oder sexuellen Handlungen, z.B. ,Setz dich auf meinen
73 SchoR!“

7. o sexualisierte oder unangemessene Einladungen zu einer Verabredung

75 Non-verbal

76 * aufdringliches oder einschiichterndes Starren oder anziigliche Blicke

77 Hinterherpfeifen

78 e unerwiinschte E-Mails, SMS, Fotos oder Videos mit sexuellem Bezug

79 e unangemessene und aufdringliche Annaherungsversuche in sozialen Netzwerken
80 o Aufhangen oder Verbreiten pornografischen Materials

81 e unsittliches EntbloRen

82  Physisch

83 o jede unerwiinschte Beriihrung (Tatscheln, Streicheln, Kneifen, Umarmen, Kiissen),
84 auch wenn die Beriihrung scheinbar zufallig geschieht

85 e wiederholte korperliche Annaherung, wiederholtes Herandrangeln, wiederholt die
86 tibliche korperliche Distanz (ca. eine Armlange) nicht wahren

g7 e korperliche Gewalt sowie jede Form sexualisierter Ubergriffe bis hin zu
88 Vergewaltigung

89 Was am Arbeitsplatz gilt, muss liberall anders gelten - natiirlich auch innerhalb der
90 SPD.

Weiterleiten an

Arbeitsgruppe des SPD Landesvorstandes Hessen

Votum der Redaktionskonferenz

Uberweisung als Material an die Arbeitsgruppe im Landesvorstand mit Verweis auf
Landesvorstandsbeschluss

Beschluss vom 06.05.2022:

Der Landesvorstand wird beauftragt eine Antidiskriminierungsstelle in Gliederungen der SPD
Hessen zu schaffen. Erganzend soll fiir alle Amts- und Mandatstrager*innen Schulungen fiir einen
diskriminierungs- und gewaltfreien Umgang angeboten werden. Der Landesvorstand soll bei der
Priifung und Etablierung einer solchen Stelle professionelle Beratung zur Rate ziehen. AuBerdem
sollen die thematisch betroffenen Arbeitsgemeinschaften innerhalb der SPD Hessen in den
Prozess eingebunden werden. Es sollen Verhaltensregeln definiert und ebenso auch
Sanktionsmoglichkeiten gepriift werden. Die Ergebnisse sollen spatestens zum Landesparteitag
2023 vorgestellt werden.
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Antrag K006-A001: Anderungsantrag zu K006

Anderungsantrag zu K006

Antragsteller*in: Redaktionskonferenz

Status: zugelassen

Empfehlung der Annahme

Redaktionskonferenz:

Sachgebiet: K - Organisation, Parteien, Verbande, Kommunen

Der Parteitag moge beschlieRen:

Zeile1- 4

PR C R
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Antrag K007: SPD muss weiblicher werden - auch bei
Wahlkampfmaterialien

Antragsteller*in: ASF Hessen-Siid (Arbeitsgemeinschaft)
Status: zugelassen
Empfehlung der Erledigt durch

Redaktionskonferenz:
Sachgebiet: K - Organisation, Parteien, Verbande, Kommunen

Der Parteitag moge beschliefRen:

1 Der Bezirksparteitag der SPD Hessen-Siid fordert fiir Wahlen verantwortliche
2 Sozialdemokrat*innen auf, dass bei kiinftigen Wahlen auch jeweils spezielle
3 Wahlkampfmaterialien fiir Frauen erstellt werden.

Begriindung

wenn gewlinscht miindlich

Votum der Redaktionskonferenz

Erledigt durch praktisches Handeln.
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Antrag K007-A001: Anderungsantrag zu K007

Anderungsantrag zu K007

Antragsteller*in: Umut Sonmez
Status: zugelassen
Sachgebiet: K - Organisation, Parteien, Verbande, Kommunen

Der Parteitag moge beschlieRen:

Zeile1-2

1 Der Bezirksparteitag der SPD Hessen-Siid fordert fir\Wahlen-verantwortliche-

2 Sezialdemokrat*innenalle Gliederungen in ihrem Einzugsgebiet auf, dass bei kiinftigen
Wahlen in Absprache mit der jeweiligen AsF-Gliederung auch jeweils spezielle

3 Wahlkampfmaterialien fiir Frauen erstellt werden.
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Antrag K008: Umstellung auf nachhaltige Give Aways

Antragsteller*in: Unterbezirk GieRen (Unterbezirk)
Status: zugelassen
Empfehlung der Erledigt durch

Redaktionskonferenz:

Sachgebiet: K - Organisation, Parteien, Verbande, Kommunen

Der Parteitag moge beschliefRen:

o uu &~ W N =

~

Give Aways sind nach wie vor beliebte Wahlwerbemittel, die mit jedem Wahlkampf zuhauf
bestellt und verteilt werden. Zwar gibt es schon nachhaltige Alternativen, die im

SPD-Shop bestellt werden konnen. Jedoch sind bei Weitem noch nicht alle Give Aways

aus nachhaltigen Materialien. Oft sind sie sogar einzeln in Plastik eingepackt,

wodurch deutschlandweit Unmengen an Miill anfallen. Dem Thema kann sich niemand mehr
verwehren und es interessiert auch viele Wahlerinnen und Wahler.

Wir fordern deshalb den SPD- Bundesvorstand auf, schnellstmoglich auf nachhaltige,
ressourcenschonende und miillarme Give Aways umzustellen, sofern dies finanziell
sinnvoll darstellbar ist. Zudem sollen sie moglichst in Deutschland und unter guten
Arbeitsbedingungen produziert sein. Bei der Auswahl der Produzenten soll auch auf
unnotigen Plastik- Verpackungsmiill geachtet werden. Die Materialien sollen moglichst
aus nachwachsenden Ressourcen sein, jedoch zumindest aus recyceltem, nicht neu
hergestelltem Plastik.

Begriindung

Die Ressourcen der Erde sind endlich und die Erde versinkt im Plastikm{ill. Wir als Partei miissen
uns an dieser Stelle auch unserer Verantwortung bewusst sein und mit gutem Beispiel
vorangehen. Bei jedem Wahlkampf werden neue Give Aways bestellt und produziert. Alte,
personalisierte Geschenke sind oft nicht wiederverwendbar. Hier muss dringend zu
nachhaltigeren Alternativen gefunden werden, um an dieser Stelle Miill einsparen zu konnen.

Votum der Redaktionskonferenz

Erledigt durch praktisches Handeln.
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Antrag K009: Forderung von Diversity-Fachstellen durch das
Land Hessen (AG SPDqueer Limburg-Weilburg)

Antragsteller*in: Unterbezirk Limburg-Weilburg (Unterbezirk)
Status: zugelassen
Empfehlung der Uberweisung an

Redaktionskonferenz:
Sachgebiet: K - Organisation, Parteien, Verbande, Kommunen

Der Parteitag moge beschliefRen:

1 Wir fordern die Landespartei auf, im Wahlprogramm fiir die Landtagswahl 2023 die
2 Forderung von Diversity-Fachstellen in den Kreisverwaltungen des Landes Hessen
3 aufzunehmen.

Begriindung

Diversity meint den bewussten Umgang mit Vielfalt in der Gesellschaft. Dazu gehoren die Herkunft
von Menschen, deren sexuelle Orientierungen und Geschlechtsidentitaten, aber auch Aspekte wie
das Alter oder die soziale Herkunft. Es ist ein organisatorisches sowie gesellschaftspolitisches
Konzept, das einen wertschatzenden, bewussten und respektvollen Umgang mit Verschiedenheit
und Individualitat propagiert. Diversity orientiert sich nicht an Defiziten oder versucht Losungen
fiir vermeintliche Probleme aufzuzeigen. Vielmehr geht es bei Diversity darum, die vielfaltigen
Leistungen und Erfahrungen von Menschen zu erkennen und sie als Potential zu begreifen und zu
nutzen. Mit Hilfe von Diversity-Fachstellen konnen Vorurteile gegeniiber gesellschaftlichen
Minderheiten abgebaut werden, da nicht das Vorurteil bei der Arbeit einer Diversity-Fachkraft im
Fokus steht, sondern der Wert aller Mitarbeiter*innen innerhalb der Organisation. Gerade in
Bezug auf Verwaltungen, die als Ansprechpartner fiir Biirger*innen fungieren ist der vorurteilsfreie
Umgang mit Menschen unerlasslich. Aus diesem Grund halten wir es als SPDqueer fiir wichtig,
dass im Sinne der Biirger*innen Verwaltungsmitarbeiter*innen dahingehend geschult sind.

Gleichstellungsbeauftragte haben im Gegensatz zu Diversity-Fachstellen einen begrenzten
Arbeitsbereich, der sich auf die Gleichstellung zwischen den Geschlechtern bezieht. Diversity ist
hingegen breiter gefasst und beschreibt alle Aspekte, die einen Menschen ausmachen und die
eine Bereicherung fiir eine Organisation darstellen konnen, bzw. Grund fiir Diskriminierungen am
Arbeitsplatz sein konnen. Anstelle der Sanktion von diskriminierendem Verhalten, nutzt das
Diversity-Management eine positive Herangehensweise und beschreibt den Nutzen einer jeden
Lebensgeschichte fiir die Organisation. Auch Integrationsbeauftragte nutzen das Konzept der
Diversity, sind allerdings durch ihren Aufgabenbereich auf die Arbeit mit Menschen mit
Migrationsgeschichte beschrankt. Der Diversity-Ansatz ermoglicht mit einer Verbreiterung des
Aufgabenspektrums eine bessere gesellschaftliche Teilhabe fiir Menschen, die von
Diskriminierung betroffen sind. Mit der Forderung von Diversity-Fachstellen in Kreisverwaltungen
durch das Land Hessen liel3e sich daher eine Zielgenauere und vor allem umfangreichere Arbeit in
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diesem Feld umsetzen.

Weiterleiten an

Programmkommission zur Landtagswahl

Votum der Redaktionskonferenz

Material an Programmkommission zur Landtagswahl
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Antrag K010: Gerechte Quoten setzen - echte Diversitat und
Teilhabe erreichen!

Antragsteller*in: Jusos Hessen-Siid (Arbeitsgemeinschaft)
Status: zugelassen
Empfehlung der Uberweisung an

Redaktionskonferenz:
Sachgebiet: K - Organisation, Parteien, Verbande, Kommunen

Der Parteitag moge beschliefRen:

1 Wir fordern die Jusos Hessen und SPD Hessen-Siid dazu auf ihre Satzungen
2 dahingehend zu andern, dass die Regelungen zu Mitgliedern des Vorstand gerecht
3 quotiert werden. Wir schlagen vor:

4 Mdnnliche Personen diirfen dem Vorstand zu maximal 50 % angehoren.

5  Bisheriger Passus der Jusos Hessen ist:Jedes Geschlecht ist zu mindestens 40% zu
6  beriicksichtigen.

7 Bisheriger Passus der SPD Hessen-Siid ist:Unter den Mitgliedern des Vorstandes miissen
8  Mdnner und Frauen mindestens zu je 40% vertreten sein.

Begriindung

Um nicht-binaren und intergeschlechtlichen Personen eine echte Teilhabe zu ermadglichen ohne
Frauen die Teilhabe zu verringern, ist es erforderlich eine Quotierung anzustreben, die
mannlichen Personen maximal 50% der Vorstandsplatze eroffnet. Andernfalls besteht die Gefahr,
dass non-bindre Personen gegeniiber weiblichen Personen um Teilhabe am Vorstand
konkurrieren.

Weiterleiten an

Organisationspolitische Kommission

Votum der Redaktionskonferenz

Uberweisung an die Organisationspolitische Kommission
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Antrag S001: Erganzung von § 2, Absatz 5 Bezirkssatzung

Antragsteller*in: Bezirksvorstand SPD Hessen-Siid
Status: zugelassen

Empfehlung der Annahme

Redaktionskonferenz:

Sachgebiet: S - Satzungsandernde Antrage

Der Parteitag moge beschliefRen:

§ 2, Absatz 5 der Satzung des SPD-Bezirks Hessen-Siid erhalt folgende Erganzung:

-

(5) (5a) In Abweichung von Absatz 2 und 4 kdonnen die zustandigen
Unterbezirksvorstande fiir kreisangehorige Gemeinden mit mehreren Ortsteilen und iiber
300 Mitgliedern festlegen, dass anstelle der Ortsbezirke Ortsvereine und anstelle des
Ortsvereins ein Gemeinde- oder Stadtverband gebildet werden. Der Ortsverein stellt
die Kandidierendenliste fiir den Ortsbeirat auf. Der Gemeinde- bzw. Stadtverband wahlt
einen Vorstand und hat das Antragsrecht an Unterbezirk und Bezirk. (5a) Kreisfreie
Stadte konnen zusatzlich zu Ortsvereinen einen Stadtbezirk griinden, in dem mehrere

9  Ortsvereine korrespondierend zu den Ortsbezirken der Ortsbeirate zusammengefasst

10 werden. Die Ortsvereine stellen die Kandidierendenliste fiir den Ortsbeirat auf und

11 haben ein Antragsrecht an den Unterbezirk. Der Stadtbezirk wahlt einen Vorstand und
12 hat das Antragsrecht an Unterbezirk und Bezirk.

o g &~ W N

~

Begriindung

Nach § 8 Absatz 6 Organisationsstatut des Parteivorstands konnen Ortsvereine freiwillig
Gemeinde,- Samtgemeinde- oder Stadtverbande bilden und ihnen kommunalpolitische und
organisatorische Aufgaben lbertragen, vgl. § 8 Absatz 6, Satz 1 Orgastatut. In § 2 Abs. 7 der
Satzung des SPD-Bezirks Hessen-Siid ist geregelt, dass regionale Zusammenschliisse (also auch
Stadtverbande) mit Zustimmung des libergreifenden Gebietsverbandes gebildet werden kdnnen,
allerdings nur fiir kreisangehorige Gemeinden. Die Erganzung der Moglichkeit fiir kreisfreie Stadte
wird nun durch die Satzungsanderung eroffnet.

Das Organisationsstatut der SPD eroffnet zudem die Moglichkeit, dass iiber Bezirkssatzungen die
Bildung solcher Zusammenschliisse verpflichtend sind, vgl. § 8 Absatz 6, Satz 3 Orgastatut. Die
Einflihrung einer solchen Verpflichtung obliegt ausschlieflich der Bezirksebene. Das
Organisationsstatut sieht nicht vor, dass Unterbezirke in ihren Satzungen eine solche
Verpflichtung regeln konnen.

Damit Unterbezirke im Bezirk Hessen-Siid verpflichtend eine Zwischenebene einfiihren konnen,
muss die Satzung des Bezirks Hessen-Siid eine entsprechende Moglichkeit im Sinne des § 8
Absatz 6, Satz 3 Orgastatut enthalten. Die Bezirkssatzung gliedert in § 2 Absatz 1 die slidhessische
SPD in Ortsvereine und Unterbezirke. Weiterfiihrende Regelungen zur Griindung

von Stadtverbanden finden sich in § 2 Absatz 5, die allerdings ausschlieBlich fiir Gliederungen in
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kreisangehorigen Gemeinden Anwendungen finden. Verpflichtende Zusammenschliisse im Sinne
des Organisationsstatuts fiir Parteigliederungen in kreisfreien Stadten hat der Bezirk nicht
geregelt.

Die vorgeschlagene Anpassung der Bezirkssatzung eroffnet den Unterbezirken mit kreisfreien
Stadten die Moglichkeit, verpflichtende Zusammenschliisse von Ortsvereinen in Form von
Stadtverbanden zu bilden.

Votum der Redaktionskonferenz

Annahme
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Antrag S002: Erganzung von § 8, Absatz 2 Bezirkssatzung

Antragsteller*in: Bezirksvorstand SPD Hessen-Siid
Status: zugelassen

Empfehlung der Annahme

Redaktionskonferenz:

Sachgebiet: S - Satzungsandernde Antrage

Der Parteitag moge beschliefRen:

§ 8, Absatz 2 der Satzung des SPD-Bezirks Hessen-Suid erhalt folgende Erganzung:

-

2. Die Einberufung mit Bekanntgabe der vorlaufigen Tagesordnung hat mindestens zwei
Monate vorher zu erfolgen. Antrage von Organisationsgliederungen sowie Vorstanden der
Gemeinde- und Stadtverbande, Ortsvereine, Ortsbezirke, Bezirksarbeitsgemeinschaften,
Arbeitskreisenund Foren miissen mindestens vier Wochen vor Tagungsbeginn beim
Bezirksvorstand eingegangen sein, der sie unverziiglich den Organisationsgliederungen
und den Delegierten bekannt zu geben hat.

o g &~ W N

~

Begriindung

Auf dem Bezirksparteitag 2021 hat der UB Wiesbaden einen Antrag zur Aufwertung von
Arbeitsgemeinschaften und Foren durch ein direktes Antrags- und Rederecht auf UB-, Bezirks- und
tberregionalen SPD-Ebenen gestellt. Die Weiterleitung des Antrags an den Bezirksvorstand wurde
auf dem Bezirksparteitag 2021 beschlossen.

Nach Uberpriifung im Organisationsstatut der Sozialdemokratischen Partei Deutschlands (Stand:
11.12.2021, § 10, Absatz (3) und (4)) und der Satzungen der Unterbezirke im Bezirk Hessen-Siid, in
denen den Arbeitskreisen und Foren bzw. Projektgruppen ein Antragsrecht zugesprochen wird,
kommt der Bezirksvorstand dem Beschluss vom 29.05.2021 nach und bringt den oben
aufgefiihrten Antrag auf Erganzung der Bezirkssatzung ein.

Votum der Redaktionskonferenz

Annahme
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	Mantel_Anträge_Bezirksparteitag
	Mantel_Seite3




	Anträge_Änderungsdartellung



